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Im Zuge einer sich dramatisch verschärfenden Wirtschaftslage zerbrachen Ende
der 80er Jahre die politischen und wirtschaftlichen Strukturen der bis dahin
kommunistisch regierten Länder Mittel- und Osteuropas. Angesichts des Schei-
terns der zentralverwaltungswirtschaftlichen Ordnung blieb als Ausweg aus der
Systemkrise nur die Transformation des Wirtschaftssystems in eine Marktwirt-
schaft westlicher Prägung. Fast ein Jahrzehnt nach Beginn des Reformprozesses
soll die vorliegende Analyse Aufschluß darüber geben, ob die Einführung der
marktwirtschaftlichen Ordnung in den mittel- und osteuropäischen Ländern ge-
lungen ist und ob diese Anschluß an die Einkommensentwicklung westlicher
Marktwirtschaften gefunden haben. Um Aussagen über Erfolg oder Mißerfolg
treffen zu können, wird als Meßlatte für die Reformpolitik ein marktwirtschaftli-
ches Referenzsystem entwickelt, das die wesentlichen Elemente einer markt-
wirtschaftlichen Ordnung enthält. Auf diese Weise wird eine ordnungspolitische
Soll-Ist-Analyse möglich, die sich auf die relativ weit fortgeschrittenen Reform-
länder Polen, Tschechische und Slowakische Republik sowie Ungarn erstreckt.
Durch einen Ländervergleich werden zudem Reformunterschiede und typische
Merkmale des Reformprozesses herausgearbeitet. Inwieweit die ordnungspo-
litischen Weichenstellungen geeignet waren, einen wirtschaftlichen Aufholpro-
zeß gegenüber den westlichen Industrieländern einzuleiten, zeigt ergänzend eine
Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung in den betrachteten Reformländern.
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spezifizierten Güterarten 251A. Marktwirtschaftliche Rahmenbedingungen für
eine erfolgreiche Systemtransformation
Ende der 80er Jahre begannen die erstarrten politischen und wirtschaftlichen
Strukturen in den kommunistisch regierten kleineren mittel- und osteuropäischen
Ländern in schneller Folge zu zerbrechen. Der politische Druck, der schließlich
auch in der Sowjetunion zur politischen Wende und zum staatlichen Zerfall
führte, war letztlich die Folge einer Krise des Wirtschaftssystems dieser Länder:
der Zentralverwaltungswirtschaft. Schon im Verlauf der 80er Jahre hatte sich der
bestehende Rückstand gegenüber den westlichen Marktwirtschaften mehr und
mehr vergrößert, und die Zerfallserscheinungen in den mittel- und osteuropäi-
schen Volkswirtschaften ließen sich immer weniger überdecken. Die kommuni-
stischen Regime waren nicht in der Lage, durch systemimmanente Reformen des
zentralverwaltungswirtschaftlichen Systems für eine Besserung der wirtschaftli-
chen Situation zu sorgen. Der Versuch der Regierenden, einen dritten Weg, etwa
in Gestalt einer „sozialistischen Marktwirtschaft", zu gehen, war von vornherein
zum Scheitern verurteilt. Angesichts des drohenden wirtschaftlichen Zusam-
menbruchs in den mittel- und osteuropäischen Ländern blieb als Ausweg nur ein
umfassender Wechsel des politischen und wirtschaftlichen Systems. Die einst als
undenkbar angesehene Transformation des totalitären Regimes und der Zentral-
verwaltungswirtschaft in eine demokratische Ordnung und eine Marktwirtschaft
westlicher Prägung erwies sich als unvermeidbar.
l
Der Aufbau einer marktwirtschaftlichen Ordnung
Vor diesem Hintergrund ist zu überlegen, wie das Ziel des Transformationspro-
zesses sinnvoll zu fassen ist. Die Ausgangsfrage dieser Untersuchung lautet da-
her, wie ein marktwirtschaftlicher Ordnungsrahmen strukturiert sein muß, damit
in den mittel- und osteuropäischen Ländern ein funktionstüchtiger Marktmecha-
nismus etabliert werden kann. Es stellt sich demzufolge die Frage nach einem
geeigneten ordnungspolitischen Leitbild für die Reformen in diesen Ländern.
Die Funktionstüchtigkeit des Marktmechanismus mißt sich letztendlich daran, ob
die ordnungspolitischen Rahmenbedingungen einen dauerhaften wirtschaftlichen
Aufholprozeß der Reformländer gegenüber den westlichen Industrieländern er-
lauben.
Siehe dazu etwa Siebert (1992a: 12 ff; 1992b).2 Kapitel A. Marktwirtschaftliche Rahmenbedingungen
Die Wirtschaftsordnung einer real existierenden Marktwirtschaft muß aber
nicht notwendigerweise ein geeignetes Referenzsystem für eine Systemtrans-
formation sein, die einen wirtschaftlichen Aufholprozeß einleiten soll. Denn die
Erfahrung zeigt, daß sich aufgrund staatlicher Regulierungen die Wirt-
schaftsordnungen in den westlichen Industrieländern selten dem Idealtypus einer
Marktwirtschaft annähern.
2 Wirtschaftsordnungen sind vielmehr das Ergebnis
langwieriger politischer Prozesse, die häufig von einer marktwirtschaftlichen
Ordnung wegführen. Dementsprechend neigen die realen westlichen Marktwirt-
schaften zu nicht unerheblichen Funktionsstörungen; erst im letzten Jahrzehnt
wurde in vielen westlichen Industrieländern durch Deregulierungsmaßnahmen
die Rückkehr zur Marktwirtschaft geprobt. Aufgrund des vergleichsweise hohen
Einkommensniveaus sind die Grenzkosten der Abweichungen von einer markt-
wirtschaftlichen Ordnung in den westlichen Ländern bislang weniger spürbar
gewesen, als es bei Ländern mit niedrigem Einkommensniveau, wie den mittel-
und osteuropäischen Reformländern, der Fall wäre. Eine konkrete westliche
Marktwirtschaft zum Vorbild zu wählen würde für ein Reformland die Gefahr
bergen, seine Chancen zum Aufholen zu mindern. Ein sinnvolles Referenzsy-
stem für den Aufbau marktwirtschaftlicher Ordnungen in den ehemaligen Zen-
tralverwaltungswirtschaften Mittel- und Osteuropas kann daher nur ein Ord-
nungsentwurf sein, der die Kernelemente einer marktwirtschaftlichen Ordnung
enthält. Hierbei geht es nicht um die Verwirklichung eines Lehrbuchmodells,
sondern um eine geeignete Meßlatte für die Reformpolitik. Diese Meßlatte sollte
möglichst hoch liegen, damit die Wahrscheinlichkeit wächst, daß in den Re-
formländern ein weitgehend funktionstüchtiger Marktmechanismus etabliert
wird.
Vor diesem Hintergrund soll im Rahmen dieser Untersuchung als Leitbild für
die Transformation der zentralverwaltungswirtschaftlichen Systeme ein Entwurf
einer marktwirtschaftlichen Ordnung dienen, der wesentliche Grundregem der
Marktwirtschaft enthält und nicht die Gegebenheiten konkreter westlicher Wirt-
schaftsordnungen reflektiert. Diese Ordnung setzt sich aus Elementen zusam-
men, deren marktkonforme Ausgestaltung für eine wohlfahrtssteigernde Entfal-
tung der Marktkräfte notwendig ist. Zu diesen Elementen zählen die Rechtsord-
nung, die Eigentumsordnung, die Ordnung der Märkte und des Wettbewerbs so-
wie die Geld- und Finanzordnung. Es soll gezeigt werden, daß diese Ordnungs-
elemente nicht unabhängig voneinander sind, sondern einander ergänzen und
aufeinander aufbauen. Demzufolge hängt die Funktionstüchtigkeit einer markt-
wirtschaftlichen Ordnung davon ab, daß die Ordnungselemente ohne Ausnahme
Zur Problematik staatlicher Regulierungen siehe etwa Soltwedel et al. (1986), Laaser
(1991) und Deregulierungskommission (1991).Kapitel A. Marktwirtschaftliche Rahmenbedingungen 3
angemessen verwirklicht werden. Dieser Ansatz orientiert sich inhaltlich an den
„konstituierenden Prinzipien" der Wettbewerbsordnung, wie sie von Walter
Eucken (1952: 254 ff.; 1953) entwickelt wurden und die ihren gemeinsamen
Mittelpunkt in der Herstellung eines funktionsfähigen Preismechanismus, dem
„wirtschaftsverfassungsrechtlichen Grundprinzip", finden.
3 Auch Eucken ver-
weist auf die Zusammengehörigkeit dieser Prinzipien, die so weit geht, daß ein-
zelne Prinzipien bei ihrer isolierten Anwendung ihren Zweck völlig verfehlen.
Erst die Antwort auf die Frage nach der Gestalt eines konsistenten marktwirt-
schaftlichen Referenzsystems ermöglicht die Beantwortung der Frage nach dem
erreichten Grad an „Marktwirtschaftlichkeit" in den mittel- und osteuropäischen
Reformländern. Vor dem Hintergrund des Referenzsystems können ordnungs-
politische Defizite erkannt werden, die zu Störungen des Marktmechanismus
führen und damit auch potentiell den wirtschaftlichen Aufholprozeß in diesen
Volkswirtschaften behindern. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Reformlän-
der in den Jahrzehnten des Sozialismus einen Pfad des institutionellen Wandels
eingeschlagen haben, der sie von einer marktwirtschaftlichen Ordnung weit
weggeführt hat. Unter diesen Ausgangsbedingungen ist ein Pfadwechsel mit ho-
hen Anpassungskosten und einem nicht geringen Zeitaufwand verbunden. Ent-
scheidend ist daher, ob die Richtung des Pfadwechsels auf die Verwirklichung
marktwirtschaftlicher Ordnungselemente und Institutionen zielt und ob dies mit
einer angemessenen Geschwindigkeit geschieht.
4
Zum Gang der Untersuchung
In der nachfolgenden Untersuchung soll in Kapitel B eine ordnungspolitische
Analyse des Reformprozesses durchgeführt werden. Für jedes der vier Ord-
nungselemente wird ein Leitbild begründet, das als Soll-Komponente in der ord-
nungspolitischen Soll-Ist-Analyse dient. Auf diesem Leitbild basiert jeweils ein
Fragenkatalog, mit dessen Hilfe empirisch geprüft werden kann, inwieweit sich
die Wirtschaftsordnung eines Reformlandes in Richtung des Leitbilds ent-
wickelt. Dem so für jedes Ordnungselement ermittelten Referenzsystem folgt
jeweils die Darstellung der Ist-Komponente in Gestalt des konkreten ordnungs-
Diese „konstituierenden Prinzipien" sind: Primat der Währungspolitik, offene Märkte,
Privateigentum, Vertragsfreiheit, Haftung und Konstanz der Wirtschaftspolitik. —
Nicht berücksichtigt werden die von Eucken ebenfalls eingeführten „regulierenden
Prinzipien", die sich an dem Modell der vollständigen Konkurrenz orientieren und
daher freiheitsbeschränkend wirken können (siehe dazu etwa Hoppmann 1995: 48).
Auf die Problematik des Modells der vollkommenen Konkurrenz wird in Kapitel
B.III näher eingegangen.
Siehe zu der Theorie der Pfadabhängigkeit North (1988, 1992) und die entsprechen-
den Ausführungen in Kapitel D.4 Kapitel A. Marktwirtschaftliche Rahmenbedingungen
politischen Status quo in den ausgewählten Reformländern. Auf diese Weise
kann für jedes Land ein ordnungspolitischer Soll-Ist-Vergleich angestellt und der
eingeschlagene Weg des institutionellen Wandels beurteilt werden. An diese
Analyse für die einzelnen Ordnungselemente schließt sich eine Diskussion der
Wechselwirkungen in einem so definierten marktwirtschaftlichen Ordnungssy-
stem an. Auf die theoretische Darstellung der Wechselwirkungen durch ein Ge-
dankenexperiment folgt eine Analyse der Funktionstüchtigkeit der Ordnungssy-
steme in den betrachteten Reformländern. Hier fließen die Ergebnisse der Soll-
Ist-Analyse für die einzelnen Ordnungselemente ein, um Systemstörungen und
-mängel identifizieren zu können.!
Die Analyse des Reformprozesses erfolgt anhand der Entwicklung des Ord-
nungsrahmens in den mittel- und osteuropäischen Reformländern Polen, Tsche-
chische und Slowakische Republik sowie Ungarn. Im Vergleich der mittel- und
osteuropäischen Reformländer haben diese Länder sehr frühzeitig den System-
wechsel eingeleitet. Daher sind hier bereits ordnungspolitische Rahmenbedin-
gungen geschaffen worden, die nicht länger einer ständigen Veränderung unter-
liegen und damit fundierte empirische Aussagen erlauben. Der ordnungspoliti-
sche Soll-Ist-Vergleich soll die konkreten Ergebnisse des bisherigen ordnungs-
politischen Suchprozesses in jedem Land einem Test auf Marktwirtschaftlichkeit
unterziehen. Darüber hinaus werden die ordnungspolitischen Fortschritte in den
Reformländern einer vergleichenden Bewertung unterzogen. Dabei sollen im
Rahmen einer vergleichenden Analyse Reformunterschiede zwischen den Län-
dern sowie typische Merkmale des Reformprozesses herausgearbeitet werden.
In Kapitel C soll untersucht werden, inwieweit die ordnungspolitischen Wei-
chenstellungen in den Reformländern bereits die Voraussetzungen für einen
wirtschaftliche Aufholprozeß gegenüber den westlichen Industrieländern ge-
schaffen haben. Zur Orientierung werden Gruppen von Referenzländern ermit-
telt, deren wirtschaftliche Entwicklung als Referenzmaßstab für die ausgewähl-
ten Reformländer dienen kann. Bei den Referenzländern handelt es sich um
westeuropäische Marktwirtschaften, die mit den ausgewählten Reformländern
historische Gemeinsamkeiten aufweisen. Auf diese Weise sollen Anhaltspunkte
für das wirtschaftliche Potential und für den notwendigen Strukturwandel in den
Reformländern gefunden werden. Zu diesem Zweck soll mit Hilfe geeigneter In-
dikatoren geprüft werden, ob im Zuge des Reformprozesses der Aufbau wettbe-
werbsfähiger Strukturen eingeleitet worden ist.
5 Diese Methode der ordnungspolitischen Analyse basiert auf früheren Untersuchungen
mittel- und osteuropäischer Reformländer, die der Verfasser im Rahmen der folgen-
den Arbeiten durchgeführt hat: Glismann und Schrader (1991), Schrader und Laaser
(1992, 1994), Heitger et al. (1992), Schrader (1993, 1994a, 1994b).Kapitel A. Marktwirtschaftliche Rahmenbedingungen 5
Auf der Grundlage dieser Analysen soll in Kapitel D abschließend bewertet
werden, ob die ordnungspolitischen Weichenstellungen in den Reformländern
eine erfolgversprechende marktwirtschaftliche Entwicklung erlauben. Darüber
hinaus soll die Frage beantwortet werden, wie sich eventuelle Unzuläng-
lichkeiten des Reformprozesses erklären lassen. Schließlich soll die Frage beant-
wortet werden, inwieweit die ausgewählten mittel- und osteuropäischen Volks-
wirtschaften Anschluß an die wirtschaftliche Entwicklung in den westlichen In-




Für die Entwicklung funktionstüchtiger Marktwirtschaften ist es eine unabding-
bare Voraussetzung, daß die Rechtsordnungen rechtsstaatlichen Anforderungen
genügen. Wie weit die ehemals totalitär verfaßten Staaten Mittel- und Osteuro-
pas auf diesem Weg vorangeschritten sind, kann mit Hilfe des folgenden Fra-
genkatalogs geprüft werden:
- Besteht eine demokratische Grundordnung und gibt es eine Gewaltenteilung
zwischen einer unabhängigen, sich gegenseitig kontrollierenden Legislative,
Exekutive und Judikative?
- Besteht eine verfassungsmäßige Garantie individueller Grundrechte, die die
Freiheit sichern?
- Steht jedem, auch gegenüber der öffentlichen Gewalt, der Rechtsweg offen?
- Sind private Vereinbarungen mit rechtlichen Mitteln durchsetzbar?
a. Zur Notwendigkeit einer rechtsstaatlichen Ordnung
Schon nach den Staatslehren von Aristoteles, Smith und Locke ist eine staatliche
Ordnung notwendig, um die Sicherheitsdefizite des Naturzustandes bzw. der
Anarchie zu überwinden:
6 Ein staatlicher Rahmen soll Ansprüche und Entwick-
lungsmöglichkeiten des Individuums absichern. Dabei vertreten insbesondere
Aristoteles und Smith die Ansicht, daß eine Rechtsordnung, die individuelle
Freiheiten absichert und individueller sowie staatlicher Willkür vorbeugt, eine
notwendige Bedingung für ein freies Wirtschaften ist. Eine Gesellschaft findet
eine Übereinkunft über die Einrichtung einer mit Sanktionsgewalt ausgestatteten
Siehe zu der Staatslehre von Aristoteles: Siegfried (1942: 3 ff, 91 ff); von Smith:
Smith ([1776] 1976: 687 f., 722 f.), Tuchtfeldt (1976: 31 f., 37 ff); von Locke: Locke
([1689] 1978: 95 ff, 114 ff), Mayer-Tasch (1978: 209 f.), Euchner (1968: 19)./. Die Rechtsordnung 7
Instanz, um die Einhaltung von Regeln sicherzustellen, die sich für die Gesell-
schaftsmitglieder als vorteilhaft erweisen.
Die ökonomische Theorie der Verfassung, die maßgeblich von den Kon-
zepten Buchanans und teils auch von Hayek geprägt wurde, knüpft an diesen
Vorstellungen eines Rechtsstaats an: Nach Buchanan (1984: 92 ff.; 1990: 68 f.)
sehen es die Gesellschaftsmitglieder im Vergleich zum Naturzustand als vorteil-
haft an, individuelle Rechte festzulegen und sich auf eine Durchsetzungsinstanz
zu einigen, welche die vereinbarten Rechte und Ansprüche gewährleistet. Diese
Instanz ist der ;,Rechtsschutzstaat", der eine Schiedsrichter- bzw. Monitorfunkti-
on ausübt.
7
Auch nach Hayek schaffen sich die Bürger einen rechtlichen Rahmen, inner-
halb dessen ein Höchstmaß an individueller Freiheit verwirklicht werden kann.
Grundlage des Hayekschen Rechtsstaats sind allgemeine Verhaltensregeln, die
das Produkt eines langen Evolutionsprozesses sind und für jeden Einzelnen eine
klar umrissene Privatsphäre sichern, so daß sich eine spontane Ordnung bilden
kann (Hayek 1969a: 86 f.; Hayek 1969c: 144 ff.; Hayek 1980: 108; Hayek 1984:
321).
8 Im Einklang mit dem Rechtsstaatsideal der „Isonomia" bzw. der „Rule of
Law" soll bei Hayek die Gesetzgebung auf die Art allgemeiner Normen be-
schränkt werden, die im voraus ankündigen, wie der Staat in bestimmten typi-
schen Situationen handeln wird, die in allgemeinen Begriffen und ohne Bezug
auf Zeit, Ort oder bestimmte Personen definiert werden („formales Recht"). Nur
diejenige Art staatlichen Zwangs ist statthaft, die der Einhaltung dieser allge-
meinen Verhaltensregeln dient (Hayek 1946: 104, 114 f.; Hayek 1953: 38 ff.;
Hayek 1967a: 14; Hayek 1968a: 4 f.).
9 Die Gesellschaft gibt sich einen rechts-
staatlichen Rahmen, der den einzelnen vor der Willkür des Staates sowie vor der
Willkür Privater schützen soll. Dieser regelt sowohl das Verhältnis zwischen
Staat und Bürgern als auch das Verhältnis zwischen den Bürgern untereinander.
Der Rechtsschutzstaat ist durch folgende Elemente gekennzeichnet: Regeln für das
Verhalten einer Person gegenüber anderen Gesellschaftsmitgliedern (Verhaltens-
grenzen); Festlegung von Besitz- bzw. Verfügungsrechten bezüglich Gütern und Res-
sourcenausstattung, gegebenenfalls im Anschluß an eine Redistribution; Bedingungen
und nähere Umstände der Rechtsdurchsetzung, die Vorgehen und Grenzen des
Rechtsschutzstaates bestimmen.
Durch allgemeine Verhaltensregeln werden individuelle Handlungen, mit denen die
unterschiedlichen Zwecke verfolgt werden, unter den Bedingungen unvollkommener
Information so koordiniert, daß sie innerhalb einer Gesamtordnung nicht nur kompa-
tibel sind, sondern sich sogar gegenseitig fördern (Hoppmann 1987: 38).
Das heißt, daß die Handlungsweise des Individuums nicht nur von der Erreichung be-
stimmter Ziele (Zweck), sondern auch von der Erlaubtheit der Mittel zur Zielerrei-
chung (Regel) determiniert wird (Hayek 1969b: 219 f.).8 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
Damit grenzen sich die liberalen Ökonomen deutlich gegenüber anar-
chistischem Gedankengut ab: Die Anarchisten wollen auf Rechtsordnung und
staatliche Gewalt verzichten, da sie annehmen, daß die aus ihrer Sicht notwendi-
gen Regeln für das gesellschaftliche Zusammenleben freiwillig eingehalten wer-
den. Von Vertretern liberaler Positionen wird diese Prämisse als realitätsfern an-
gesehen, da sie eine „Welt von Engeln und Heiligen" voraussetzt (Mises
1927: 32 f.) — oder modern ausgedrückt, da sie eine Welt ohne soziale Dilem-
mata unterstellt.
•Diese anarchistische Sichtweise findet sich bei Marx und Engels ([1890]
1979: 68 f.) wieder, die das Entstehen einer klassenlosen Gesellschaft vorhersa-
gen, in der die freie Entwicklung eines jeden die Bedingung für die freie Ent-
wicklung aller ist. Der Staat, verstanden als organisierte Gewalt einer Klasse zur
Unterdrückung einer anderen Klasse, soll überwunden und durch eine freie As-
soziation der Individuen ersetzt werden. Doch soll dieser Entwicklung die Erhe-
bung des Proletariats zur herrschenden Klasse vorausgehen, damit diese mittels
despotischer Eingriffe in die Eigentumsrechte und die „bürgerlichen Produkti-
onsverhältnisse" gewaltsam die bürgerliche Gesellschaft überwinden kann. So
gesehen vertreten Marx und Engels die Antithese zum liberalen Rechtsstaat: Es
wird keine staatliche Ordnung angestrebt, um die Freiheit des Einzelnen zu si-
chern. Vielmehr soll ein Zwangsstaat in Gestalt einer „Diktatur des Proletariats"
individuelle Freiheiten und Rechte beseitigen helfen sowie die Verwendung der
volkswirtschaftlichen Ressourcen zentral steuern, um sich in unbestimmter Zu-
kunft selbst überflüssig zu machen und einem Gesellschaftsmodell zum Durch-
bruch zu verhelfen, das anarchistisch-utopische Züge aufweist. Die kommunisti-
schen Staaten verharrten auf dieser Stufe des Zwangsstaats. Demzufolge fehlt in
den Reformländern eine „sichtbare Hand des Rechts", die durch den (Rechts-)
Staat verkörpert wird und durch geeignete Regelsetzungen die Entfaltung einer
Gesellschaft freier Menschen fördern kann (Watrin 1994a: 217).
b. Grundelemente einer rechtsstaatlichen Ordnung
Rechtsstaat und Demokratie
Als eine mit dem Rechtsstaat kompatible politische Ordnung wird allgemein die
Demokratie angesehen, die zugleich ein Verfahren ist, mit dessen Hilfe Regie-
rungen bestellt und staatliche Entscheidungen mit Gesetzeskraft getroffen wer-
den.
1
0 Dabei werden die politischen Entscheidungsträger für einen begrenzten
Auch andere Regierungsformen können den rechtsstaatlichen Anforderungen genü-
gen, wie Beispiele aus der römischen, venezianischen oder englischen Geschichte
zeigen. Denn nicht die Staatsform bzw. das Verfahren zur Bestellung von Inhabern/. Die Rechtsordnung 9
Zeitraum in Wahlen bestellt. Die Wahlen sind allgemein, frei, gleich und geheim
sowie durch ein wettbewerbliches Ringen um die Stimmenmehrheit gekenn-
zeichnet. Der Konkurrenzkampf muß auch während der Wahlperiode andauern,
um Mehrheiten für politische Entscheidungen im Parlament oder Referenden zu
gewinnen (Molitor 1983: 19; Schumpeter 1943:269). Dieser ständige Wettbe-
werb zeichnet die Demokratie als die Verfassungsform eines Staates aus, der die
Anpassung der Regierung an die Wünsche der Regierten ohne gewaltsame
Kämpfe ermöglicht (Mises 1927:37). Daher wird eine freiheitlich-rechts-
staatliche Demokratie auch als Verfahren zur Entdeckung und Einführung ge-
meinwohlfördernder Verhaltensregeln bezeichnet (Hoppmann 1994: 10 f.).
Allerdings würde die Demokratie die vom Rechtsstaat garantierte persönliche
Freiheit gefährden, wenn jede Art von Mehrheitsentscheidung allgemeines Ge-
setz würde. Dann würden Gruppeninteressen in den Vordergrund rücken und die
Korrumpierbarkeit politischer Entscheidungsträger zunehmen. Entsprechend le-
gitimiert eine Mehrheitsentscheidung die Anwendung von Zwangsgewalt zu ih-
rer Durchsetzung nur dann, wenn sie sich als notwendige Folge allgemeiner Re-
geln ergibt. Anderenfalls könnte auch eine demokratische Entscheidung willkür-
lich sein, wenn Handlungen durchgesetzt werden, die von einem besonderen
Willen bestimmt sind, der sich nicht an eine generelle Regel gebunden fühlt
(Hayek 1968a: 4 f.; Hayek 1969d: 58 ff.; Hayek 1981b: 23; Hoppmann 1994: 1 l)
n.
Als alternative politische Ordnung wird in der Literatur das autoritäre Regime
diskutiert, das sich im Vergleich zur Demokratie vor allem durch ein höheres
Maß an politischer Stabilität und durch ein größeres Durchstehvermögen bei un-
populären Maßnahmen auszeichnen soll (Schwarz 1992: 79 f.). Dahinter verbirgt
sich das Bild eines „wohlmeinenden Diktators", von dem behauptet wird, daß er
rechtsstaatliche Rahmenbedingungen und damit eine marktwirtschaftskonforme
Rechtsordnung zu geringeren Kosten als eine Demokratie schaffen kann. Aller-
dings verkennt diese Sichtweise, daß in einer solchen politischen Ordnung der
Rechtsstaat und die Marktwirtschaft unter einem nicht kalkulierbaren Risikovor-
behalt stehen: Ein autoritäres Regime kann jederzeit in ein totalitäres umschla-
gen, was das Ende aller Freiheiten bedeuten würde (Schwarz 1992: 77). Denn
die Inhaber der Staatsgewalt haben keinen Anreiz, sich länger an die Grundre-
staatlicher Gewalt sind entscheidend, sondern vielmehr, ob die staatliche Gewalt dazu
genutzt wird, rechtsstaatliche Rahmenbedingungen zu schaffen (Streissler 1990:
25 ff; Molitor 1983:23).
Veränderungen der allgemeinen Regeln sollten daher dem Übereinkunftsparadigma
unterliegen, das eine allgemeine Zustimmung verlangt (Brennan und Buchanan
1993: 178 f.), bzw. Gegenstand eines gesellschaftlichen Konsenses sein (Hayek
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geln der Marktwirtschaft und zugleich an rechtsstaatliche Grundsätze zu halten,
wenn ihre Herrschaft bedroht ist (Watrin 1994b: 16).
Rechtsstaat und Gewaltenteilung
Die Gewaltenteilung soll gewährleisten, daß sich die staatlichen Gewalten auf
die freiheitssichernden Aufgaben des Rechtsstaates beschränken. Nach Montes-
quieu würde die Konzentration staatlicher Macht in einer Hand, wie es während
des Absolutismus der Fall war, die Freiheit des Einzelnen willkürlich beschnei-
den. Daher sieht er ein Mittel zur Sicherung der persönlichen Freiheit darin, die
staatliche Macht entsprechend den drei Arten staatlicher Tätigkeit auf einzelne
Träger gleichgewichtig aufzuteilen. Dabei unterscheidet Montesquieu zwischen
Legislative, Exekutive und richterlicher Gewalt. Er macht deutlich, daß schon
die Vereinigung von zwei Gewalten auf einen Träger staatlicher Macht eine Ge-
fahr für die Freiheit bedeutet (Montesquieu 1854: 41 ff.; Hippel 1948: 10 ff.).
Um die Risiken staatlicher Machtkonzentration noch stärker zu reduzieren, kann
darüber hinaus an eine Gewaltenteilung gedacht werden, die über eine weitere
Aufspaltung der Legislative zu einer strengeren Trennung zwischen legislativen
und exekutiven Funktionen
1
2 führt (Hayek 1968a: 5 f.).
Unverzichtbar ist zudem eine unabhängige Gerichtsbarkeit, die ständig das
Handeln von Exekutive und Legislative auf seine Vereinbarkeit mit den allge-
meinen Verhaltensregeln überprüft. Die Gerichte werden gleichzeitig als Kon-
trolleinrichtungen benötigt, die prüfen, ob exekutives Handeln im Einzelfall den
gesetzlichen Bestimmungen entspricht. Die Gerichte müssen dabei die Möglich-
keit haben, entsprechende Verstöße zu ahnden und Rechtsverletzungen rückgän-
gig zu machen (Hayek 1953: 50 ff.; Molitor 1983: 23).
Die Gewaltenteilung verliert allerdings dann ihren Sinn, wenn die Träger der
Gewalten nicht auf die Erfüllung rechtsstaatlicher Aufgaben verpflichtet sind
oder es ihnen an der notwendigen Unabhängigkeit fehlt, diesen Aufgaben nach-
kommen zu können. Unabhängigkeit bedeutet, daß die drei Gewalten nicht für
spezifische Interessen instrumentalisiert werden können und in der Lage sind,
sich gegenseitig zu kontrollieren. Durch geeignete Wahlverfahren und eine ein-
deutige Kompetenzabgrenzung kann die Unabhängigkeit der Körperschaftsmit-
Eine „Legislative Versammlung" soll für die Entwicklung der allgemeinen Verhal-
tensregeln, also für die legislative Arbeit i.e.S. zuständig sein; hingegen soll eine
„Regierungsversammlung", die bestehenden parlamentarischen Körperschaften ent-
spricht, Maßnahmegesetze beschließen und von einem aus ihrer Mitte gewählten
Exekutivausschuß (Regierung) ausführen lassen (Hayek 1981b: 144, 154 ff.)./. Die Rechtsordnung 11
glieder gewährleistet werden.
1
3 Sind diese Bedingungen nicht erfüllt, kann eine
Gewaltenteilung allenfalls pro forma, als ein „Etikettenschwindel" bestehen, wie
es in den kommunistischen Staaten Mittel- und Osteuropas der Fall war: Die
Gewalten waren nicht dem Rechtsstaat, sondern ausschließlich der herrschenden
kommunistischen Partei verpflichtet, die über Scheinwahlen oder Ernennungen
die Abgeordneten, Kabinettsmitglieder und Richter bestimmte — die „Partei"
stand über dem Recht. Damit war de facto die staatliche Macht nicht auf vonein-
ander unabhängige, sich gegenseitig kontrollierende Körperschaften verteilt,
sondern in Parteigremien konzentriert.
Rechtsstaat und Wirtschaftsordnung
Die allgemeinen Regeln des Rechts konstituieren am Markt eine spontane Ord-
nung, die dadurch hervorgebracht wird, daß die Individuen innerhalb der Regeln
des Eigentums-, Schadens- und Vertragsrechts handeln und sich damit eine ge-
genseitige Anpassung vieler wirtschaftender Individuen vollzieht
1
4 (Hayek
1981a: 150 ff). Der Rechtsstaat stellt den dafür erforderlichen rechtlichen Rah-
men bereit und gibt den Wirtschaftssubjekten mit der Durchsetzung von Rechts-
ansprüchen das in einer Marktwirtschaft notwendige Maß an Planungssicherheit
(Hoppmann 1994: 5 ff; Streissler 1990: 25 ff).
Der rechtliche Rahmen für das Verhältnis der Bürger untereinander wird
durch das Privatrecht gebildet, das die Beziehungen und die Befugnisse zwi-
schen Gleichberechtigten regelt (Böhm 1966: 75 f.). Auch wenn das Privatrecht
im allgemeinen quasi geräuschlos und automatisch die Pläne der Wirtschafts-
subjekte systemgerecht koordinieren hilft, bedarf es im begrenzten Umfang der
Mitwirkung des Staates.
1
5 Konkret bedeutet dies, daß der Staat bereit und in der
Lage sein muß, Zwangsgewalt dort anzuwenden, wo die allgemeinen Spiel- oder
Verhaltensregeln im Wirtschaftsverkehr zwischen Privaten verletzt werden. Zu
diesem Zweck müssen Rechtsweg und damit Gerichte vorhanden sein, um An-
sprüche aus Verträgen durchsetzen zu können.
Diese rechtsstaatlichen Aufgabenstellungen machen deutlich, daß der Rechts-
staat mit einer Kommando- oder Zentralverwaltungswirtschaft unvereinbar ist,
die den Einzelnen de facto zu einem reinen Befehlsempfänger macht und so des-
sen Handlungsfreiheit auf ein Minimum reduziert.
1
3 Merkmale dieser Wahlverfahren sind etwa eine lange Wahlperiode, die Nicht-
Wiedefwählbarkeit und die berufliche Absicherung der Gewählten (Hayek 1981b:
154 ff).
1
4 Hayek bezeichnet diese Art der Ordnung als „Katallaxie".
1
5 In diesem Zusammenhang ist die Rede von einem Nachtwächter-Staat Lassallschen
Typs (Böhm 1966: 87 f.).12 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
2. Die Analyse des ordnungspolitischen Status quo
a. Demokratische Grundordnung und Gewaltenteilung
Ende der 80er Jahre lösten sich die mittel- und osteuropäischen Reformländer
vom Einparteiensystem mit totalitärem Herrschaftsanspruch. Es stellt sich die
Frage, wie weit sie inzwischen in ihrem Bemühen vorangekommen sind, demo-
kratische Grundordnungen mit einer Gewaltenteilung zwischen unabhängigen,
sich gegenseitig kontrollierenden Gewalten aufzubauen. In der Regel sind in der
Verfassung die wesentlichen staatsrechtlichen Belange geregelt. Daher konzen-
triert sich die Analyse zunächst auf die jeweiligen Verfassungen und fragt, ob
diese im entsprechenden Sinne reformiert wurden.
Anders als in den meisten mittel- und osteuropäischen Ländern ist es in Polen
nicht gelungen, unmittelbar nach dem Ende der kommunistischen Herrschaft die
Verfassung grundlegend zu reformieren. Zwar wurde die alte Verfassung von
1952 im April und Dezember 1989 substantiell geändert — u.a. wurde das Amt
des Präsidenten und eine zweite Parlamentskammer eingeführt —, jedoch blieb
die Verfassungsordnung zunächst unvollendet. Schließlich fand sich nach lang-
wierigen Auseinandersetzungen im Oktober 1992 im polnischen Parlament die
notwendige Mehrheit zur Verabschiedung einer „Kleinen Verfassung".
1
6 Diese
„Kleine Verfassung" sollte die drohende Unregierbarkeit Polens verhindern hel-
fen und vor allem die Kompetenzprobleme zwischen Legislative und Exekutive
lösen. Damit konstituieren die „Kleine Verfassung" und die fortgeltenden Vor-
schriften der Verfassung aus dem Jahr 1952 provisorisch die polnische Verfas-
sungsordnung in einer entscheidenden Reformphase (Mohlek 1993: 146 ff;
Schade 1995: 638 ff.). Erst im Mai 1997 wurde eine neue umfassende Verfas-
sung in einer Volksabstimmung angenommen.
1
7
Selbst durch die „Kleine Verfassung" wurden in Polen zumindest im Prinzip
eine demokratische Grundordnung und eine Gewaltenteilung etabliert. Auch die
Unabhängigkeit der einzelnen Gewalten wurde auf dem Papier weitgehend si-
chergestellt. Doch wie für die Rechtsordnung insgesamt zeigt sich auch hier, daß
Verfassung und Verfassungswirklichkeit nicht übereinstimmen müssen. Gerade
angesichts der kommunistischen Vergangenheit, in der demokratisch legitimierte
1
6 Die „Kleine Verfassung" trägt den Titel: „Verfassungsgesetz über die gegenseitigen
Beziehungen zwischen der gesetzgebenden und vollziehenden Gewalt der Republik
Polen sowie über die territoriale Selbstverwaltung vom 17. Oktober 1992". Nachfol-
gend wird auf die „Kleine Verfassung" und die Verfassung von 1952 in der Überset-
zung in Frenzke (1993) Bezug genommen.
1
7 Siehe Textanhang I, „Die polnischen Verfassungsbestimmungen"./. Die Rechtsordnung 13
Institutionen fehlten und die Staatsgewalt in den Händen der kommunistischen
Partei konzentriert war, dürfte die Kluft zwischen formalem und gelebtem Ver-




Die Verfassungskritik muß zudem an dem provisorischen Charakter der pol-
nischen Verfassung und dem damit verbundenen Bestandsvorbehalt der Verfas-
sungsbestimmungen in den letzten Jahren sowie an der unbefriedigenden Ausge-
staltung der Gewaltenteilung ansetzen. Die bis zur jüngsten Verfassungsreform
bestehenden Mängel bei der Gewaltenteilung hingen damit zusammen, daß die
„Kleine Verfassung" die Grundsatzfrage unbeantwortet ließ, ob in Polen eine
Präsidialdemokratie oder eine parlamentarische Demokratie mit einem auf reprä-
sentative Funktionen beschränkten Staatspräsidenten etabliert werden sollte. Die
in der „Kleinen Verfassung" vorgegebene Kompetenzverteilung förderte weni-
ger die gegenseitige Kontrolle der Gewalten, sondern führte vielmehr zu einer
gegenseitigen Blockade der Gewalten: Das Parlament konnte Gesetze nur mit ei-
ner qualifizierten Mehrheit gegen den Staatspräsidenten verabschieden und war
auch bei der Berufung des Ministerrats auf seine Zustimmung angewiesen. Um-
gekehrt konnte der Staatspräsident gegen das Parlament keine Gesetze und keine
Regierung seiner Wahl durchsetzen. Es verblieb ihm allerdings als Sanktionsin-
strument die Parlamentsauflösung. Wie die Erfahrungen der Jahre 1993 bis 1995
zeigen, konnte der Staatspräsident bei einer weiten Interpretation seiner Befug-
nisse die Arbeit von Parlament und Regierung lähmen sowie die politische Si-
tuation destabilisieren.
1
9 So gelang es unter der „Kleinen Verfassung" nicht, die
Gefahr der Unregierbarkeit Polens zu bannen. Erst durch die grundlegende Ver-
fassungsreform im Mai 1997 wurden die Kompetenzen der Gewalten deutlicher
voneinander abgegrenzt und eine eindeutige Entscheidung gegen eine Präsidial-
demokratie getroffen. Die Wahrscheinlichkeit einer Staatskrise dürfte durch die
neue Verfassung erheblich gesunken sein. Das heißt, daß die Mängel der Ge-
waltenteilung auf ein Maß reduziert worden sind, wie es auch in westlichen De-
mokratien anzutreffen ist. Auch dort genügt die Gewaltenteilung kaum den Vor-
stellungen Montesquieus, was sich etwa in der engen Verflechtung zwischen
Regierung und Parlamentsmehrheit zeigt.
Eine rasche Verfassungsreform war hingegen in den beiden tschechoslo-
wakischen Teilstaaten unvermeidlich: Die Auflösung der Tschechoslowakei zum
31. Dezember 1992 führte dazu, daß im Dezember 1992 der Tschechische Na-
tionalrat eine neue Verfassung für die dann souveräne Tschechische Republik
1
8 Dieser Vorbehalt gilt ausnahmslos für alle mittel- und osteuropäischen Reformländer.
1
9 Siehe hierzu Czachör (1995: 118).14 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
verabschiedete.
2
0 Die Verfassung sieht vor, daß die vom Volk ausgehende
Staatsgewalt von Legislative, Exekutive und Jurisdiktion ausgeübt wird. Mit der
neuen Verfassung sind in der Tschechischen Republik — unter dem generellen
Vorbehalt einer noch fehlenden Verfassungspraxis — prinzipiell eine demokrati-
sche Grundordnung und die Voraussetzungen für eine funktionstüchtige Gewal-
tenteilung geschaffen worden. Keine der staatlichen Gewalten hat ein Überge-
wicht erhalten und die Kompetenzen sind ausreichend voneinander abgegrenzt.
Die Träger staatlicher Gewalt unterliegen trotz ihrer Unabhängigkeit der not-
wendigen Kontrolle, und einem Mißbrauch staatlicher Gewalt sind zumindest
Grenzen gesetzt. Die Verteilung staatlicher Gewalt macht deutlich, daß ein
„starker Mann", etwa in Gestalt des Staatspräsidenten, nicht gewünscht wurde.
So hat der Staatspräsident keine direkte Legitimation vom Volk und übt eher ei-
ne moderierende bzw. repräsentierende Funktion aus. Auffällig ist die relativ
schwache Position des Senats als zweiter Kammer des Parlaments, dem die Ver-
fassungsordnung keine entscheidenden Kompetenzen zubilligt. Er mag allenfalls
in Ausnahmesituationen ohne funktionsfähiges Abgeordnetenhaus als Not- oder
Übergangsparlament eine sinnvolle Aufgabe haben. Zudem kann die Zustim-
mungspflicht des Senats zu Verfassungsgesetzen die Stabilität der Verfassungs-
ordnung zusätzlich absichern. Der Umstand, daß bis zum Jahr 1995 weder ein
ordentlicher noch ein provisorischer Senat gebildet wurde, deutet jedoch darauf
hin, daß er eigentlich verzichtbar ist.
Wie in der Tschechischen Republik mußte auch in der Slowakischen Repu-
blik als Konsequenz aus der bevorstehenden Auflösung der Tschechoslowakei
eine neue Verfassung entworfen werden, die im September 1992 vom Slowaki-
schen Nationalrat angenommen wurde.
2
1 Diese Verfassung bezeichnet die Slo-
wakische Republik als demokratischen Rechtsstaat, in dem die Staatsgewalt von
den Bürgern direkt oder durch gewählte Vertreter ausgeübt wird. Auch in der
Slowakischen Republik existiert damit zumindest formal eine demokratische
Grundordnung. Des weiteren sieht die slowakische Verfassung prinzipiell unab-
hängige Gewalten vor, die sich gegenseitig kontrollieren. Wie die tschechische
spricht sich auch die slowakische Verfassung gegen eine Präsidialdemokratie
aus, in der ein „starker Mann" die Geschicke des Staates lenken könnte. Es ist
allerdings diskussionswürdig, ob einige Besonderheiten, wie die Ansätze zu ei-





0 Siehe Textanhang I, „Die tschechischen Verfassungsbestimmungen".
2
1 Siehe Textanhang I, „Die slowakischen Verfassungsbestimmungen".
2
2 Auch die noch aus kommunistischen Zeiten stammende Einrichtung der „Prokuratur"
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Im Unterschied zu den anderen drei Reformländern besteht in der Slowakei
ein spezifisches Problem der Verfassungswirklichkeit, nämlich die nur mangel-
hafte Akzeptanz des politischen Systems durch die gegenwärtigen Regierungs-
parteien. Diese versuchen, die parlamentarischen Rechte der Oppositionsabge-
ordneten einzuschränken, den Staatspräsidenten auf nicht verfassungskonfor-
mem Weg aus dem Amt zu entfernen und Einfluß auf die Rechtsprechung des
Verfassungsgerichts zu nehmen. Eine gegenseitige Kontrolle der Gewalten ist
unter diesen Bedingungen kaum möglich. Mittlerweile hat sich eine „Mehrheits-




Schon relativ früh, im Oktober 1989, wurde in Ungarn die weitgehend nach
dem sowjetischen Modell konzipierte Verfassung durch eine Verfassung west-
lich-pluralistischer Prägung abgelöst.
2
4 Die neue Verfassung bezeichnet Ungarn
als einen unabhängigen, demokratischen Rechtsstaat, in dem Mehrparteiensy-
stem, parlamentarische Demokratie und Soziale Marktwirtschaft verwirklicht
sein sollen und in dem jede Macht vom Volk ausgeht. Somit ist auch in Ungarn
grundsätzlich der Übergang von einem totalitären Regime zu einer demokrati-
schen Grundordnung gelungen. Die Struktur der ungarischen Verfassung zeigt
deutlich, daß das Modell der Gewaltenteilung, wie es in westlichen Demokratien
die Regel ist, Pate gestanden hat. Auch in Ungarn hat man sich gegen die Do-
minanz einer Gewalt entschieden, selbst wenn das Parlament formal als das
oberste Machtorgan bezeichnet wird. Der ungarische Staatspräsident hat zwar
mehr Kompetenzen als etwa der tschechische, er kann jedoch keinesfalls als
„starker Mann" gelten, wie es in einem Präsidialsystem nach französischem
Vorbild der Fall wäre.
2
5 Die bisherigen Erfahrungen sprechen dafür, daß die




Während der Übergang zu einer demokratischen Grundordnung in allen Län-
dern prinzipiell gelungen ist, zeigen sich in einzelnen Ländern Probleme bei der
Gewaltenteilung: Diese ergaben sich bis vor kurzem in Polen bei der Kompe-
tenzabgrenzung zwischen den Gewalten, in der Slowakei aufgrund der nur be-
dingten Akzeptanz der verfassungsmäßigen Kompetenzverteilung seitens einiger
der Zuverlässigkeit der etablierten klassischen Kontrollmechanismen hin (siehe dazu
Textanhang I, „Die slowakischen Verfassungsbestimmungen".
2
3 Siehe hierzu etwa Bricke et al. (1995: 167 ff.) sowie Lukas und Szomolänyi (1996:
168 f.).
2
4 Siehe Textanhang I, „Die ungarischen Verfassungsbestimmungen".
2
5 Siehe hierzu Majoros (1990: 165).
2
6 Siehe etwa Inotai und Nötzold (1995: 245).16 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
politischer Entscheidungsträger. Während in Polen die mittlerweile erfolgten
Klarstellungen in der neuen Verfassung Abhilfe schaffen, bedarf es in der Slo-
wakischen Republik eines gesellschaftlichen Grundkonsenses hinsichtlich der
Spielregeln der Verfassung.
Die neuen Verfassungen in den vier Reform ländern führen mit der demokrati-
schen Grundordnung und der Gewaltenteilung unter den genannten Vorbehalten
prinzipiell zwei Grundelemente einer rechtsstaatlichen Ordnung ein. Doch bleibt
die Frage zu beantworten, ob die Verfassungen auch die Festlegung auf eine
freiheitliche Wirtschaftsordnung treffen — einem weiteren wesentlichen Ele-
ment einer rechtsstaatlichen Ordnung. Explizit geschieht dies in der polnischen,
slowakischen und in der ungarischen Verfassung: nach der neuen polnischen
Verfassung gehört die „soziale Marktwirtschaft auf der Grundlage der Gewerbe-
freiheit und des Eigentumsschutzes" zu den Grundlagen der polnischen Staats-
ordnung; der slowakischen Verfassung zufolge beruht die Wirtschaft auf den
Grundsätzen einer „sozial und ökologisch orientierten Marktwirtschaft", in der
der wirtschaftliche Wettbewerb geschützt und unterstützt werden soll; in der un-
garischen Verfassung ist die Rede von einer „sozialen Marktwirtschaft" mit
gleichberechtigtem Gemein- und Privatbesitz, dem Recht auf Unternehmungen
und der Freiheit des Wirtschaftswettbewerbs. Derartige Festlegungen fehlen in
der tschechischen Verfassung. Allerdings wird der Wert derartiger Festlegungen
dadurch relativiert, daß sich etwa in den fortgeltenden Vorschriften der polni-
schen Verfassung von 1952 die Garantie der Freiheit der wirtschaftlichen Betäti-
gung unabhängig von der Eigentumsform fand. Allein diese von der Wirt-
schaftspraxis weit entfernte Garantie läßt Zweifel an den vorhandenen verfas-
sungsmäßigen Festlegungen auf eine freiheitliche Wirtschaftsordnung zu. Daher
sind vielmehr die konkrete Ausgestaltung der Wirtschaftsordnung und die Um-
setzung der einzelnen Ordnungselemente relevant. Darauf ist in den nachfolgen-
den Kapiteln ausführlich einzugehen.
b. Die Garantie der Grundrechte
In allen vier Ländern werden den Bürgern Grundrechte bzw. Grundfreiheiten
eingeräumt, wie sie für einen Rechtsstaat kennzeichnend sind. Diese Grund-
rechtskataloge entsprechen mittlerweile internationalen Rechtsstandards, wie sie
etwa bei Mitgliedern des Europarats gelten. Diese Kataloge umfassen zum einen
freiheitssichernde Grundrechte, zu denen grundlegende Menschenrechte und
Freiheiten, das Recht auf gerichtlichen Rechtsschutz sowie politische Rechte
zählen. Hier geht es vor allem darum, die Freiheit des Einzelnen gegen staatliche
Willkürakte zu schützen. Zum anderen sind auch wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte Teil dieser Kataloge, wozu auch ein Recht auf Arbeit zählt./. Die Rechtsordnung 17
Insbesondere die provisorische Verfassung Polens legte den Schwerpunkt auf
diese Art von Grundrechten, die sozialistisches Gedankengut zum Vorschein
bringen. Durch diese Grundrechte wurde die Präferenz für eine sozialistische
Wirtschaftsordnung deutlich. Die neuen Verfassungen in den anderen Reform-
ländern kennzeichnen hingegen den Programmcharakter derartiger sozialer
Grundrechte, aus denen sich keine zwingende Handlungsverpflichtung des
Staates ergibt.
Jedoch existierten in allen vier Ländern schon zu Zeiten der kommunistischen
Herrschaft Kataloge mit fireiheitssichernden Grundrechten, ohne daß die Bürger
in den Genuß rechtsstaatlicher Freiheiten kamen. Daher ist die Garantie und die
Durchsetzbarkeit dieser Rechte von entscheidendem Interesse.
In Polen war ein Katalog mit Grundrechten und Grundpflichten
2
7 der Bürger
schon Teil der fortgeltenden Vorschriften der Verfassung aus dem Jahr 1952. Es
kann nicht überraschen, daß die Grundrechte eher Programmcharakter haben
und nicht unmittelbar einklagbar sind. Allerdings sah bereits die alte Verfassung
einen Bürgerrechtsbeauftragten vor, der über die Rechte und Freiheiten der Bür-
ger wachen sollte. Insofern bestand schon vor der Verfassungsreform des Jahres
1997 ein potentieller Schutz vor Grundrechtsverletzungen.
Eine wesentlich deutlichere Garantie der Grundrechte und -freiheiten gibt die
Verfassung der Tschechischen Republik, die diese explizit unter den Schutz der
richterlichen Gewalt stellt. Aber hier besteht ein „Schönheitsfehler" im rechtli-
chen Rang der „Charta der Grundrechte und Grundfreiheiten": In der Tschecho-
slowakei hatten die Charta und ihr Einführungsgesetz noch Verfassungscharak-
ter. Hingegen wurde in der Tschechischen Republik das Einführungsgesetz nicht
in die Verfassung übernommen, der Verfassungscharakter der Charta selbst ist
umstritten (Slapnicka 1994: 40 f.). Auf jeden Fall hat die Charta ihre überragen-
de Stellung in der Hierarchie der Rechtsnormen eingebüßt, so daß hinsichtlich
der Bedeutung und der Absicherung von Grundrechten und -freiheiten Zweifel
entstanden sind.
Hingegen wurde in der Slowakischen Republik die tschechoslowakische
„Charta der Grundrechte und Grundfreiheiten" als Teil der neuen Verfassung
größtenteils übernommen (Slapnicka 1993: 160). Die Grundrechte und -frei-
heiten genießen einen weitgehenden verfassungsmäßigen Bestandsschutz, der
einer Ewigkeitsgarantie nahe kommt. Einschränkungen können sich nur durch
gesetzliche Durchführungsbestimmungen ergeben, die aber den Wesensgehalt
der Rechte und Freiheiten nicht antasten dürfen.
2
7 Zu den Grundpflichten zählt etwa die Pflicht der Bürger, gesellschaftliches Eigentum
zu schützen, das Vaterland zu verteidigen und gegenüber den Feinden der Nation
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Schließlich ist auch in die ungarische Verfassung ein Katalog von Grund-
rechten aufgenommen worden, wenn auch nur an wenig prominenter Stelle im
hinteren Teil der Verfassung. Hervorzuheben ist, daß Ansprüche aus der Verlet-
zung grundlegender Rechte auf dem Rechtsweg geltend gemacht werden kön-
nen. Ergänzend können über einen „Ombudsmann für staatsbürgerliche Rechte"
Mißstände aufgedeckt und deren Beseitigung eingefordert werden. Zudem muß
im Rahmen der konkreten gesetzlichen Ausgestaltung der Kerninhalt der Grund-
rechte gewahrt werden.
Die Frage nach der Garantie der Grundrechte kann damit für alle Länder mit
der Feststellung beantwortet werden, daß eine verfassungsmäßige Absicherung
besteht. Diese fiel in Polen aufgrund des provisorischen Charakters der Verfas-
sung bislang schwächer aus, und im Fall der Tschechischen Republik bleibt der
Eindruck eines Gewichtsverlustes im Vergleich zur Verfassungsordnung der
Tschechoslowakei. Der eigentliche Wert dieser Garantien hängt allerdings davon
ab, ob sich in diesen Ländern eine funktionstüchtige demokratische Grundord-
nung und Gewaltenteilung herausbilden werden. Erst wenn diese Bedingungen
erfüllt sind, darf — anders als zu Zeiten der kommunistischen Herrschaft — die
Umsetzung und Durchsetzbarkeit von Grundrechten und -freiheiten erwartet
werden.
c. Die Durchsetzbarkeit von Rechtsansprüchen
Die vier Reformländer gehören traditionell zum kontinentaleuropäischen Rechts-
kreis, den sie selbst zu Zeiten der sozialistischen Herrschaft nie völlig verlassen
hatten (Herrnfeld 1995: 16). Daher genießen sie etwa gegenüber den Nachfolge-
staaten der Sowjetunion den Vorteil, mit einem Rechtssystem vertraut zu sein,
das marktwirtschaftlichen Anforderungen genügt. Dazu gehören auch Erfahrun-
gen mit einer Gerichtsbarkeit, die Ansprüchen aus privaten Verträgen und ge-
genüber dem Staat Geltung verschaffen kann. In jedem der betrachteten Länder
wurden seit dem Beginn des Reformprozesses Anstrengungen unternommen, an
diese Rechtstraditionen anzuknüpfen und die notwendige Infrastruktur der
Rechtspflege wiederherzustellen. Doch ist zu fragen, ob die Reformen ausrei-
chend waren, um die Durchsetzbarkeit von Rechtsansprüchen gegenüber der öf-
fentlichen Gewalt und anderen Privaten herzustellen.
Was die Organisation des Gerichtswesens betrifft, ist in allen Ländern der In-
stanzenweg für zivil- und verwaltungsrechtliche Streitfälle vorhanden. Auch
wurde in allen Ländern die Unabhängigkeit der Richter zumindest auf dem Pa-
pier in einer Weise gestärkt, daß diese nicht mehr wie in früheren Zeiten Erfül-
lungsgehilfen des Staats- und Parteiapparats sind.
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8 Allerdings sagt dies noch
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nichts über die tatsächliche Durchsetzbarkeit von Rechtsansprüchen aus, die
vielmehr von der gerichtlichen Praxis abhängt:
Die Gerichtspraxis in Polen vermittelt den Eindruck, daß die Gerichte bereit
sind, Rechtsansprüche Privater, auch gegenüber dem Staat, durchzusetzen. Auch
stärken Bemühungen, die Richterbesoldung weiter zu verbessern, die richterliche
Unabhängigkeit. Allerdings kann die personelle und sachliche Ausstattung der
Gerichte bislang keinen zügigen Verfahrensablauf gewährleisten. Daher ziehen
sich Rechtsstreitigkeiten unangemessen in die Länge: In Wirtschaftssachen be-
darf es einer Wartezeit von etwa einem Jahr, ehe ein Fall vor der ersten Instanz
verhandelt wird (EBRD 1995: 115).
In der Tschechischen und in der Slowakischen Republik sind die Gerichte auf-
grund des Mangels an ausreichend qualifiziertem Personal ebenfalls nicht in der
Lage, Prozesse in einem angemessenen Zeitraum durchzuführen. So kann in der
Tschechischen Republik die Wartezeit bis zur Verhandlung in der ersten Instanz
drei Jahre, in der Slowakischen Republik sogar vier Jahre dauern. Vor allem
komplizierte Wirtschaftsfälle können von den Gerichten nur unzureichend bear-
beitet werden. Allerdings ist die Richterbesoldung in den letzten Jahren ständig
erhöht worden, um das Richteramt auch für Hochqualifizierte attraktiver zu ma-
chen (EBRD 1995: 111, 115; Bricke et al. 1995: 172).
Schließlich kann auch in Ungarn die prinzipielle Bereitschaft der Gerichte un-
terstellt werden, Rechtsansprüche gegen Private oder den Staat durchzusetzen.
Doch wie in den anderen Reformländern ist die Personal- und Sachausstattung
der Gerichte unzureichend, was sich u.a. an einer Prozeßdauer von bis zu zwei
Jahren in der ersten Instanz zeigt (EBRD 1995: 113).
Die Fragen nach der Offenheit des Rechtswegs gegenüber der öffentlichen
Gewalt und der rechtlichen Durchsetzbarkeit privater Vereinbarungen können
daher für alle vier Länder prinzipiell bejaht werden. Probleme treten jedoch in
der Rechtspraxis auf: Trotz weitreichender Reformen kann bislang in keinem der
Reformländer sichergestellt werden, daß private Rechtsansprüche auf gerichtli-
chem Wege in angemessener Weise durchgesetzt werden können. Zwar ist posi-
tiv zu bewerten, daß vor allem in Polen und Ungarn die Judikative einen hohen
Grad an Unabhängigkeit und Eigenständigkeit erreicht hat. Jedoch verhindern
bislang qualitative und quantitative Defizite bei der Personalausstattung der Ju-
stiz einen reibungslosen Ablauf der Gerichtsverfahren. Zu lange Wartefristen
und fachlich überforderte Richter führen zu Rechtsunsicherheit und damit zu
steigenden Risiken im privaten Wirtschaftsverkehr, woraus relativ hohe Trans-
aktionskosten resultieren. Offensichtlich konnte bislang die „alte" Juristengene-
ratiori nur teilweise durch jüngere, besser ausgebildete und unbelastete Juristen
ersetzt werden. Attraktivere Gehaltsstrukturen insbesondere im Gerichtswesen
scheinen erst im Entstehen zu sein.20 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
d. Eine vergleichende Bewertung der Rechtsordnungen
Die Analyse der Rechtsordnungen der vier Länder macht deutlich, daß zumin-
dest formal die wesentlichen Elemente einer rechtsstaatlichen Ordnung einge-
führt worden sind. In allen Reformländern, nach Verabschiedung der neuen Ver-
fassung auch in Polen, wurden die Verfassungen um die Elemente des autoritä-
ren sozialistischen Systems bereinigt. In allen Ländern besteht mittlerweile eine
demokratische Grundordnung mit Gewaltenteilung. Zudem wurde die Rolle des
staatlichen Einflusses auf die Wirtschaft zugunsten individueller Wirtschaftsfrei-
heiten und des Wettbewerbs zurückgedrängt. Jedoch setzen Rechtsstaatlichkeit
und Rechtssicherheit voraus, daß ein breiter gesellschaftlicher Konsens über die
Spielregeln der neuen Rechtsordnung herrscht. Wie die Analyse zeigt, ist dieser
Konsens insbesondere in der Slowakischen Republik in Frage gestellt: Dort fehlt
es vor allem an der politischen Akzeptanz der neuen Spielregeln. Hingegen
konnten in Polen durch die Verfassungsreform die „handwerklichen" Mängel
des Verfassungsprovisoriums und damit eine wichtige Ursache politischer Kri-
sen beseitigt werden.
Individuelle freiheitssichernde Grundrechte, die vor staatlicher Willkür schüt-
zen sollen, sind prinzipiell in allen Ländern garantiert. Doch hängt der Wert die-
ser Garantien entscheidend davon ab, ob die neue Rechtsordnung als ganzes ak-
zeptiert und funktionstüchtig ist. Insofern gelten starke Vorbehalte gegenüber
der Wirksamkeit von Grundrechtsgarantien in der Slowakischen Republik.
Für die Durchsetzung von Rechtsansprüchen gegenüber dem Staat und Pri-
vaten steht der Rechtsweg offen. Doch ist die Durchsetzbarkeit dieser Ansprüche
in allen Ländern durch das nur bedingt funktionsfähige Gerichtswesen beein-
trächtigt. Solange diese Mängel vor allem im Gerichtswesen nicht behoben wer-
den, besteht der Rechtsstaat weitgehend auf dem Papier. Daher ist für alle Län-
der die Beseitigung dieser Mängel der Gradmesser für die Ernsthaftigkeit der
Bemühungen, rechtsstaatliche Verhältnisse herzustellen.
Insgesamt ergibt der Vergleich zwischen den Reformländern bei dem Krite-
rium der Rechtsordnung, daß die rechtsstaatlichen Anforderungen am ehesten in
der Tschechischen Republik und in Ungarn erfüllt werden. Ausschlaggebend für
diese Wertung ist, daß in diesen beiden Ländern die Gewaltenteilung am besten
funktioniert. Polen kann nach der jüngsten Verfassungsreform bei diesem Ele-
ment einer rechtsstaatlichen Ordnung aufschließen, während in der Slowaki-
schen Republik die Probleme bei der Gewaltenteilung fortbestehen. Gemeinsam
ist allen Ländern, daß bei der Garantie der Grundrechte die geringsten Defizite
herrschen, während die Mängel bei der Rechtspflege auch noch in absehbarer
Zeit ein ungelöstes Problem darstellen werden.//. Die Eigentums Ordnung 21
II. Die Eigentumsordnung
1. Das Referenzsystem
Eine Eigentumsordnung, in der das Privateigentum an Konsumgütern und Pro-
duktionsmitteln dominiert, ist eine notwendige Bedingung für eine funktions-
tüchtige Marktwirtschaft, da nur von privaten Eigentumsrechten Anreiz- und
Kontrollwirkungen ausgehen, die für eine effiziente Ressourcenallokation un-
verzichtbar sind. In den Zentralverwaltungswirtschaften Mittel- und Osteuropas
herrscht dagegen Kollektiveigentum vor. Dies führt zu Fehlallokationen großen
Umfangs, da unter diesen Umständen die Anreiz- und Kontrollwirkungen der
Eigentumsrechte außer Kraft gesetzt sind. Die heutigen Reformstaaten stehen
vor der Aufgabe, eine Privateigentumsordnung zu errichten, die diese Anreiz-
und Kontrollwirkungen wieder in Kraft setzt, um damit eine Quelle der Fehlal-
lokation zu beseitigen. Die folgenden Fragen sollen Aufschluß darüber geben,
inwieweit diese Aufgabe erfüllt ist:
- Ist die Bildung von Privateigentum, etwa in Form von Unternehmens-
neugründungen, erlaubt und inwieweit besteht eine rechtliche Garantie für
privates Eigentum an Produktionsmitteln?
- Gibt es Beschränkungen des privaten Eigentums durch Enteignung und durch
eine überwiegend staatliche Produktion von Gütern und Dienstleistungen?
- In welchem Ausmaß sind die Privatisierung kollektiven Eigentums und die
Restitution früheren Privateigentums vorgesehen bzw. erfolgt?
a. Entstehung und Funktion von Eigentumsrechten
Die Erklärungsansätze zur Entstehung von Eigentumsrechten verdeutlichen, daß
Eigentumsrechte von rational handelnden Akteuren geschaffen werden, um die
eigene Wohlfahrt zu erhöhen. So stellen die vertragstheoretischen Ansätze dar-
auf ab, daß im vertragslosen Naturzustand Anreize bestehen, über Verhandlun-
gen einen pareto-superioren Zustand mit vertraglich gesicherten Eigentums-
rechten zu erreichen (Tietzel 1986: 108 f.; Locke [1689] 1978: 21 ff.; Buchanan
1984: 78 ff.). Der Internalisierungsansatz von Demsetz (1975: 23 ff.) zeigt zu-
dem, daß es bei veränderten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen wohlfahrts-
steigernd sein kann, die bestehende Eigentumsordnung durch Änderungen des22 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
Spezifizierungsgrades von Eigentumsrechten weiterzuentwickeln.
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namische Aspekt wird auch von den evolutionstheoretischen Ansätzen hervor-
gehoben, die in der Eigentumsordnung das Ergebnis eines Prozesses der selekti-
ven kulturellen Evolution sehen (Hayek 1971: 169; Hayek 1980: 149; Hume
[1878] 1906: 227 ff).
Die evolutorischen Ansätze stimmen darin überein, daß die Primärallokation
der Eigentumsrechte nicht notwendigerweise zu einer effizienten Ressourcenal-
lokation führt. Daher muß sichergestellt werden, daß eine Reallokation der Ei-
gentumsrechte möglich ist, damit die verfügbaren knappen Ressourcen in die ge-
sellschaftlich besten Verwendungen gelangen können (Watrin 1986: 173).
So zeigt das Coasesche Grundmodell (Coase 1960: 2 ff), daß bei eindeutig
definierten und transferierbaren Eigentumsrechten stets eine effiziente Ressour-
cenallokation realisiert wird — und zwar unabhängig davon, wie die Eigentums-
rechte personell verteilt sind. Allerdings resultieren in der realen Welt — anders
als im Coase-Modell — aus der Abwicklung wirtschaftlicher Transaktionen stets
Such-, Informations-, Einigungs- und Kontrollkosten. Daher kann bei einzelnen
Transaktionen der Nutzen der Verhandlungen geringer als die Kosten sein, so
daß Externalitäten entstehen, die nicht über den Marktprozeß intemalisiert wer-
den (Coase 1960: 15). Wie der Coase-Ansatz zeigt, können Externalitäten mit
Hilfe entsprechend spezifizierter Eigentumsrechte intemalisiert werden. So hängt
es zum einen von der Höhe des erwarteten Wohlfahrtsgewinns ab, in welchem
Ausmaß Eigentumsrechte gebildet werden. Zum anderen ist für die Einführung
neuer Eigentumsrechte ausschlaggebend, daß der notwendige politische Konsens
mobilisiert werden kann.
Zum Zwecke einer effizienten Ressourcenallokation müssen Eigentumsrechte
in Anlehnung an Coase und Demsetz exklusiv, d.h. eindeutig spezifiziert und
Wirtschaftssubjekten zugeordnet sein, sowie transferiert, verändert und durchge-
setzt werden können. Dabei ist zu beachten, daß sich Eigentumsrechte aus Bün-
deln unterschiedlicher Rechte zusammensetzen: Verfügungsrechte beziehen sich
insbesondere auf die Substanz- und Funktionsbestimmung, Belastung und Über-
tragung von Gutem; Nutzungsrechte umfassen die Befugnis, aus dem Ge- oder
Verbrauch eines Gutes Nutzen zu ziehen, soweit dies von den Verfügungsrech-
ten gedeckt ist. Volles Eigentum liegt dann vor, wenn alle Möglichkeiten der
rechtskonformen Verfügung und Nutzung gegeben sind.
Ausgehend von dieser Eigentumsdefinition läßt sich eine Hypothese zu den
Anreiz- und Kontrollwirkungen von Eigentumsrechten formulieren: Je mehr
Veränderungen können etwa aus Verschiebungen relativer Faktor- und Güterpreise,
Innovationen, der Erschließung neuer Märkte, Änderungen rechtlicher und sozialer
Normen oder der Bevölkerungsentwicklung resultieren (Tietzel 1986: 115 f.; Schüller
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Verfligungs- und Nutzungsbefugnisse ein Eigentumsrecht vermittelt, je genauer
es spezifiziert ist, je exklusiver es einer Person zugeordnet ist und je freizügiger
diese Person darüber nach dem Grundsatz der Einheit von Verfugung und Haf-
tung disponieren kann, desto stärker ist der Anreiz, Informationen über gewinn-
bringende Verwendungsmöglichkeiten zu sammeln, auf dieser Grundlage Inve-
stitionsentscheidungen zu treffen und deren Umsetzung sicherzustellen (Schüller
1988: 168 f.).
b. Die Allokationseffekte alternativer Eigentumsordnungen
Vor dem Hintergrund der Hypothese zu den Anreiz- und Kontrollwirkungen von
Eigentumsrechten kann geprüft werden, inwieweit im Rahmen alternativer Ei-
gentumsordnungen die genannten Bedingungen erfüllt sind und die knappen
Ressourcen effizient verwendet werden.
Privateigentum
Privateigentum ist dadurch gekennzeichnet, daß Einzelpersonen das ausschließ-
liche Nutzungs-, Veränderungs- und Transferrecht an einem Gut zusteht (Will-
gerodt 1980: 179). In dieser individuellen Form erfüllt das Privateigentum die
Bedingungen, die für die wohlfahrtssteigernde Wirkung von Eigentumsrechten
notwendig sind.
Jedoch existieren auch kollektive Formen privaten Eigentums, bei denen der
Eigentümer eine juristische Person ist, etwa in Gestalt einer Genossenschaft,
Personen- oder Kapitalgesellschaft. Im Rahmen dieser kollektiven Formen pri-
vaten Eigentums können die individuellen Eigentumsrechte dadurch beschränkt
werden, daß der Mehrheitswillen der Anteilseigner durchgesetzt wird oder das
Management von den Eigentümern abweichende Interessen verfolgt („principal-
agent-Problem").
3
0 Doch kann dieses Problem der Trennung von Eigentum und
Kontrolle durch die Marktkräfte gelöst werden: Zum einen ermöglicht ein funk-
tionstüchtiger Kapitalmarkt den Anteilseignern jederzeit eine alternative Ver-
wendung ihres Vermögens („escape hatch"). Zum anderen bewerten Arbeits-
und Kapitalmarkt das Managementhandeln, so daß ineffizientes Verhalten über
einen sinkenden Marktwert und ein Auswechseln des Managers sanktioniert
wird (Richter und Furubotn 1996:384; Moore 1981: 196 ff; Demsetz 1975:
33 f.; Willgerodt 1980: 179; Streissler 1970: 102 f.). Des weiteren wirkt der
30 Es können abweichende Präferenzen in Bezug auf Gewinnerzielung und Anlagen-
sicherheit auftreten (Glismann und Schrader 1993: 20; Streissler 1970: 103). Dadurch
entstehen für die Eigentümer „agency costs" in Gestalt von Wohlfahrtsverlusten und
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preisdrückende Wettbewerb am Produktmarkt disziplinierend auf den Manager,
der bemüht sein muß, Ineffizienzen zu beseitigen, um das von ihm benötigte
Mindestentgelt zu erhalten. Schließlich kann effizientes Managementhandeln
durch die Anreizwirkung einer leistungsorientierten Entlohnung erreicht werden
(Richter und Furubotn 1996: 384).
Kollektiveigentum
Hingegen sind in. einer Eigentumsordnung, in der das Kollektiveigentum in
Form gesellschaftlichen oder staatlichen Eigentums dominiert, die Anreiz- und
Kontrollwirkungen von Eigentumsrechten bei den verschiedenen Nutzern des
Kollektiveigentums stark eingeschränkt.
Gesellschaftliches Eigentum an Ressourcen kann dergestalt sein, daß zwar in-
dividuelle Nutzungsrechte bestehen, diese jedoch nicht exklusiv und transferier-
bar sind. Die aus dieser Eigentumsform resultierenden Effizienzverluste ver-
deutlicht beispielhaft das Allmende-Problem: Die Kosten der Nutzung einer ge-
meinschaftlichen Weide werden nicht allein vom jeweiligen Nutzer getragen,
was zu Überweidung und Wertminderung der Ressourcen führt. Da niemand aus
der Gemeinschaft von der Nutzung ausgeschlossen werden kann, wird der ein-
zelne die Nutzung solange ausdehnen, bis sein Grenznutzen den ihm zurechen-
baren Grenzkosten entspricht (Watrin 1986: 173; Demsetz 1975: 30 ff.; Alchian
und Demsetz 1973: 19 ff.).
Bei Kollektiveigentum an den sachlichen Produktionsmitteln, wie in einer
marktsozialistischen Ordnung des jugoslawischen Typs, sind die Anreiz- und
Kontrollwirkungen von Eigentumsrechten ebenfalls stark eingeschränkt: Die
Verfugungs- und Nutzungsrechte liegen nicht bei den formalen Eigentümern,
den Bürgern des Gemeinwesens, sondern in den Händen der einzelnen Beleg-
schaften (Watrin 1975: 86). Doch auch die Belegschaftsmitglieder halten keine
individuellen Anteile oder üben individuelle Dispositionsrechte aus. Privat an-
eignungsfähig sind lediglich die ausgeschütteten Vermögenserträge, so daß zu
Lasten der betrieblichen Substanz die Ausschüttungen maximiert und die Inve-
stitionen möglichst begrenzt werden. Da nur der ständige Rückgriff auf staatli-
che Hilfen den Erhalt der Betriebe sichert, erscheint das gesellschaftliche Ei-
gentum als reine Fassade (Watrin 1990a: 43 f.; Leipold 1984: 32 f.).
Staatliches Eigentum kann dezentral und in privatwirtschaftlichen Rechtsfor-
men oder zentral verwaltet werden. Einzelne Private verfügen allenfalls indirekt
als Wähler über Eigentumsrechte (Willgerodt 1980: 179 f.). Doch selbst im Fall
des Verzichts auf eine zentrale staatliche Lenkung sind die Anreiz- und Kon-
trollwirkungen der Eigentumsrechte begrenzt: Die Manager haben nur be-
schränkte Verfügungsrechte, zumal sie die staatliche Instanz, die formal Eigen-
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Verfolgung politischer Zielsetzungen verpflichtet, sei es in Gestalt der Beschäf-
tigungssicherung oder der Aufrechterhaltung bestimmter Produktionen. Diese
Zielsetzungen konvenieren in der Regel nicht mit dem originären Unterneh-
mensziel, das in der Maximierung des Gewinns bestehen sollte. Zudem fehlen in
der Regel die notwendigen Anreize, häufig auch die notwendige Kompetenz für
effizientes Managementhandeln (Hamm 1994: 307 f.).
Besteht staatliches Eigentum im Rahmen einer zentralverwaltungswirt-
schaftlichen Ordnung sowjetischen Musters, sind die Anreiz- und Kontroll-
defizite dieser Eigentumsform noch ausgeprägter. Die Verfügungsrechte liegen
fast ausschließlich bei zentralen staatlichen Organen, die die relevanten unter-
nehmensbezogenen Entscheidungen treffen. Die Eigentumsordnung wird dann
selbst zur Quelle allokativer Ineffizienz: Denn erstens sind die Allokationsent-
scheidungen des staatlichen Eigentümers nicht an Effizienzkriterien ausgerichtet,
sondern gehorchen politischen Vorgaben. Während sich die staatlichen Unter-
nehmen in einer marktwirtschaftlichen Ordnung noch an den Knappheitssignalen
des Systems relativer Preise orientieren könnten, fehlen diese Informationen in
einer Zentralverwaltungswirtschaft. Zweitens profitiert das Management nur von
ineffizienten Verhaltensweisen, die sich in einer Maximierung von Kompetenzen
und Budget zeigen. Drittens fehlt eine wettbewerbliche Kontrolle, die eine inef-
fiziente Ressourcenverwendung sanktionieren würde. Die staatlichen Kontroll-
mechanismen können nur ein unvollkommenes Substitut für die wettbewerbliche
Kontrolle sein; wenn die politisierte Unternehmenszielsetzung stark von Effizi-
enzzielsetzungen abweicht, wird die Kontrolle sogar in ihr Gegenteil verkehrt
(Leipold 1984: 31 f.; Hamm 1994: 309; Watrin 1990b: 121 f.).
c. Beschränkungen des privaten Eigentums in einer markt-
wirtschaftlichen Ordnung
Auch in einer Marktwirtschaft gibt es Fälle, in denen privates Eigentum keine ef-
fiziente Ressourcenallokation sicherstellen kann:
Dies ist zum einen der Fall, wenn externe Effekte vorliegen.
3
1 Dann wird bei
der Produktion einzelner Güter und Dienstleistungen keine pareto-optimale
3
1 Wenn von externen Effekten die Rede ist, sind technologische externe Effekte ge-
meint: Technologische externe Effekte sind durch eine spezielle Interdependenz zwi-
schen ökonomischen Aktivitäten in einer Volkswirtschaft gekennzeichnet; z.B. wenn
die Aktivitäten eines Wirtschaftssubjekts mit Emissionen verbunden sind, die die
Aktivitäten anderer Wirtschaftssubjekte beeinträchtigen. Im Fall positiver externer
Effekte sind die gesamtwirtschaftlichen Erträge größer als die einzelwirtschaftlichen
Erträge einer Produktion, so daß einzelwirtschaftlich kein Anreiz zu einer höheren
Produktion besteht. Hingegen sind im Fall negativer externer Effekte die gesamtwirt-
schaftlichen Erträge geringer als die einzelwirtschaftlichen Erträge; d.h. eine größere26 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
Menge produziert. Wie schon gezeigt, können Nutzen und Kosten durch hinrei-
chend spezifizierte Eigentumsrechte im allgemeinen internalisiert werden. Dem
Staat käme daher beim Auftreten nennenswerter Externalitäten die Aufgabe zu,
die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Bestimmung von Eigentumsrechten
und das Zustandekommen von privaten Verhandlungen zu schaffen, also Trans-
aktionskosten zu senken, indem neue Eigentumstitel geschaffen werden.
3
2 Die
staatlichen Handlungsalternativen zu dieser Verhandlungslösung bestehen in
staatlichen Interventionen, die Zwangscharakter haben. Dazu zählen Gebote und
Verbote sowie Pigou-Steuern und -Subventionen.
3
3 Jedoch ist die Wahrschein-
lichkeit hoch, daß aufgrund staatlicher Informationsdefizite aus den Internalisie-
rungsversuchen des Staates weitere Wohlfahrtsverluste resultieren (Luckenbach
1986: 160 ff.). Daher sollten direkte staatliche Interventionen nur streng sub-
sidiär erfolgen — zumal die Möglichkeit, neue Eigentumstitel zu schaffen, häu-
fig gegeben ist (Donges und Schatz 1986: 7).
Ein weiterer Fall, in dem privates Eigentum keine effiziente Ressourcenal-
lokation sicherstellt, ist die Existenz öffentlicher Güter. Bei externen Effekten
bleibt zwar die Koordinationsfunktion des Marktes erhalten, wenn auch die po-
sitiven Wohlstandseffekte des Marktmechanismus beeinträchtigt werden. Wenn
hingegen öffentliche Güter vorliegen, wird der Markt als Koordinationsinstru-
ment untauglich (Luckenbach 1986: 143). Öffentliche Güter können dadurch
gekennzeichnet werden, daß das Ausschlußprinzip nicht gilt und/oder Nicht-
Rivalität des Konsums besteht.
3
4 Allerdings ist nicht auszuschließen, daß es un-
ter dem Etikett öffentlicher Güter zu einer ausufernden staatlichen Leistungser-
stellung kommt. Dieser Entwicklung sollte durch die möglichst restriktive Aus-
legung der beiden Definitionskriterien Nicht-Ausschließbarkeit und Nicht-Riva-
lität des Konsums vorgebeugt werden. Anderenfalls würde der Staat zu La-
sten des Privatsektors seine Eigentumsrechte an Produktionsmitteln ausdehnen
(Samuelson 1954: 387; Samuelson 1955: 356; Musgrave 1969: 8 f.).
als die pareto-optimale Gütermenge würde produziert (Luckenbach 1986: 138 ff.;
Musgrave 1969: 7 f.; Sohmen 1976: 223 ff).
3
2 Zu den staatlichen Aufgaben bei einer Verhandlungslösung siehe etwa: Donges und
Schatz (1986: 6 f.), Sohmen (1976: 245 f.), Schlieper (1980: 529) und Gröbner
(1983: 42).
3
3 Siehe dazu etwa Luckenbach (1986: 157 f.).
3
4 Nicht-Ausschließbarkeit bedeutet, daß es nicht möglich ist, Nichtzahler vom Konsum
eines Gutes auszuschließen („free-rider-Problem"). Nicht-Rivalität des Konsums be-
deutet, daß der Konsum eines Gutes durch ein Wirtschaftssubjekt nicht den Konsum
derselben Einheit des Gutes durch andere Wirtschaftssubjekte beeinträchtigt (Schmidt
1970: 6 ff).//. Die Eigentumsordnung 27
Um den Umfang der Staatstätigkeit sinnvoll zu begrenzen, sollten diese Krite-
rien nicht nur restriktiv, sondern auch gemeinsam angewendet werden, da es
zweifelhaft erscheint, daß das Vorhandensein lediglich eines Kriteriums selb-
ständig konstitutiv für ein öffentliches Gut wirken kann (Head 1974: 85 f.,
172 ff.; Blankart 1994: 60 ff.). Hinzu kommt, daß die Notwendigkeit staatlichen
Eigentums an Produktionsmitteln für die Erstellung öffentlicher Güter und
Dienstleistungen im Einzelfall kritisch zu prüfen ist (Musgrave 1969: 17 f.;
Vaubel 1991: 257 ff.). Selbst „klassische" öffentliche Güter, zu denen die äußere
und innere Sicherheit sowie die Rechtsordnung gezählt werden, können zumin-
dest teilweise auf der Grundlage privaten Eigentums erstellt werden (Musgrave
1969: 17; Glismann und Schrader 1993: 11). Dies gilt um so mehr für Infra-
strukturleistungen, die zwar häufig staatlicherseits bereitgestellt werden, aber
eher Merkmale privater Güter aufweisen (Wille und Gläser 1977: 51 ff.; Soltwe-
del etal. 1986). Daher sollten Effizienzvergleiche dafür ausschlaggebend sein,
ob solche Güter und Dienstleistungen staatlich oder privat produziert werden
(Watrin 1985a: 154 f.).
Vor diesem Hintergrund ist die Enteignung privaten Eigentums, wie Hayek
(1971: 282) sich ausdrückt, „nur in den Fällen zugelassen, in denen der Gewinn
für die Öffentlichkeit eindeutig größer ist als der Schaden, der durch die Enttäu-
schung normaler persönlicher Erwartungen angerichtet worden ist". Um ein
Ausufern staatlicher Eingriffe zu verhindern, schlägt er daher eine strenge Kon-
ditionierung vor: Beweislast des Staates für öffentliche Gewinne; Beschränkung
auf gesetzliche Ausnahmefälle; gerichtliche Überprüfung; „keine Enteignung
ohne gerechte Entschädigung". Die Alternative zu diesem Konzept besteht in
einem Enteignungsverbot, das allerdings auch in den Fällen greift, in denen aus
einer Enteignung ein gesellschaftlicher Wohlfahrtsgewinn resultieren könnte.
2. Die Analyse des ordnungspolitischen Status quo
a. Eigentumsbildung und Unternehmensgründungen
Bis zum Beginn des Reformprozesses dominierte in den mittel- und osteuro-
päischen Zentralverwaltungswirtschaften das Kollektiveigentum an Produk-
tionsmitteln. Die Bildung von Privateigentum war in der Regel auf nichtgewerb-
liche Zwecke und allenfalls auf private Kleinbetriebe oder die Landwirtschaft
beschränkt. Es fehlte zudem eine rechtliche Absicherung dieses beschränkten
Privateigentums, die als Schutz vor willkürlichen Enteignungen hätte dienen
können. Das bedeutet für den Reformprozeß in den mittel- und osteuropäischen
Reformländern, daß die Dominanz staatlichen Eigentums an Produktionsmitteln28 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
aufgehoben, Bildung und Schutz privaten Eigentums garantiert und die rechtli-
che Besserstellung staatlicher Unternehmen aufgehoben werden müssen. Wie
weit sind die Länder auf diesem Weg vorangeschritten?
In Polen wurde durch die Novellierungen des Zivilgesetzbuches in den Jahren
1989 und 1990 die Dreiteilung des Eigentumsbegriffs in „gesellschaftliches",
„individuelles" und „persönliches" Eigentum (nach der polnischen Terminolo-
gie) sowie die damit verbundene Privilegierung des „gesellschaftlichen" Eigen-
tums aufgehoben.
3
5 Im Zuge dieser Reformen wurde auch die Unteilbarkeit des
„gesellschaftlichen" Eigentums abgeschafft, so daß staatlichen Unternehmen
selbst eine zivilrechtliche Eigentümerstellung eingeräumt wurde und sie damit
nicht länger nur Vermögensverwalter waren. Die Reformen des Eigentumsrechts
wurden zudem dort erleichtert, wo in sozialistischen Zeiten privates Eigentum an
Grund und Boden möglich war. Das war in der Landwirtschaft der Fall, wo die
Sozialisierung nur die größeren Betriebe getroffen hatte, sowie in einigen Indu-
striebranchen außerhalb der sogenannten Schlüsselindustrien (Herrnfeld 1995:
31; Kuss und Mohlek 1993: 3 f.).
Auch bei den rechtlichen Grundlagen für eine unternehmerische Tätigkeit wa-
ren in Polen bereits Ansätze vorhanden. So waren große Teile der polnischen
Unternehmensgesetzgebung der Vorkriegszeit auch zu kommunistischen Zeiten
in Kraft geblieben und bildeten die rechtliche Grundlage für private Unterneh-
mertätigkeit. Seit Ende der 80er Jahre wurde die Wirtschaftsgesetzgebung da-
hingehend modernisiert, daß etwa Vorschriften für Haftungskapital, Unterneh-
menszusammenschlüsse und Rechnungslegung den neuen wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen angepaßt wurden (Herrnfeld 1996: 31 f.).
Was die rechtliche Absicherung des Privateigentums betrifft, so stand diese
bis vor kurzem unter dem Vorbehalt der noch nicht abgeschlossenen Verfas-
sungsreform in Polen. Es war Art. 7 der Verfassung von 1952 in Kraft, der den
Schutz des Eigentums, des Erbrechts und explizit des persönlichen Eigentums
gewährleistete. Der Wert dieser Garantie wurde jedoch dadurch gemindert, daß
sie offensichtlich systemunabhängig war und damit auch konform mit den Ein-
schränkungen privater Eigentumsrechte in einer Zentralverwaltungswirtschaft
sein konnte. In der neuen polnischen Verfassung von 1997 gehört der Eigen-
tumsschutz zu den Grundlagen der „sozialen Marktwirtschaft", die als Kernele-
Die Privilegien bezogen sich auf den Zivilrechtsverkehr der staatlichen Unternehmen.
Unter „gesellschaftlichem" Eigentum wurden „Staatseigentum", „genossenschaftli-
ches" Eigentum und das Eigentum „sonstiger gesellschaftlicher Organisationen" ver-
standen. „Individuelles" Eigentum umfaßte Grundstücke, Gebäude und andere Pro-
duktionsmittel, „persönliches" Eigentum schloß Dinge des persönlichen Bedarfs ein
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ment der Staatsordnung gekennzeichnet ist. Durch diese Reform hat auch die
Garantie des privaten Eigentums an Glaubwürdigkeit gewonnen.
Demnach bestehen in Polen die notwendigen rechtlichen Voraussetzungen für
die Bildung von privatem Eigentum, das zudem gegenüber kollektivem Eigen-
tum nicht länger diskriminiert wird. Die verfassungsmäßige Absicherung priva-
ten Eigentums dürfte durch die Rückkehr zu rechtsstaatlichen Verhältnissen und
die nunmehr erfolgte Verfassungsreform wieder an Wert gewonnen haben. Von
besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang jedoch, daß in Polen auch
zu kommunistischen Zeiten in nennenswertem Umfang privates Eigentum exi-
stierte und die für private Unternehmertätigkeit notwendigen Rechtsvorschriften
fortbestanden. Diese für eine „Zentralverwaltungswirtschaft" untypischen Kenn-
zeichen erleichtern die Systemtransformation, denn der Umbau der polnischen
Volkswirtschaft kann auf der Grundlage einer etablierten Privatrechtstradition
und einer gemischten Eigentumsordnung stattfinden.
Eine derart günstige Ausgangsbasis für eine Reform des Eigentums- und Un-
ternehmensrechts fehlte in der Tschechoslowakei. Hier wurden die Reformen
vielmehr durch das bestehende Eigentums- und Wirtschaftsrecht erschwert, das
stark von sozialistischem Gedankengut geprägt war. Die deutschen bzw. öster-
reichischen Wurzeln des tschechoslowakischen Rechts waren in den 60er Jahren
getilgt worden. Daher mußten in der Tschechoslowakei grundlegende Reformen
des Eigentumsrechts durchgeführt werden; die Tschechische und die Slowaki-
sche Republik übernahmen die neuen Regelungen. Im Januar 1991 trat die
„Charta der Grundrechte und Grundfreiheiten" als Verfassungsgesetz in Kraft,
die auch den Schutz und die rechtliche Gleichbehandlung jeglichen Eigentums
garantierte. Das Bürgerliche Gesetzbuch der Tschechoslowakei wurde entspre-
chend novelliert, um den Grundsatz der Gleichstellung aller Eigentümer auszu-
füllen. Da die Bestimmungen der Charta nur in der Slowakischen Republik ex-
plizit in die Verfassung übernommen worden sind, hat dort das Eigentumsrecht
formal eine stärkere Rechtsstellung als in der Tschechischen Republik. Doch
dürfte in beiden Ländern die rechtliche Garantie privaten Eigentums außerhalb
der Verfassung gleichermaßen stark sein (Herrnfeld 1995: 54 ff; Slapnicka
1991: 279; Slapnicka 1994: 41).
Außerdem wurden noch zu Zeiten der Tschechoslowakei die ersten grundle-
genden Reformen des Wirtschafts- und Unternehmensrechts durchgeführt, um
wieder Anschluß an den westeuropäischen Rechtsraum zu finden. Besonders
fehlten die notwendigen Regelungen zum Vertragsrecht und den Unternehmens-
rechtsformen. Erst Anfang 1992 wurden die seit dem Jahr 1989 eingeführten
Provisorien durch ein neues Handelsgesetzbuch ersetzt. Dieses ist im Kern in
beiden Nachfolgestaaten nach wie vor gültig und bildet mit dem Bürgerlichen
Gesetzbuch die Grundlage für unternehmerische Betätigung und privatrechtliche
Beziehungen (Herrnfeld 1996: 54 ff).30 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
Zwar wurden in der Tschechoslowakei und damit auch in den beiden Nach-
folgestaaten die rechtlichen Voraussetzungen für die Bildung privaten Eigen-
tums und die Unternehmertätigkeit geschaffen sowie die notwendigen Garantien
für privates Eigentum gegeben. Doch anders als etwa in Polen fehlten in der
Tschechoslowakei Anknüpfungspunkte wie eine die kommunistische Herrschaft
überdauernde Privatrechts- und Unternehmertradition. Daher waren die Eigen-
tumsreformen im Zuge der Wende im Jahre 1989 eher als ein „Kaltstart" zu ver-
stehen.
In Ungarn wurde die ideologisch bedingte Dreiteilung des Eigentums
3
6 und
die damit einhergehende Privilegierung des kollektiven Eigentums durch die im
Jahr 1989 revidierte Verfassung ebenfalls abgeschafft. Statt dessen wurde zwi-
schen „Privatbesitz" und „Gemeinbesitz" unterschieden, die gleichberechtigt ne-
beneinander stehen sollen. Die praktische Relevanz dieser Verfassungsregelung
hat sich bereits in Verfassungsgerichtsentscheiden gezeigt, mit denen Gesetze,
die das öffentliche Eigentum privilegierende Bestimmungen enthielten, aufge-
hoben wurden. Allerdings kennt auch die Verfassung Bereiche ausschließlichen
Eigentums und ausschließlicher Wirtschaftstätigkeit des Staates, die per Gesetz
festgelegt werden.
3
7 Zur Umsetzung der verfassungsrechtlichen Vorgaben wur-
de das Zivilgesetzbuch zu Beginn der 90er Jahre mehrfach novelliert (Brunner
1994: 10 f.; Herrnfeld 1995: 74 f.).
Da das aus dem Jahr 1875 stammende Handelsgesetzbuch im Jahr 1960 auf-
gehoben worden war, mußte auch in Ungarn das Unternehmensrecht grundle-
gend erneuert werden. Doch geschah dies bereits im Jahr 1988 mit der Verab-
schiedung eines Unternehmensgesetzes, das seitdem laufend ergänzt wurde. Mit
diesen Gesetzesreformen wurde auch die traditionelle Anlehnung an den deutsch-
sprachigen Rechtsraum wiederhergestellt (Herrnfeld 1996: 72 f.).
Somit kann auch in Ungarn privates Eigentum gebildet werden, das nicht län-
ger gegenüber dem gesellschaftlichen Eigentum diskriminiert wird und rechtlich
abgesichert ist. Wie in der Tschechoslowakei mußten in Ungarn die rechtlichen
Grundlagen unternehmerischer Tätigkeit erst neu geschaffen werden, was aller-
dings zu einem relativ frühen Zeitpunkt geschah und „Startvorteile" bescherte.
In allen Ländern ist damit die Bildung von Privateigentum an Produktions-
mitteln erlaubt, und es besteht eine mehr oder minder starke verfassungsmäßige
Absicherung des privaten Eigentums. Doch auch hier ist der Wert einer Verfas-
sungsgarantie von dem erreichten Maß an Rechtsstaatlichkeit in den Reformlän-
dern abhängig. Vorteilhaft erscheint in diesem Zusammenhang, wenn, wie in
3" Die Dreiteilung umfaßte „vergesellschaftetes" und „individuelles" Produktionsmittel-
eigentum sowie „persönliches" Eigentum, das dem persönlichen Bedarf diente.
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Polen, die historische Erfahrung mit einer Privateigentumsordnung auch wäh-
rend der kommunistischen Herrschaft lebendig geblieben ist. Im Fall Polens ist
hervorzuheben, daß durch den Fortbestand grundlegender Regeln des alten „bür-
gerlichen" Wirtschaftsrechts das private Unternehmertum schon zu Beginn der
Reformen eine günstige Ausgangsbasis hatte. Daher ist es nicht verwunderlich,
daß die „Privatisierung" der polnischen Wirtschaft weniger durch die schleppen-
de Privatisierung kollektiven Eigentums, sondern vielmehr durch Unterneh-
mensneugründungen bzw. den Ausbau der vorhandenen privaten Unternehmen
getragen wird. Durch die Reformen des Wirtschafts- und Unternehmensrechts
wurde auch in den anderen Reformländern die rechtliche Grundlage für eine
„Renaissance" des privaten Unternehmertums geschaffen, das sich dynamisch
entwickelt und wieder an Gewicht gewinnt.
Diese stürmische Entwicklung spiegelt sich deutlich in der Statistik wider: In
Polen gab es 1989 bereits etwa 500 000 Privatunternehmen, was für sozialisti-
sche Verhältnisse beachtlich war, doch stieg die Zahl der Unternehmen bis 1995
auf mehr als 2 000 000 an. Darunter befinden sich alleine etwa 125 000 private
Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit, 43 vH mehr als noch 1990. Die
polnischen Privatunternehmen waren bis Ende 1995 zu etwa 75 vH im Dienstlei-
stungsbereich angesiedelt (Glowny Urzad Statystyczny 1992/93, 1997/98). Eine
ebenfalls rasante Gründertätigkeit ist in der Tschechischen Republik zu beob-
achten, wo die Zahl der privaten Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit
von weniger als 20 000 im Jahr 1989 auf mehr als 318 000 im Jahr 1995 hoch-
schnellte. Die Zahl der privaten Einzelunternehmer wuchs sogar auf mehr als ei-
ne Million bis Ende 1995 an. Auch hier konzentriert sich die private Unterneh-
mertätigkeit auf den Dienstleistungsbereich (Cesky Statisticky Üf ad 1996a). Ein
vergleichbares Bild zeigt sich auch in der Slowakischen Republik: Alleine von
1991 bis 1995 stieg die Zahl der Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit
von fast 12 500 auf mehr als 43 600, wovon nur noch weniger als 4 vH Staats-
unternehmen waren. Eine ähnlich rasche Entwicklung nahm die Zahl der regi-
strierten Selbständigen, die im gleichen Zeitraum auf 275 000 anstieg, und sich
damit mehr als verdoppelte. Auch in der Slowakischen Republik liegt der
Schwerpunkt privater Unternehmertätigkeit im Dienstleistungssektor (Statisticky
Üfad Slovenskej Republiky 1996). Schließlich verstärkte sich auch in Ungarn
die schon ausgeprägte private Unternehmertätigkeit: Die Zahl der Unternehmen
mit eigener Rechtspersönlichkeit vervierfachte sich zwischen 1990 und 1995 auf
mehr als 116 000, während die Zahl der Einzelunternehmen insgesamt auf über
900 000 anstieg. Wie in den anderen Reformländem konzentrieren sich auch in
Ungarn die privaten Wirtschaftsaktivitäten auf die Erstellung von Dienstleistun-
gen (Központi Statisztikai Hivatal 1996a).
Es kann festgehalten werden, daß die neuen rechtlichen Möglichkeiten zur
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ken legen den Schluß nahe, daß sich wieder ein privater Mittelstand herausgebil-
det hat, der maßgeblich zur wirtschaftlichen Entwicklung in den Reformländern
beiträgt. Darauf deuten auch die Schätzungen des Anteils privater Wirtschafts-
aktivität am Bruttoinlandsprodukt dieser Länder hin, denen zufolge Werte zwi-
schen 60 und 75 vH erreicht werden (siehe auch Tabelle 1, S. 76).
b. Beschränkungen privaten Eigentums
In den ehemaligen Zentralverwaltungswirtschaften Mittel- und Osteuropas kann
der Übergang zu einer Privateigentumsordnung nur dann erfolgreich sein, wenn
staatliche Beschränkungen privaten Eigentums lediglich subsidiär erfolgen dür-
fen. Daher ist zu fragen, ob Enteignungen und die staatliche Produktion von
Gütern und Dienstleistungen, die in einer Zentralverwaltungswirtschaft die Re-
gel sind, nun zu begründeten Ausnahmefällen geworden sind.
In Polen ist die Möglichkeit von Enteignungen stark eingeschränkt worden.
So gestattete schon die provisorische Verfassung die Enteignung nur zu öffentli-
chen Zwecken gegen eine angemessene Entschädigung. Diese Enteignungsrege-
lung gewinnt dadurch an Wert, daß die Ausführungsbestimmungen, die sich im
Grundstückverkehrsgesetz finden, einer vertraglichen Einigung über den
Grundstückserwerb Vorrang einräumen und die öffentlichen Enteignungszwecke
begrenzen (Kuss und Mohlek 1993: 7 f.).
3
8 Auf diese Weise dürfte die Gefahr
willkürlicher Enteignungen zumindest reduziert sein.
Was die staatliche Produktion von Gütern und Dienstleistungen betrifft, kann
eine endgültige Bewertung erst nach Abschluß des Privatisierungsprozesses er-
folgen. Jedoch ist absehbar, daß privates Eigentum in einigen Bereichen dauer-
haft beschränkt sein soll: Eine langfristige Staatsbeteiligung ist offensichtlich an
sogenannten „Schlüsselbetrieben" vorgesehen, zu denen neben Anbietern von
Infrastrukturdienstleistungen auch Geschäftsbanken gehören. Generell ist im In-
frastrukturbereich
3
9 nicht an eine Privatisierung der Staatsunternehmen in größe-
rem Umfang gedacht. Von Privatisierungsmaßnahmen war bislang nur ein
Energieerzeuger betroffen, ein Wasserversorgungsunternehmen wird auf Kon-
zessionsbasis betrieben und im Telekommunikationssektor wurden private
Netzdienste zugelassen (EBRD 1996: 56, 65 ff.).
Der zukünftige Umfang der staatlichen Produktion von Gütern und Dienstlei-
stungen wird somit vom Ausgang der noch immer nicht abgeschlossenen Großen
3 Zu sozialistischen Zeiten reichte als Enteignungsgrund bereits die „Erfüllung beson-
ders wichtiger staatlicher, in gesellschaftlich ökonomischen Plänen bezeichneter Auf-
gaben" aus (Tigges 1996: 4).
3
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Privatisierung abhängen. Unter dem Etikett öffentlicher Güter und Dienstlei-
stungen bzw. externer Effekte scheint allerdings ein dauerhaftes staatliches En-
gagement im Infrastrukturbereich und in anderen „strategischen" Feldern beab-
sichtigt zu sein, obwohl keineswegs die Kriterien für öffentliche Güter erfüllt
werden. Es bleibt abzuwarten, ob der partiellen Öffnung für private Investoren
im Infrastrukturbereich weitere Möglichkeiten des privaten Engagements folgen.
Auch in der Tschechischen und in der Slowakischen Republik haben Enteig-
nungen nur noch Ausnahmecharakter. Noch zu Zeiten der Tschechoslowakei
stellte das Verfassungsgesetz Anfang der 90er Jahre das (Privat-) Eigentum unter
den Gesetzesvorbehalt, daß das notwendige Vermögen „zur Sicherstellung ge-
sellschaftlicher Bedürfhisse, zur Entwicklung der Volkswirtschaft und im öf-
fentlichen Interesse" in kollektivem Eigentum verbleiben mußte. Eine Enteig-
nung oder zwangsweise Einschränkung von Eigentumsrechten war möglich, al-
lerdings nur gegen Entschädigung. Diese Regelungen wurden in beiden Nach-
folgestaaten übernommen. In der Slowakischen Republik flössen die Bestim-
mungen der tschechoslowakischen „Charta der Grundrechte und Grundfreihei-
ten" in die Verfassung ein, wobei Enteignungen explizit als lediglich subsidiäres
Mittel zur Verfolgung öffentlicher Interessen bezeichnet werden (Slapnicka
1991:279;Slapnickal994:41).
Unterschiedliche Wege gehen die Tschechische und die Slowakische Re-
publik bei der staatlichen Produktion von Gütern und Dienstleistungen. In der
Tschechischen Republik wurden auch die 57 als „strategisch bedeutsam" einge-
stuften Unternehmen, die vornehmlich im Infrastrukturbereich angesiedelt sind,
nicht von der Privatisierung ausgenommen — wenn es sich auch meist um Min-
derheitsprivatisierungen handelt. So ging die tschechische Telekom über die
Voucherprivatisierung und den Anteilsverkauf an „strategische Investoren" zu
49 vH in private Hände über, die Tschechische Elektrizitätsgesellschaft und
mehrere Elektrizitätsversorger wurden im Rahmen der Voucherprivatisierung
teilprivatisiert und für mehrere Versorgungsunternehmen wurden Konzessionen
an Private erteilt (EBRD 1996: 56, 65 ff). Im Geschäftsbankensektor soll die
Privatisierung zwar weitergeführt werden, jedoch wird wohl bei den größten Ge-
schäftsbanken eine staatliche Sperrminorität verbleiben. Ein anderes Bild zeigt
sich in der Slowakischen Republik: Die Unternehmen im Infrastrukturbereich
und die größten Geschäftsbanken sollen im Staatseigentum verbleiben, „strate-
gisch bedeutsame" Unternehmen in einer Vielzahl von Bereichen sollen unter
Beibehaltung der staatlichen Kontrolle lediglich teilprivatisiert werden.
4
0
Die Beschränkungen des Privateigentums in den tschechoslowakischen Nach-
folgestaaten durch die Möglichkeit der Enteignung betrifft auch dort nur Aus-
4
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nahmefälle, in denen eine Entschädigung sichergestellt wird. Von wesentlich
größerer Bedeutung ist hingegen der Anspruch des Staates auf Wahrung öffent-
lichen Eigentums: Besonders in der Slowakischen Republik kann der Eindruck
entstehen, daß die Regierenden ihren Einfluß auf die Wirtschaft beibehalten
wollen, um über ein Klientelsystem ihre Macht zu sichern. Dafür spricht die ge-
plante dauerhafte staatliche Kontrolle „strategischer" Sektoren, die weniger öf-
fentliche Güter und Dienstleistungen hervorbringen als vielmehr für die wirt-
schaftliche Entwicklung des Landes bedeutsam sind. Zudem wird der Einfluß
der Regierenden durch eine teilweise Einschränkung des privaten Wettbewerbs
in diesen Sektoren abgesichert. In der Tschechischen Republik ist ebenfalls nur
eine zögerliche Privatisierung im Infrastrukturbereich und im Bankwesen zu be-
obachten. Allerdings gehen die Privatisierungsbemühungen so weit, daß Privat-
eigentum in diesen Bereichen gebildet werden kann und private Investoren eine
zunehmend größere Rolle spielen. Zumindest die prinzipielle Bereitschaft, „hei-
lige Kühe" staatlicher Wirtschaftstätigkeit zu schlachten, scheint daher anders als
in der Slowakischen Republik in der Tschechischen Republik im Grundsatz vor-
handen zu sein.
Schließlich ist auch in Ungarn die Möglichkeit von Enteignungen auf Aus-
nahmefälle beschränkt. Die Verfassung läßt die Enteignung von Privateigentum
nur in den Fällen zu, in denen öffentliches Interesse und ein gesetzlich be-
stimmter Zweck vorliegen sowie ein Grundstückserwerb durch normalen Kauf
nicht möglich ist. Es erfolgt eine vollständige Entschädigung, die in Form und
Höhe gerichtlich überprüfbar ist (Brunner 1994: 15 f.).
Auch in Ungarn existiert eine Liste „strategischer Unternehmen", an denen
dauerhaft staatliches Eigentum bestehen bleiben soll. Wiederum sind vor allem
der Infrastrukturbereich, das Geschäftsbankenwesen sowie der Agrarsektor be-
troffen. Alleine 46 Unternehmen in diesen Bereichen sollen vollständig im
Staatseigentum verbleiben. Dennoch gibt es auch im Infrastrukturbereich Priva-
tisierungsanstrengungen: So wurde die ungarische Telekom zum überwiegenden
Teil privatisiert, wobei ein „strategischer" Investor in Gestalt eines westlichen
Konsortiums einen 30-vH-Anteil erhielt. Des weiteren wurden regionale Ener-
gieerzeuger und -versorger teilprivatisiert. Zudem gab es bereits einige, wenn
auch erfolglose Versuche, einen Minderheitsanteil an der staatlichen Elektrizi-
tätsholding, der Muttergesellschaft für die Unternehmen im Energiebereich, zu
privatisieren. Möglichkeiten für privates Engagement wurden darüber hinaus in
der Wasserversorgung und der Transportinfrastruktur eröffnet (EBRD 1996:
65 ff, 154).
Es zeigt sich, daß auch in Ungarn die Möglichkeit der Enteignung keine sub-
stantielle Beschränkung des privaten Eigentums darstellt. Anders sieht es wie-
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Dienstleistungen umfaßt.
4
1 Positiv ist hervorzuheben, daß auch in Ungarn in den
Bereichen mit dauerhafter Staatsbeteiligung eine Öffnung für privates Engage-
ment stattgefunden hat. Dessenungeachtet sind die politischen Entscheidungsträ-
ger in Ungarn bestrebt, in diesen „strategischen" Bereichen die Zügel in der
Hand zu behalten.
Für alle Länder gilt, daß die Beschränkungen des Privateigentums nicht von
der Möglichkeit der Enteignung, die überall eher Ausnahmecharakter hat, son-
dern vom verbleibenden Umfang der staatlichen Produktionstätigkeit herrühren.
Diese Beschränkung wäre weniger gravierend, wenn die staatliche Produktion
auf den schleppenden Privatisierungsverlauf zurückzuführen, also nur vorüber-
gehender Natur wäre. In allen Ländern gibt es jedoch die Absicht, staatliches
Engagement in „strategischen" Bereichen bzw. Schlüsselbetrieben dauerhaft bei-
zubehalten. Dieses Engagement kann nicht mit der Erstellung öffentlicher Güter
und Dienstleistungen gerechtfertigt werden, das Attribut „strategisch" bezeichnet
vielmehr Wirtschaftsbereiche, über die die Regierenden ihre Einflußmöglich-
keiten in einer prinzipiell auf Privateigentum basierenden Marktwirtschaft er-
halten wollen. Damit soll in allen vier Ländern Staatseigentum beibehalten wer-
den, das über das notwendige Maß für die Erfüllung originärer Staatsaufgaben
hinausgeht. Positiv zu beurteilen sind jedoch die Bemühungen in Polen, der
Tschechischen Republik und Ungarn, dieses „Übermaß" zu reduzieren. Dabei
spielt es keine Rolle, ob dies aus ordnungspolitischer Einsicht oder der Not ge-
horchend, sprich aus Kapitalmangel, geschieht. In jedem Fall verdeutlicht die
verbliebene staatliche Wirtschaftstätigkeit, daß ein Bruch mit der zentralverwal-
tungswirtschaftlichen Ordnung vollzogen wurde.
c. Die Privatisierung kollektiven Eigentums
Ein entscheidendes Element bei der Entwicklung marktwirtschaftlicher Eigen-
tumsstrukturen in den ehemaligen Zentralverwaltungswirtschaften Mittel- und
Osteuropas stellt die Privatisierung des bislang dominierenden kollektiven Ei-
gentums dar. Daher soll im folgenden skizziert werden, wie weit der Privatisie-
rungsprozeß in den einzelnen Ländern vorangeschritten ist. Es wird nach
„kleiner" und „großer" Privatisierung differenziert, da in den Reformländern ab-
hängig von der Unternehmensgröße unterschiedliche Privatisierungsregeln und
-programme zur Anwendung kommen. Des weiteren wird auf die Bildung pri-
vaten Eigentums an Grund und Boden, insbesondere für landwirtschaftliche
Zwecke, sowie auf den möglichen Beitrag der Restitution für den Privati-
sierungsprozeß eingegangen.
4
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Die Kleine Privatisierung
In Polen wurde die Kleine Privatisierung, die sich auf die kleineren Unter-
nehmenseinheiten bezieht, mit zwei unterschiedlichen Verfahren durchgeführt:
der „dezentralen Privatisierung" und der „Liquidation" (siehe Übersicht 1).
Während in die „dezentrale Privatisierung" der größte Teil der kleinen Dienstlei-
stungsbetriebe einbezogen war, wurden größere Dienstleistungsunternehmen
sowie kleine und mittlere Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes vor-
nehmlich über die-„Liquidation" privatisiert.
Die Kleine Privatisierung in Gestalt der „dezentralen Privatisierung" kann nur
unter Vorbehalt als abgeschlossen gelten. Positiv ist bei der „dezentralen Privati-
sierung" hervorzuheben, daß im Rahmen eines dezentralen, zentralstaatlicher
Planung weitgehend entzogenen Prozesses die Verfügungsrechte an gewerblich
nutzbaren Immobilien auf private Gewerbetreibende übergehen konnten. Daß es
sich dabei überwiegend um eine „Insider-Privatisierung" gehandelt hat, bei der
die jeweiligen Belegschaften in der Regel „ihre" Geschäfte übernahmen, kann
angesichts der Unternehmensgröße nicht prinzipiell als nachteilig angesehen
werden. Auf diese Weise konnten die Gewerbeimmobilien in relativ kurzer Frist,
ohne einen langwierigen und kostenintensiven Privatisierungsprozeß zu durch-
laufen, privater Nutzung zugeführt werden. Gleichzeitig entstanden, ohne daß es
eines staatlichen Programmes bedurft hätte, privatwirtschaftliche Strukturen in
Handel und Dienstleistungshandwerk.
Diesen Vorzügen der „dezentralen Privatisierung" steht jedoch der Nachteil
gegenüber, daß keine vollen Eigentumsrechte, sondern lediglich zeitlich befri-
stete Nutzungsrechte übertragen wurden. In dieser Leasing-Variante fehlt den
privaten Nutzern der Anreiz, über die Ausstattung ihrer Gewerberäume hinaus
zur Substanzerhaltung bzw. -Verbesserung der Immobilien beizutragen. Es er
scheint zweifelhaft, daß die lokalen staatlichen Eigentümer mit den ihnen zuflie-
ßenden Mieteinnahmen diese Aufgabe wahrnehmen können bzw. wollen. Dem-
zufolge steht bei der dezentralen Privatisierung noch die Privatisierung der Im-
mobilien aus, ohne die mittel- bis langfristig ein volkswirtschaftlicher Substanz-
verlust zu der dezentralen Privatisierung trübt. Auch ist zu fragen, ob nicht die
Beteiligung externer in- und ausländischer Investoren bei gleicher Privatisie-
rungsgeschwindigkeit zu einer effizienteren Verwendung der Privatisierungsob-
jekte geführt hätte. Denn die alten Belegschaften müssen nicht die fähigsten
Unternehmer sein, da sie bislang nur unter sozialistischen Rahmenbedingungen
ihre Geschäfte geführt haben.
Die „Liquidation" als das zweite Verfahren im Rahmen der Kleinen Priva-
tisierung erscheint im allgemeinen als effektive Methode zur Privatisierung klei-
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Übersicht 1 — Polen: Kleine Privatisierung
Gesetzliche Grundlage: „Gesetz zur Privatisierung der staatlichen Unternehmen"
(PrivG) vom Juli 1990, „Gesetz über die staatlichen Unternehmen"(GdStU) vom Sep-
tember 1981.
Privatisierungsinstitutionen: Ministerrat, Minister für Eigentumsumwandlungen
(Privatisierungsminister), Gründungsorgane (i.d.R. Wojwodschaftsverwaltungen).
Privatisierungsobjekte: Betriebe des Einzelhandels, der Gastronomie und des sonsti-
gen konsumnahen Dienstleistungsgewerbes; kleine und mittlere Betriebe des verarbei-
tenden Gewerbes (weniger als 200 Beschäftigte).
Privatisierungsverfahren: (1) Dezentrale Privatisierung: Der größte Teil der kleinen
Dienstleistungsbetriebe, vornehmlich im Einzelhandel angesiedelt, wurde dezentral
bzw. spontan privatisiert; ein Programm zur Kleinen Privatisierung gab es nicht. Aus-
gangspunkt war die Zerschlagung der Konsumgenossenschaften und der staatlichen
Handelsunternehmen, die dadurch erreicht wurde, daß der Ministerrat den Kommunen
und Wohnungsgenossenschaften das volle Eigentum an den von den Dienstleistungs-
betrieben genutzten Immobilien übertrug; zuvor waren diese lediglich formale Eigen-
tümer. Die „neuen" Eigentümer vermieteten die Ladenlokale i.d.R. an die Belegschaf-
ten, die die Geschäfte als Selbständige weiterführten; das Inventar war zum größten
Teil abgeschrieben und damit nicht privatisierbar; die großen Handelsunternehmen
verloren auf diese Weise weitgehend ihr Filialnetz. Das Privatisierungsgesetz war für
diese Vorgänge irrelevant.
(2) Liquidation: Den verbleibenden Dienstleistungsunternehmen sowie den kleinen
und mittleren Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes stehen unterschiedliche Li-
quidationsverfahren offen:
(a) Liquidation nach Art. 37 PrivG:
(aa) Verkauf organisierter Unternehmensteile oder des Unternehmens als Ganzem, mit
Übernahme von Verbindlichkeiten; durch einen Verkauf des Unternehmens als Gan-
zem i.V.m. Art. 18a II, III GdStU wird ein aufwendiges Liquidationsverfahren mit ei-
ner Streichung aus dem Unternehmensregister vermieden („schneller Verkauf); der
Verkauf erfolgt durch öffentliche Ausschreibungen oder Verhandlungen;
(bb) Joint Venture zwischen Unternehmen bzw. organisierten Unternehmensteilen und
externen Investoren,
(cc) Verpachtung von Unternehmen oder organisierten Unternehmensteilen u.U. mit
dem Ziel der Eigentumsübertragung, was auf ein Employee-Buy-Out (EBO) bzw.
EBO/Management-Buy-Out (MBO) hinausläuft (Beschäftigten-Gesellschaft); Voraus-
setzungen: ein Antrag des Betriebsrates, der vorher eine Stellungnahme der Beleg-
schaft einholen muß; der Vertragsnehmer ist eine Gesellschaft, der die Mehrheit der
Beschäftigten beigetreten ist und die ausschließlich natürliche Personen umfaßt; das
Gesellschaftskapital beträgt mindestens 20 vH des Buchwerts des Leasing-Objekts.38 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
noch Übersicht 1
Eine solche Liquidation kann auf Initiative des Gründungsorgans oder des Betriebs-
rats erfolgen, der Privatisierungsminister muß zustimmen. Gegen einen Liquidations-
entscheid des Gründungsorgans können Unternehmensleitung und Betriebsrat Ein-
spruch einlegen, der aufschiebende Wirkung hat, und nach Einspruchsabweisung den
Klageweg beschreiten.
(b) Konkursliquidation nach Art. 18a, 19 GdStU: Verkauf einzelner Vermögensgegen-
stände des liquidierten Unternehmens, ohne daß damit Verbindlichkeiten übernommen
werden.
Teilnehmerkreis: Die dezentrale Privatisierung war de facto eine Insider-Privatisie-
rung, die dem Engagement externer in- und ausländischer Investoren von vornherein
enge Grenzen setzte. Im Rahmen der Liquidation nach Art. 37 PrivG ist seit Septem-
ber 1992 barzahlenden ausländischen Investoren eine Beteiligung an Verkaufsaktio-
nen möglich; bei Joint Ventures können sich ebenfalls alle externen Investoren beteili-
gen; die Verpachtung ist im Regelfall polnischen natürlichen Personen vorbehalten,
während sich Ausländer an den entstehenden Beschäftigten-Gesellschaften nicht be-
teiligen dürfen; es bestehen jedoch Umgehungsmöglichkeiten.
Privatisierungsergebnis: Die dezentrale Privatisierung, die einzelne Filialen von
staatlichen Handelsgesellschaften und Konsumgenossenschaften betrifft, ist statistisch
nicht zu erfassen, sie kann allerdings als abgeschlossen gelten. Die attraktivsten Ob-
jekte sind in die Hände privater Nutzer übergegangen; vor allem in größeren Städten
haben die staatlichen Handelsorganisationen ihr Filialnetz verloren; Beispiel: eine
Warschauer Handelsorganisation verlor zwischen 1989 und 1994 ca. 96 vH ihrer Ge-
schäfte. Die Liquidationsmethoden werden zwar vor allem auf kleinere und mittlere
Unternehmen angewendet, jedoch trennt die Statistik nicht eindeutig zwischen
„Kleiner" und „Großer" Privatisierung; das Liquidationsergebnis soll den statistischen
Vorgaben gemäß im Rahmen der „Großen" Privatisierung dargestellt werden (siehe
Übersicht 4).
Quelle: Nach der Übersetzung in Kuss und Mohlek (1995): „Gesetz zur Privati-
sierung der staatlichen Unternehmen" v. Juli 1990 i.d.F.v. November
1994, „Gesetz über die staatlichen Unternehmen" v. September 1981
i.d.F.v. Februar 1991; Earle et al. (1994: 175 ff.); Lowitzsch und Her-
mann (1995: 5 ff.); eigene Zusammenstellung.
einzelne Vermögenswerte. Bedenklich stimmen muß jedoch die besonders häu-
fig genutzte Leasing-Variante, die auf eine „Insider-Privatisierung" in Gestalt
von Beschäftigten-Gesellschaften hinausläuft. Denn anders als bei der „dezen-
tralen Privatisierung" erscheint diese Privatisierungsvariante bei größeren Unter-
nehmen problematisch.//. Die Eigentumsordnung 39
So entsteht zum einen das Problem der fehlenden Rekapitalisierung: Erstens
können sich externe Investoren bei dieser Variante im Regelfall nicht beteiligen;
zweitens sind diese Gesellschaften auf dem Kapitalmarkt aufgrund der nur teil-
weisen bzw. schrittweisen Eigentumsübertragung und der damit verbundenen
knappen Ausstattung mit Eigenkapital nur bedingt kreditwürdig. Die staatliche
Subventionierung der Leasingraten und großzügige Bedingungen bei der Lea-
singeinmalzahlung lösen dieses Problem nicht und sind wenig marktkonform.
Zum anderen ist die Frage zu stellen, ob unter den alten Führungs- und Personal-
strukturen der Wille zur notwendigen Umstrukturierung vorhanden ist. Zwar
wollen Untersuchungen zeigen, daß die überwiegende Mehrheit der auf diese
Art und Weise privatisierten Unternehmen Änderungen an der Produktionsstruk-
tur vorgenommen haben und die Produktivität erhöhen konnten.
4
2 Doch er-
scheint für tiefergehende Umstrukturierungsschritte vor allem ein Zurückdrän-
gen des Belegschaftseinflusses und eine Klärung der letztendlichen Eigen-
tumsverhältnisse notwendig zu sein. Anderenfalls wird eine Art sozialistische
Arbeiterselbstverwaltung entstehen, wie sie schon im ehemaligen Jugoslawien
gescheitert ist. Es würden dann Anreize für Investitionen fehlen, und statt dessen
wären die Belegschaften vornehmlich an Gewinnentnahmen interessiert.
Was die Kleine Privatisierung in der Tschechischen und in der Slowakischen
Republik betrifft, ist positiv hervorzuheben, daß dieser Prozeß in relativ kurzer
Zeit abgelaufen ist, wozu sicherlich der gewählte dezentrale Ansatz beigetragen
hat (siehe Übersicht 2).
4
3 Auf eine zentrale Organisation mit entsprechendem
bürokratischen Aufwand wurde verzichtet. Im Gegensatz zu den anderen Re-
formländern wurde der wettbewerbliche Charakter der Versteigerungen durch
einen Verzicht auf „Insider-Präferenzen" sichergestellt. Unternehmensleitungen
bzw. Belegschaften konnten lediglich aus ihrem Informationsvorsprung Vorteile
ziehen. Zwar wurde die Offenheit der Privatisierungsveranstaltungen formal
durch den Ausschluß ausländischer Bieter in der ersten Runde eingeschränkt, je-
doch zeigte die Praxis, daß über einen einheimischen „Strohmann" die Teilnah-
me lieh war.
4
4 Diese Umgehungsmöglichkeit war allerdings mit höheren Trans-
aktionskosten verbunden, die im Einzelfall zu einem prohibitiven Teilnahme-
hindernis werden konnten.
4
2 Siehe OECD (1994a: 81).
Da die Grundlagen der Privatisierungsprozesse in der Tschechischen Republik und in
der Slowakischen Republik noch zu Zeiten der Tschechoslowakei geschaffen wurden,
liegt eine gemeinsame Betrachtung nahe.
4
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Übersicht 2 — Tschechische Republik/Slowakische Republik: Kleine Privatisierung
Gesetzliche Grundlage: „Gesetz über die Übertragung von Staatseigentum an einigen
Sachen auf andere juristische oder natürliche Personen" („Kleine Privatisierung") vom
Oktober 1990 i.d.F.v. Dezember 1991.
Privatisierungsinstitutionen: Republiksregierungen und -Privatisierungsministerien
(Vorgabe von Richtlinien, Verantwortung für Verkaufsentscheidungen); Gründer (i.d.R.
Ministerien f. Binnenhandel u. Tourismus) und Unternehmensleitungen (Auswahl von
Objekten); Bezirksprivatisierungskomitees (Organisation der Privatisierungsveranstaltun-
gen).
Privatisierungsobjekte: kleine und mittlere Dienstleistungsunternehmen (u.a. Ein-
zelhandelsgeschäfte, Restaurants, Hotels) und Handwerksbetriebe sowie die zugehöri-
gen Immobilien.
Privatisierungsverfahren: Öffentliche Versteigerung: von Gebäuden, Grundstück
und Inventar der Betriebseinheit; wenn kein Verkauf der Immobilien erfolgt, hat der
Käufer Anspruch auf einen fünfjährigen Mietvertrag (nach Vertragsablauf wird neu
verhandelt, ohne daß der Altmieter Sonderansprüche hat); kommt es zu keinem Ab-
schluß, wird ein zweiter Versteigerungsdurchgang mit erweitertem Teilnehmerkreis
durchgeführt; eine Versteigerung kann unterbleiben, wenn ein bisheriger privater
Pächter von seinem Vorkaufsrecht zum Ausrufungspreis Gebrauch macht; die Über-
tragbarkeit der Eigentumsrechte ist für zwei Jahre nach dem Kauf auf den bei Verkauf
bzw. Versteigerung zugelassenen Personenkreis beschränkt; eine weitere Einschrän-
kung stellt die Auflage dar, daß Betriebe, die dem Verkauf von Grundnahrungsmitteln
dienen, für mind. ein Jahr weitergeführt werden müssen.
Teilnehmerkreis: Im ersten Versteigerungsdurchgang der Kleinen Privatisierung
durften nur natürliche Personen teilnehmen, die nach dem 25.02.48 tschechoslowaki-
sche Staatsbürger waren oder es sind, oder von diesen natürlichen Personen gebildete
Gesellschaften; im zweiten Versteigerungsdurchgang waren zusätzlich ausländische
Investoren zugelassen.
Privatisierungsergebnis: Zu Zeiten der CSFR am 01.01.90 betrug die Grundgesamt-
heit ca. 95 000 Einheiten, die um Genossenschaften und Restitutionsobjekte auf ca.
28 000 Einheiten aus Einzelhandel und Gastronomie reduziert werden muß, hinzu
kommen schätzungsweise 10 000-15 000 Einheiten aus anderen Bereichen, so daß
sich eine Basis von 38 000-43 000 Einheiten ergibt; in der Tschechischen Republik
wurden bis zum Programmende am 31.12.93: 22 345 Einheiten verkauft, davon ca.
70 vH ohne Immobilien; in der Slowakischen Republik wurden ca. 9 700 Einheiten
bis zum Programmende im März 1994 verkauft, davon mehr als 50 vH ohne Immobi-
lien; 1 500 Einheiten wurden nicht veräußert, die in die Große Privatisierung einbezo-
gen oder liquidiert wurden.
Quelle: Gesetz über die Kleine Privatisierung und Gesetze über die kleine und
große Restitution nach der Übersetzung in Schmid (1992), Marcincin
(1994), Mlädek und Mejstfik (1993), Earle et al. (1994: 53 ff.), Nemec
(1995: 3 ff), OECD (1994b: 136 f.); eigene Zusammenstellung.//. Die Eigentumsordnung 41
Der wesentliche Schwachpunkt der Kleinen Privatisierung kann, wie schon in
Polen, im hohen Anteil derjenigen Privatisierungsfalle gesehen werden, in denen
keine Privatisierung der zu dem Betrieb gehörigen Immobilien stattfand. Da-
durch gewinnt die Versteigerungsprivatisierung den Charakter eines Vermie-
tungsprozesses, aus dem nur bedingt privates Eigentum, nämlich ausschließlich
an Inventar, resultiert. Die Befristung der Mietverträge auf fünf Jahre — ur-
sprünglich waren sogar nur zwei Jahre vorgesehen — schafft zudem nur bedingt
Investitionssicherheit und läßt entsprechend geringere Investitionen, die der Sub-
stanzerhaltung bzw. -Verbesserung der Immobilien zugute kommen, erwarten.
Daher führt dieses tschechisch-slowakische „Leasing-Modell" zu den gleichen
volkswirtschaftlichen Kosten, die auch bei der polnischen Leasing-Variante im
Rahmen der Kleinen Privatisierung entstehen: Aufgrund der beschränkten Ver-
fügungs- und Nutzungsrechte sind die Anreize gering, langfristige Investitionen
zu tätigen, die der Substanzerhaltung bzw. -Verbesserung dienen. Statt dessen
dominieren kurzfristige Gewinninteressen. Zudem ist vom staatlichen Leasing-
geber nicht zu erwarten, daß er die finanziellen Lasten der Erhaltung trägt. Ein
volkswirtschaftlicher Substanzverzehr ist die Folge. Es bleibt offen, ob die pri-
vate Nutzung durch pragmatische Lösungen in den einzelnen Fällen langfristig
gesichert und damit auch die Substanzerhaltung gewährleistet werden kann.
Auch hier kann der Abschluß der Kleinen Privatisierung unter dem Gesichts-
punkt der Herstellung vollen Eigentums nicht befriedigen.
In Ungarn unterscheidet sich der Prozeß der Kleinen Privatisierung grundle-
gend von dem in den anderen Reformländern (siehe Übersicht 3). So wurde nur
ein Bruchteil der relevanten Dienstleistungsunternehmen in das Programm auf-
genommen und die staatlichen Handelsgesellschaften hatten die Möglichkeit, le-
diglich weniger wertvolle Objekte für die Kleine Privatisierung freizugeben.
Der Kernbestand ihrer Handelsbetriebe blieb von der Kleinen Privatisierung
unangetastet. Hinzu kommt, daß die schon in den 80er Jahren durch vertragliche
Vereinbarungen privaten Nutzern übertragenen Geschäfte quasi nochmals „pri-
vatisiert" wurden. Der Effizienzgewinn der Kleinen Privatisierung wurde des
weiteren dadurch gemindert, daß die in das Programm einbezogenen größeren
Einheiten in den Händen von Insidern blieben, die weniger an einer Umstruktu-
rierung als vielmehr an einer fortbestehende Einbindung in das ihnen vertraute
staatliche Großhandelsnetz interessiert waren. Zudem wurden in der überwie-
genden Mehrzahl der Privatisierungsfälle lediglich die Geschäftsräume langfri-
stig vermietet, ohne daß privates Eigentum an den Immobilien entstehen konnte
— was die schon dargestellten Probleme aufwirft. Schließlich verminderte auch
der Ausschluß ausländischer Investoren den Wettbewerb um die Privatisierungs-
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Übersicht 3 — Ungarn: Kleine Privatisierung
Gesetzliche Grundlage: „Gesetz Nr. LXXIV/1990 über die Privatisierung (Verwer-
tung und Nutzbarmachung) des Vermögens der ihre Tätigkeit im Kleinhandel, im
Gaststättengewerbe und im Dienstleistungsgewerbe für Verbraucher ausübenden
staatlichen Unternehmen" v. September 1990 i.d.F.v. November 1992 („Vorprivatisie-
rungs-Gesetz")
Privatisierungsinstitutionen: Staatliche Vermögensagentur (AVÜ)
Privatisierungsobjekte: Geschäfte mit den im Gesetzestitel aufgeführten Tätigkeiten,
sofern sie einer der folgenden drei Kategorien zugeordnet werden konnten:
(1) die Geschäftstätigkeit wurde auf der Basis einer vertraglichen Vereinbarung (mit
privaten Unternehmern) seit Dezember 1988 ausgeübt,
(2) es waren nicht mehr als durchschnittlich 10-15 Vollzeitbeschäftigte (je nach Bran-
che) seit Dezember 1988 angestellt,
(3) sie gehörten zu den Geschäften des Brennstoffhandels, die einen festgelegten Um-
satz nicht überschritten.
Trotz Erfüllung dieser Kriterien waren eine Reihe von Geschäften ausgenommen, etwa
Filialgeschäfte, Reisebüros, Apotheken oder Geschäfte für Hartwährungswaren.
Privatisierungsverfahren: Öffentliche Versteigerung oder Wettbewerbsverhandlung
durch die AVÜ oder eines von ihr beauftragten Verwerters auf der Basis eines von der
AVÜ vorgegebenen Ausrufungspreises. Angeboten wurden Geschäftseinrichtung und
ggf. das Eigentum an den Geschäftsräumen (ersatzweise: lOjähriger Mietvertrag).
Verkaufspräferenzen bestanden bei gleichwertigem Angebot gegenüber Leitern, Be-
schäftigten, einer Beschäftigtengesellschaft, Beschäftigten des Unternehmens, zu dem
das Geschäft früher gehörte, und Barzahlern (in dieser Reihenfolge); nach Juni 1992
konnten bisherige Pächter ohne Versteigerung ihr Geschäft zum Ausrufungspreis kau-
fen.
Teilnehmerkreis: Inländische natürliche Personen oder deren Gesellschaften.
Privatisierungsergebnis: Einbezogen wurden etwa 1/3 der einschlägigen Staatsunter-
nehmen, d.h. ca. 10 700 Einheiten; davon wurden bis Mai 1995: 10 047 Einheiten pri-
vatisiert. Dieses Ergebnis ist wie folgt zu relativieren (nachfolgend Stand August
1993): in 24 vH der Fälle erfolgten Transfers innerhalb des staatlichen Bereichs; in ei-
nem wettbewerblichen Verfahren wurden 57 vH der privatisierten Einheiten veräußert;
die übrigen wurden rückübereignet, zwecks Tilgung der Schulden des staatlichen Eig-
ners veräußert oder unter Präferenzbedingungen verkauft; 70 vH der Geschäfte wur-
den ohne Immobilieneigentum verkauft.
Quelle: Earle etal. (1994: 128 ff.); Vorprivatisierungsgesetz nach der Überset-
zung in Brunner (1994); State Property Agency (1995); eigene Zusam-
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Damit entsteht der Eindruck, daß die Kleine Privatisierung in Ungarn alles
andere als den Durchbruch zu Privateigentumsstrukturen im Dienstleistungs-
bereich darstellt. Die Motive für diese zögerliche Vorgehensweise waren in dem
Bestreben der Regierung begründet, zum einen den Widerstand seitens der
Staatsunternehmen zu begrenzen und zum anderen die alten Strukturen im
Dienstleistungssektor zu erhalten, um später ganze Handelsketten und -Organisa-
tionen gewinnbringend zu veräußern. Letzteres hoffte man vor allem durch die
Beteiligung ausländischer Investoren zu erreichen. Diese Vorgehensweise wurde
dadurch erleichtert, daß die ungarischen Handelsstrukturen die Versorgung der
Bevölkerung vergleichsweise gut sicherstellen konnten (Earle et al. 1994: 102 f.,
128 ff.; Major 1994: 114). Auf diese Weise wurde die Privatisierungsaufgabe,
die andernorts relativ schnell im Rahmen der Kleinen Privatisierung gelöst wur-
de, auf die Ebene der Großen Privatisierung verlagert. Insofern erscheint die Be-
zeichnung „Vorprivatisierung" für die Kleine Privatisierung in Ungarn angemes-
sen zu sein.
Der Beitrag der Kleinen Privatisierung zur Eigentumstransformation und zur
Verbesserung der allokativen Effizienz in Ungarn ist relativ bescheiden: Im
Dienstleistungsbereich blieb zum einen durch den teilweisen Fortbestand des
Kollektiveigentums eine Quelle allokativer Ineffizienz vorerst erhalten. Die An-
reiz- und Kontrollwirkungen der Eigentumsrechte blieben in den ausgeklam-
merten Unternehmen begrenzt. Statt den Weg für eine unternehmerische Füh-
rung Schumpeterschen Typs frei zu machen, wurden die staatlichen Manage-
mentstrukturen konserviert, denen die notwendigen Anreize und die Kompetenz
für eine wettbewerbsorientierte Umstrukturierung der Unternehmen weitgehend
fehlt. Zum anderen hat die Teilprivatisierung von Objekten nur eingeschränkte
Eigentumsrechte geschaffen. Wie schon in den anderen Reformländern fehlen
die Anreize für Erhaltungsinvestitionen und eine langfristige Gewinnmaximie-
rung, was zu Lasten der betrieblichen Substanz gehen dürfte. Schließlich ist auf-
grund der Teilnahmebegrenzung auf Inländer und die Präferenz für „Insider-
Privatisierungen fraglich, ob die bestmöglichen Unternehmenskonzepte den Zu-
schlag bekommen haben. Eine weniger effiziente Ressourcenallokation ist wahr-
scheinlicher.
In den vier Ländern wurden die Programme zur Kleinen Privatisierung weit-
gehend abgeschlossen. Doch ist damit die Frage, ob die Kleine Privatisierung ei-
nen wesentlichen Beitrag zur Bildung privaten Eigentums in diesen Reformlän-
dern leisten konnte, noch nicht beantwortet. Die Bilanz ist eher zwiespältig:
Aufgrund der Struktur der betroffenen Unternehmen war prinzipiell nur ein re-
lativ geringer organisatorischer Aufwand seitens der Privatisierungsinstitutionen
erforderlich, und die Aussicht, mit relativ geringem Sach- und Humankapital-
aufwand eine mittelständische Existenz aufbauen zu können, sprach eine breite44 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
Käuferschicht, einschließlich der bisherigen Belegschaften, an. Doch war die
Durchführung der Kleinen Privatisierung nicht frei von marktwirtschaftlichen
Defiziten: In der Regel fand keine Privatisierung des immobilen Eigentums statt,
sondern es wurden statt dessen nur befristete Pachtverträge vergeben. Diese
Verträge stellen lediglich ein unvollkommenes Substitut für vollständig privates
Eigentum dar — besonders bei relativ kurzen Laufzeiten wie in der Tsche-
chischen Republik und in der Slowakischen Republik —, da zwar private Nut-
zungsrechte, aber nur bedingte Anreize zur Erhaltung der Immobilien geschaffen
wurden.
Einer kritischen Bewertung sind auch Beschränkungen und Ungleichbe-
handlung des Teilnehmerkreises bei den Privatisierungsaktionen zu unterziehen:
In Polen waren externe Investoren de facto ausgeschlossen, jedoch hatte die In-
sider-Privatisierung den Vorzug, daß in kurzer Zeit ein großer Teil der staatli-
chen Dienstleistungsstrukturen zu relativ geringen Transaktionskosten privati-
siert werden konnte. Dieser Vorzug wird dadurch relativiert, daß durch den Aus-
schluß von Investoren auf unter Umständen überlegene Verwendungsformen
verzichtet wurde. Dieser Effizienzverlust mag dadurch gemindert werden, daß
prinzipiell Beteiligungen oder Verkäufe in einer „2. Runde" möglich waren. Zu-
dem kann die, wenn auch späte Einbeziehung von externen Investoren bei der
Liquidationsprivatisierung sicherstellen, daß größere Unternehmen die von ihnen
benötigten kapitalstarken Investoren finden. Der Ausschluß ausländischer Inve-
storen in der ersten Runde der tschechischen und slowakischen Kleinen Privati-
sierung erwies sich als weniger schwerwiegend, da Umgehungsmöglichkeiten
bestanden, eine offene zweite Runde stattfand sowie auf sonstige Insider-Präfe-
renzen verzichtet wurde. Doch war diese verspätete bzw. indirekte Einbeziehung
ausländischer Investoren mit vermeidbaren Kosten verbunden. Sehr bedenklich
erscheint schließlich die Vorgehensweise in Ungarn, wo die Kombination aus
der Teilnahmebeschränkung auf Inländer und Insider-Präferenzen eher der
Strukturkonservierung diente.
Der Wert der Kleinen Privatisierung in Ungarn wurde des weiteren dadurch
gemindert, daß größere Organisationen des Dienstleistungsbereichs von vorn-
herein ausgeklammert waren und vollständig in die schleppende Große Privati-
sierung eingingen. Entsprechend bescheiden ist der Privatisierungsumfang, und
es erscheint zweifelhaft, daß der Verzicht auf einen schnellen Strukturwandel im
Dienstleistungsbereich durch eventuelle Effizienzvorteile einer späteren Privati-
sierungslösung aufgewogen werden könnte.
Insgesamt kann es zwar als ein Erfolg angesehen werden, daß die Kleine Pri-
vatisierung in Polen, der Tschechischen Republik und der Slowakischen Re-
publik relativ schnell in größerem Umfang zu privaten Nutzungsrechten in
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Chance weitgehend ungenutzt. Allerdings wird dieser Erfolg der Kleinen Priva-
tisierung in den Reformländern dadurch relativiert, daß eben keine vollen Ei-
gentumsrechte, sondern nur ein Teil dieses Bündels unterschiedlicher Rechte auf
Private übertragen wurden. So wurden den privaten Nutzern die Verfügungs-
rechte, die sich auf die Substanz- und Funktionsbestimmung, Belastung und
Übertragung der Objekte beziehen, weitgehend vorenthalten. Unter diesen Be-
dingungen können die Eigentumsrechte nur bedingt ihre Anreiz- und Kontroll-
wirkungen entfalten. Es fehlt der Anreiz, langfristig rentable Verwendungsmög-
lichkeiten zu suchen und entsprechende Investitionen zu tätigen. Hingegen
wächst die Gefahr, daß die Nutzer die „Früchte" der ihnen Uberlassenen Objekte
zu Lasten der Substanz zu maximieren versuchen. Dadurch drohen Teile des
volkswirtschaftlichen Sachkapitalstocks „konsumiert" zu werden.
Die Große Privatisierung
Eher schleppend ist in Polen bislang die Große Privatisierung verlaufen, die bis
1995 vornehmlich auf dem Wege der Kapitalprivatisierung erfolgen sollte (siehe
Übersicht 4). Die relativ geringe Anzahl abgeschlossener Privatisierungsver-
fahren in den vergangenen Jahren dürfte vor allem auf den starken Einfluß der
Belegschaften und dem damit korrespondierenden Mangel an politischer Ent-
schlossenheit zurückzuführen sein. Das Privatisierungsgesetz räumt den Unter-
nehmensleitern und den Belegschaften bereits bei der Rechtsformumwandlung
(„Kommerzialisierung") ein starkes Mitspracherecht ein, das sich durch Auf-
sichtsratsmandate und Vorzugsaktien für die Belegschaften auch in den weiteren
Privatisierungsphasen zeigt. Diese starke Stellung unterstreicht auch die Privati-
sierungspraxis, da ohne Zustimmung von Arbeitnehmervertretern und Unter-
nehmensleitung ein Investor keinen Zuschlag bekommen kann. Ein potentieller
in- oder ausländischer Investor wird mit der Forderung nach einem Investi-
tionspaket konfrontiert, das Privatisierungsministerium und Belegschaft ge-
schnürt haben: Während das Interesse des Privatisierungsministeriums auf einen
möglichst hohen Verkaufspreis abzielt, setzen sich die Belegschaften für mög-
lichst hohe Investitionszusagen, Arbeitsplatzgarantien und einen großzügigen
Sozialplan ein (Hermann und Lowitzsch 1995: 39). Es kann nicht verwundern,
daß diese Vorgehensweise auf einen Investor von vornherein abschreckend wir-
ken muß. Unter diesen Bedingungen verliert auch die unbegrenzte Teilnahme
ausländischer Investoren an der Kapitalprivatisierung entscheidend an Wert.
Vor diesem Hintergrund wird verständlich, warum die Große Privatisierung
sehr langsam verläuft und nur zu relativ wenigen Abschlüssen geführt hat. Es ist
zweifelhaft, ob die im Juli 1995 vom Parlament gegen das Veto des Staatspräsi-
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Übersicht 4 — Polen: Große Privatisierung
Gesetzliche Grundlage: „Gesetz zur Privatisierung der staatlichen Unternehmen"
(PrivG) vom Juli 1990, „Gesetz über die nationalen Investmentfonds und ihre Privati-
sierung" (GNIF) vom April 1993.
Privatisierungsinstitutionen: Privatisierungsminister, Gründungsorgane.
Privatisierungsobjekte: größere Unternehmen i.d.R. mit mehr als 500 Beschäftigten.
Privatisierungsverfahren: (1) Kapitalprivatisierung nach dem PrivG: Teilnehmen
dürfen nur Unternehmen, denen eine Überlebensfähigkeit unter marktwirtschaftlichen
Bedingungen zugetraut wird. Diese müssen sich in einem ersten Schritt in eine Kapi-
talgesellschaft umwandeln (AG, GmbH), deren Alleinaktionär der Staat ist; die Um-
wandlung bedarf der Zustimmung der Unternehmensleitung, des Betriebsrats sowie
des Privatisierungsministers; letzterer kann in Ausnahmefällen selbständig eine Um-
wandlung einleiten, die dann vom Ministerpräsidenten genehmigt werden muß; der
Aufsichtsrat wird solange zu einem Drittel mit Arbeitnehmervertretern besetzt, wie der
Staat die Aktienmehrheit hält.
In einem zweiten Schritt sollten im Regelfall innerhalb von zwei Jahren die Anteile
bzw. Aktien im Rahmen von Versteigerungen, öffentlichen Angeboten oder öffent-
lichen Aufforderungen zu Angeboten veräußert werden; ein Handel der Aktien an der
Warschauer Wertpapierbörse ist möglich; die Belegschaften können ein Jahr lang Vor-
zugsaktien erwerben: zum halben Einführungspreis bis zu 20 vH der Aktien, wobei
der Wert der Vergünstigungen das Produkt aus durchschnittlichem Jahresgehalt in der
vergesellschafteten Wirtschaft und der Beschäftigtenzahl nicht überschreiten darf.
(2) Massenprivatisierung nach dem GNIF: Der Staat gründete 15 Nationale Invest-
ment Fonds (NIF) in Form von AGs; jeder NIF wird von einem Aufsichtsrat geleitet,
dessen Mitglieder mindestens zu 2/3 polnische Staatsbürger sind und dem ein Vor-
stand nachgeordnet ist; der Aufsichtsrat kann die Verwaltung des Fondsvermögens ei-
nem Managementkonsortium übertragen, das über eine öffentliche Ausschreibung
ausgewählt wird. Die Konsortien bestehen aus in- und ausländischen Partnern (i.d.R.
Banken und Investmentgesellschaften), erhalten einen zehnjährigen Managementver-
trag und werden über diesen Zeitraum mit einem 15-vH-Anteil am Fondsvermögen
entlohnt. Ziel der NIFs ist die Vermehrung des Fondsvermögens, insbesondere durch
die Erhöhung des Wertes der Unternehmen, an denen die NIFs beteiligt sind. Die Ak-
tien jedes in das Programm einbezogenen Unternehmens werden nach einem festen
Schlüssel verteilt: 33 vH erhält ein „Lead Fonds", 27 vH werden auf die anderen NIFs
gleichverteilt, 25 vH verbleiben beim Staat, 15 vH werden kostenlos an die Beleg-
schaft abgegeben; jeder NIF ist bei der gleichen Anzahl von Unternehmen „Lead
Fonds", wobei die Aufteilung „fair" sein soll. Die „Lead Fonds" sollen ihre Unter-
nehmen umstrukturieren bzw. weiterverkaufsfahig machen, wobei ihr Anteil in den er-
sten drei Jahren nicht unter 20 vH sinken darf. Im November 1995 wurden vom Pri-
vatisierungsminister an alle erwachsenen polnischen Staatsbürger Anteilsscheine ge-
gen eine Gebühr von maximal 10 vH des durchschnittlichen Monatslohns ausgegeben;//. Die Eigentumsordnung 47
noch Übersicht 4
die Anteilsscheine sind handelbar und können später gegen Aktien der einzelnen NIFs
eingetauscht werden, die an der Warschauer Wertpapierbörse notiert werden sollen.
Teilnehmerkreis: Im Rahmen der Kapitalprivatisierung können ausländische Investo-
ren ohne Begrenzung Aktien bzw. Anteile erwerben; Begrenzungen können sich allen-
falls aufgrund einer Verkaufsstrategie ergeben, die auf eine bestimmte Verteilung der
Aktien unter strategischen Investoren, Kleininvestoren, Beschäftigten und dem Staat
abzielt. Die Massenprivatisierung bietet außer Inländern auch ausländischen Interes-
senten vielfältige Beteiligungsmöglichkeiten: Fondsverwaltung sowie Kauf von An-
teilsscheinen, NIF-Aktien oder Unternehmensaktien.
Privatisierungsergebnis: Die Grundgesamtheit umfaßt 8 441 Staatsunternehmen, wie
sie 1990 registriert waren. Bis Ende des 3. Quartals 1996 wurden 1 616 Unternehmen
durch Liquidation und 1216 Unternehmen durch Methoden der Kapitalprivatisierung
privatisiert (Privatisierungsquote 33,6 vH); wenn die Unternehmen, die kommerziali-
siert wurden, berücksichtigt werden, betrug die Zahl 3 858 Unternehmen (Quote
45,7 vH). In das Massenprivatisierungsprogramm waren bis Ende 1996: 512 Unter-
nehmen einbezogen, die auf die NIF übertragen wurden und für die ein Börsengang
vorgesehen war.
Quelle: Nach der Übersetzung in Kuss und Mohlek (1995): „Gesetz zur Privati-
sierung der staatlichen Unternehmen" v. Juli 1990 i.d.F.v. November
1994, „Gesetz über die nationalen Investmentfonds und ihre Privatisie-
rung" v.April 1993; Lowitzsch und Hermann (1995: 7 ff.); Glowny
Urzad Starystyczny (1997/98); FAZ-Informationsdienste (1997a: 20 ff);
EBRD (1996: 165); PAIZ (1995:4 f.); Pusylewitsch (1993: 120);
Rzeczpospolita vom 18. Mai 1995; Finanz Zeitung der Giroeredit, Wien
vom 19. September 1995; eigene Zusammenstellung.
gung des Privatisierungsprozesses beiträgt.
4
5 Diese Novelle soll zwar zu einer
schnelleren „Kommerzialisierung" der Staatsunternehmen führen, die eigentliche
Überführung dieser dann staatlichen Kapitalgesellschaften in privates Eigentum
stößt jedoch auf neue Hindernisse. So mußte der Privatisierungsminister als bis
dahin zentrale Privatisierungsinstitution wichtige Entscheidungskompetenzen an
Ministerrat und Sejm abtreten: Ausgewählte Privatisierungsfälle unterliegen der
Entscheidung des Kabinetts, in einigen Bereichen, wie Banken, Versicherungen
oder Infrastruktur, ist sogar ein Parlamentsbeschluß Voraussetzung für eine Pri-
4
5 Das neue Privatisierungsgesetz wurde vom damaligen Staatspräsidenten dem Verfas-
sungsgericht zur Überprüfung vorgelegt, das über die Rechtmäßigkeit zu entscheiden
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vatisierung. Zudem wird dem Privatisierungsminister kein Initiativrecht im Rah-
men des Privatisierungsverfahrens zugestanden. Schließlich sollen zukünftig die
Fachministerien und Wojewoden die Aufsichtsräte der kommerzialisierten Un-
ternehmen dominieren, während der Einfluß der Arbeitnehmervertreter zurück-
gedrängt werden soll {Nachrichten für Außenhandel vom 9. August 1995). Da-
mit dürfte das Privatisierungstempo kaum erhöht werden, da es nicht im Inter-
esse der staatlichen Vertreter liegen kann, zur Erosion ihrer Machtbasis beizutra-
gen.
Zudem bleibt abzuwarten, ob das angelaufene Massenprivatisierungspro-
gramm über die vom Staat gegründeten Nationalen Investment Fonds der Gro-
ßen Privatisierung den entscheidenden Schub geben kann (siehe Übersicht 4).
Diese Investmentfonds sind keine reinen Anlagegesellschaften, wie es bei Ak-
tien- oder Rentenfonds westlicher Prägung der Fall ist, sondern sie sollen über
Umstrukturierungsmaßnahmen die betroffenen Staatsunternehmen privatisie-
rungsfähig machen. Der weitere Privatisierungsverlauf wird zum einen zeigen,
ob die Investmentfonds die politische Unterstützung erhalten, um die ihnen an-
vertrauten Unternehmen umstrukturieren zu können. Zumindest die dauerhafte
politische Unterstützung des weiteren Prozesses kann angesichts jahrelanger
Diskussion und Verschleppung des Massenprivatisierungsprogramms eher in
Zweifel gezogen werden. Zum anderen muß sich erweisen, ob die Nationalen
Investmentfonds über die unternehmerische Kompetenz und die finanziellen
Mittel zur Sanierung ihrer Unternehmen verfugen. Hierfür spricht, daß an den
von den Investmentfonds beauftragten Managementkonsortien ausländische Fi-
nanzgesellschaften beteiligt sind, die Erfahrungen im Sanierungsmanagement
mitbringen und Zugang zu den internationalen Finanzmärkten haben. Da für
jedes Unternehmen ein Investmentfonds die Unternehmensleitung übernimmt
(„Lead Fonds") und ihm weitgehende Verfügungsrechte übertragen werden,
wird prinzipiell sichergestellt, daß in jedem Unternehmen die „Eigentümerfunk-
tionen" wahrgenommen werden. Der Anreiz für eine erfolgreiche Sanierung der
Unternehmen resultiert zudem daraus, daß die Managementkonsortien mit An-
teilen am Fondsvermögen entlohnt werden, deren Wert von der Verfassung der
im Fondsportfolio befindlichen Unternehmen abhängt. Darüber hinaus wird den
sanierten Unternehmen in der anschließenden Privatisierungsphase der Zugang
zu weiterem Finanz-, Sach- und Humankapital ermöglicht: Sobald die Handel-
barkeit der Fonds-Anteilscheine bzw. -aktien und der Ünternehmensaktien ge-
währleistet ist, könnten sich auch strategische Investoren engagieren, um die
unternehmerische Kontrolle und Verantwortung in den einzelnen Unternehmen
zu übernehmen. Es würde volles privates Eigentum entstehen und damit der An-
reiz wachsen, für die Unternehmen möglichst rentable Verwendungen zu finden.
Doch setzt diese Option einen funktionsfähigen Wertpapiermarkt voraus, der
sich in Polen erst noch herausbilden muß. Schließlich ist positiv hervorzuheben,//. Die Eigentumsordnung 49
daß bei der Massenprivatisierung ausländische Investoren vielfältige Teilnah-
memöglichkeiten haben: sei es als Mitglieder der Managementkonsortien oder
als Käufer von Fonds- und Unternehmensbeteiligungen.
Von der Massenprivatisierung ausgenommen sind sogenannte „Schlüssel-
betriebe", die auf dem Weg der Einzelprivatisierung nur teilweise an in- und
ausländische Investoren verkauft werden sollen. Dazu gehören Dienstleistungs-
unternehmen wie die nationale Fluggesellschaft LOT oder die Reiseorganisation
Orbis, Bergbauunternehmen sowie Geschäftsbanken. Eine dauerhafte Staatsbe-
teiligung scheint in vielen dieser Fälle vorgesehen zu sein. Schon die Teilprivati-
sierung solcher Unternehmen stößt auf heftigen politischen Widerstand.
4
6 Somit
ist der Beitrag der Großen Privatisierung zur Eigentumstransformation auch
weiterhin mit Fragezeichen zu versehen. Nachteilig wirkt sich sicherlich aus, daß
der Privatisierungsprozeß jahrelang verschleppt wurde und politische Machtin-
teressen nach wie vor einer konsequenten Privatisierung entgegenstehen. Der
Wunsch nach politischer Einflußnahme bei der Umstrukturierung der Staatsun-
ternehmen wird durch das Fondsmodell deutlich. Die Sanierung wird zwar pri-
vaten Managementkonsortien überlassen, die jedoch unter der Aufsicht der Lei-
tungen der Nationalen Investmentfonds stehen, die von der Regierung bestimmt
sind. Offensichtlich geht es darum, den unausweichlichen Anpassungsprozeß mit
weniger Härte durchzuführen. Unter diesen Umständen ist fraglich, ob die Sanie-
rer wettbewerbsfähige Strukturen schaffen können oder ob nicht erst der am En-
de dieses langwierigen Privatisierungsprozesses gefundene Eigentümer einen
„Sanierungsstau" abbauen muß. Die nur zögerliche Übertragung der vollen Ver-
fügungs- und Nutzungsrechte auf Private dürfte daher die Gesundung oder den
Konkurs polnischer Großunternehmen nur hinauszögern.
Die Große Privatisierung in der Tschechischen Republik und der Slowa-
kischen Republik wurde zuerst von der Voucherprivatisierung dominiert (siehe
Übersicht 5). Anders als in der Slowakischen Republik wurde diese Art der Pri-
vatisierung in der Tschechischen Republik auch nach Auflösung der Tschecho-
slowakei beibehalten und wie ursprünglich vorgesehen durch eine zweite Privati-
sierungswelle abgeschlossen. Diese Methode hat einige offensichtliche Vorteile:
Im Gegensatz zu einer Einzelprivatisierung, wie sie etwa in Ungarn durchgeführt
wird, kann privates Eigentum an einer Vielzahl bislang staatlicher Unternehmen
in einem relativ kurzen Zeitraum gebildet werden. Zudem fördert eine breite
Beteiligung der Bevölkerung die gesellschaftliche Akzeptanz des Privatisie-
4
6 Ursprünglich war die Teilprivatisierung von „Schlüsselbetrieben", wie LOT, für 1996
vorgesehen. Viele dieser Vorhaben wurden verschoben; etwa sollte die LOT nicht vor
1998 (teil-)privatisiert werden (FAZ-Informationsdienste 1997: 20).50 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
Übersicht 5 — Tschechische Republik/Slowakische Republik: Große Privatisierung
Gesetzliche Grundlage: „Gesetz über die Bedingungen für die Übertragung von
Vermögen des Staates auf andere Personen" von Februar 1991 (übernommen in Repu-
bliksgesetze und fortgeschrieben) („Große Privatisierung").
Privatisierungsinstitutionen: Privatisierungsministerien (der Republiken), Finanz-
ministerium (der Föderation), Fonds des Nationalvermögens (der Republiken und der
Föderation), Gründer (Branchenministerien, Kommunen).
Privatisierungsobjekte: mittlere und große Unternehmen; in der Tschechischen Re-
publik wurden bis Ende 1993: 7-533 Privatisierungsprojekte bewilligt, in der Slo-
wakischen Republik bis Ende Oktober 1993: 1 032 Privatisierungsprojekte.
Privatisierungsverfahren: (1) Privatisierungsplan: Bestimmung des Privatisierungs-
gegenstandes, seines Wertes sowie der Art und Weise der Übertragung; auf Veranlas-
sung des Gründers erstellt die jeweilige Unternehmensleitung den Plan; auf eigene In-
itiative können Dritte Konkurrenzpläne erstellen; der Gründer leitet die Pläne mit einer
Stellungnahme an das Privatisierungsministerium weiter, das über die Genehmigung
eines Plans entscheidet (nach neueren tschechischem Recht kann das Ministerium Ver-
änderungen vornehmen); in den wenigen Fällen zentralen Eigentums entscheidet das
föderale Finanzministerium (bis zur Trennung).
(2) „Entstaatlichung": nach Annahme des Privatisierungsplans wird das Unternehmen
ohne Liquidation vom Gründer aufgelöst bzw. eine Staatsbeteiligung herausgelöst und
auf den zuständigen Fonds des Nationalvermögens übertragen; der Fonds ist für Orga-
nisation und Durchführung des Plans verantwortlich.
(3) Privatisierungsarten: Gründung einer Kapitalgesellschaft und Einlage der Vermö-
gensteile in diese; Verkauf des Unternehmensvermögens bzw. Seiner Teile; Übertra-
gung des Vermögens auf Kommunen, für Zwecke der Kranken- und Rentenversiche-
rung oder auf eine besondere juristische Person bei landwirtschaftlich nutzbarem Ver-
mögen.
(4) Privatisierungsmethoden:
(a) direkte Privatisierung: direkter Verkauf, öffentliche Ausschreibung, öffentliche
Versteigerung, unentgeltliche Übertragung;
(b) Privatisierung durch Gründung einer Kapitalgesellschaft: Vouchermethode, direk-
ter Verkauf der Anteile an geschlossenen Erwerberkreis oder auf dem freien Markt,
unentgeltliche Übertragung.
(5) Zur Vouchermethode:
(a) Gründung einer Aktiengesellschaft;
(b) Ausgabe von Investitionsvouchern in Form von Voucherheften, die auf den Namen
jedes Staatsbürgers ausgestellt sind, gegen Zahlung einer Gebühr durch Registrierung//. Die Eigentumsordnung 51
noch Übersicht 5
gültig werden und nicht übertragbar sind; sie enthalten Investitionspunkte, von denen
1 000 pro Privatisierungswelle zum Aktionskauf verwendet werden dürfen;
(c) Verlauf einer Privatisierungswelle: zu einem in Investitionspunkten ausgedrückten
Aktienkurs werden Aktien in bis zu fünf (1. Welle) bzw. sechs (2. Welle) Privatisie-
rungsrunden angeboten; bei Markträumung ist die Privatisierungsaktion beendet, bei
Überschußnachfrage wird eine Kürzung der Bestellungen vom Investmentfonds vor-
genommen (bis max. 25 vH Überzeichnung), oder es wird für die folgende Privatisie-
rungsrunde ein höherer Preis festgelegt, ohne daß zuvor eine Aktie verkauft wurde; bei
Überschußangebot wird die vorhandene Nachfrage zum festgelegten Preis befriedigt,
in der nächsten Runde wird ein niedrigerer Preis angesetzt;
(d) Investitionsfonds: Anlage von Investitionspunkten in Aktien auf eigenen Namen
für Rechnung der Voucherinhaber, die entsprechende Anteilsscheine erhalten; Re-
striktionen in der 1. Welle: max. 20 vH der Aktien eines Unternehmens dürfen von ei-
nem einzelnen Fonds bzw. 40 vH von einer Gruppe von Fonds mit einem gemeinsa-
men Gründer gehalten werden; mindestens 10 Unternehmen müssen im Portfolio eines
Fonds sein, wobei der Wert einer einzelnen Beteiligung nicht mehr als 10 vH des ge-
samten Aktienbestandes betragen darf;
Restriktionen in der 2. Welle: neben Fonds in Form einer Kapitalgesellschaft Wurden
auch offene und geschlossene Anlagefonds zugelassen; Herabsetzung des max. Einzel-
anteils einer Gruppe von Fonds mit gemeinsamem Gründer auf 20 vH, wobei diese
Aktien 20 vH des gesamten Aktienkapitals dieser Fonds nicht übersteigen dürfen; kein
Erwerb von Anteilen eines Unternehmens, das mit mind. 25 vH an einem Fonds oder
einer Investmentgesellschaft beteiligt ist; kein Erwerb von Anteilen an Banken und
Versicherungen, sofern ein Fonds von solchen Unternehmen gegründet wurde.
Teilnehmerkreis: Im allgemeinen keine Beschränkungen; die Voucher-Privatisierung
ist auf tschechische und slowakische Staatsbürger beschränkt.
Privatisierungsergebnis: (1) Tschechische Republik:
(a) Planvorgabe (bis 31.12.93 bewilligte Projekte): 4 648 Unternehmen; direkter Ver-
kauf von 5,3 vH des zur Privatisierung vorgesehenen Kapitals (insgesamt 871,6 Mrd.
Kc); öffentliche Ausschreibung von 2,2 vH; öffentl. Versteigerung von 0,7 vH; Über-
tragung von 3,4 vH; Restitution von 1,8 vH; 86,5 vH über Gründung von Kapitalge-
sellschaften, verteilt auf Voucherprivatisierung (39,4 vH bzw. 1849 Unternehmen),
vorläufigen Bestand des Fonds des Nationalvermögens (18,5 vH), Übertragungen
(12,8 vH) und sonstige;
(b) Planerfüllung: 1. Welle der Voucherprivatisierung (Mai-Dezember 1992): Aktien
von 988 Unternehmen im Umfang von 21,6 vH wurden verkauft; 2. Welle (April-
November 1994): Aktien von 861 Unternehmen im Umfang von 17,8 vH wurden an-
geboten (inkl. nicht verkaufter Aktien der 1. Welle), davon 96 vH verkauft; eingesetzte52 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
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Voucher über Investmentfonds: ca. 72 vH in der 1. Welle, ca. 64 vH in der 2. Welle;
bis zum 1. Quartal 1996 sollen 90 vH des einbezogenen Vermögens, auch über die
sonstigen Privatisierungsmethoden, privatisiert worden sein.
(2) Slowakische Republik:
(a) Planvorgabe 1. Welle (1991-1992): direkter Verkauf von 5,8 vH des zur Priva-
tisierung vorgesehenen Kapitals (insgesamt 190 Mrd. Ks); öffentl. Ausschreibung von
3,1 vH; öffentl. Versteigerung von 0,1 vH; Übertragung von 0,5 vH; 90,5 vH über
Gründung von Kapitalgesellschaften mit Schwerpunkt Voucherprivatisierung (77,1 vH
bzw. 537 Unternehmen);
(b) Planerfüllung 1. Welle (bis November 1993): Aktien von 503 Unternehmen bzw.
50 vH des zu privatisierenden Kapitals der 1. Welle wurden über Vouchers veräußert,
34 Unternehmen wurden nicht verkauft, abzgl. des Anteils der direkten Privatisierung
(9,5 vH) verblieben die restlichen Kapitalanteile beim Fonds des Nationalvermögens;
(c) Planvorgabe 2. Welle: per Novellierung des Gesetzes über die Große Privatisierung
wurde die nach mehreren Verschiebungen für den 1. Juli 1995 vorgesehene Vou-
cherprivatisierung aufgehoben; zum 01.01.96 werden die registrierten Voucherhefte in
Staatsobligationen mit gleichen Nominalwert umgetauscht; diese Obligationen haben
eine 5jährige Laufzeit, werden mit 5 vH verzinst und können auch für Versicherungs-
schutz und Wohnungsprivatisierung verwendet werden; die Privatisierung von 600
Unternehmen war geplant, von denen bis Mitte 1996: 2/3 privatisiert wurden.
Quelle: OECD (1994b: 94 ff, 137 ff.); Nemec (1995: 5 ff.); „Gesetz über die
Bedingungen für die Übertragung von Vermögen des Staates auf andere
Personen" vom Februar 1991 (Nr. 92/1991 Sb.) und vom November
1994 (Nr. 224/1994 Sb.) in der Übersetzung in Schmid (1992, 1995);
Hanousek und Kroch (1995: 4 f., 16); Neue Zürcher Zeitung vom 29.
November 1994 und vom 8. September 1995; Nachrichten für Außen-
handel vom 14. September 1995; FAZ-Informationsdienste (1994: 16);
Marcincin (1995); Buchtikovä (1995); EBRD (1996: 146, 172); Cesky
Statistiticky Üfad (1996a); eigene Zusammenstellung.
rungsprozesses. Auch wird die Entwicklung von Kapitalmarktstrukturen be-
schleunigt, wodurch die schwierige Bewertung von Unternehmen auf den Markt
verlagert werden kann. Zwar war die Voucherprivatisierung auf Inländer be-
grenzt, jedoch ergeben sich für ausländische Investoren über den Kapitalmarkt
Beteiligungsmöglichkeiten an bereits entstaatlichten Strukturen, wodurch die
Transaktionskosten geringer sind als bei einer unmittelbaren Beteiligung am Pri-
vatisierungsprozeß. Schließlich konnten die sich spontan bildenden Investment-
fonds die Informationsdefizite der einzelnen Voucherbesitzer kompensieren hei-//. Die Eigentumsordnung 53
fen. Aus dem Kreis der Fonds können sich zudem starke Eigentümer herausbil-
den, die Managementfunktionen wahrnehmen und die notwendige Umstruk-
turierung der Unternehmen durchführen.
4
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In der Tschechischen Republik ist geplant, die noch bestehenden Beteili-
gungen an bereits teilprivatisierten Unternehmen sowie an bisher nicht in die
Privatisierung einbezogenen Staatsunternehmen zu verkaufen. Dazu zählen auch
Anteile an den 57 als „strategisch bedeutsam" eingestuften Unternehmen, die
u.a. in den Bereichen Telekommunikation, Versorgung und Verkehr angesiedelt
sind. Die Einzelprivatisierung eröffnet die Chance, daß es zu einer Beteiligung
„strategischer Investoren" kommt, die die unternehmerische Verantwortung
übernehmen und über die notwendigen Kapitalmittel verfügen. Besonders kapi-
talstarke ausländische Investoren sollen durch dieses Programm für ein Engage-
ment größeren Umfangs gewonnen werden. Allerdings ist absehbar, daß zumin-
dest mittelfristig staatliche Mehrheitsbeteiligungen an strategischen Unterneh-
men, wie der Telekom, bestehen bleiben, was befürchten läßt, daß diese Unter-
nehmen weniger flexibel agieren werden, als es zum Ausbau der Infrastruktur
notwendig wäre. Des weiteren steht noch die vollständige Privatisierung der Ge-
schäftsbanken aus, die zudem viele der Investitionsfonds kontrollieren. Das be-
deutet, daß der Staatseinfluß in privatisierten Unternehmen auch noch auf diese
indirekte Art und Weise fortbesteht. Noch offen ist vor allem die zukünftige
Form und das Ausmaß der Staatsbeteiligungen an den vier wichtigsten Ge-
schäftsbanken.
4
8 Von einem Abschluß der Großen Privatisierung kann in der
Tschechischen Republik daher noch nicht die Rede sein. Der relativ rasche Ab-
schluß der Voucherprivatisierung überdeckt den Umstand, daß auf diesem Wege
vielfach nur Teilprivatisierungen erfolgten. Jedoch ist zumindest für Teile der
verbliebenen Staatsbeteiligungen ein Privatisierungswille zu erkennen. Denn
auch aus Sicht der Regierung spricht für eine Privatisierung verbliebener staatli-
cher Unternehmensbeteiligungen, daß nur durch private Investoren wettbewerbs-
fähige Strukturen geschaffen werden können. Die wenig verlockende Alternative
würde in einer dauerhaften Alimentierung staatlicher Kostgänger und in einem
Verzicht auf rentabel wirtschaftende Unternehmen bestehen.
4
7 Diese Aufgabe könnten vor allem die größeren Investmentgesellschaften wahrneh-
men, die teilweise mehrere Fonds gegründet haben (Gesamtzahl: 429). Die sieben
größten Investmentgesellschaften kontrollieren etwa 45 vH aller Voucher {Nach-
richten für Außenhandel vom 7. Februar 1995). Die notwendige Finanzkraft kann
vermutet werden, da größtenteils in- oder ausländische Banken die Eigentümer sind.
Siehe zu dieser Diskussion etwa Nachrichten für Außenhandel vom 14. September
1995; FAZ-Informationsdienste 1995: 9; Blick durch die Wirtschaft vom 10. Dezem-
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In der Slowakischen Republik ist der Privatisierungsprozeß in der Zeit nach
der Unabhängigkeit zunehmend zum Gegenstand politischer Auseinander-
setzung geworden. So wurde die nach längeren Verzögerungen noch von der
Regierung Moravcik im Jahr 1994 geplante zweite Welle der Voucherprivati-
sierung von der Regierung Meciar schrittweise bis zum Juli 1995 aufgehoben.
Die Möglichkeit für die Voucherbesitzer, statt dessen Staatsobligationen zu er-
werben, kann nur als ein wenig attraktiver Entschädigungsversuch und in keiner
Weise als Privatisierungsersatz angesehen werden (Marcincin 1995; Buchtikovä
1995: 14 ff.). Neben diesem Vertrauensverlust müssen die unübersehbaren Män-
gel bedenklich stimmen, die die .vorgesehene Einzelprivatisierung aufweist.
Erstmals werden Vorkaufsrechte und andere Privilegien für Belegschaften bei
der Privatisierung der Betriebe eingeführt, die in größerem Umfang MBO's bzw.
EBO's ermöglichen sollen. Dazu gehören Rabatte, zinsgünstige Kredite, langfri-
stige Ratenzahlungen und Kaufpreisstundungen. Es wird vermutet, daß sich auf
diese Weise die schon zuvor aufgetretenen nepotistischen Tendenzen verstärken
werden. Gleichzeitig werden durch diese kombinierte Insider/Inländerprivatisie-
rung ausländische Investoren verdrängt — mit der Konsequenz, daß Kapitalzu-
flüsse und neue unternehmerische Konzepte ausbleiben.
Hinzu kommt, daß mehr als 70 „strategisch bedeutsame" Unternehmen auf
Dauer der staatlichen Kontrolle unterstellt bleiben sollen. So wurden 29 vor-
nehmlich als Infrastrukturdienstleister tätige Unternehmen von der Privatisierung
ausgeschlossen. Dazu kamen im Juni 1996 die drei größten Geschäftsbanken.
Weitere 45 Unternehmen aus den Bereichen Bergbau, Chemie, Maschinenbau,
Landwirtschaft und Bau sollen nur teilprivatisiert und dabei weiterhin staatlich
kontrolliert werden (EBRD 1996: 172 f.). Somit hat es in der Slowakischen Re-
publik mit der Unabhängigkeit einen Bruch in der Großen Privatisierung gege-
ben: Der Übergang zu Methoden der Einzelprivatisierung führte zur Konservie-
rung alter Machtstrukturen, und die Ausklammerung wichtiger Bereiche läßt den
Privatisierungsprozeß in wesentlichen Teilen unvollständig erscheinen.
Die Große Privatisierung in Ungarn ist durch eine Vielzahl von Programmen,
Gesetzesänderungen und Wechseln in den institutionellen Zuständigkeiten ge-
kennzeichnet. Allerdings wurde im Gegensatz zu den anderen drei Reformlän-
dern durchgehend versucht, mittlere und große Unternehmen durch Verfahren
der Einzelprivatisierung — in der Regel Wettbewerbsverfahren wie Ausschrei-
bungen und Aufforderungen zu Offerten — zu privatisieren. Auf ein Pro-
gramm zur Massenprivatisierung wurde verzichtet. Der Privatisierungsprozeß
begann ohne staatliche Steuerung im Rahmen der Umwandlung von Staatsunter-
nehmen in Kapitalgesellschaften auf der Grundlage des im Jahr 1988 verab-
schiedeten Unternehmensgesetzes und des Umwandlungsgesetzes aus dem Jahr//. Die Eigentumsordnung 55
1989.
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9 Dabei gelang es vor allem den Unternehmensleitungen, sich staatliche
Vermögenswerte anzueignen, während Verbindlichkeiten der Unternehmen „ver-
staatlicht" blieben. Da dieser Art der Privatisierung die gesellschaftliche Akzep-
tanz fehlte, Rechtsunsicherheiten entstanden und Privatisierungserlöse für den
Staat ausblieben, wurde im Jahr 1990 ein Privatisierungsgesetz verabschiedet
und die Staatliche Vermögensagentur (AVÜ) als Kontrollorgan geschaffen, die
sich in der Folgezeit an den Verhandlungen mit Investoren beteiligte und Ver-
tragsabschlüsse genehmigen mußte.
5
0 Durch die Schaffung institutioneller Zu-
ständigkeiten wurde der Privatisierungsprozeß unter staatliche Kontrolle ge-
bracht und der Selbstbedienung an kollektiven Vermögenswerten ein Riegel vor-
geschoben.
Doch blieb es nicht bei diesem kontrollierten dezentralen Ansatz, sondern es
wurde vielmehr eine Zentralisierung des Privatisierungsprozesses eingeleitet, die
sich vor allem in der Konzeption „aktiver Privatisierungsprogramme" zeigte. Als
Pilotprojekt fungierte das „ 1. Privatisierungsprogramm" vom September 1990:
Für 20 Großunternehmen sollte jeweils von einem im Rahmen einer Aus-
schreibung ausgewählten Beratungsunternehmen ein individuelles Privatisie-
rungsprogramm entworfen werden. Diese Programme sollten der Maximierung
der Privatisierungserlöse, der Umsetzung einer vorgegebenen Eigentümer- und
Organisationsstruktur sowie der Entwicklung der Kapitalmärkte dienen. Das
Projekt wurde ein Mißerfolg, da die unterschiedlichen Ziele nicht miteinander zu
vereinbaren waren, der Aufwand für die Programmdurchführung unverhältnis-
mäßig hoch war und sich in der Zielgruppe der ausländischen Investoren kein
Käufer bzw. strategischer Investor fand, der an der Übernahme eines vollständi-
gen Unternehmens Interesse hatte. Die relativ hohen Preisvorstellungen für die
Unternehmen dämpften ebenfalls das Käuferinteresse. Letztlich konnten von den
als Vorzeigeunternehmen angesehenen Privatisierungskandidaten, sofern sie
nicht zwischenzeitlich in Konkurs gegangen waren, nur Teile verkauft werden.
Profitiert haben vornehmlich Insider (Manager, Belegschaften), die als Käufer
aus Förderprogrammen für inländische Investoren und aus staatlichen Entschul-
dungsmaßnahmen ihren Vorteil ziehen konnten. Allerdings hatte das Scheitern
dieses zentralen Privatisierungsprogramms den positiven Effekt, daß auf die ur-
sprünglich geplante Programmserie verzichtet wurde und wieder dezentralere
Strategien in den Vordergrund traten.
5
1
„Gesetz Nr. XIII/1989 über die Umgestaltung von wirtschaftenden Organisationen
und Wirtschaftsgesellschaften" (Brunner 1997).
5 „Gesetz Nr. VII/1990 über die Staatliche Vermögensagentur und die Verwertung und
Nutzbarmachung des ihr zugewiesenen Vermögens" (Brunner 1997).
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1 Im März 1991 wurde noch ein „2. Privatisierungsprogramm" gestartet, in dem 23
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So gab es seit Januar 1991 die „investororientierte Privatisierung", bei der In-
vestoren ohne Zustimmung einer möglicherweise privatisierungsunwilligen Un-
ternehmensleitung mit der Agentur über ein Angebot und ein Umgestaltungs-
konzept direkt verhandeln konnten. Nach Einholung von Referenzangeboten ob-
lag der Agentur die Entscheidung über den Zuschlag. Jedoch zeigte die Praxis,
daß aufgrund einer Informationsasymmetrie zu Lasten externer Investoren und
der Agentur Verhandlungen ohne Kooperation der Unternehmensleitungen
schlecht zu führen waren. Die Unternehmensleitungen und Belegschaften nutz-
ten ihren Informationsvorsprung vielmehr, um Insider-Lösungen (Management-
und Employee-Buy-Out) durchzusetzen. Davon waren in der Regel die kleineren
Unternehmenseinheiten betroffen, die in die Große Privatisierung einbezogen
waren.
Zumindest formal war auch das „Selbstprivatisierungsprogramm" (ab Juli
1991) dezentral ausgerichtet: Etwa 700 kleine und mittlere Unternehmen mit
unter 1 000 Beschäftigten sollten mit Hilfe eines von der Agentur zugelasse-
nen Beratungsunternehmens ihre Privatisierung selbständig organisieren dürfen
(Umwandlung, Bewertung, Unternehmensplan, Ausschreibung). Die Entlohnung
der Beratungsunternehmen richtete sich nach der Höhe der Privatisierungserlöse
und der Privatisierungsdauer. Die Berater waren verpflichtet, den Beschäftigten
beim Verkauf Präferenzen einzuräumen (Angebot zum (Teil-)Erwerb, Vorzugs-
aktien). In dem als „Privatisierung der Privatisierung" bezeichneten Programm
war jedoch die Agentur maßgeblich involviert: Die Teilnahme von Unternehmen
erfolgte oftmals weniger aus eigenem Antrieb als vielmehr aufgrund drohender
Interventionen der Agentur; die Beratungsunternehmen übernahmen die oftmals
wenig lukrativen Aufträge nur auf Druck der Agentur, ihres wichtigsten Auftrag-
gebers; die Berater wurden von der Agentur auf möglichst hohe Erlöse ver-
pflichtet, während die Unternehmensmanager auf eine niedrige Bewertung zur
Erleichterung von Management- und Employee-Buy-Out drängten; die letzte
Entscheidung lag bei der Agentur, die laufend konsultiert werden mußte. Auf-
grund dieser Reibungsverluste verlief das Programm nur sehr stockend und mei-
stens kam es zu Insider-Privatisierungen (Earle et al. 1994: 143 ff.; OECD 1993:
68 ff.; Gatsios 1992: 4 ff.; DIHT 1992: 4 ff.; Kecskös 1993: 39 ff).
Auch die Reform der Privatisierungsgesetzgebung
5
2 im Juni 1992 erbrachte
keinen schnellen Abschluß der ungarischen Privatisierung (siehe Übersicht 6).
Vielmehr verlor der Privatisierungsprozeß infolge des Kompetenzsplittings zwi-
Unternehmensvermögens in eine andere Gesellschaft eingebracht hatten. Der Erfolg
war ebenfalls sehr begrenzt (OECD 1993: 169).
5
2 „Gesetz Nr. LIV/1992 über die Verwertung, die Nutzbarmachung und den Schutz des
vorübergehend in staatlichem Eigentum befindlichen Vermögens" (Brunner 1997).//. Die Eigentumsordnung 57
Übersicht 6 — Ungarn: Große Privatisierung
Gesetzliche Grundlage: „Gesetz Nr. XXXIX/1995 über die Verwertung des im Ei-
gentum des Staates befindlichen Unternehmervermögens" von Mai 1995 (PrivG).
Privatisierungsinstitutionen: Staatliche Vermögensagentur (AVÜ, ab März 1990) als
Privatisierungsorganisation und Staatliche Vermögensverwaltungs-AG (AV, ab No-
vember 1992) als Staatsholding für Unternehmen, die ganz oder teilweise dauerhaft in
Staatseigentum bleiben sollen; Zusammenschluß von AVÜ und AV zur Staatlichen
Privatisierungs- und Vermögensverwaltungs-AG (APV) seit Juni 1995.
Privatisierungsobjekte: etwa 2 200 mittlere und größere Staatsunternehmen, wie sie
im Jahr 1989 registriert waren (32 vH staatlich verwaltet, 56 vH selbstverwaltet,
12 vH Gesellschaften zu 100 vH in Staatseigentum).
Privatisierungsverfahren: (1) Umwandlung: der Privatisierung muß die Umwand-
lung in eine Kapitalgesellschaft vorausgehen, deren einziger Gesellschafter die zu-
ständige Privatisierungsinstitution ist; bis Juni 1993 mußten alle der AVÜ zugeordne-
ten Staatsunternehmen die Umwandlung eingeleitet haben, ansonsten erfolgte diese
zwingend bis März 1994; die der AV zugeordneten Unternehmen hatten eine entspre-
chende Frist bis Januar 1993;
(2) Privatisierungsmethoden: Wettbewerbsverfahren (öffentliche oder geschlossene
Ausschreibung, öffentliche Versteigerung, öffentliche Aufforderung zur Offerte), öf-
fentliches Inverkehrbringen, Unterbringung in geschlossenen Kreis, Auftrag zum Ver-
kauf an der Börse, Ausnahmen vom Wettbewerb (u.a. Vergünstigungen für Arbeit-
nehmer, Optionen für externe Investoren);
(3) Privatisierungsverfahren nach Unternehmenskategorien:
(a) „Strategisch wichtige Unternehmen": 156 Unternehmen laut Anhangliste zum
PrivG, die bislang der AV zugeordnet waren (ca. 70 vH des privatisierbaren staatli-
chen Unternehmensvermögens); vorgesehen ist dauerhaftes Staatseigentum mind. in
Höhe einer Sperrminorität von 25 vH + 1 Stimme oder einer Mehrheitsbeteiligung von
50 vH + 1 Stimme; über die Teilprivatisierung entscheidet im Einzelfall das Parlament
aufgrund einer Regierungsvorlage und nach Anhörung von Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmervertretern; den Parlamentsbeschluß führt die APV aus;
(b) „Kleine und mittlere Unternehmen": bis 1997: 120 Unternehmen mit weniger als
500 Beschäftigten, für die ein vereinfachtes Verfahren gilt: nach Veröffentlichung der
Unternehmenslisten (bis Ende 1995) kann der APV ein Barzahlungsangebot (mind. in
Höhe des Limitpreises) binnen 90 Tagen vorgelegt werden; erfolgt kein Angebot, muß
die Unternehmensleitung das vereinfachte Verfahren einleiten, indem sie sich selbst
um Investoren bemüht; die letzte Entscheidung über ein Angebot trifft die APV; Un-
ternehmensangehörige und ihre Gesellschaften können Mehrheitsanteile erwerben;
wenn ein Abschluß innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des PrivG erfolgt, werden
10 vH der Barerlöse dem Unternehmenskapital zugeführt und die daraus zu emittieren-
den Gesellschaftsanteile zu je 50 vH Leitung und Belegschaft überlassen;58 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
noch Übersicht 6
(c) „Sonstige Unternehmen": alle anderen zur Privatisierung anstehenden Unterneh-
men, die nicht unter (a) und (b) fallen (10-15 vH des staatlichen Vermögenswertes),
sind prinzipiell über öffentliche Ausschreibungen zu privatisieren, die von der APV
durchgeführt werden; die Bewertung eines Angebots richtet sich nach der Höhe des
Kaufpreises und der Struktur des Unternehmenskonzepts (Investitionen, Beschäfti-
gung etc.); bei gleichwertigen Angeboten ist der inländische Investor zu bevorzugen;
(4) Sonderregelungen:
(a) Privatisierungsleasing: über öffentliche Ausschreibung können Leasing-Verträge
mit einer maximalen Laufzeit von 10 Jahren von der APV geschlossen werden; unter
Anrechnung der Jahreszahlungen wird das Unternehmen am Ende der Laufzeit auto-
matisch von der APV auf den Käufer, der eine natürliche Person sein muß, übertragen;
(b) MBO/EBO: Leiter, Beschäftigte oder eine von ihnen gemeinsam gegründete Ge-
sellschaft, an der sich auch externe Investoren mit einem Minderheitsanteil beteiligen
dürfen, können ein Angebot einreichen; Erwerb eines staatlichen Anteils von mind.
20 vH gegen Barzahlung, Übertragung des gesamten staatlichen Stimmrechts auf Käu-
fer während einer Vertragslaufzeit von max. 5 Jahren; Erwerb weiterer Anteile gegen
Barzahlung während der Vertragslaufzeit;
(c) Arbeitnehmer-Vergünstigungen: konditionierte Preisnachlässe und Ratenzahlun-
gen; Existenzkredit: subventionierter Kredit, der ungarischen Käufern von Staatsei-
gentum von der Zentralbank über das Geschäftsbankensystem gewährt wird und mit
dem höchstens 50 vH des Privatisierungspreises (bzw. bis zu 50 Mill. For.) finanziert
werden dürfen; Teilhaberprogramme: mind. 40 vH der Arbeitnehmer, die seit mind. 6
Monaten mit mind. 50 vH der gesetzlichen Arbeitszeit beschäftigt sind, können eine
Organisation gründen, die Beteiligungen erwirbt, wobei auf ein Wettbewerbsverfahren
verzichtet werden kann.
Teilnehmerkreis: Inländische und ausländische Investoren; Inländer können Sonder-
regelungen in Anspruch nehmen, insbesondere im Rahmen von MBOs und EBOs, die
Ausländern i.d.R. de facto nicht offenstehen.
Privatisierungsergebnis: Nach Umwandlung, Liquidation, Schließung und Tansfers
von Staatsunternehmen entstanden 1 698 Kapitalgesellschaften, davon wurden bis
April 1997: 968 vollständig, 215 zu über 50 vH und 242 zu unter 50 vH verkauft; 144
liquidiert, 22 geschlossen, 63 auf andere Behörden übertragen.
Quelle: BfAI (1995a); Hungarian Privatization and State Holding Company
(1996, 1997); OECD (1993: 77); eigene Zusammenstellung.
sehen zwei Privatisierungsbehörden weiter an Dynamik. Hinzu kam die Etablie-
rung dauerhaften staatlichen Eigentums an Unternehmen, die kaum zu den Pro-
duzenten kollektiver Güter und Dienstleistungen zu zählen waren. Schließlich//. Die Eigentumsordnung 59
wurden auch die Möglichkeiten des Eigentumserwerbs für inländische Investo-
ren, vor allem für Beschäftigte, ausgebaut, was sowohl die Höhe potentieller
Privatisierungserlöse als auch den Zustrom ausländischen Finanz- und Human-
kapitals begrenzte.
Es stellt sich die Frage, ob durch die erneute Novellierung des Privatisie-
rungsgesetzes im Jahr 1995 die Hindernisse für einen schnelleren Abschluß des
ungarischen Privatisierungsprozesses beseitigt werden konnten. Was die institu-
tionellen Zuständigkeiten betrifft, wurde das Nebeneinander zweier staatlicher
Behörden durch die Bildung der allein zuständigen Staatlichen Privatisierungs-
und Vermögensverwaltungs-AG (APV) beendet. Jedoch übernahm die neue Be-
hörde auch die Funktion einer Staatsholding für das dauerhafte staatliche Ei-
gentum, das in einer Anhangliste zum Privatisierungsgesetz fixiert wurde.
5
3 Die-
se Liste „strategischer Unternehmen" macht deutlich, daß das staatliche Eigen-
tum nicht auf Unternehmen beschränkt ist, die kollektive Güter und Dienst-
leistungen erstellen: Es finden sich staatliche Beteiligungen in den Bereichen
Energieerzeugung und -Versorgung, Telekommunikation, Banken, Land- und
Forstwirtschaft sowie Fischerei und entsprechende Weiterverarbeitungsbetriebe;
enthalten sind aber auch „typische" Staatsunternehmen wie Bahn und Post (BfAI
1995a: 116 ff.).
5
4 Es handelt sich vorwiegend um Großunternehmen, in denen
die Regierenden Einfluß auf die Unternehmenspolitik behalten wollen, um wirt-
schaftspolitische Vorstellungen durchzusetzen und eigene Machtpositionen zu
wahren.
Auch spiegelt sich hier offensichtlich ein Mangel an Vertrauen in privates Ei-
gentum und ein Streben nach staatlicher Kontrolle wider, wie es für eine soziali-
stische Wirtschaftsordnung kennzeichnend war.
Eine Privatisierung über die jeweils fixierten Staatsanteile hinaus ist nach
herrschender Gesetzeslage nicht vorgesehen.
5
5 Zudem wird die (Teil-) Privati-
sierung dieser „strategischen" Unternehmen dadurch erschwert, daß die relevan-
ten Entscheidungen nicht von der Privatisierungsbehörde, sondern von politi-
schen Instanzen gefällt werden müssen. Die Kosten dieser Politisierung von Pri-
vatisierungsentscheidungen dürften in der Gefahr einer fortdauernden Alimentie-
5
3 Teilweise wurden die Staatsbeteiligungen von den zuständigen Fachministerien ge-
halten.
5
4 Bezeichnend für die weite Definition „strategischer Unternehmen" ist auch, daß dem
Verteidigungsministerium neben Unternehmen wie einer „Kampffahrzeugtechnischen
AG" auch eine „Central Wäschereien AG" zugeordnet ist.
5
5 Das Mindestmaß der dauerhaften Staatsbeteiligung ist für die einzelnen Unternehmen
festgelegt. Die Beteiligung kann 50 vH + 1 Stimme, 75 vH oder 100 vH betragen
(BfAI 1995a: 116 ff.).60 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
rung von Unternehmen aus der Staatskasse sowie in höheren Transaktionskosten
bei einzelnen Privatisierungsmaßnahmen bestehen. Allerdings könnte der Zwang,
Einsparungen vorzunehmen und Einnahmequellen für die Sanierung des Staats-
haushalts zu erschließen, politische Widerstände überwinden helfen. Dieses fis-
kalische Motiv dürfte auch ausschlaggebend für die Absicht sein, die kleinen
und mittleren Unternehmen schnell zu privatisieren.
5
6 Auch das neue Gesetz
sieht eine Vielzahl von Beteiligungsmöglichkeiten für Insider an Privatisierungs-
projekten vor. Allerdings sind keine Belegschaftsbeteiligungen vorgeschrieben
und externe in- und ausländische Investoren nirgendwo ausgeschlossen, und das
staatliche Interesse an hohen Privatisierungserlösen läßt generell keine Bevor-
zugung der in der Regel finanzschwachen Unternehmensleiter bzw. Belegschaf-
ten erwarten.
Die Große Privatisierung in Ungarn mutet insgesamt wie eine unendliche Ge-
schichte an, deren Verlauf weniger durch eine zügige Eigentumstransformation
als durch die Suche nach geeigneten Privatisierungskonzepten und -institutionen
geprägt ist. Dieser Mangel an Kontinuität führt zu einer Verschleppung des Pri-
vatisierungsprozesses, was hohe volkswirtschaftliche Kosten zur Folge hat. So
hat das geringe Privatisierungstempo einen raschen Strukturwandel durch private
Eigentümer verhindert. Auch die gewählten Privatisierungsmethoden haben zu
den hohen Kosten der Großen Privatisierung beigetragen: die Einzelprivatisie-
rung hat sich in vielen Fällen als ein kostenintensives, bürokratisches Verfahren
erwiesen; die Insider-Privatisierungen hatten Einnahmeausfälle zur Folge und
lassen offen, ob die neuen Eigentümer zu Umstrukturierungen willens und fähig
sind oder im Geiste der alten Selbstverwaltung die Betriebe weiterführen.
Schließlich muß bedenklich stimmen, daß staatliches Eigentum in Bereichen der
Produktion privater Güter und Dienstleistungen auf Dauer bestehen bleiben soll.
Es bleibt zu hoffen, daß jetzt das letzte Kapitel der ungarischen Privatisierungs-
geschichte geschrieben wird. Aufgrund des novellierten Privatisierungsgesetzes
und fiskalischer Zwänge kann erwartet werden, daß unter den neuen institutio-
nellen Rahmenbedingungen der Privatisierungsprozeß beschleunigt und wenig-
stens teilweise ein Abbau der Staatsbeteiligungen an „strategischen Unterneh-
men" erfolgen wird. Die internationale Ausschreibung von Staatsunternehmen
mag dazu beitragen, verstärkt ausländische Investoren für die ungarische Privati-
sierung zu interessieren.
Somit hat sich in allen Ländern die Große Privatisierung als wesentlich pro-
blematischer als die Kleine Privatisierung herausgestellt:
5
6 Dazu beigetragen hat das „vereinfachte" Privatisierungsverfahren, das bis 1997: 121
Betriebe umfaßte, von denen bis Ende 1996 etwa 60 vH privatisiert worden waren
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In Polen wurde die Attraktivität angebotener Privatisierungsobjekte durch die
Einflußnahme der Belegschaften gemindert, was zu einer Verschleppung des
Prozesses führte. Es ist fraglich, ob durch den stärkeren Einfluß staatlicher Ver-
treter in den Aufsichtsräten der „kommerzialisierten" Unternehmen, die zur Pri-
vatisierung anstehen, die Interessen potentieller in- und ausländischer Investoren
das entscheidende Gewicht erhalten werden. Mit der „Kommerzialisierung" ha-
ben die Unternehmen vielmehr de facto einen Status erhalten, der an sozialisti-
sche Unternehmen mit Arbeiterselbstverwaltung erinnert. In diesem Schwebezu-
stand haben Belegschaften und Unternehmensleitungen nur einen verkürzten
Planungshorizont, der keine langfristig rentablen Investitionen, sondern nur
Maßnahmen zur kurzfristigen Maximierung der Entlohnung nahelegt. Auch
staatliche Kredite werden bei den nur eingeschränkten Verfügungsrechten der
Beschäftigten und den ungenügenden Kontrollmöglichkeiten staatlicher Gremien
nicht der Substanzerhaltung dienen, sondern als Unternehmenserträge abflie-
ßen.
5
7 Wenn die uneingeschränkten Verfügungs- und Nutzungsrechte an den
„kommerzialisierten" Unternehmen nicht rasch auf private Eigentümer übertra-
gen werden, erscheint eine „Kannibalisierung" dieser Unternehmen unvermeidlich.
Das polnische Massenprivatisierungsprogramm hat sich ebenfalls als Hinder-
nis für eine schnelle Privatisierung erwiesen. Die jahrelange politische Diskus-
sion um das „richtige" Konzept hat den Geschwindigkeitsvorteil der Massenpri-
vatisierung mehr als zunichte gemacht. Die erste Phase der Massenprivatisierung
hat lediglich Verwaltungsstrukturen für Staatsunternehmen hervorgebracht, die
aus staatlich dominierten Fonds und privaten Sanierungs- und Investmentfirmen
bestehen. Dieser Schwebezustand unterscheidet sich von der Kommerziali-
sierung allerdings dadurch, daß die privaten Managementkonsortien, obwohl
nicht Eigentümer, an effizienten Unternehmensstrukturen interessiert sind. Die-
ses Interesse rührt einerseits aus einem Entlohnungsanreiz; andererseits wirken
auch Arbeits- und Kapitalmärkte disziplinierend, da diese internationalen Gesell-
schaften bei einem Scheitern in Polen einen Verlust ihres Marktwerts befürchten
müssen. Dennoch weist dieses Übergangsmanagement Schwächen auf: Die Ma-
nagementkonsortien haben keine vollen Verfügungsrechte, denn sie unterliegen
der staatlichen Kontrolle über die Aufsichtsräte der Nationalen Investmentfonds.
Zudem halten Staat und Belegschaft in jedem Unternehmen noch 40 vH der
Anteile. Daher sind Interessenkonflikte zwischen effizienzorientiertem Sanie-




7 Siehe zu den Anreizproblemen in sozialistischen Unternehmen mit Arbeiterselbst-
verwaltung etwa Richter und Furubotn (1996: 423 ff.).
5
8 Dafür spricht etwa die Überlegung westlicher Sanierungsgesellschaften, in die Kon-
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Auch stellt sich die Frage nach dem Planungshorizont der Managementkonsor-
tien: Als Wiederverkäufer haben diese Firmen nur das Interesse, die Unterneh-
men zumindest in Teilen privatisierungsfähig zu machen, also sanierbar erschei-
nen zu lassen. Für die durchgreifende Sanierung bedarf es dann immer noch pri-
vater Investoren, die uneingeschränkte Verfügungsrechte haben.
Hingegen zeichnet sich die tschechische Massenprivatisierung gerade durch
eine hohe Geschwindigkeit aus. Es kann als ein Erfolg angesehen werden, daß
relativ rasch durch die Umwandlung der Staatsunternehmen in Kapitalgesell-
schaften, die anschließende Verteilung von Unternehmensanteilen über Voucher
und die spontane Bildung von privaten Investmentfonds zumindest kollektive
Formen privaten Eigentums gebildet wurden. Doch auch hier wurde nur ein
Übergangsstadium erreicht. Es müssen sich erst Mehrheitsbeteiligungen einzel-
ner privater Anleger finden, die zu einer Rekapitalisierung und der Einsetzung
eines effizienzorientierten Managements führen — den Voraussetzungen für ei-
ne Sanierung der Unternehmen. Nur starke Eigentümer, die sich langfristig fi-
nanziell engagieren wollen, haben die Möglichkeit, das Management zu diszipli-
nieren bzw. Anreize für effizientes Managementhandeln zu schaffen. Diese
Möglichkeit fehlt bei einer Beteiligungskonstellation aus teilweise schwachen
Investmentfonds mit nur kurzfristigem Planungshorizont, staatlichen Anteilseig-
nern mit politischen Interessen und lediglich am Aktienhandel interessierten
Kleinstaktionären. Die weitere Entwicklung scheint allerdings auf die Beteili-
gung starker privater Eigentümer bzw. „strategischer Investoren" hinauszulau-
fen, die uneingeschränkte Verfügungsrechte erhalten. Dafür spricht die beabsich-
tigte Fortführung der Privatisierung, um die immer noch nennenswerten Staats-
beteiligungen in private Hände zu überführen, sowie die Umwandlung von In-
vestmentfonds in private Holding-Gesellschaften, für die — anders als bei den
Investmentfonds — weniger restriktive Beteiligungsbeschränkungen gelten.
Die Entwicklung in der Slowakischen Republik unterscheidet sich deutlich
von derjenigen in der Tschechischen Republik: Der Ausstieg aus der noch zu
Zeiten der Tschechoslowakei begonnenen Voucherprivatisierung scheint der
Einstieg in die Konservierung der vorhandenen Altstrukturen gewesen zu sein.
Die politische Förderung von Insider-Inländer-Privatisierungen verlangsamt zu-
mindest den Aufbau lebensfähiger privater Unternehmensstrukturen. Zwar ent-
steht auf diese Weise persönliches Privateigentum mit vollen Verfügungs- und
Nutzungsrechten, jedoch in der Regel zugunsten des bisherigen Managements.
Damit ist die Wahrscheinlichkeit gering, daß der kapitalkräftigste Investor mit
dem besten Unternehmenskonzept zum Zuge kommt. Denn die alten Direktoren
bleme besser bewältigen zu können {Finanz Zeitung der Girocredit, Wien, vom 19.
September 1995).//. Die Eigentumsordnung 63
dürften in ihrer Mehrheit aufgrund mangelnden Kapitals und fehlender Kompe-
tenz nicht in der Lage sein, wettbewerbsfähige Strukturen aufzubauen. Im gün-
stigsten Fall versuchen sie, externe in- oder ausländische Investoren zu finden,
die bereit sind, sich mit Kapital und Know-how zu beteiligen. Im weniger gün-
stigen Fall versuchen Manager und Belegschaften wie bei einem sozialistischen
Unternehmen mit Arbeiterselbstverwaltung, die Entlohnung zu Lasten der Sub-
stanz oder durch Inanspruchnahme staatlicher Kredite zu maximieren. Der Kon-
kurseintritt hinge dann davon ab, wie lange noch staatliche Kredite zur Stützung
der nicht wettbewerbsfähigen Strukturen gewährt werden.
Eine andere Situation zeigt sich bei den „strategisch bedeutsamen" Unter-
nehmen, die dauerhaft der staatlichen Kontrolle unterliegen sollen. Hier ist auch
im Fall der Umwandlung in Kapitalgesellschaften nicht daran gedacht, private
Verfügungsrechte und effiziente Unternehmensstrukturen zu schaffen. Der staat-
liche Eigentümer wird darauf achten, daß seine politischen Vorgaben erfüllt
werden, während eine erfolgreiche Disziplinierung des Managements zur Ver-
meidung wirtschaftlicher Ineffizienzen nicht zu erwarten ist. So wird sich in die-
sem Bereich de facto nicht viel ändern, es sei denn, die Kosten dieser Politik er-
scheinen den Regierenden nicht länger tragbar.
In Ungarn hätte man aufgrund des „Reformvorsprungs" des Landes ein we-
sentlich schnelleres Ende des Privatisierungsprozesses erwarten können, doch
die Experimente mit Programmen und Institutionen, die auf politische Konzep-
tionslosigkeit und mangelnden Privatisierungswillen schließen lassen, haben
deutlich verlangsamend gewirkt. So wurden die bereits vorhandenen dezentralen
Unternehmensstrukturen im Stil einer Arbeiterselbstverwaltung auch nach Um-
wandlung in Kapitalgesellschaften weitergeführt - mit den bekannten Kosten
und Ineffizienzen. Und auch die Privatisierung selbst hat in vielen Fällen diese
Strukturen nur bestätigt, da die Eigentumsrechte auch de jure an „Insider" über-
gingen. Eine effizienzorientierte Umstrukturierung ist daher nur zu erwarten,
wenn die „weiche" Refinanzierung über staatliche Kredite ein Ende findet. Die
ungarischen Budgetprobleme haben in dieser Hinsicht bereits Wirkung gezeigt.
Auch die zuletzt verstärkte Einbeziehung ausländischer Investoren in den Priva-
tisierungsprozeß läßt Eigentumsstrukturen entstehen, die eine Effizienzorientie-
rung des Managements wahrscheinlich machen. Doch wie schon in den anderen
Reformländern wird es auch nach dem baldigen Abschluß der Großen Privati-
sierung in nennenswertem Umfang Unternehmen geben, die ganz oder teilweise
im Kollektiveigentum verbleiben. In diesen Fällen dürften politische Interessen
wieterhin gegenüber wirtschaftlichen Überlegungen Vorrang haben.
Der Eindruck bleibt, daß in allen Ländern die politischen Hürden des Re-
formprozesses bei der Großen Privatisierung besonders hoch sind. Offensichtlich
führt der Systemwechsel zu einem Verlust politischer und sozialer Privilegien,
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dem die Erkenntnis gewachsen, ausländische Investoren an der Privatisierung zu
beteiligen, da nur diese aufgrund ihres Kapitals und Know-hows die Rolle „stra-
tegischer Investoren" bei der Sanierung von Staatsunternehmen ausfüllen kön-
nen. Zudem lassen sich in der Regel nur von ausländischen Käufern nennens-
werte Privatisierungserlöse erzielen. Dem Abschluß der Großen Privatisierung
scheinen die Tschechische Republik und nunmehr auch Ungarn am nächsten zu
sein; in Polen wurden die notwendigen Maßnahmen zumindest eingeleitet; nur in
der Slowakischen Republik wurden neue Privatisierungshemmnisse aufgebaut.
Allerdings darf nicht übersehen werden, daß die Zielvorgabe in allen Ländern
mehr oder weniger eingeschränkt ist: Über den Bereich kollektiver Güter und
Dienstleistungen hinaus soll der Staatseinfluß in „strategischen" Bereichen auf-
rechterhalten bleiben; davon sind vor allem Infrastruktur- und Finanzdienstlei-
stungen betroffen. In diesen Bereichen wird der Verzicht auf private Verfü-
gungsrechte auch zukünftig zu Lasten der wirtschaftlichen Effizienz gehen.
Die Privatisierung von Grund und Boden
In Polen sind die Fortschritte bei der Privatisierung von Grund und Boden, be-
sonders landwirtschaftlicher Nutzflächen, begrenzt. Allerdings ist hervorzuhe-
ben, daß im Jahr 1989 der Anteil der von staatlichen Betrieben bewirtschafteten
landwirtschaftlichen Nutzflächen lediglich 18,5 vH betrug. Zwischen 1992 und
1994 wurden mehr als 1 600 Staatsbetriebe, auf die etwa 75 vH des gesamten
staatlichen Bodenbesitzes entfiel, von der Agentur für Agrareigentum übernom-
men. Die Agentur nimmt die Eigentümerfunktion wahr und ist für die Privatisie-
rungsaktivitäten zuständig. Das Hauptziel der Privatisierung ist eine möglichst
breite Streuung der landwirtschaftlichen Nutzfläche, so daß die Gründung land-
wirtschaftlicher Familienbetriebe unterstützt wird. Zudem sollen Spekulations-
geschäfte verhindert werden, was durch den nur langsamen Verkauf von land-
wirtschaftlichen Nutzflächen und durch die Präferenz für langfristige Pachtver-
träge erreicht werden soll. Dennoch waren bereits Ende 1995 etwa 90 vH der ge-
samten landwirtschaftlichen Nutzfläche in privaten Händen (Wietersheim und
Ulatowski 1994: 384 f.; Bingen et al. 1996: 135).
Die Teilnahme von Ausländern an diesem Prozeß wird grundsätzlich durch
das Gesetz über den „Erwerb von Liegenschaften durch Ausländer" vom No-
vember 1920 i.d.F.v. Oktober 1994 geregelt. Danach bedürfen Ausländer einer
Genehmigung des Innenministers im Einvernehmen mit dem Verteidigungsmini-
ster und einem gegebenenfalls zuständigen Fachminister, was im Fall landwirt-
schaftlicher Nutzflächen der Landwirtschaftsminister ist. Als Ausländer gelten
auch in Polen registrierte Gesellschaften, an deren Grundkapital unmittelbar oder
mittelbar ausländische natürliche oder juristische Personen mit mindestens 50 vH
beteiligt sind. Die Pflicht zur Genehmigung durch den Innenminister entfällt,
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samt dazugehörigem Grundeigentum erwirbt (Pusylewitsch 1993: 121 f.; Tigges
1996: 6 f.). Die Genehmigung unterliegt einer Ermessensentscheidung und kann
mit Auflagen versehen werden. Wie die Genehmigungspraxis zeigt, werden Ver-
käufe landwirtschaftlicher Nutzflächen mit einer Größe von bis zu 1 ha, Verkäu-
fe von sonstigen Grundstücken auch mit einer Größe über 60 ha genehmigt
(Wietersheim und Ulatowski 1994: 386).
Es kann festgehalten werden, daß der Privatisierung der Landwirtschaft in
Polen aufgrund einer traditionell dominierenden Privateigentumsstruktur ein re-
lativ geringer Stellenwert zukommt. Daher ist die polnische Landwirtschaft trotz
des schleppenden Verkaufs der Staatsgüter fast völlig privat. Kritikwürdig ist der
Umstand, daß der Erwerb von Grundeigentum durch ausländische Investoren auf
keiner gesicherten Rechtsgrundlage beruht, sondern politischen Ermessensent-
scheidungen unterliegt, die sich kaum an ökonomischen Effizienzkriterien ori-
entieren dürften. Ausländischen Investoren kann auf diese Weise beliebig der
Zugang zum Standort Polen versperrt werden.
In der Tschechischen und in der Slowakischen Republik sind mittlerweile alle
Deviseninländer zum Erwerb von Grund und Boden berechtigt. Dazu zählen
auch ausländische Investoren, sofern sie eine Gesellschaft nach tschechischem
bzw. slowakischem Recht gegründet und registriert haben (Osteuropa-Report
1993a: 317 f.).
Im Pereich der tschechischen Landwirtschaft wurde allerdings privates Ei-
gentum weniger durch Privatisierungsverkäufe als vielmehr im Wege der Resti-
tution geschaffen: Landwirte, die während der kommunistischen Herrschaft
Zwangsmitglieder von Genossenschaften geworden waren, hatten ihr Eigentum
de jure nie verloren; sie mußten nur ihre Verfügungsrechte zurückerhalten. An-
ders sah es mit dem Sachkapital der Genossenschaften und bei Entscheidungen
über eine Reorganisation der Genossenschaften aus. Die im Jahr 1992 getroffene
gesetzliche Regelung sah eine Verteilung des Genossenschaftsvermögens nach
einem vorgegebenen Schlüssel auf die Alteigentümer des in die Genossenschaft
eingebrachten Bodens und Kapitals sowie auf die beschäftigten Arbeitnehmer
vor. Auch bei den Reorganisationsentscheidungen wurde den Genossenschafts-
arbeitern ein Mitspracherecht eingeräumt. In der überwiegenden Zahl der Fälle
kam es bis September 1993 zu Wiederbegründungen der bisherigen Genossen-
schaften nach neuem Recht. Die Privatisierung der Staatsgüter wurde auf das
Jahr 1994 verschoben, da erst die Restitutionsansprüche, die fast die Hälfte der
Vermögenswerte betrafen, geklärt werden mußten (Mlädek 1994: 1 ff.). Insge-
samt führte die Restitution zwar zu einem weit gestreuten Landbesitz, jedoch
entstanden durch die Erneuerung der Genossenschaften sowie durch Verpach-
tung an Genossenschaften und Familienbetriebe relativ große Privatbetriebe, die
im Durchschnitt 1100 ha bewirtschaften. Schon im Jahr 1995 betrug der Anteil
der staatlichen Betriebe an der Agrarfläche daher nur noch 2,7 vH. Bis zum Jahr66 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
2000 soll sich kein einziges Landwirtschaftsunternehmen mehr im Staatsbesitz
befinden (Handl et al. 1995: 238; Jennewein und Larischovä 1996: 217).
In der Slowakischen Republik erfolgte die (Re-) Privatisierung der Landwirt-
schaft ebenfalls auf Grundlage der gemeinsamen tschechoslowakischen Gesetz-
gebung. Auch hier dominierte die Wiederbegründung alter Genossenschaften,
während die Privatisierung der Staatsgüter nur langsam voranschreitet (Segre
und Gnudi 1993: 67 f.). Als Besonderheit kommt hinzu, daß für Restitutionsan-
sprüche eine noch zu Zeiten der Föderation aufgehobene Höchstgrenze von
250 ha wiedereingeführt wurde. Dahinter steht die Absicht, Ansprüchen von
Nachkommen der alten österreichisch-ungarischen Großgrundbesitzerschicht ei-
nen gesetzlichen Riegel vorzuschieben (Schmögnerovä 1995: 226 f.). Wie in der
Tschechischen Republik sind trotz Zersplitterung der Eigentumsverhältnisse
wieder große private Genossenschaften entstanden, die etwa zwei Drittel der slo-
wakischen Agrarflächen bewirtschaften. Allerdings wurde bis 1996 die Privati-
sierung der Staatsgüter hinausgezögert, so daß im Unterschied zur Tschechi-
schen Republik kein Ende der staatlichen Agrarproduktion absehbar ist (Lukas
und Szomolänyi 1996: 187).
Insgesamt bleibt festzuhalten, daß in den tschechoslowakischen Nachfol-
gestaaten die Bildung von privatem Eigentum an Grund und Boden auf keine
unüberwindlichen Hindernisse stößt und auch die Privatisierung der Landwirt-
schaft weit fortgeschritten ist. Die Wiederbegründung der alten landwirtschaftli-
chen Genossenschaften auf privater Basis dürfte zudem aufgrund der relativ gro-
ßen Betriebsflächen wirtschaftliche Vorteile haben. Die Leitungen der Genos-
senschaften stehen nach der Privatisierung zudem unter der Kontrolle von Land-
eigentümern, die an einer effizienten Produktion interessiert sind, da der Pro-
duktionsertrag über das Einkommen der Genossenschaftsmitglieder entscheidet.
Im Unterschied zur Tschechischen Republik ist es in der Slowakischen Republik
allerdings nicht gelungen, die Privatisierung der Staatsgüter voranzutreiben.
Auch in diesem Fall dürfte es wie in den anderen Bereichen der Privatisierung an
dem notwendigen politischen Willen fehlen. Für beide Länder ist wiederum po-
sitiv hervorzuheben, daß anders als in Polen die Hürden bei dem Erwerb von
Grund und Boden für ausländische Investoren niedriger sind, sofern sie den
Status von Deviseninländern besitzen.
Die Privatisierung von Grund und Boden, insbesondere landwirtschaftlicher
Nutzflächen, hat in Ungarn sichtlich Fortschritte gemacht. Bis zum Beginn der
Transformationsphase im Jahr 1990 dominierte mit einem Anteil von etwa 78 vH
das genossenschaftliche Eigentum, der staatliche Anteil betrug etwa 15 vH und
der private Anteil lediglich 7 vH. Durch Änderungen des Bodenrechts (1990)
und des Genossenschaftsrechts (1992) wurde es möglich, daß die ursprünglichen
Eigentümer ihren zwangskollektivierten Boden oder Ersatzflächen von den
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zu kamen die Rückkaufsmöglichkeiten im Rahmen der Entschädigungsgesetz-
gebung. Aufgrund dieser Maßnahmen änderten sich die Eigentumsstrukturen
dahingehend, daß der Genossenschaftsanteil bis Mitte 1994 auf weniger als
30 vH absank, während der Anteil privater Betreibergesellschaften in Form von
Aktiengesellschaften stieg, die auf gepachteten Flächen wirtschaften. Die Priva-
tisierung der staatlichen Landwirtschaftsbetriebe wurde ebenfalls eingeleitet, je-
doch gehört ein Teil der Staatsbetriebe zu dem dauerhaften Staatseigentum, das
nur teilweise privatisiert werden soll (Brunner 1994: 13 f.; GKI 1994: 59 ff.;
Központi Statisztikai Hivatal 1994a: 154 f.). So lag bis 1996 der Staatsanteil an
der Agrarfläche bei 7 vH, während Genossenschaften und private Aktiengesell-
schaften dominierten {Handelsblatt vom 5. Juni 1996).
Ordnungspolitisch bedenklich muß das Bodengesetz vom Juni 1994 stim-
men.
5
9 Danach ist inländischen natürlichen Personen der Erwerb von landwirt-
schaftlichen Produktivflächen nur bis zu einer Größe von 300 ha gestattet. Inlän-
dischen juristischen Personen sowie Ausländern ist der Erwerb von Produktivflä-
chen nicht gestattet, von wenigen Ausnahmen abgesehen. Bei der Pacht gelten
darüber hinaus für Ausländer strenge Restriktionen: die Pacht von Produktivflä-
chen ist auf eine Größe von 300 ha und eine Pachtdauer von 10 Jahren begrenzt.
Wesentlich liberaler ist der Grundstückserwerb für gewerbliche Zwecke von
Wirtschaftsgesellschaften und ausländischen Gesellschaften mit Sitz in Ungarn
geregelt, da auf eine Genehmigungspflicht verzichtet wird. Für persönliche
Zwecke können ausländische Privatpersonen an Wohnungen und Ferienhäusern
ein auf 30 Jahre befristetes Nutzungsrecht erwerben (Spuller 1995: 190; Brunner
1994: 12 f.).
So hinterläßt die ungarische Privatisierung von Grund und Boden einen zwie-
spältigen Eindruck: Im Bereich der Landwirtschaft soll offensichtlich aus politi-
schen Gründen das erneute Heranwachsen einer Großgrundbesitzerschicht ver-
hindert werden. Doch durch die Bildung von Genossenschaften und privaten
Betreibergesellschaften ist die Nutzung von Betriebsgrößenvorteilen möglich,
wenn auch Ausländer hierbei nur eingeschränkte Möglichkeiten haben. Wieder-
um erscheinen die Regelungen beim Grunderwerb für gewerbliche Zwecke libe-
ral: Auch Ausländer bedürfen nur des Status von Deviseninländern, um Grund
und Boden erwerben zu können.
Es kann insgesamt festgehalten werden, daß in allen Ländern die Vor-
aussetzungen für die Privatisierung von Grund und Boden prinzipiell geschaffen
wurden. Jedoch gibt es nach wie vor Vorbehalte, die einer gewissen Irrationalität
nicht entbehren. Dazu zählt die Größenbegrenzung beim Erwerb landwirtschaft-
5
9 „Gesetz Nr. LV/1994 über die Produktivflächen", auf das nachfolgend in der Über-
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licher Nutzflächen, wie sie in unterschiedlicher Weise in Polen, der Slowaki-
schen Republik und Ungarn bestehen. Statt der Errichtung rentabler Betriebe, ob
von In- oder Ausländern bewirtschaftet, hatten die Gesetzgeber offensichtlich
aufgrund historischer Vorbehalte die Absicht, die Restauration „feudaler" Groß-
grundbesitzerstrukturen zu verhindern. Gemildert werden derartige Beschrän-
kungen allerdings dadurch, daß von Genossenschaften bzw. Kapitalgesellschaf-
ten Betriebsgrößenvorteile realisiert werden können. Positiv ist zu vermerken,
daß mit Ausnahme der Slowakischen Republik die Privatisierung bzw. private
Nutzung der Staatsgüter weit vorangeschritten ist. Doch von Bedeutung sind
immer noch diskriminierende Vorschriften für ausländische Investoren, aller-
dings von Land zu Land unterschiedlich: In der Tschechischen Republik, der
Slowakischen Republik und Ungarn hat der Gesetzgeber zumindest Devisen-
inländern einen relativ freien Erwerb von Grund und Boden für gewerbliche
Zwecke gestattet; d.h., daß Ausländer nur den Umweg über die Gründung einer
inländischen Gesellschaft gehen müssen. In Polen steht hingegen der Erwerb
unter einem behördlichen Ermessensvorbehalt, was zu Rechtsunsicherheiten
führt. Die diskutierte Einbeziehung des Erwerbs von Grund und Boden im Rah-
men der Unternehmensprivatisierung in diese Genehmigungspraxis würde die
Rechtssicherheit weiter beeinträchtigen. Schließlich relativiert Ungarn sein libe-
rales Bodenrecht durch den expliziten Ausschluß von Ausländern beim Erwerb
landwirtschaftlicher Produktivflächen. Insgesamt vermitteln alle Reformländer
den Eindruck, daß der Bodenerwerb durch Ausländer auf zumindest latente, nur
emotional begründbare Vorbehalte stößt.
Die Restitution
Die Restitution, also die Rückübertragung enteigneten Vermögens an Alteigen-
tümer, hat in Polen kaum eine Rolle bei der Privatisierung gespielt. Rücküber-
tragungsanträge wurden nur insoweit bearbeitet, wie die Vorschriften zur Natio-
nalisierung aus den 40er und 50er Jahren offenkundig verletzt worden waren;
z.B. wenn eine entschädigungslose Enteignung vorlag. In diesen Fällen konnte
auf der Grundlage des Verwaltungsverfahrensgesetzes eine finanzielle Entschä-
digung bewilligt werden oder die Rückgabe von Immobilien an Alteigentümer
verfügt werden. Prinzipiell soll der Grundsatz „Entschädigung vor Rückgabe"
gelten, doch wurde von den etwa 9 000 Anträgen nur ein Bruchteil entschieden
und die bewilligte Entschädigung aufgrund fehlender Finanzmittel im Regelfall
nicht ausgezahlt. Eine Rechtsgrundlage zur Rückübertragung bzw. Entschädi-
gung fehlt vollständig für die Enteignungsfälle, in denen keine Verfahrensvor-
schriften verletzt worden waren, so daß ca. 40 000 Rückübertragungsanträge
nicht bearbeitet werden können. Zudem wurden ca. 90 000 Anträge zur Kom-
pensation von Vermögensverlusten aufgrund der Annexion ostpolnischer Ge-
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nicht erfolgt, weil die grundlegende Lösung für das Problem noch offen ist (Lo-
witzsch und Hermann 1995: 11 f.; OECD 1994a: 86 f.).
Aufgrund politischer Widerstände wurden bislang die fehlenden gesetzlichen
Grundlagen zur Restitution nicht geschaffen. Doch dürfte bei einer zukünftigen
Regelung das Prinzip „Entschädigung vor Rückgabe" Bestand haben. Damit ist
vom Restitutionsprozeß weder ein Impuls für eine schnellere Privatisierung noch
eine Störung des Privatisierungsprozesses aufgrund von Rückübertragungsvor-
behalten zu erwarten. Allerdings tragen die langen Bearbeitungsfristen und die
offensichtlichen Probleme bei der Auszahlung von Entschädigungen dazu bei,
das Vertrauen in den Rechtsstaat zu schwächen.
In der Tschechischen und in der Slowakischen Republik hat der formal zur
Kleinen Privatisierung zählende Restitutionsprozeß den Vorzug, daß anders als
bei der Kleinen Privatisierung aufgrund des Prinzips „Rückgabe vor Entschädi-
gung" echtes Privateigentum (wieder-) geschaffen wurde.
6
0 Dadurch unterschei-
det sich die tschechische und slowakische Restitution auch grundlegend von den
Restitutionsmaßnahmen in den anderen Reform ländern, die der Entschädigung
den Vorrang einräumen, und ähnelt mehr dem deutschen Modell.
In die Restitution wurden Objekte einbezogen, die zwischen 1948 und 1990
enteignet worden waren, wobei Finanzvermögen und Eigentum von Kollabora-
teuren während des Zweiten Weltkriegs ausgeschlossen wurden. Im Regelfall
soll die Herausgabe der Objekte an die Alteigentümer oder deren Erben erfolgen,
die sich um eine Nutzungsvereinbarung mit dem aktuellen Nutzer bemühen müs-
sen. Zudem ist etwa bei einer Nutzung von Räumlichkeiten für Wohnzwecke ge-
setzlich vorgeschrieben, daß Mietverträge mit einer Laufzeit von 10 Jahren an-
geboten werden müssen. Eine finanzielle Entschädigung erfolgt, wenn Objekte
zerstört oder substantiell entwertet sind oder rechtmäßig vor dem 1. Oktober
1990 erworben wurden. Restitutionsanträge konnten bis April bzw. Oktober
1990 bei den Bezirksregierungen gestellt werden. Allerdings ist die Teilnahme
an der Restitution auf tschechoslowakische Staatsbürger beschränkt, die in den
relevanten Zeiträumen enteignet wurden. Auf diese Weise sind Ansprüche auf
Industrievermögen und Ansprüche der ehemaligen deutschen Minderheit weit-
gehend ausgeschlossen (Marcincin 1994; Mlädek und Mejstrik 1993; Earle et al.
1994: 53 ff.; Nemec 1995: 3 ff.).
Bis 1993 wurden etwa 30 000 Gewerbeobjekte reprivatisiert, die zwischen
1948 und 1955 enteignet worden waren. Davon entfielen etwa zwei Drittel auf
die Tschechische Republik. Hinzu kommt in beiden Nachfolgestaaten die Resti-
6
0 Rechtliche Grundlagen des Restitutionsprozesses sind: „Gesetz über die Milderung
der Folgen einiger Unrechtstaten in bezug auf das Vermögen" („kleine Restitution")
vom Oktober 1990 i.d.F.v. März 1991; „Gesetz über außergerichtliche Rehabilitie-
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tution von etwa 70 000 Objekten, deren Enteignung nach 1955 stattgefunden
hatte. Nach wie vor offen ist allerdings die Restitution von Kircheneigentum. In
der Slowakischen Republik wurde zudem ein Restitutionsfonds eingerichtet, der
Alteigentümer finanziell entschädigen soll, wenn eine Rückgabe nicht möglich
ist. Der Fonds wird über Anteile an den Privatisierungserlösen und den Erträ-
gen aus im Fondseigentum befindlichen Unternehmensbeteiligungen finanziert
(EBRD 1996: 146, 173; Ceäka 1993: 1 f.).
Es ist positiv zu bewerten, daß die Restitution wie die Kleine Privatisierung
im Rahmen einer kostensparenden dezentralen Organisation durchgeführt wurde,
aber im Gegensatz zu dieser zu vollem Privateigentum führte. Außerdem wird
dem „Reprivatisierungsprogramm" die Wirkung zugeschrieben, daß durch dieses
die Bevölkerung ihr Interesse an der Privatisierung und ihre Bereitschaft zur
Unterstützung des Stabilisierungsprozesses Anfang der 90er Jahre beibehielt
(Earle et al. 1994: 58 f.). Nachteilig wirkte sich die Restitution insofern aus, als
der Beginn der Kleinen und Großen Privatisierung durch die Abklärung eventu-
eller Restitutionsansprüche verzögert wurde. Außerdem behinderten Rechtsstrei-
tigkeiten bei Eigentumsansprüchen von Personengruppen die private Nutzung
von Vermögensobjekten (Earle et al. 1994: 57 f.). Schließlich dürften politische
Interessen gegenüber ökonomischen Erwägungen den Ausschlag dafür gegeben
haben, daß durch die Festlegung des relevanten Enteignungszeitraums Angehö-
rige der nach dem Zweiten Weltkrieg vertriebenen deutschen Minderheit von der
Restitution ausgeschlossen wurden. Trotz dieser Verzögerungen und der damit
einhergehenden Rechtsunsicherheit erscheint die Bilanz der Restitution positiv,
da auf diesem Weg anders als bei der Kleinen Privatisierung volle Nutzungs-
und Verfügungsrechte übertragen wurden.
Die Restitution ist in Ungarn für den Privatisierungsprozeß insofern von Be-
deutung, als sie die Kaufkraft inländischer Nachfrager im Rahmen der Privatisie-
rung gestärkt hat. Nach langwierigen politischen Auseinandersetzungen wurden
im Juni 1991 bzw. im April 1992 zwei Entschädigungsgesetze verabschiedet, die
die rechtliche Grundlage für die Kompensation von Eigentumseingriffen im
Zeitraum von 1939 bis zum Ende der kommunistischen Herrschaft bilden.
6
1 Die
Betroffenen bzw. ihre Erben konnten nach Fristverlängerungen bis März 1994
6
1 „Gesetz Nr. XXV/1991 zur Regelung der Eigentumsverhältnisse und über die teil-
weise Entschädigung für Schäden, die dem Eigentum von Staatsbürgern durch den
Staat ungerechterweise zugefügt worden sind"; „Gesetz Nr. XXIV/1992 zur Regelung
der Eigentumsverhältnisse und über die teilweise Entschädigung von Schäden, die der
Staat dem Eigentum von Staatsbürgern unter Anwendung von in der Zeit zwischen
dem 1. Mai 1939 und dem 8. Juni 1949 erlassenen Rechtsvorschriften ungerechter-
weise zugefügt hat." Nachfolgend werden die Übersetzungen in Brunner (1994) zu-
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ihre Ansprüche anmelden.
6
2 Die ungarische Restitution folgt weitgehend dem
Prinzip „Entschädigung statt Rückgabe": Die Berechtigten erhalten „Entschädi-
gungsscheine", deren Wert sich nach der Schadenshöhe richtet. Dabei wird eine
Mindestschadenshöhe zu 100 vH entschädigt, darüber hinausgehende Schadens-
beträge werden stufenweise degressiv teilerstattet, wobei eine Entschädigungs-
summe von 5 000 000 Ft. nicht überschritten werden darf.
Die Entschädigungsscheine sind übertragbar und wurden bis Ende 1994 mit
75 vH des Diskontsatzes der ungarischen Nationalbank verzinst. Sie können für
den Erwerb von staatlichen Vermögenswerten, die im Rahmen der Privatisierung
angeboten werden sowie von Produktivböden und Wohnungen verwendet wer-
den. Der zulässige Anteil von Entschädigungsscheinen an dem zu privatisieren-
den Vermögenswert wird von der ungarischen Privatisierungsbehörde (APV)
vorgegeben, die auch von den gesetzlichen Mindestanteilen abweichen darf.
Früheren Eigentümern kann ein Vorkaufsrecht eingeräumt werden, im Bereich
der Landwirtschaft können die Alteigentümer höhere Entschädigungen im Falle
des Kaufs von Produktivböden erhalten (Brunner 1994: 16 ff). Zusätzlich ist bei
landwirtschaftlichen Nutzflächen entgegen dem Prinzip „Entschädigung statt
Rückgabe" eine Realrestitution möglich.
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Die Bedeutung der Entschädigungsscheine für den Verkauf von Privati-
sierungsobjekten ist offensichtlich im Zeitablauf gestiegen: Während im Jahr
1992 nur etwa 3,4 vH der Privatisierungserlöse der Privatisierungsinstitutionen
aus diesen Scheinen resultierten, waren es im Jahr 1994 schon 50,6 vH; ihr An-
teil bei den durch Inländerförderprogrammen finanzierten Käufen betrug bis Mai
1995 mehr als 44 vH (State Property Agency 1995; Hungarian Privatization and
State Holding Company 1995; OECD 1993: 76). Diese Entwicklung dürfte aber
kaum im Interesse der staatlichen Privatisierer gewesen sein, da seit 1995 die
Privatisierungserlöse in stärkerem Maß als bisher zur Deckung des Staatshaus-
halts beitragen sollten.
Insgesamt vermitteln die Restitutionsregelungen in Ungarn den Eindruck, daß
der Restitution von vornherein nur eine Nebenrolle im Privatisierungsprozeß zu-
gedacht war. Bei der Ausgestaltung der Restitution wurde ein politischer Kom-
promiß gesucht: Die Ansprüche von Alteigentümern blieben nicht völlig unbe-
rücksichtigt, und durch das Prinzip „Entschädigung vor Rückgabe" wurden Pri-
vatisierungshindernisse aufgrund ungeklärter Eigentumsverhältnisse vermieden.
Zu dieser politischen Problemlösung paßt auch die Ausnahmeregelung für die
6
2 Es muß sich um natürliche Personen handeln, die zum Zeitpunkt der Schädigung un-
garische Staatsbürger waren oder es gegenwärtig sind oder sich als Ausländer am
31.12.90 dauerhaft in Ungarn aufgehalten haben.
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Landwirtschaft, wo die Interessen der Alteigentümer ein größeres politisches
Gewicht hatten.
Die Restitution hat damit in allen untersuchten Ländern keine entscheidende
Rolle bei der Privatisierung gespielt: Sofern Alteigentümeransprüche anerkannt
wurden, dominierte in Ungarn und Polen das Prinzip „Entschädigung vor Rück-
gabe"; in der Tschechischen und in der Slowakischen Republik war die Restitu-
tion durch Rückgabe enteigneten Eigentums im Rahmen der Kleinen Privatisie-
rung und der Privatisierung der Landwirtschaft von Bedeutung. Damit wurde
zumindest ausgeschlossen, daß aufgrund langwieriger Klärungsprozesse die Re-
stitution zum Privatisierungshemmnis werden konnte.
Unter der Bedingung, daß die administrativen und gesetzlichen Vorausset-
zungen für eine zügige Abwicklung von Restitutionsanträgen vorhanden wären,
könnte die Restitution die Privatisierung beschleunigen, ihrem Eigentum ver-
pflichtete Eigentümer hervorbringen und einen Glaubwürdigkeitsgewinn durch
die Anknüpfung an rechtsstaatliche Traditionen ermöglichen. Allerdings dürften
die administrativen Voraussetzungen (effektive Verwaltung, Katasterwesen) in
den vier Ländern nicht gegeben sein, so daß eine umfangreichere Restitution für
den Privatisierungsprozeß verlangsamend gewirkt hätte. Zudem hätte eine Resti-
tution, die mehr verspricht als hält, das Vertrauen in den Rechtsstaat unterhöhlt.
Schon die begrenzte Restitution in Polen war unter diesem Gesichtspunkt eher
bedenklich.
d. Eine vergleichende Bewertung der Eigentumsordnungen
Die Analyse der Eigentumsordnungen der vier Reformländer zeigt, daß die Pri-
vilegierung und Dominanz kollektiven Eigentums überwunden wurde. In allen
Ländern wurde über die rechtliche Gleichstellung des Privateigentums der Weg
zu einer Privateigentumsordnung beschriften. Die Wirksamkeit der neu geschaf-
fenen rechtlichen Garantien für privates Eigentum hängt allerdings von der Sta-
bilität der neuen rechtsstaatlichen Ordnungen insgesamt ab. So bedeutet der Ab-
bau rechtsstaatlicher Defizite gleichzeitig die Stärkung von Eigentumsrechten.
Hervorzuheben ist, daß in den vier Reformländern die rechtlichen Grundlagen
für die Gründung privater Unternehmen verbessert bzw. geschaffen wurden. Vor
allem Polen hatte den Vorteil, an die bürgerlichen Rechtsvorschriften aus der
Vorkriegszeit anknüpfen zu können, die unter der kommunistischen Herrschaft
in Teilen fortbestanden. Die große Zahl von Unternehmensgründungen zeigt,
daß von diesem rechtlichen Spielraum für privates Unternehmertum reger Ge-
brauch gemacht wird. Es kann allerdings nicht verwundern, daß sich die unter-
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trieren. Hier sind aufgrund der geringen Anforderungen an Kapital und Know-
how die Markteintrittshürden besonders niedrig.
Was die Beschränkungen privater Eigentumsrechte betrifft, stellt die Mög-
lichkeit von Enteignungen in keinem Land ein Problem dar. Die Bedeutung pri-
vaten Eigentums wird aber durch den Umfang der staatlichen Produktion von
Gütern und Dienstleistungen in allen Ländern nennenswert gemindert. Hier führt
der eingeschlagene Weg nicht zu einer Begrenzung der staatlichen Produktion
auf öffentliche Güter und Dienstleistungen im wohlfahrtstheoretischen Sinn.
Zwar hat sich der Charakter der staatlichen Eingriffe in die Wirtschaft dahinge-
hend gewandelt, daß es keinen sozialistischen Staat mehr gibt, der die totale
Kontrolle über das Wirtschaftsgeschehen anstrebt. Dieses Staatsmodell gibt es in
den Reformländern nicht mehr. Doch es gibt das staatliche Engagement noch in
„strategischen" Wirtschaftsbereichen, in denen der Einfluß des gewandelten
Staates auf das Wirtschaftsgeschehen in einem Kern gewahrt werden soll. In die-
ser Hinsicht scheinen die realen staatswirtschaftlichen Strukturen in westlichen
Industrieländern, also der interventionistische Staat, als Leitbild gedient zu ha-
ben. Positiv ist jedoch zu vermerken, daß in den Reformländern — allerdings
mit Ausnahme der Slowakischen Republik — Beteiligungen privater Investoren
an typischen Staatsunternehmen, vornehmlich im Bereich der Infrastruktur,
möglich geworden sind. Offensichtlich ist die Einsicht gewachsen, daß eine pri-
vate Sanierung dieser Bereiche — eine Aufgabe, die den Staat überfordert — ei-
nem Siechtum unter staatlicher Obhut vorzuziehen ist.
Doch resultieren wesentliche Beschränkungen des privaten Eigentums aus der
nach wie vor nicht abgeschlossenen Privatisierung staatlichen Eigentums bzw.
Restitution früheren Privateigentums. Hier zeigen sich teilweise auch deutlichere
Unterschiede im Vergleich der vier Länder: Noch ein relativ einheitliches Bild
ergibt die Bilanz der Kleinen Privatisierung. In allen Ländern wurden innerhalb
eines relativ kurzen Zeitraums private Nutzungsrechte vornehmlich bei kleineren
Unternehmen im Dienstleistungsbereich geschaffen. Jedoch ist der Verlauf die-
ses Prozesses ordnungspolitisch nicht unbedenklich: Zum einen wurde in der
Regel kein privates Eigentum an den Immobilien geschaffen, so daß nur bedingt
Anreize zur Substanzerhaltung bestehen; zum anderen wurden ausländische In-
vestoren nur indirekt oder in einer späteren Privatisierungsrunde einbezogen, mit
dem Nachteil, daß die Privatisierungsobjekte nicht notwendigerweise einer bes-
seren Verwendung zugeführt wurden. Damit wurde vielfach auf die Nutzung
ausländischen Kapitals und Know-hows verzichtet, so daß sonst mögliche Wohl-
fahrtsgewinne nicht realisiert wurden. Die häufige Präferenz für „Insider" ver-
stärkt diese Allokationsverzerrung, da neben ausländischen auch inländische In-
vestoren diskriminiert werden. Im Fall Ungarns kommt erschwerend hinzu, daß
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Bei der Großen Privatisierung sind die vier Länder unterschiedliche Wege ge-
gangen, ohne allerdings den „Königsweg" zu einer raschen Privatisierung der
größeren Staatsunternehmen und damit zu einer kompetenten und kapitalstarken
Leitung dieser Unternehmen zu finden. Die Verfügungsrechtssituation ist in vie-
len Fällen nach wie vor ungeklärt, da oftmals nur Übergangslösungen erreicht
wurden. Was die Geschwindigkeit des Privatisierungsprozesses betrifft, wurde
die Große Privatisierung in Polen und Ungarn durch endlose politische Diskus-
sionen bzw. immer neue Experimente verschleppt. Hier ist die Bedeutung der
Privatisierung aufgrund privater Unternehmensneugründungen im Zeitablauf
merklich gesunken. Ein ganz anderes Bild gab die Tschechoslowakei ab, wo die
Voucher-Privatisierung in relativ kurzer Zeit zu privatem Eigentum führte. Wäh-
rend die Tschechische Republik nach der Trennung diesen Kurs beibehielt, wur-
de in der Slowakischen Republik auf die „Privatisierungsbremse" getreten und
eine zeitraubende Suche nach politisch opportunen Privatisierungsmethoden be-
gonnen. Die anschließend eingeleitete Einzelprivatisierung hat keinen neuen
Schwung in den Privatisierungsprozeß gebracht. So weist die tschechische Mas-
senprivatisierung im Vergleich eindeutige Vorteile bei der Geschwindigkeit auf,
auch wenn nicht übersehen werden darf, daß nennenswerte Staatsbeteiligungen
von der Privatisierung erst einmal unberührt blieben.
Ein anderes Beurteilungskriterium für eine erfolgreiche Große Privatisierung
ist das Ausmaß, in dem die neuen Eigentümer in der Lage sind, unternehme-
rische Verantwortung zu tragen und neues Sachkapital und Know-how bereitzu-
stellen. Die Massenprivatisierungskonzepte in der Tschechischen Republik und
in Polen bringen in der ersten Phase keine „strategischen" Investoren hervor, die
die unternehmerische Führung übernehmen und für die notwendige Rekapitali-
sierung sorgen könnten. Daher bleibt abzuwarten, ob in der Tschechischen Re-
publik die privaten Investmentfonds oder im Zuge der Einzelprivatisierung zu
gewinnende Investoren diese Funktion wahrnehmen werden. Ein ähnliches Pro-
blem stellt sich in Polen, wo die gemischten Strukturen in Gestalt staatlich ge-
gründeter Nationaler Investmentfonds und privater Managementkonsortien nur
den Übergang zu privaten Eigentumsstrukturen vorbereiten sollen. Hingegen ist
es ein Vorzug der Einzelprivatisierung, wie sie in Ungarn durchgeführt wird, daß
Unternehmer mit konkreten Restrukturierungsvorstellungen und den erforderli-
chen Kapitalmitteln zu neuen privaten Eigentümern werden. Allerdings zeigt das
Beispiel der Slowakischen Republik, daß eine Einzelprivatisierung nicht per se
diesen Vorzug aufweist, sondern auch als „Klientelprivatisierung" alte Struktu-
ren konservieren kann. Letztlich hängt in Polen und der Tschechischen Republik
der Erfolg der Großen Privatisierung von der „2. Runde" und in Ungarn vom
Abschluß der letzten Privatisierungsprogramme ab. Die Beteiligung ausländi-
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privaten Eigentümern erleichtern. In der Slowakischen Republik ist hingegen ein
Ende der restaurativen Politik und damit ein erneuter Kurswechsel erforderlich,
um leistungsstarke Privateigentumsstrukturen zu schaffen.
Bei der Privatisierung von Grund und Boden fehlt in allen Ländern die Bereit-
schaft, ausländischen Investoren die gleichen Möglichkeiten wie Inländern zu
gewähren. Auch die Größenbegrenzungen beim Erwerb landwirtschaftlicher
Nutzflächen, die in Polen, der Slowakischen Republik und in Ungarn in unter-
schiedlichem Ausmaß bestehen, sind mit einem liberalen, diskriminierungsfreien
Bodenrecht nicht vereinbar.
Schließlich ist hinsichtlich der Restitution festzustellen, daß diese in den vier
Ländern wenigstens den Privatisierungsprozeß kaum beeinträchtigt hat. Zudem
ist der Versuch grundsätzlich positiv zu bewerten, an Alteigentumsstrukturen
anzuknüpfen, um auf diese Weise vorkommunistische Rechtsstaatstraditionen in
Erinnerung zu rufen und eine Identifikation mit privatem Eigentum wiederher-
zustellen. Allerdings wirkt ein solcher Versuch kontraproduktiv, wenn die not-
wendige Verwaltungsstruktur und die finanziellen Mittel für die Durchführung
von Restitutionsmaßnahmen fehlen. Polen mag dafür als Beispiel dienen. Auch
die Selektion von berechtigten Alteigentümern nach Nationalitäten wie in der
Tschechischen Republik stärkt nicht das Vertrauen in den Rechtsstaat. Insofern
erscheint die Restitution in den Reformländern unter den dort herrschenden po-
litischen und administrativen Bedingungen als eine wenig effiziente Privatisie-
rungsmethode. Die relativ geringe Bedeutung der Restitution für den Privatisie-
rungsprozeß muß daher eher positiv beurteilt werden.
Die „Renaissance" des privaten Unternehmertums durch die Gründung einer
Vielzahl kleiner und mittlerer Unternehmen, der Rückzug des Staates aus der
Produktion privater Güter und Dienstleistungen sowie in diesem Zusammenhang
die Privatisierung kollektiven Eigentums haben — trotz aller aufgezeigten Defi-
zite — offensichtlich zu der erwarteten Ausweitung der privaten Wirtschaftsak-
tivität geführt. Dies spiegeln auch die relevanten Indikatoren wider: Seit dem
Beginn der grundlegenden Reformen zu Beginn der 90er Jahre hat das Gewicht
der Privatwirtschaft in den mittlerweile wieder wachsenden Volkswirtschaften
deutlich zugenommen (siehe Tabelle 1). Jedoch ist die Aussagekraft der statisti-
schen Indikatoren begrenzt: Sicherlich kann aus diesen der Trend zu einer „Pri-
vatisierung" der Reformländer herausgelesen werden. Aufgrund von Erfassungs-
und Abgrenzungsproblemen der privaten Wirtschaftsaktivität und der Intrans-
parenz des Privatisierungsprozesses taugen die statistischen Informationen aber
nicht für eine tiefere Analyse und weitergehende Vergleiche. Die Vorstellung,
daß der Staat in den Reformländern in größeren Umfang als in westlichen
Marktwirtschaften aus dem Wirtschaftsgeschehen verdrängt worden sei, er-
scheint wenig realistisch.76 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses

















a. Der Anteil privater Wirtschaftsaktivität am BIP (vH)
 a
30,9 12,3 n.v. 16,0
60,0 75,0 70,0 73,0
b. Die Entwicklung des privaten Unternehmensbestands
- Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit
53 779 17 261 n.v. 29470
125 292 318 451 42 055 116 167
- Einzelunternehmen
2 014 303 1000 375 275 110 917 627
























a Diese Angaben sind nur grobe Schätzungen, da der Privatsektor statistisch nur man-
gelhaft erfaßt wird. So zählen auch teilprivatisierte Unternehmen dazu, hingegen wird ein
Teil der privaten Wirtschaftsaktivität durch das Meldeverfahren nicht berücksichtigt. —
b Zahl der privatisierten Einheiten, in Klammern privatisierte Einheiten in vH des Gesamt-
bestandes. —
 c Angaben zur Kleinen Privatisierung können nur Schätzungen sein, da im
Rahmen der dezentralen Privatisierung einzelne Filialen größerer Unternehmen zwar zu
selbständigen Einheiten wurden, aber statistisch nicht erfaßt sind. Die tatsächliche Zahl der
privatisierten Einheiten dürfte daher höher sein (siehe dazu Earle et al. 1994: 175 ff.).
—
 d Stand September 1996. —
 e Ergebnis der Voucherprivatisierung. —
 f Bezogen auf
das gesamte Privatisierungsvolumen (Stand 1. Quartal 1996). —
 g Ergebnis der 1. Welle
der Voucherprivatisierung. — Ergebnis der 2. Welle mit konventionellen Privatisie-
rungsmethoden (Stand Mitte 1996). — ' Stand der Privatisierung und Liquidation im De-
zember 1996. Allerdings bestehen in 507 Unternehmen Staatsbeteiligungen fort, in 245
Fällen mit einem Anteil von mehr als 50 vH.
Quelle: EBRD (1996); ECE (1995: 83); GKI (1994); Cesky Statisticky Üfad
(1996a: 508); Statisticky Ürad Slovenskej Republiky (1996:236);
Glowny Urzad Statystyczny (1992/93: 69; 1997/98: 108); Központi
Statisztikai Hivatal (1993a: 65; 1996a: 213 f.); eigene Zusammenstel-
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III. Die Ordnung der Märkte und des Wettbewerbs
1. Das Referenzsystem
Die Freiheit der Märkte und des Wettbewerbs ist eine weitere notwendige Be-
dingung für eine funktionstüchtige marktwirtschaftliche Ordnung. Die Aus-
gangslage in den mittel- und osteuropäischen Reformländern war hingegen
durch staatliche Preisadministration, -zentrale Strukturlenkung, Staatsmonopole
und eine an Autarkie grenzende Abschottung gegenüber den Weltmärkten ge-
kennzeichnet. Mit Hilfe der folgenden Fragen soll geprüft werden, ob es in den
Reformländern gelungen ist, freie und wettbewerbliche Austauschbeziehungen
nach innen und außen herzustellen:
- In welchem Umfang gibt es eine freie Preisbildung auf den Güter- und Fak-
tormärkten?
- Gibt es eine institutionalisierte Kontrolle wettbewerbsbeschränkender Ab-
sprachen und wirtschaftlicher Macht?
- Besteht freier Marktzutritt?
- Ist der Marktaustritt nicht wettbewerbsfähiger Anbieter sichergestellt?
- Hat eine außenwirtschaftliche Öffnung stattgefunden? Das heißt, ist die Wäh-
rung konvertibel und können sich die Wechselkurse frei bilden; besteht Frei-
handel und Niederlassungsfreiheit?
a. Der marktwirtschaftliche Koordinations- und Anreizmechanismus
Die Herstellung eines funktionsfähigen Preissystems soll nach Eucken (1952:
254) 'das wesentliche Kriterium jeder wirtschaftspolitischen Maßnahme sein. Er
bezeichnet dies als das „wirtschaftsverfassungsrechtliche Grundprinzip". Nur mit
Hilfe eines funktionsfähigen Preismechanismus können die in der Regel nicht
miteinander vereinbaren Pläne der Wirtschaftssubjekte koordiniert werden. Da-
bei sind relative Preise und ihre Veränderungen die Knappheitsindikatoren, die
Haushalten und Unternehmen entsprechende Änderungen ihres Angebots- bzw.
Nachfrage Verhaltens auf den Güter- und Faktormärkten nahelegen. Preisände-
rungen und durch sie ausgelöste Planrevisionen führen dann schrittweise zu ei-
nem Marktgleichgewicht — es kommt zu einer Ex-post-Koordination der einzel-
nen Pläne, ohne daß es einer zentralen Planung bedürfte (Luckenbach 1986:
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Eine staatliche Preisadministration, wie in den Zentralverwaltungswirt-
schaften Mittel- und Osteuropas praktiziert, verzichtet auf diesen Koordinations-
mechanismus der Preise und Märkte. Wie schon Mises darstellte, wird an seine
Stelle die zentrale Planung gesetzt, die über Produktionsbefehle und Faktorzu-
weisungen operiert. Doch anders als den Unternehmern und Arbitrageuren in ei-
ner Marktwirtschaft fehlt den Beamten der Planbehörde ein Signalgeber analog
dem marktwirtschaftlichen Preissystem. Damit haben sie keine Möglichkeit, dy-
namische Veränderungen rechtzeitig zu erkennen und ihnen angemessen zu be-
gegnen (Watrin 1996: 52 ff.).
Denn Veränderungen in den Preisrelationen zeigen an, ob aus irgendwelchen
Gründen die bisherigen Wirtschaftsaktivitäten mehr oder weniger wichtig ge-
worden sind und eventuell eine Reallokation der Produktionsfaktoren in drin-
gendere Verwendungen erforderlich ist. Auf diese Weise teilt der Markt den
Wirtschaftssubjekten mit, welche Arten von Gegenständen und Leistungen ver-
langt werden, und wie dringlich diese sind. Wenn die Wirtschaftssubjekte auf
diese Signale reagieren, so kann sich Wettbewerb entwickeln, der als Verfahren
zur Entdeckung von Tatsachen fungiert, die ohne ihn entweder unbekannt blei-
ben oder nicht genutzt werden (Hayek 1968b: 3 ff.). Diese Tatsachen bestehen in
neuem Wissen über Organisation-, Produktions-, Produkt- und Vermark-
tungstechnologien, das gegenüber Konkurrenten einen Wettbewerbsvorteil ent-
stehen läßt. Erst nach einiger Zeit sind auch die Konkurrenten in der Lage, das
neue Wissen in ihre Pläne aufzunehmen und die notwendigen Anpassungsmaß-
nahmen durchzuführen. In der Zwischenzeit entsteht ein „Pioniermonopol", das
die Suche nach neuem Wissen erst attraktiv erscheinen läßt (Schumpeter
1931)64 £)ie Antriebskraft für wettbewerbliches Verhalten resultiert demnach
einerseits aus dem Streben nach überdurchschnittlichem Gewinn und anderer-
seits aus dem Bemühen, gegenüber den Wettbewerbern am Markt bestehen zu
können (Hayek 1968b: 10). Auf diese Weise ist der Wettbewerb unter markt-
wirtschaftlichen Bedingungen Sprungfeder und Regulator zugleich: er stimuliert
die Leistung und steuert bzw. koordiniert den Wirtschaftsprozeß (Röpke 1957:
442). Dieser wohlfahrtssteigerade Wettbewerb fehlt, wenn eine zentrale Planbe-
hörde den Wirtschaftsprozeß koordiniert. Unter diesen Bedingungen erfolgt
vielmehr eine Rückbildung der gesellschaftlichen Arbeitsteilung, woraus wie-
derum Einbußen an gesellschaftlichem Wohlstand resultieren (Watrin 1996: 55).
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b. Die Sicherung des Wettbewerbs
Zielsetzungen einer marktwirtschaftlichen Wettbewerbspolitik
Wettbewerb herrscht, wenn die Wirtschaftssubjekte unabhängig voneinander ih-
re Entscheidungen treffen und durchfuhren und dabei miteinander rivalisieren,
ohne über die aufgrund der Rivalität entstehenden Beschränkungen hinaus be-
hindert zu sein (Röpke 1965: 31). Daher sollte es Ziel der Wettbewerbspolitik
sein, diese Freiheit zum Wettbewerb zu sichern bzw. herzustellen. Wettbe-
werbsfreiheit umfaßt konkret die Freiheit der Konkurrenten zum Vorstoß und
zur Imitation sowie die Freiheit zur Auswahl der Marktpartner (Hoppmann
1967: 79 f.; Hoppmann 1968: 15 f.). Sofern die Wettbewerbsfreiheit hergestellt
werden kann, ist der Wettbewerb für alle Beteiligten von Vorteil. Individuelle
ökonomische Wettbewerbsvorteile entstehen für jeden Marktteilnehmer, wenn
sich niemand dem Wettbewerb entziehen kann. Alle Marktteilnehmer sind unter
diesen Bedingungen um Leistungsverbesserungen bemüht, so daß sich reziproke
individuelle und zugleich gesamtwirtschaftliche Vorteile ergeben (Hoppmann
1967: 83 f.; Hoppmann 1968: 20 ff.).
Voraussetzung ist allerdings eine freie Preisbildung am Markt, die eine Wert-
reihung aller ökonomischen Aktivitäten in Raum und Zeit ermöglicht. Das Preis-
system filtert durch den Wettbewerb die Verwendungen heraus, für die höchste
Zahlungsbereitschaft besteht. Diese Preissignale helfen den Wirtschaftssubjekten
zu erkennen, wo ihre Spezialisierungsvorteile liegen, ihnen die Arbeitsteilung al-
so den größtmöglichen Vorteil bringt (Watrin 1996: 51 f.). Hingegen war der
„sozialistische Wettbewerb" in den bisherigen Zentralverwaltungswirtschaften
nicht mehr als eine psychologische Technik, die der Bewußtseinsbildung und der
Organisation der sozialistischen Produktion diente (Hoppmann 1968:22 f.).
Freie Preisbildung und freier Wettbewerb zur Offenlegung und Nutzung von
Spezialisierungsvorteilen waren unter diesen Rahmenbedingungen Fremdkörper.
Maßnahmen der Wettbewerbspolitik
Wettbewerbsfreiheit bedeutet, daß die Wirtschaftssubjekte die Freiheit haben,
Verträge zu schließen. Freie, individuelle Verträge sind unentbehrlich, um die
Pläne von Unternehmen und Haushalten zu koordinieren (Eucken 1952: 278).
Das Vertragsrecht hilft, Transaktionskosten, etwa in Gestalt von Informations-,
Aushandlungs- und Durchsetzungskosten, zu reduzieren; Indem individuelle
Koordinationsrisiken verringert werden, kommen Transaktionen zustande, die
sowohl betriebs- als auch gesamtwirtschaftlich vorteilhaft sind. Das Vertrags-
recht verliert allerdings seine wohlfahrtssteigernde Wirkung, wenn der Disposi-80 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
tionsspielraum der Wirtschaftssubjekte eingeengt wird und sie zu marktwidrigem
Verhalten gezwungen werden (z.B. in den Bereichen Arbeits-, Bau- und Boden-
recht) (Schüller 1983: 152 f.).
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Den Zielsetzungen einer marktwirtschaftlichen Wettbewerbspolitik wird am
ehesten entsprochen, wenn wettbewerbspolitische Maßnahmen Beschränkungen
der Wettbewerbsfreiheit verhindern bzw. abbauen.
6
6 Welche wettbewerbspoliti-
schen Maßnahmen ergriffen werden müssen, hängt entscheidend von der Natur
der konkreten Einschränkungen der Wettbewerbsfreiheit ab. Es lassen sich gene-
rell künstliche und natürliche Einschränkungen unterscheiden. Die künstlichen
Einschränkungen beruhen auf Praktiken des Staates oder Privater, die rückgän-
gig gemacht oder verhindert werden können. Diese Einschränkungen zielen dar-
auf ab, den Marktzugang zu behindern bzw. Angebot und Nachfrage zu schlie-
ßen (Eucken 1952: 264 f.; Hoppmann 1968: 31 ff.).
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Im Fall staatlicher Restriktionen besteht Wettbewerbspolitik darin, staatliche
Marktzugangsrestriktionen zu vermeiden bzw. abzubauen. Liegen hingegen Ein-
schränkungen von privater Seite vor, ist Wettbewerbspolitik als Antimono-
polpolitik zu verstehen, unter die alle Maßnahmen zur Beseitigung dieser Ein-
schränkungen fallen. Diese Wettbewerbspolitik stößt erst dann an ihre Grenzen,
wenn „natürliche" Wettbewerbsbeschränkungen vorliegen, die Wettbewerb un-
möglich machen, und damit eine unangemessene Marktmacht nicht zu verhin-
dern ist. Dann liegen wettbewerbliche Ausnahmebereiche vor, die eine direkte
staatliche Regulierung rechtfertigen könnten (Hoppmann 1968: 32 ff.).
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Für die Antimonopolpolitik müssen Spielregeln aufgestellt werden, die eine
„unangemessene" Beschränkung der wettbewerblichen Entscheidungs- und
Handlungsfreiheit durch Unternehmerpraktiken verhindern helfen. Diese Spiel-
regeln müssen sich auf das Verhalten der Wettbewerber und nicht auf Ergebnisse
beziehen. Sie müssen allerdings negativ formuliert sein, also gewisse Handlun-
gen untersagen, da es dem Prinzip der Wettbewerbsfreiheit widersprechen wür-
6
5 Zweifelhaft erscheint der Nutzen des Vertragsrechts auch, wenn ein Kontrahierungs-
zwang oder ein Diskriminierungsverbot vorgesehen sind (siehe hierzu etwa Mest-
mäcker 1984: 407 f., 410 f.), zumal Marktöffnungsmaßnahmen zu geringeren Kosten
ein wettbewerbsanaloges Verhalten der Marktpartner sicherstellen können.
6
6 Eine differenzierte Betrachtung ist dann angebracht, wenn es sich um Märkte mit sub-
stantiellen negativen Externalitäten handelt (z.B. Drogen- und Waffenhandel).
6
7 Zu den Schließungsmaßnahmen des Staates siehe etwa Eucken (1952: 264 f.), zu den
Schließungsmaßnahmen Privater siehe etwa Emmerich (1991: 131 ff., 217 ff,
333 ff).
6
8 Zu dieser Problematik siehe den nachfolgenden Abschnitt „Wettbewerbliche Aus-
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de, wenn bestimmte Handlungen vorgeschrieben würden.^
9 Aufgrund der Viel-
falt konkreter Marktverhältnisse müssen sie abstrakt und global formuliert wer-
den, um universell anwendbar zu sein. Entsprechend besagen die Spielregeln,
daß alle Handlungen, die die Wettbewerbsfreiheit einschränken bzw. zu Markt-
macht verhelfen, untersagt sind, sofern die daraus resultierende Marktmacht un-
angemessen ist (Hoppmann 1968: 36 f.). Doch stellt sich die Frage, wann
Marktmacht als „unangemessen" anzusehen ist. Auf weitverbreitete Ablehnung
stößt die Antwort des Lehrbuchmodells der vollkommenen Konkurrenz, demzu-
folge „Macht an sich" als gefährlich gilt. Denn dieses Lehrbuchmodell klammert
Fälle von unvollständiger oder monopolistischer Konkurrenz ebenso aus dem
allgemeinen Konkurrenzbegriff aus wie auch die Substitutionskonkurrenz und
die Konkurrenz durch neue Produkte (Schmidtchen 1988: 124 ff). Indem die
Voraussetzungen für eine Wettbewerbssituation wegdefiniert werden, ist der
Wettbewerb in diesem Modell ausgeschaltet.
7
0
Hingegen macht Schumpeter (1931: 100 f.) durch seine Theorie der wirt-
schaftlichen Entwicklung deutlich, daß Marktmacht dann wohlfahrtssteigernd
und demzufolge angemessen ist, wenn die im Wettbewerb stehenden Unterneh-
mer durch ihren Einfallsreichtum und ihre Risikobereitschaft eine temporäre
Monopolstellung erringen. Die damit verbundenen Pioniergewinne stellen den
entscheidenden Anreiz zu wohlfahrtssteigernden Innovationen und zu wettbe-
werblichem Verhalten dar(Kirzner 1978: 108, 193 ff.).
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Geeignet erscheint deshalb ein Ansatz, der Marktstrukturen, -verhalten und
-ergebnisse unter dem Aspekt der Wettbewerbsfreiheit untersucht. Dabei können
"" Dies schließt generell eine positive Wettbewerbspolitik aus, die bestimmte Marktfor-
men zu realisieren versucht. Zu nennen ist in diesem Zusammenhang insbesondere
das Konzept der „optimalen Wettbewerbsintensität" von Kantzenbach (1966), das ge-
zielte Wettbewerbsbeschränkungen durch Kartellbildungen in bestimmten Fällen vor-
sieht, damit der Wettbewerb funktionsfähig wird (dazu ausfuhrlich Hoppmann 1978).
Um ein hohes Maß an Wettbewerbsfreiheit und auf diese Weise einen funktionsfähi-
gen Wettbewerb zu realisieren, wird vielmehr eine positive Ordnungspolitik benötigt,
die allerdings nicht notwendigerweise zur Entwicklung der Marktform vollständiger
Konkurrenz, wie von Eucken (1952: 255) postuliert, fuhren muß.
Siehe zu der Kritik am Modell der vollkommenen Konkurrenz etwa Hayek (1968b:
8), Giersch (1981), Recktenwald (1965: 32 ff.) und Böhm (1951: 34 ff.).
7
1 An die Aussage der Schumpeterschen Theorie, daß Monopolelemente notwendig für
den wirtschaftlichen Fortschritt sind, knüpft J. M. Clark (1961) mit seinem Konzept
des „workable competition". Der Wettbewerb kann im Sinne eines solchen Konzepts
als funktionsfähig angesehen werden, wenn ein „befriedigendes" Marktergebnis vor-
liegt. Jedoch unterstellt dieses Konzept systematische Korrelationen zwischen Markt-
verhalten, Marktstruktur und Marktergebnis, die außerhalb der Modellwelt nicht aus-
zumachen sind (Emmerich 1991: 10 ff.; Hoppmann 1968: 38 f.; Hoppmann 1988:
191 ff.). Eine Wettbewerbspolitik im Sinne dieses Konzepts würde eine „Anmaßung
von Wissen" bedeuten (Hayek 1975; Hayek 1967b: 36 f.).82 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
die Freiheitsaspekte des Marktprozesses mit Hilfe der Unterscheidung zwischen
Austausch- und Parallelprozeß beschrieben werden. Während der Austauschpro-
zeß die Beziehungen der gegenüberliegenden Marktseiten erfaßt, beschreibt der
Parallelprozeß die Aspekte des wettbewerblichen Nebeneinanders auf jeder
Marktseite. Daher sollte ein Test auf Wettbewerbsfreiheit als umfassender Test
der Freiheiten im Austausch- und Parallelprozeß durchgeführt werden, um unan-
gemessene Beschränkungen der Wettbewerbsfreiheit zu identifizieren (Hopp-
mann 1968: 40 ff; Machlup 1965: 38).
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Für die Wettbewerbspolitik stellt sich damit die Aufgabe, von vornherein die
unerwünschten freiheitsbeschränkenden Verhaltensweisen zu unterbinden. Sind
bereits wettbewerbsbeschränkende Marktstrukturen entstanden, kann die Wett-
bewerbspolitik versuchen, etwa durch Marktöffnung oder Entflechtung von Un-
ternehmen die bestehenden Beschränkungen abzubauen (Herdzina 1993: 94 ff.).
Wettbewerbliche A mnahmebereiche
Ein besonderes Problem für die Wettbewerbspolitik entsteht, wenn „natürliche"
Wettbewerbsbeschränkungen vorliegen, die sich anders als die künstlichen Be-
schränkungen der Wettbewerbsfreiheit nicht abbauen lassen. In diesen Fällen
scheint Wettbewerb nicht möglich. Auch Eucken (1952: 291 ff.) spricht in die-
sem Zusammenhang von der Existenz „unvermeidbarer Monopole", die auf-
grund größenbedingter Kosten vorteile entstehen: Die optimale Betriebsgröße ist
so groß, daß ein Anbieter den ganzen Markt kostengünstiger versorgen kann als
mehrere Anbieter, die miteinander in Wettbewerb stehen.
7
3 Wenn ein „natürli-
ches" Monopol vorliegt, versagt der Markt im ökonomischen Sinn, der Wettbe-
werb kann nicht hergestellt werden. Um einen Mißbrauch dieser Monopolmacht
zu verhindern, schlägt Eucken (1952: 294 ff.) vor, eine Monopolaufsicht zu eta-





2 Das Ausmaß der Substituierbarkeit auf der Nachfrage- und Angebotsseite determi-
niert den Austauschbereich und damit den Freiheitsspielraum im Austauschprozeß
bzw. die Größe des relevanten Marktes. Die Freiheit des Parallelprozesses umfaßt die
Möglichkeit der Marktentfaltung für tatsächliche Wettbewerber bzw. des Marktzu-
tritts für potentielle Wettbewerber sowie für beide den freien Gebrauch wettbewerbli-
cher Aktionsparameter. Nur dann besteht Freiheit zu vorstoßendem und nachfolgen-
dem Wettbewerb, die den Vollzug des Parallelprozesses kennzeichnen.
7
3 Zu den Größen- und Verbundvorteilen natürlicher Monopole („economies of scale",
„economies of scope") siehe Baumol et al. (1982: 170 ff), Sharkey (1982: 60 ff.) und
Bain(1954:227ff).
7
4 Allerdings ist in der Realität die Zahl natürlicher Monopole relativ gering. Zusätzli-
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Jedoch zwingt schon der ständige Druck einer Außenseiter- und Substi-
tutionskonkurrenz sowie potentieller Wettbewerber zu wettbewerbsanalogem
Verhalten. Die Monopolregulierung und die institutionelle Monopolkontrolle




Ein „Marktversagen", das wettbewerbliche Ausnahmebereiche begründet,
wird des weiteren dann unterstellt, wenn spürbare externe Effekte auftreten. Wie
schon dargestellt (siehe B.II.l), sind in diesen Fällen Eigentumsrechte unzurei-
chend definiert, so daß mit Hilfe einer eindeutigeren Zuordnung von Eigentums-
rechten eine Internalisierung auf dem Wege privater Verhandlungen möglich
werden kann. Dies setzt voraus, daß der Nutzen der Definition von Eigentums-
rechten die Kosten übersteigt.
Die Rolle einer staatlichen Wettbewerbsaufsicht
Auch eine Wettbewerbspolitik, die auf dem Konzept der Wettbewerbsfreiheit
basiert, bedarf zu ihrer Umsetzung einer Wettbewerbsbehörde, die gegen künst-
liche Wettbewerbsbeschränkungen durch Private vorgeht. Maßstab für das Be-
hördenhandeln ist unter diesen Bedingungen nicht die Marktmacht eines Unter-
nehmens als solche, sondern Wettbewerbsbeschränkungen, die aus einem
Machtmißbrauch resultieren. Dabei geht es auch um die Erschütterung von
Machtstellungen, die auf vertraglichen Wettbewerbsbeschränkungen beruhen




Eine Wettbewerbsbehörde, die dem Konzept der Wettbewerbsfreiheit ver-
pflichtet ist, wäre folglich auf die Bekämpfung von Versuchen etablierter An-
unter ökonomischen Aspekten der Wettbewerb funktionstüchtig wäre (Donges und
Schatz 1986: 8 f.; Hoppmann 1988: 223 ff.; Kaufer 1981: 147).
Das Regulierungsargument der verlorenen Kosten („sunk costs") (siehe hierzu Bau-
mol et al. 1982; Kruse 1985: 28 ff.) verliert ebenfalls an Relevanz, wenn potentieller
Wettbewerb durch technischen Fortschritt oder Substitutionskonkurrenz möglich wird
und zukünftige Marktentwicklungen berücksichtigt werden (Möschel 1981:99 f.).
Auch den Wohlfahrtsverlusten durch eventuelles „Rosinenpicken" sind die regulie-
rungsinduzierten Wohlfahrtsverluste gegenüberzustellen (Eickhof 1993: 215 ff). Des
weiteren kann auch die sogenannte „ruinöse Konkurrenz" in ihren verschiedenen Va-
rianten keine wettbewerblichen Ausnahmeregelungen begründen, wie die theoretische
Diskussion und die empirische Evidenz zeigen (siehe hierzu Willeke 1977: 157 ff.;
Tolksdorf 1971; Suntum 1986: 61; Laaser 1991: 79 ff; Soltwedel et al. 1986: 12).
Eine Mißbrauchsaufsicht, die statt des Marktverhaltens die Machtstellung eines Un-
ternehmens zum Gegenstand hätte, wäre hingegen ein geeignetes Instrument für eine
unternehmensgrößenbezogene Strukturpolitik. Diese Gefahr für den freien Wettbe-
werb ginge auch von einer Fusionskontrolle aus, die diese Art von Mißbrauchsauf-
sicht konsequenterweise ergänzen müßte (Hoppmann 1988: 476 ff).84 Kapitel ß. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
bieter, den Markteintritt neuer Anbieter zu verhindern,
7
7 sowie auf die Kontrolle
der wenigen natürlichen Monopole beschränkt. Um die Gefahr eines Ermes-
sensmißbrauchs möglichst gering zu halten, sollte die Wettbewerbsbehörde vor
Versuchen einer politischen Einflußnahme, die ihrer wettbewerbspolitischen
Aufgabenstellung zuwiderlaufen würden, geschützt werden. Daher erscheint eine
institutionelle Regelung der Art sinnvoll zu sein, wie sie von Böhm (1950: 54 f.)
und Eucken (1952: 294 f.) in die Diskussion eingebracht wurde: Die wettbe-
werbspolitischen Aufgaben sollten in einem Gesetz fixiert und aus dem Kreis
sonstigen exekutiven Handelns herausgelöst werden. Eine unabhängige, nur dem
Gesetz unterworfene Wettbewerbsbehörde wäre mit der Wahrnehmung dieser
Aufgaben zu betrauen.
c. Die Regulierung des Marktzutritts
Wie schon dargestellt, sollte es Ziel staatlichen Handelns sein, Marktzu-
trittsbeschränkungen abzubauen, um den Wettbewerb auf möglichst allen Märk-
ten zu sichern. Allerdings sind auch Fälle denkbar, in denen der Staat Ziele ver-
folgt, die eine Beschränkung des Marktzutritts erfordern. Daher ist zu prüfen,
inwieweit staatliche Zutrittsbeschränkungen mit einer marktwirtschaftlichen
Ordnung konform sind.
Zum einen können staatliche Marktzutrittsbeschränkungen mit dem Schutz
der Allgemeinheit vor Gefahren durch einzelne Gewerbe, also mit dem Auftreten
negativer externer Effekte, begründet werden. Das Instrumentarium, das einer
unzulässigen Beschränkung der Freiheit Privater durch andere Private entgegen-
wirken soll, knüpft den Marktzutritt an bestimmte Voraussetzungen (Tuchtfeldt
1981: 614). Doch stellt sich die Frage nach der Marktkonformität dieser Maß-
nahmen: Diese Maßnahmen können prinzipiell als marktkonform gelten, sofern
Zutrittsbeschränkungen der Vermeidung negativer Exteraalitäten dienen; sie
muß verneint werden, wenn mit Hilfe von Zutrittsbeschränkungen der Selek-
tionsmechanismus des Marktes außer Kraft gesetzt werden soll (Eickhof 1985:
73; Hamm 1978: 165 f.). Somit können staatliche Zutrittsbeschränkungen zwar
durch das Auftreten von Externalitäten gerechtfertigt werden, jedoch ist die Ge-
fahr eines wirtschaftspolitischen Mißbrauchs nicht auszuschließen. Daher sollte
im Einzelfall geprüft werden, ob ein Ziel wie der Schutz der Allgemeinheit mit
7
7 Diese Versuche können zum einen die Gestalt von Wettbewerbsbeschränkungen in
Austauschverträgen haben: Preis- und Konditionenbindungen, Ausschließlichkeits-
bindungen sowie Lizenzverträge und andere vertragliche Beschränkungen (Emmerich
1991: 131 ff.). Zum anderen sind Formen des Behinderungswettbewerbs vorstellbar,
etwa Boykotte oder Diskriminierungen, sowie Unternehmenszusammenschlüsse, die
Maßnahmen erst ermöglichen (Emmerich 1991: 217 ff, 333 ff.).///. Die Ordnung der Märkte und des Wettbewerbs 85
marktkonformen Mitteln realisiert werden kann bzw. ob aufgrund der Regulie-
rungskosten ein staatlicher Eingriff besser unterbleibt.
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Zum anderen kann der Marktzutritt staatlich beschränkt werden, um vorsto-
ßenden Wettbewerb zu ermöglichen. Ein Beispiel dafür ist das Patentrecht. In-
dem exklusive Eigentumsrechte für einen befristeten Zeitraum gewährt werden,
sollen Anreize entstehen, innovativ tätig zu werden. Anderenfalls würde ein In-
novator aufgrund externer Effekte nur einen Teil des Nutzens seiner Tätigkeit
internalisieren können, so daß Forschung und Entwicklung zum großen Teil un-
terbleiben würden. Jedoch darf diese Absicherung von „Pioniermonopolen"
durch Rechtsvorschriften zum Schutz geistigen Eigentums nur temporärer Natur
sein, um zu gewährleisten, daß nachstoßender Wettbewerb durch Imitatoren
möglich wird (Eucken 1952: 269; Kaufer 1970: 208 ff.).
d. Die Regulierung des Marktaustritts
Durch die Möglichkeit des Marktaustritts wird sichergestellt, daß die lei-
stungsstarken Anbieter belohnt und die leistungsschwächeren Anbieter sanktio-
niert werden. Ohne diese Möglichkeit würden knappe Ressourcen dauerhaft in
nicht länger effizienten Faktorkombinationen gebunden, so daß Allokationsver-
zerrungen und damit einhergehende Wohlfahrtsverluste unvermeidlich wären
(Daniels 1958: 16 ff). Die Aufgabe des Staates besteht darin, rechtliche Rah-
menbedingungen zu setzen, die diesen Reallokationsprozeß erleichtern. Dazu
zählt zum einen die Beseitigung staatlicher Regulierungen, die als Marktaus-
trittshemmnisse wirken. Zum anderen kann mit Hilfe des Insolvenzrechts ein
Unternehmen zu Restrukturierung oder Marktaustritt gezwungen werden, falls
dies nicht freiwillig geschieht. Auf diese Weise werden Eigentumsrechte Dritter
gewahrt, also ein Gläubigerschutz etabliert, und das Insolvenzrecht dient damit
dem gesamtwirtschaftlichen Ziel, Wohlfahrtsverluste infolge einer verzögerten
Reallokation zu vermeiden.
Es stellt sich damit die Frage, in welchen Situationen ein Insolvenzverfahren
eingeleitet werden sollte, das über einen Eingriff in private Eigentumsrechte zur
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8 Zu den Regulierungsinstrumenten, die nicht als marktkonform anzusehen sind, gehö-
ren die behördliche Bedürfnisprüfung und eine zahlenmäßige Begrenzung der An-
bieter (Tuchtfeldt 1981: 615). Wenig überzeugend sind zudem die Argumente für ei-
nen Befähigungsnachweis (siehe etwa bei Edwards 1949:202 f; Winterberger
1948: 14; Deregulierungskommission 1991: 173 ff.; Tuchtfeldt 1981: 615). Vielmehr
überwiegen die Kosten dieses Instruments (im einzelnen bei Watrin 1958; Deregulie-
rungskommission 1991: 180 ff.; Tuchtfeldt 1955: 136 ff.). Wenig geeignet erscheint
zudem der Kapitalnachweis (Tuchtfeldt 1955: 158 ff), zumindest verzichtbar sind der
Zuverlässigkeits- und der Sachkundenachweis bei funktionstüchtigem Wettbewerb
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Reorganisation oder zum Marktaustritt eines Unternehmens fuhrt. Die Voraus-
setzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens sind in der Regel in den
Fällen gegeben, in denen Insolvenz und fehlende Marktfähigkeit vorliegen.
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Das einzelwirtschaftliche Ziel dieses Verfahrens sollte darin bestehen, daß die
bisherigen Eigentümer keinen weiteren Vermögensschaden verursachen können
und das vorhandene Vermögen so verwendet bzw. verwertet wird, daß der ein-
zelwirtschaftliche Schaden minimiert werden kann (Gröner 1984: 258; Hax 1985:
84 ff.).
Der Reallokationsfunktion des Insolvenzverfahrens dürfte es hingegen nicht
entsprechen, wenn ein formales Reqrganisationsverfahren in das Insolvenzrecht
implementiert würde (Gröner, 1984: 261 ff; Hax, 1985: 91). Eine solche Vorge-
hensweise unterstellt, daß der Marktmechanismus außerstande ist, ein marktfähi-
ges Unternehmen zu erkennen, und ein vom Gericht eingesetzter Verwalter im
Vergleich zu Unternehmern und dem Finanzsystem superiores Wissen erlangen
kann und über superiore unternehmerische Fähigkeiten verfügt. Diese Annahme
widerspricht der Erfahrung, daß der Verwalter, wie jede staatliche Regulierungs-
behörde, den überlegenen dezentralen Informationsgewinnungs- und Entdek-
kungsprozeß des Marktes nicht nutzen kann. Deswegen wird in einer Marktwirt-
schaft auch das Kriterium der Zahlungsunfähigkeit für den Konkursfall zugrun-
de gelegt und nicht das Urteil eines „Gutachters" oder Verwalters.
e. Die Außenwirtschaftsordnung
Die bisherigen Ausführungen zur Ordnung der Märkte und des Wettbewerbs
sind sowohl für eine geschlossene als auch für eine offene Volkswirtschaft rele-
vant. Im Fall der offenen Volkswirtschaft kommt hinzu, daß die Austauschbe-
ziehungen zwischen den Wirtschaftssubjekten unterschiedlicher Zahlungsge-
meinschaften geordnet werden müssen. Doch wie der Binnenverkehr beruht
auch der Außenverkehr auf Arbeitsteilung und Austausch der arbeitsteilig er-
zeugten Produkte (Haberler 1933; Röpke 1979: 230). Die Struktur, die Richtung
und das Ausmaß des Außenhandels werden durch die komparativen Kostenvor-
teile bestimmt. Nach Ricardos Theorie der komparativen Kosten setzt der Au-
ßenhandel voraus, daß ein funktionstüchtiges Preissystem die internationalen
Austauschbeziehungen steuert. Nur dann ist sichergestellt, daß ausschließlich
Güter und Dienstleistungen ein- und ausgeführt werden, deren Ein- und Ausfuhr
einen volkswirtschaftlichen Gewinn bringt (Eucken 1952: 167). Daher muß zum
einen das Währungsregime so ausgestaltet sein, daß ein internationaler Preiszu-
Zu den Marktaustrittskriterien der Insolvenz und der fehlenden Marktfahigkeit siehe
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sammenhang wirksam wird, während zum anderen der Außenhandel vor protek-
tionistischen Eingriffen zu sichern ist.
Die Konvertibilität der Währung und das Wechselkursregime
Damit ein Land in die internationale Arbeitsteilung eingebunden werden kann,
müssen die währungspolitischen Voraussetzungen für den Austausch von Gütern
und Dienstleistungen sowie von Kapital geschaffen werden. Aufgabe der Wäh-
rungspolitik ist es daher, die Austauschbarkeit der Landeswährung sicherzustel-
len. Das bedeutet, daß die Konvertibilität der Währung für Leistungsbilanztrans-
aktionen ebenso gewährleistet sein muß wie für Kapitalbilanztransaktionen.
Darüber hinaus ist eine Währung nur dann vollständig konvertibel, wenn die
Leistungs- und Kapitalbilanzkonvertibilität sowohl für Inländer als auch für
Ausländer gilt.
Wie die Diskussion in der Literatur deutlich macht, wäre eine Einschränkung
der Konvertibilität in jedem Fall mit einem Verzicht auf Wohlfahrt verbunden,
da im Gegensatz zur vollen Konvertibilität nur in eingeschränktem Umfang eine
Integration in die internationale Arbeitsteilung möglich ist. Die volle Konverti-
bilität zeichnet sich hingegen dadurch aus, daß Produzenten und Konsumenten
auf den weltweit billigsten Märkten kaufen und zu den höchsten Preisen verkau-
fen können (Haberler 1954: 24).
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0 Zudem ermöglicht die volle Konvertibilität
einen intertemporalen Ausgleich der Leistungsbilanz durch Kreditnahme und
-gewährung. Defiziten in der Leistungsbilanz würden demnach entsprechende
Kapitalimporte gegenüberstehen. Bei eingeschränkter Konvertibilität wäre dieser
Mechanismus hingegen gestört (Schmieding 1990: 44; Gröner und Smeets 1994:
592).
Die Frage, wie die Konvertibilität hergestellt werden kann, verbindet sich mit
der Frage nach der konkreten Ausgestaltung des Wechselkursregimes. Grund-
sätzlich kann zwischen einem System flexibler Wechselkurse und einem System
fester Wechselkurse gewählt werden, wobei feste Wechselkurse an eine einzelne
Währung oder an einen Währungskorb gebunden sein können. Die Vorzüge ei-
nes Systems fester Wechselkurse erscheinen jedoch zweifelhaft: im Fall einer
Wirtschaft, die einen Strukturwandel durchläuft, kann die Währungsanbindung
aufgrund des ständigen Drucks auf den Wechselkurs nur bedingt zur gewünsch-
ten Stabilisierung und Vertrauensbildung beitragen; den Kosteneinsparungen für
private Wechselkursabsicherung sind die Kosten realer Wechselkursschwankun-
8
0 Siehe zu dieser Diskussion etwa Gröner und Smeets (1994: 590 ff.) und Lutz (1954:
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Hingegen ist ein System flexibler Wechselkurse konform mit einer Politik, die
auf volle Konvertibilität und außenwirtschaftliche Liberalisierung abzielt: Au-
ßenhandel und Kapitalverkehr können den internationalen Preissignalen folgen.
Ein Stabilitätsanker in Gestalt fester Wechselkurse ist verzichtbar, wenn ein
marktkonformer Ordnungsrahmen gesetzt und eine stabilitätsorientierte Geld-
und Finanzpolitik verfolgt wird.
Die Liberalisierung des Außenhandels
Modellhaft kann gezeigt werden, daß unter den Bedingungen vollkommener
Konkurrenz mit einer Politik des Freihandels die Wohlfahrt einer Volkswirt-
schaft maximiert werden kann. Jedoch lautet ein traditionelles Argument gegen
diese Politik, daß im Fall einer internationalen Störung die Pareto-Bedingungen
nicht erfüllt werden können und daher eine protektionistische Politik für ein ein-
zelnes Land wohlfahrtsmaximierend sei („Terms-of-Trade-Argument"). In dieser
Situation wäre eine protektionistische Politik, die auf Import- oder Exportabga-
ben zurückgreift, dem Freihandel überlegen (Baldwin 1992: 807 ff.).
Gegen eine solche Politik spricht, daß in der realen Welt das Wissen über die
Nachfrage- und Angebotselastizitäten fehlt, denn deren Werte müßten für die
Bestimmung eines Optimalzolls bekannt sein.
8
2 Auch kann nicht unterstellt wer-
den, daß die Handelspartner auf Vergeltungsmaßnahmen verzichten würden. Ein
Handelskrieg, der aus dieser Politik resultieren würde, hätte letztlich für alle
Beteiligten Wohlfahrtsverluste zur Folge.
8
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Im Unterschied zur traditionellen Handelstheorie untersucht die „neue Han-
delstheorie" die Wohlfahrtswirkungen alternativer Handelspolitiken bei unvoll-
kommener Konkurrenz.
8
4 Doch auch hier verhindern Informationsdefizite einen
zielgerichteten Eingriff, so daß die Gefahr einer Wohlfahrtsminderung weiterhin
besteht (Baldwin 1992: 812 ff.). Auch von Vertretern der neuen Handelstheorie
wie Krugman (1993: 364 f.) werden diese Zweifel an der Praktikabilität einer
interventionistischen Handelspolitik inzwischen geteilt: Freihandel erscheint aus
8
1 Zu dieser Diskussion siehe etwa Lutz (1954), Ciaassen (1990), Schmieding (1990,
1991), Schweickert et al. (1992) sowie Gröner und Smeets (1994).
8
2 Diese Informationsdefizite mögen ein Grund sein, warum auch große Länder trotz
potentieller Vorteile aus einer Optimalzollpolitik auf eine solche verzichten (Whalley
1985).
8
3 Siehe dazu etwa Johnson (1954) und Whalley (1985).
8
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2. Die Analyse des ordnungspolitischen Status quo
a. Die Freiheit der Preisbildung
In den Zentralverwaltungswirtschaften Mittel- und Osteuropas waren die Preise
für Güter- und Dienstleistungen sowie für Arbeit und Kapital nicht das Ergebnis
von Suchprozessen auf den Märkten. Statt durch ein spontanes Zusammenspiel
von Angebot und Nachfrage erfolgte die Preissetzung durch Staats- und Partei-
organe. Unter diesen Umständen spiegelten die Preise keine relativen Knapp-
heiten, sondern politische Präferenzen wider, woraus Fehlallokatiönen größten
Ausmaßes resultierten. Für die Beurteilung des Fortschritts auf dem Weg zu ei-
ner marktwirtschaftlichen Ordnung ist die Frage, in welchem Umfang in den Re-
formländern die staatliche Preisadministration durch eine freie Preisbildung er-
setzt wurde, von großer Bedeutung.
Die Preisbildung auf den Güter- und Dienstleistungsmärkten
In allen Reformländern wurden die Preise auf den Güter- und Dienstlei-
stungsmärkten zu Beginn der 90er Jahre größtenteils freigegeben. So wurden in
Polen zwischen 1990 und 1991 die Mehrzahl der Preise für Güter und Dienstlei-
stungen liberalisiert. Administrierte Preise gelten weiterhin für Energieträger,
Pharmazeutika, alkoholische Getränke, Wohnungsvermietung bei Kommunal-
eigentum sowie für Transport- und Postdienstleistungen. Zudem interveniert die
Landwirtschaftsagentur u.a. mit Preisstützungen auf den Agrarmärkten. Ein ähn-
liches Bild zeigt sich in der Tschechischen und in der Slowakischen Republik, wo
noch zu Zeiten der Tschechoslowakei zum 1. Januar 1991 fast alle Preise freige-
geben worden waren. Seitdem beschränken sich die staatlichen Kontrollen in den
beiden Ländern vor allem auf die Energiepreise, Mieten und die Tarife für öf-
fentliche Dienstleistungen. Darüber hinaus werden in der Slowakischen Re-
publik die Preise weiterer Güter, wie Erdöl- und Chemieprodukte, staatlich kon-
Empirische Studien bestätigen die eher geringen Wohlfahrtsgewinne bzw. Wohl-
fahrtsverluste einer strategischen Handelspolitik (siehe hierzu Dixit 1988; Baldwin
und Krugman 1988a, 1988b). Wohlfahrtsgewinne sind vielmehr durch eine Liberali-
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trolliert. Auch in Ungarn wurden die staatlichen Preisvorschriften bis Ende 1990
sukzessive abgebaut. Anfang 1991 wurde das staatliche Preisamt aufgelöst. Re-
gulierungen in Gestalt von Höchst- und Mindestpreisen bestehen lediglich für
ausgesuchte Güter und Dienstleistungen. Dazu zählen Energieträger, Beförde-
rungs- und Kommunikationsdienstleistungen, kommunale Dienstleistungen, die
Handelsspanne für Medikamente sowie unter bestimmten Bedingungen private
Vermietungen. Zusätzlich besteht die gesetzliche Möglichkeit, Mindestpreise für
einige Agrarprodukte festzulegen (EBRD 1996: 147, 154, 165 f., 173; Heitger
et al. 1992: 154 f.; Trade Links 1994: 63 f.; Brunner 1996a: 36).
So zeigt sich, daß in den vier Ländern die Preisbildung auf den meisten Gü-
ter- und Dienstleistungsmärkten von staatlichen Eingriffen befreit ist. Jedoch
werden Preisregulierungen in den Bereichen aufrechterhalten, in denen der Staat
als Produzent auftritt (öffentliche Dienstleistungen) oder an den Produktionsun-
ternehmen beteiligt ist (Energie und andere Infrastrukturbereiche), ein öffentli-
ches Interesse besteht, wie die Wahrung der Volksgesundheit (Medikamenten-
versorgung, Alkoholkonsum), oder tatsächliche oder bloß vermeintliche Vertei-
lungsziele verfolgt werden. Letzteres betrifft besonders die Wohnungsmieten
und die Preise für Agrarprodukte. Von einer vollständig freien Preisbildung kann
daher keine Rede sein. Vielmehr wird in wichtigen Teilbereichen die Preisge-
staltung weiterhin als ein Instrument staatlicher Wirtschaftspolitik angesehen.
Die Preisbildung auf den Faktormärkten
Auf den Arbeits- und Kapitalmärkten der Reformländer werden seit den frühen
90er Jahren die staatlichen Preisregulierungen schrittweise abgebaut:
Auf dem polnischen Arbeitsmarkt wurde die Lohnregulierung Anfang 1990
auf den Bereich der Staatsunternehmen beschränkt, der zu dieser Zeit allerdings
noch dominierend war. Zu nennen ist insbesondere die als „Popiwek" bezeich-
nete Besteuerung des Lohnzuwachses: Lohnzuwächse in Unternehmen mit ei-
nem 50prozentigen oder höheren Staatsanteil durften die Inflationsrate um einen
bestimmten vH-Satz nicht übersteigen; die Normüberschreitung wurde progres-
siv besteuert.
8
6 Nach der Abschaffung dieses Systems im August 1994 und einer
Interimslösung wurde im Januar 1995 ein neues Gesetz verabschiedet, das
Lohnverhandlungen zwischen Unternehmensleitung und Belegschaft auf Basis
der Empfehlungen einer „Tripartite-Kommission" (Regierungs-, Arbeitgeber-
8
6 Normüberschreitungen von 3 vH, 3 bis 6 vH und mehr als 6 vH wurden mit Steuer-
sätzen von 100 vH, 200 vH und 300 vH belegt, wobei jeder Prozentpunkt der Norm-
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und Arbeitnehmervertreter) vorsieht. Auf diese Weise wurde eine Art Tarifkar-
tell unter staatlicher Beteiligung etabliert. Zudem gelten Mindestlöhne. Sie be-
laufen sich in den letzten Jahren auf durchschnittlich 40 vH des durchschnittli-
chen Nettolohns (Kuss und Mohlek 1993: 37 f.; Heitger etal. 1992: 154 f.;
EBRD 1996: 166).
Noch vor der Auflösung der Tschechoslowakei wurde im Jahr 1991 in der
Tschechischen und in der Slowakischen Republik eine Lohnzuwachssteuer in
Abstimmung mit den Gewerkschaften eingeführt. Als Strafsteuer konzipiert
zielte sie auf eine Begrenzung des Reallohnzuwachses. Diese gemeinsame Re-
gelung lief Ende 1992 aus, sie wurde allerdings in der Tschechischen Republik
für Betriebe mit mehr als 25 Beschäftigten erst Mitte 1995 abgeschafft. In der
Slowakischen Republik beschränkte man sich auf vereinzelte Lohnkontrollen,
die schließlich Ende 1994 aufgegeben wurden. Denn diese Lohnkontrollen hat-
ten sich letztendlich als ungeeignet erwiesen, die Lohngestaltung der nur teilwei-
se privatisierten Großbetriebe zu mäßigen. Diese Betriebe ignorierten unter In-
kaufnahme der Strafsteuer die Lohnlimits oder interpretierten die staatlichen
Vorgaben als „Mindestlohn". Diese Lohnpolitik war losgelöst von der Entwick-
lung der Arbeitsproduktivität, die nur wesentlich niedrigere Reallohnerhöhungen
erlaubte (Heinrich etal. 1996: 156). Daher liegt die Vermutung nahe, daß sich
die Großbetriebe aus der Staatskasse refinanzieren konnten und unter diesen Be-
dingungen auch kaum konkursfähig waren. So wäre eine harte Budgetrestriktion
und die bedingungslose Privatisierung für diese Betriebe von vornherein den er-
folglosen staatlichen Lohnregulierungen vorzuziehen gewesen. Nach wie vor
gelten in beiden Ländern Mindestlöhne, die unregelmäßig angepaßt werden.
Diese liegen allerdings weit unter dem Durchschnittslohn (EBRD 1996: 147).
Zudem werden in der Slowakischen Republik gegenwärtig die Löhne auf „Tri-
partite"-Basis zwischen Regierung, Arbeitgebern und Gewerkschaften kollektiv
ausgehandelt (EBRD 1996: 173).
In Ungarn wurden bis 1993 ebenfalls die Lohnzuwächse, die eine bestimmte
Grenze überschritten, besteuert, um die Lohnpolitik der überwiegend staatlichen
Großbetriebe unter Kontrolle zu bringen. Auch hier war dieser Versuch, das
Ausgabenverhalten sich „weich" refinanzierender Betriebe zu disziplinieren, er-
folglos. Geblieben sind Mindestlöhne und Mindestsätze für bestimmte Lohnzu-
schläge. Diese werden vom „Rat für Interessenausgleich" vorgegeben, dem Ver-
treter von Regierung, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden angehören. Die-
ser Rat soll zudem einen gesellschaftlichen Konsens über Arbeitsmarkt- und an-
dere wirtschaftspolitische Fragen fördern. Ansonsten obliegt die Lohnfindung
weitgehend den Tarifpartnern, wobei aufgrund des schwachen Verbandswesens
und der zersplitterten Gewerkschaften in der Regel Haustarife statt überbetriebli-
che Verbandstarife abgeschlossen werden (Brunner 1996a: 53 ff.; EBRD 1996:
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Die freie Preisbildung auf den Arbeitsmärkten ist damit auch weiterhin in al-
len Ländern in Frage gestellt. Dabei spielen die Mindestlohnvorschriften nicht
die entscheidende Rolle, da sie offensichtlich so niedrig bemessen sind, daß sie
bei der Lohnfindung ohne Belang sind. Auch der in allen Ländern unternomme-
ne Versuch einer Lohnkontrolle über eine Lohnzuwachssteuer ist mittlerweile
aufgegeben worden. Dies war nicht mehr als der untaugliche Versuch, der frei-
gebigen Lohnpolitik der staatlichen, „kommerzialisierten" oder teilprivatisierten
Großbetriebe einen Riegel vorzuschieben. Doch verfehlte diese Regulierung die
eigentliche Ursache des Problems. Sie liegt in der „weichen" Budgetrestriktion
der Betriebe, die von direkten oder indirekten staatlichen Beihilfen herrührt. Ei-
ne uneingeschränkte Privatisierung, die Herstellung der Konkursfähigkeit und
ein umfassender Abbau der Staatshilfen wäre die marktkonforme Politikvariante
gewesen. Von größerer Bedeutung für die Preisbildung auf den Arbeitsmärkten
sind nunmehr, außer in der Tschechischen Republik, die Formen der kollektiven
Lohnfindung unter Beteiligung von „Tripartite"-Gremien. Dadurch besteht auf
den Arbeitsmärkten auch künftig das Risiko, daß keine Marktlöhne, sondern
unter Beteiligung des Staates (sozial-)politische Löhne fixiert werden. Zwar sind
in den Reformländern die Verbandsstrukturen noch sehr schwach, so daß die
Löhne vielfach dezentral vereinbart werden können. Doch stellen die Mitspra-
chemöglichkeiten einen Nährboden für starke Verbände dar, deren Entstehen nur
eine Frage der Zeit sein dürfte, wie die Erfahrung westlicher Industrieländer
zeigt.
Was die Preisbildung auf den Finanz- und Kapitalmärkten betrifft, ist in allen
Ländern eine weitgehende Liberalisierung erfolgt. Seit der Einführung des zwei-
stufigen Bankensystems zu Beginn der 90er Jahre können die Geschäftsbanken
Zinssätze und Gebühren weitgehend frei gestalten. In Ungarn erfolgte bereits im
Jahr 1987 die Einführung eines zweistufigen Bankensystems, wenn auch die
Funktionen der Zentralbank als Geschäftsbank erst Ende 1991 auf ein Minimum
beschränkt wurden (Brunner 1996a: 60 f.; EBRD 1996: 147, 155, 166, 173).
Trotz der weitgehend liberalisierten Preisbildung auf den Finanz- und Kapi-
talmärkten darf nicht übersehen werden, daß an den wichtigsten Geschäftsban-
ken eine Staatsbeteiligung in der Regel beibehalten wurde. Auf diese Weise be-
steht auch weiterhin ein staatlicher Einfluß auf die Geschäftspolitik der Banken,
wenn auch indirekt. Da der Bereich der Finanzdienstleistungen in allen Ländern
als „strategisch" bedeutsam angesehen wird und daher vom Privatisierungspro-
zeß teilweise ausgeschlossen ist, spricht wenig für eine vollständige Ent-
staatlichung der Finanz- und Kapitalmärkte. Vielmehr ist die weitere Privatisie-
rung von Geschäftsbanken Gegenstand der politischen Diskussion. Offensicht-
lich geht es den politischen Entscheidungsträgern darum, auch künftig ihren Ein-
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b. Die Sicherung der Wettbewerbsfreiheit
In den von staatlichen Monopolstrukturen geprägten Zentralverwaltungswirt-
schaften Mittel- und Osteuropas war die Wettbewerbsfreiheit ein systemfremdes
Element. Um Wettbewerb herzustellen, müssen daher die Monopolstrukturen
durch die Privatisierung und die Öffnung der Märkte nach innen und außen ab-
gebaut werden. Vor allem der außenwirtschaftlichen Öffnung kommt eine An-
schubfunktion für den Wettbewerb zu, auf die noch ausführlich einzugehen ist.
8
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Diese Maßnahmen müssen allerdings durch institutionalisierte Kontrollen wett-
bewerbsbeschränkender Absprachen und wirtschaftlicher Macht ergänzt werden,
um Wettbewerbsbeschränkungen von privater Seite unterbinden zu können. Von
besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang, ob eine unabhängige Insti-
tution besteht, die über die Einhaltung wettbewerbssichernder Regeln wacht und
stark genug ist, sie gegenüber den politischen Entscheidungsträgern durch-
zusetzen. Daher ist zu prüfen, inwieweit es den Reformländern gelungen ist, ei-
nen institutionalisierten Schutz des Wettbewerbs aufzubauen.
In Polen soll die Entfaltung des Wettbewerbs, der Schutz vor monopo-
listischen Praktiken und von Verbraucherinteressen mit dem „Gesetz über die
Bekämpfung monopolistischer Praktiken" vom Februar 1990 gewährleistet wer-
den.
8
8 Aufgrund dieses Gesetzes wird die Monopolaufsicht durch das Anti-
Monopolamt ausgeübt, das als zentrale Behörde der Staatsverwaltung dem Mini-
sterrat untergeordnet ist. Damit wird die Monopolaufsicht zwar in die Hände ei-
ner eigenständigen Institution gelegt — der Finanzminister fungierte bis zur
Verabschiedung des Gesetzes als Antimonopolbehörde —, das Anti-Mono-
polamt hat jedoch keinen autonomen Status. So kann der Präsident des Amts je-
derzeit vom Ministerpräsidenten ernannt und abberufen werden, was prinzipiell
die Möglichkeit eröffnet, die Entscheidungsfindung im Anti-Monopolamt poli-
tisch zu determinieren. Wenn das Anti-Monopolamt erst einmal eine Entschei-
dung getroffen hat, kann diese sofort vollstreckt werden — der gerichtliche Kla-
geweg bleibt offen.
Das Gesetz soll den Wettbewerb durch ein Verbot der Anwendung monopoli-
stischer Praktiken schützen. Die Anwendung dieser Praktiken ist verboten, es sei
denn, ein betroffenes Wirtschaftssubjekt kann den Beweis fuhren, daß eine sol-
che Vorgehensweise für die wirtschaftliche Tätigkeit notwendig ist und den
Wettbewerb nicht wesentlich beschränkt. Diese Praktiken sind explizit benannt
Siehe hierzu den nachfolgenden Abschnitt „Die Außenwirtschaftsordnung".
8
8 Den Ausführungen liegt die Übersetzung des Gesetzes in Kuss und Mohlek (1996)
zugrunde. Dieses Gesetz ist vom deutschen, europäischen und US-amerikanischen
Kartellrecht inspiriert. Eine Novellierung des Gesetzes im Frühjahr 1995 sollte eine
weitere Annäherung an EU-Recht bringen (Herrnfeld 1995: 41).94 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
und definieren damit die Monopolisierungssymptome, an denen die Monopol-
kontrolle ansetzen kann. Sie umfassen zum einen personelle Verflechtungen von
Unternehmen sowie Vereinbarungen über Preise und Mengen, Marktaufteilun-
gen, Marktzugangsbeschränkungen bzw. Marktausschlußbestrebungen und har-
monisierte Geschäftsbedingungen. Zum anderen wird auch der Mißbrauch einer
marktbeherrschenden Stellung als monopolistische Verhaltensweise angesehen,
die sich insbesondere in der Preisgestaltung, der Marktsegmentierung, der Be-
kämpfung wettbewerblicher Rahmenbedingungen und der Vertragspolitik zeigt.
Eine marktbeherrschende Stellung wird dann vermutet, wenn der Marktanteil ei-
nes Unternehmens 40 vH übersteigt, während ein Unternehmen als Monopolist
gilt, wenn es auf einem landesweiten oder lokalen Markt auf keinen Wettbewerb
trifft. Den Monopolisten ist außer den genannten monopolistischen Praktiken
explizit eine monopolistische Preis- bzw. Mengenpolitik untersagt.
Neben der Bekämpfung von monopolistischen Praktiken obliegt dem Anti-
Monopolamt des weiteren die Fusionskontrolle. Es besteht eine gesetzliche An-
meldepflicht für Zusammenschlußvorhaben, wenn bestimmte Umsatz- oder Ver-
mögenskriterien erfüllt sind: ein Jahresumsatz von mehr als 5 Millionen ECU
liegt vor bzw. entsteht, oder ein Vermögenswert von mehr als 2 Millionen ECU
ist betroffen. Das Amt kann Unternehmenszusammenschlüsse untersagen, die zu
einer marktbeherrschenden Stellung führen oder diese verstärken. Die Übernah-
me durch den Vertreter eines Konkurrenten kann verboten werden, wenn we-
sentliche Wettbewerbsbeschränkungen eintreten, die bei einem gemeinsamen
Marktanteil von mehr als 10 vH vermutet werden. Der Verbot des Zusam-
menschlusses von Geschäftsbanken ist hingegen an keine wettbewerbsgesetz-
lichen Kriterien geknüpft. Zudem kann das Amt die Teilung oder Auflösung be-
stehender Unternehmen verfügen, die eine marktbeherrschende Stellung ein-
nehmen und dadurch den Wettbewerb beeinträchtigen. Explizit können von ei-
ner solchen Entscheidung auch staatliche Unternehmen betroffen sein. Bei der
Fusionskontrolle bzw. Entflechtungsoption handelt es sich wiederum durchge-
hend um „Kann-Vorschriften", die dem Amt ein Ermessen einräumen.
Die praktischen Erfahrungen mit der polnischen Wettbewerbsgesetzgebung
sind nicht nur positiv. Einerseits kann das Anti-Monopolamt einige Erfolge bei
der Unterbindung monopolistischer Praktiken aufweisen:
8
9 die Zahl der Unter-
nehmen mit einer Monopolstellung verringerte sich im Zeitraum von 1989 bis
1993 von 200 auf 74 Unternehmen, mehrere Unternehmen mit marktbeherr-
schender Stellung auf regionalen Märkten wurden aufgelöst, und in einigen Fäl-
8
9 So wurde allein im Jahr 1993 in 132 Fällen dem Verdacht auf monopolistische Prak-
tiken nachgegangen, der sich in 48 Fällen bestätigte (Nachrichten für Außenhandel
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len untersagte die Behörde die Fusion von Staatsunternehmen. Auch verhinderte
das Anti-Monopolamt die Beteiligung von 96 marktbeherrschenden Unterneh-
men an der Massenprivatisierung und ist zu Kontrollzwecken in den Aufsichts-
räten einiger Monopolisten, darunter der Telefongesellschaft, Versicherungen
und Kraftwerken, vertreten. Darüber hinaus versucht es, Entscheidungen von
Legislative und Exekutive im Sinne der Stärkung des Wettbewerbs zu beeinflus-
sen, etwa in den Bereichen der Industrie- und Außenhandelspolitik. Andererseits
kann das Anti-Monopolamt gegen wettbewerbspolitisch bedenkliche Maßnah-
men der Regierung nur begrenzt Widerstand leisten. So mußte es Bestrebungen
der Regierung, in einigen Branchen wieder Monopole bzw. Kartelle zuzulassen
— etwa in der Zuckerindustrie und im Versicherungswesen —, hinnehmen oder
sich mit Kompromissen zufriedengeben (OECD 1995: 406 ff; OECD 1994a: 98;
Nachrichten für Außenhandel vom 27. Mai 1995). Es entsteht damit der Ein-
druck, daß zwar das polnische Wettbewerbsgesetz relativ strenge Richtlinien für
die Sicherung des Wettbewerbs vorgibt, aber daß sich die Strenge der Papier-
form nur bedingt in der Gesetzespraxis widerspiegelt.
Es kann festgehalten werden, daß in Polen schon in der Frühphase der Refor-
men ein institutionalisierter Schutz des Wettbewerbs eingerichtet wurde. Die
polnische Wettbewerbsgesetzgebung ist dadurch gekennzeichnet, daß sie der
Wettbewerbsbehörde einen relativ großen Ermessensspielraum gewährt. Dieses
Ermessen ist insofern positiv zu bewerten, als der Behörde ein Test auf Wettbe-
werbsfreiheit möglich ist und sie zum Schutz der Wettbewerbsfreiheit wettbe-
werbsbeschränkende Praktiken untersagen oder die Entflechtung von Unterneh-
mensstrukturen verfügen kann. Allerdings kann das Ermessen auch dazu genutzt
werden, das Verbot „monopolistischer Praktiken" zu unterlaufen. Dies wäre
wettbewerbspolitisch nur wünschenswert, wenn es um die temporäre Absiche-
rung von Pioniermonopolen ginge. Doch könnten sich hier auch Möglichkeiten
für eine politische Gestaltung von Wirtschaftsstrukturen ergeben. In dieses Bild
fügen sich auch die anteilsmäßige Definition einer marktbeherrschenden Stel-
lung und die Umsatz- bzw. Vermögenskriterien für eine Fusionskontrolle ein.
Da die Eingriffsmöglichkeiten nur als Kannvorschriften bestehen, hängt es
von der institutionellen Stellung der Wettbewerbsbehörde ab, ob die verfügbaren
wettbewerbspolitischen Instrumente zu Lasten der Wettbewerbsfreiheit genutzt
werden. Solche Interventionsmöglichkeiten wären kaum eine große Bedrohung
für die Wettbewerbsfreiheit, wenn die polnische Wettbewerbsbehörde unabhän-
gig und explizit auf das Konzept der Wettbewerbsfreiheit, also auf eine
Marktöffnungspolitik, verpflichtet wäre. Jedoch besteht weder eine derartige
Verpflichtung noch verfügt das polnische Anti-Monopolamt über einen autono-
men Status. Vielmehr kann die Regierung Einfluß nehmen, und es kommt hinzu,
daß das Amt keine exklusive Verfügungsgewalt über das gesamte wettbewerbs-
politische Instrumentarium hat. Darauf deutet jedenfalls die wettbewerbspoliti-96 Kapitel B. Die ordnüngspolitische Analyse des Reformprozesses
sehe Praxis hin, in der die Wettbewerbsbehörde als Vertreterin der Wettbewerbs-
freiheit oftmals gegenüber der Regierung das Nachsehen zu haben scheint.
In der Tschechischen Republik soll das „Gesetz über den Schutz des wirt-
schaftlichen Wettbewerbs" in seiner novellierten Fassung vom November 1993
den Wettbewerb sicherstellen.
9
0 Die Zielsetzung des Gesetzes besteht explizit
darin, den Wettbewerb auf den Güter- und Dienstleistungsmärkten vor Be-
schränkungen, Störungen und Ausschaltung zu schützen, wobei das Gesetz so-
wohl auf einzelne Unternehmen als auch auf Unternehmensvereinigungen ange-
wendet werden soll.
9
1 Die im Wettbewerbsgesetz vorgesehenen Aufgaben wer-
den nicht von einem Wettbewerbsamt, sondern vom „Ministerium für den wirt-
schaftlichen Wettbewerb" wahrgenommen.
9
2 Das Gesetz konstituiert keine au-
tonome Wettbewerbsbehörde, sondern legt die wettbewerbspolitischen Entschei-
dungen in die Hände eines Ministeriums, das naturgemäß in die Kabinettsdiszi-
plin und damit in die jeweilige Regierungspolitik eingebunden ist. Das Mini-
sterium wird auf eigene Initiative oder auf Antrag hin tätig. Widersprüche gegen
die Entscheidungen des Ministeriums sind nicht geregelt. Allerdings ist ein Kla-
geweg für alle Wirtschaftssubjekte vorgesehen, die durch Wettbewerbsver-
letzungen benachteiligt werden.
Das Gesetz soll den Wettbewerb zum einen dadurch schützen, daß mit einer
Art Generalklausel die im Gesetz genannten Vereinbarungen prinzipiell verboten
und damit unwirksam sind, die den Wettbewerb auf den Güter- und Dienstlei-
stungsmärkten beeinträchtigen oder beeinträchtigen könnten. Die Inhalte verbo-
tener Vereinbarungen umfassen Preisabsprachen, quantitative Beschränkungen,
Behinderung des technischen Fortschritts, Marktaufteilungen, Abnahmezwang
für vertragsfremde Leistungen, Preisdifferenzierungen und Marktzutrittsbe-
schränkungen. Von diesem Verbot sind unter die Generalklausel fallende Ver-
einbarungen dann ausgenommen, wenn sie der Vereinheitlichung von Rabatt-,
Liefer- und Zahlungsbedingungen dienen, die Rationalisierung bzw. Spezialisie-
rung fördern oder der betroffene Marktanteil relativ gering ist. Diese Ausnahmen
müssen beim Ministerium einzeln beantragt werden. Auch bietet das Gesetz die
9
0 Die Novellierung weist Parallelen zum deutschen Recht sowie zum europäischen
Gemeinschaftsrecht auf und dient der weiteren Annäherung an EU-Recht (Herrnfeld
1995: 64). Die nachfolgenden Verweise auf das tschechische Wettbewerbsgesetz be-
ruhen auf der englischen Übersetzung von Trade Links (1995b).
9
1 In der vorherigen Fassung wurde noch dem Schutz der von Wettbewerbs-
beschränkungen betroffenen Unternehmen Priorität eingeräumt, und Wettbewerbs-
verstöße durch Unternehmensvereinigungen wurden nicht berücksichtigt (Oliva und
Verny 1994: 145 f.).
9
2 Das Ministerium trat im September 1992 die Nachfolge des föderalen Kartellamts
und des alten tschechischen „Amts für den wirtschaftlichen Wettbewerb" an (Verny
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Möglichkeit einer allgemeinen Freistellung für bestimmte Vereinbarungen durch
das Ministerium, falls die Vorteile die Nachteile der Wettbewerbsbeeinträchti-
gung überwiegen. Darüber hinaus kann das Ministerium eine Ausnahme befür-
worten, wenn die daraus resultierende Wettbewerbsbeschränkung im „öffentli-
chen Interesse" ist. Das wird besonders in jenen Fällen vermutet, wo Güterpro-
duktion sowie technische und wirtschaftliche Entwicklung gefördert werden.
Allerdings muß die Vereinbarung den im Gesetz aufgeführten Bedingungen ge-
nügen, die einer möglichen Wettbewerbsbeschränkung Grenzen setzen. Dennoch
wird die Entscheidung für oder gegen die Wettbewerbsfreiheit zum Gegenstand
des politischen Kalküls der Regierenden.
Der Wettbewerb soll zum anderen durch Regeln geschützt werden, die sich
gegen den Mißbrauch einer Monopol- bzw. marktbeherrschenden Stellung rich-
ten. Eine marktbeherrschende Stellung wird angenommen, wenn der Anteil eines
Wettbewerbers auf dem relevanten Markt nicht weniger als 30 vH beträgt. Es
besteht gegenüber dem „Wettbewerbsministerium" die Verpflichtung, eine Mo-
nopolstellung oder marktbeherrschende Stellung zu melden. Das Gesetz sieht
den Mißbrauch wirtschaftlicher Macht als gegeben an, wenn einseitige oder dis-
kriminierende Verträge geschlossen werden, die Abnahme vertragsfremder Lei-
stungen erzwungen wird oder Produktion, Verkauf bzw. die technische Entwick-
lung beeinträchtigt werden. Das Ministerium ist ermächtigt, diese Verhal-
tensweisen zu unterbinden, wobei es im Fall schwerer Wettbewerbsverletzungen
auch die Entflechtung des betreffenden Unternehmens anordnen kann.
Schließlich übt das Ministerium auch die Fusionskontrolle aus, da es die un-
terschiedlichen Arten von Unternehmenszusammenschlüssen genehmigen muß,
die zu einem Marktanteil von mehr als 30 vH führen. Eine Genehmigung ist laut
Gesetz zu erteilen, wenn die Vorteile größer sind als die Nachteile der Wettbe-
werbsbeeinträchtigung. Da Vor- und Nachteile kaum eindeutig bestimmt werden
können, eröffnet diese Regelung einen relativ großen behördlichen Ermessens-
spielraum. Es bleibt dem Ministerium überlassen, im Einzelfall Bedingungen für
einen Zusammenschluß vorzugeben. Gesondert geregelt ist die Privatisierung
bislang staatlicher Monopolunternehmen, wobei letztlich die gesamte Regierung
unter Beachtung möglicher Wettbewerbsbeeinträchtigungen über den Bestand
einer Monopolstellung entscheidet. Das „Wettbewerbsministerium" nimmt an
diesen Verfahren nur beratend teil.
Die tschechische Gesetzespraxis zeigt, daß das „Wettbewerbsministerium"
eine relativ schwache Stellung hat. So kann beobachtet werden, daß sein Mini-
ster, wie nicht anders zu erwarten, offensichtlich auf die Unterstützung der ande-
ren Regierungsmitglieder angewiesen ist, um wettbewerbspolitische Maßnah-
men durchzusetzen. Diese Unterstützung wird ihm nur fallweise gewährt, so daß98 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses




Die Analyse der tschechischen Wettbewerbsgesetzgebung läßt daher den
Schluß zu, daß eine wirksame Kontrolle wettbewerbsbeschränkender Maß-
nahmen und wirtschaftlicher Macht möglich wäre, wenn die Generalklausel des
Gesetzes nicht durch die Vielzahl der Ausnahmen vom Wettbewerbsgebot ver-
wässert würde. So erinnert dieses Wettbewerbsgesetz sehr stark an das deutsche
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, das sich in § 1 zur Sicherung des
Wettbewerbs bekennt, aber in den darauf folgenden Paragraphen die zulässigen
Ausnahmen definiert. Weniger bedenklich erscheint hingegen, daß das tschechi-
sche „Ministerium für den wirtschaftlichen Wettbewerb" ab einem Marktanteil
von 30 vH marktbeherrschende Stellungen vermuten bzw. Fusionen genehmigen
muß. Trotz dieser Marktanteilskriterien verfügt das Ministerium im Prinzip über
einen ausreichenden Ermessensspielraum für einen Test auf Wettbewerbsfrei-
heit. Nur ist fraglich, wie dieser Ermessensspielraum genutzt wird. Ein wirksa-
mer Wettbewerbsschutz hängt entscheidend davon ab, daß die institutionelle
Wettbewerbskontrolle ausschließlich darauf verpflichtet ist, Entscheidungen im
Sinne der Wettbewerbsfreiheit zu treffen und durchzusetzen, damit die Wettbe-
werbspolitik nicht zum Einfallstor für eine staatliche Strukturpolitik werden
kann. Genau dieser autonome Status und die wettbewerbspolitische Kompetenz
fehlen — wie schon dem polnischen Anti-Monopolamt — auch dem tschechi-
schen „Wettbewerbsministerium". Statt die Einhaltung der Wettbewerbsregeln
von einer unabhängigen, nur dem Gesetz unterworfenen Wettbewerbsbehörde
überwachen zu lassen, wird die Wettbewerbskontrolle durch ein Ministerium
wahrgenommen, das in die Kabinettsdisziplin der Regierung eingebunden ist.
Dies widerspricht fundamental dem Gedanken, die Wettbewerbspolitik gegen
die Einflußnahmen politischer Interessengruppen zu immunisieren und sie statt
dessen auf das Ziel der Wettbewerbsfreiheit festzulegen. Unter diesen institu-
tionellen Rahmenbedingungen hängt die Wettbewerbspolitik von den konkreten
wirtschaftspolitischen Interessen der Regierung ab, so daß keine Garantie der
Wettbewerbsfreiheit besteht.
In der Slowakischen Republik basiert das Wettbewerbsrecht ebenso wie in der
Tschechischen Republik auf dem tschechoslowakischen „Gesetz zum Schütze
des wirtschaftlichen Wettbewerbs" vom Januar 1991. Noch vor der Auflösung
der Tschechoslowakei einigten sich die beiden Teilrepubliken auf eine Gesetzes-
novelle, die im Oktober 1992 in Kraft trat. Diese Novelle enthielt jedoch vor-
Zum Beispiel gewährte die Regierung dem Wettbewerbsminister Unterstützung bei
Maßnahmen gegen die Preispolitik des Autoherstellers Skoda, während dieser man-
gels Zustimmung der anderen Kabinettsmitglieder gegen ein böhmisches Pressemo-
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nehmlich nur neue Zuständigkeitsregelungen für die nach dem Verfall der Föde-
ration verbleibenden nationalen Kartellbehörden. Es war geplant, im Jahre 1993
eine zweite, umfassende Novelle gemeinsam durchzufuhren, was jedoch an den
divergierenden Vorstellungen zur Industrie- und Wettbewerbspolitik scheiterte
(Verny 1993b: 86; Oliva und Verny 1994: 145; Zemanovicovä et al. 1994: 115).
Anders als in der Tschechischen Republik erfolgte die Verabschiedung einer ei-
genen slowakischen Novelle aufgrund politischer Differenzen erst im Juli
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Zielsetzung und Anwendungsbereich des Gesetzes entsprechen denen der
tschechischen Novelle. Auf die umstrittene Formulierung, daß der Schutz des
Wettbewerbs im Einklang mit der „Prosperität der Wirtschaft" stehen muß und
deren „Effizienz" nicht behindern darf, wurde verzichtet. Die Aufgaben des
Wettbewerbsgesetzes werden exklusiv vom slowakischen Anti-Monopolamt
wahrgenommen, das als zentrale Behörde der Staatsverwaltung über keinen au-
tonomen Status verfügt und dessen Leiter von der Regierung ernannt wird. Diese
Behörde wird von Amts wegen oder auf Antrag eines Unternehmens tätig. Ge-
gen die abschließende Entscheidung des Amtes kann ein Verfahrensbeteiligter
den Klageweg beschreiten.
Der Schutz des Wettbewerbs soll einerseits durch ein Verbot von wettbe-
werbsbeschränkenden Absprachen gewährleistet werden, die inhaltlich weitge-
hend mit den nach dem tschechischen Gesetz verbotenen Vereinbarungen über-
einstimmen. Ausnahmen von dieser Verbotsklausel sind dann möglich, wenn
folgende Bedingungen gleichzeitig erfüllt sind: (1) Warenerzeugung oder -distri-
bution werden verbessert oder die technische und wirtschaftliche Entwicklung
werden gefördert; (2) die Verbraucher profitieren in angemessener Weise;
(3) die Beteiligten sind nur den zur Zielerreichung notwendigen Beschränkungen
ausgesetzt; (4) die Beteiligten dürfen keinen wesentlichen Teil des betreffenden
Marktes vom Wettbewerb ausschließen. Das Amt kann von den Beteiligten den
Nachweis darüber verlangen, daß diese Bedingungen erfüllt sind. Es dürfte al-
lerdings nicht schwer sein, diesen Nachweis zu führen, so daß „Ausnahmen" von
der Verbotsklausel zur Regel werden könnten, zumal die Unternehmen die
Möglichkeit haben, eine entsprechende Entscheidung des Amtes zu beantragen.
Andererseits enthält das Gesetz auch ein Verbot des Mißbrauchs einer marktbe-
herrschenden Stellung auf dem relevanten Markt. Eine marktbeherrschende Stel-
lung wird bei einem Marktanteil von mindestens 40 vH vermutet; Mißbrauch
liegt vor, wenn unangemessene Vertragsbedingungen durchgesetzt werden, Ein-
9
4 Die nachfolgenden Ausführungen beruhen auf der Übersetzung des Gesetzes in
Schmid (1995). Auch hier diente die Novelle der Harmonisierung mit europäischem
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schränkungen von Produktion, Absatz oder technischer Entwicklung zum Nach-
teil der Verbraucher sind, diskriminierende Verträge geschlossen werden oder
die Abnahme vertragsfremder Leistungen erzwungen wird.
Darüber hinaus sieht das Wettbewerbsgesetz eine Kontrolle von Kon-
zentrationsprozessen vor, die den Wettbewerb beeinträchtigen könnten. Diese
Fusionskontrolle durch das Anti-Monopolamt greift in den Fällen, in denen die
Beteiligten einen Gesamtumsatz von mindestens 300 Mill. SK und wenigstens
zwei Beteiligte einen Umsatz von mindestens je 200 Mill. SK aufweisen oder
der gemeinsame Marktanteil der Beteiligten mehr als 20 vH beträgt. Derartige
Konzentrationen sind beim Amt anzumelden, das ablehnend entscheidet, wenn
eine marktbeherrschende Stellung geschaffen oder verstärkt würde. Eine Geneh-
migung ist dann nur noch möglich, wenn die Beteiligten nachweisen, daß die ge-
samtwirtschaftlichen Vorteile der Konzentration überwiegen würden. Allerdings
hat die Regierung die Möglichkeit, die Eingriffstatbestände für die Fusionskon-
trolle auf dem Verordnungswege branchenweise festzulegen oder entsprechend
der wirtschaftlichen Entwicklung anzupassen.
Das slowakische Wettbewerbsgesetz kann die gemeinsamen Wurzeln, die es
mit dem tschechischen Wettbewerbsrecht teilt, nicht verleugnen. Daher gelten
die gleichen ordnungspolitischen Bedenken: Die Ausnahmen weichen das Ver-
bot der Wettbewerbsbeschränkungen derart auf, daß die Verbotsklausel ad ab-
surdum geführt wird. Hinzu kommt, daß die Fusionskontrolle als Instrument der
Strukturlenkung geeignet ist. Allerdings ist selbst diese eingeschränkte Siche-
rung der Wettbewerbsfreiheit in der Slowakischen Republik nicht allgemein
konsensfähig, wie die dortige Debatte um den scheinbaren Gegensatz zwischen
Wettbewerbsfreiheit und positiver Wirtschaftsentwicklung zeigt. Dieser Mei-
nungsstreit ist für die praktische Wettbewerbspolitik insofern relevant, als die
slowakische Wettbewerbsbehörde sehr stark in den Regierungsapparat einge-
bunden und weisungsabhängig ist, so daß sie der politischen Einflußnahme un-
terliegt. Unter diesen Umständen stellt der slowakische Ansatz zum „Schutz des
wirtschaftlichen Wettbewerbs" jedenfalls keinen wirksamen Riegel gegen staat-
liche Interventionen in den Wettbewerb dar.
In Ungarn basiert der rechtliche Schutz des Wettbewerbs auf dem „Gesetz
LXXXVI über das Verbot des unlauteren Marktverhaltens", das im November
1990 verabschiedet wurde.
9
5 Es umfaßt sowohl das Verbot von Wettbewerbsbe-
schränkungen und Vorschriften zur Fusionskontrolle als auch das Recht des un-
lauteren Wettbewerbs.
Nachfolgend wird auf das Gesetz Bezug genommen, wie es in VERZÄL (1994) über-
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Die von dem Gesetz vorgesehenen Aufgaben der Wettbewerbsaufsicht wer-
den durch das „Amt für Wirtschaftswettbewerb" wahrgenommen. Dieses Amt ist
eine eigenständige Institution, dessen Leiter sowie seine beiden Stellvertreter
vom Ministerpräsidenten auf sechs Jahre ernannt werden. Die einzelnen Fälle
bearbeitet jeweils ein mindestens dreiköpfiger Wettbewerbsrat, dessen Mitglie-
der vom Amtsleiter ernannt werden und dem einer der stellvertretenden Amts-
leiter vorsitzt. Die Mitglieder des Wettbewerbsrates sind nur dem Gesetz unter-
geordnet. Das Wettbewerbsamt hat gegenüber dem Parlament eine Berichter-
stattungspflicht und nimmt auf Aufforderung zu Tagesordnungspunkten des
Parlaments, die sich mit Wettbewerbsfragen befassen, schriftlich Stellung. Es
muß des weiteren der Regierung Auskunft über seine Tätigkeit geben, sofern
diese nicht laufende Verfahren der Wettbewerbsaufsicht betrifft. Umgekehrt darf
der Amtsleiter an Parlaments- und Kabinettssitzungen teilnehmen, wobei er auf
letzteren ein Beratungsrecht hat. Zusätzlich ist der jeweils zuständige Minister
verpflichtet, die Meinung des Wettbewerbsamts zu Gesetzes- oder Verordnungs-
entwürfen einzuholen, soweit diese wettbewerbsrelevante Fragen berühren. Da-
mit hat das Amt einen relativ hohen Grad institutioneller Unabhängigkeit, wo-
durch die politische Einflußnahme auf die Tätigkeit des Amtes zumindest er-
schwert wird. Das Wettbewerbsamt wird im Regelfall auf Antrag eines Betroffe-
nen oder von Amts wegen tätig, um möglichen Wettbewerbsverletzungen nach-
zugehen. Gegen die Entscheidungen des Amtes ist kein Widerspruch möglich,
nur der gerichtliche Klageweg kann zu Änderungen führen. Jedoch hat das Ein-
reichen einer Klageschrift, abgesehen von der Vollstreckung von Bußgeldern,
keine aufschiebende Wirkung.
Zu den Aufgaben des Wettbewerbsamtes gehört es, das Verbot wettbe-
werbsschädlicher Vereinbarungen bzw. abgestimmter Verhaltensweisen (Kartell-
verbote) durchzusetzen. Die Verbotstatbestände betreffen die Preisbildung, die
Marktaufteilung, Marktzutrittshindernisse, die Benachteiligung von Marktteil-
nehmern, Marktausschlußbestrebungen, Produktionsbeschränkungen, die Behin-
derung des technischen Fortschritts sowie die Festlegung des Weiterverkaufs-
preises. Derartige Vereinbarungen sind von dem Verbot dann ausgenommen,
wenn sie den Mißbrauch wirtschaftlicher Dominanz verhindern oder nur von ge-
ringer Bedeutung sind.
9
6 Sie können genehmigt werden, wenn die daraus resul-
tierende Wettbewerbsbeeinträchtigung für den verfolgten Zweck angemessen er-
scheint und die sich ergebenden Vorteile die Nachteile übertreffen: Als vorteil-
° Eine geringe Bedeutung liegt vor, wenn der Anteil der Parteien, die eine Vereinba-
rung abschließen, auf dem relevanten Markt 10 vH nicht übersteigt; Bönsch (1994:
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haft werden eine günstigere Preisgestaltung, Qualitätsgewinne, Effizienzgewinne
in der betrieblichen Organisation, technischer Fortschritt, verbesserter Umwelt-
schutz und ein Zuwachs an internationaler Wettbewerbsfähigkeit angesehen; als
nachteilig gilt insbesondere, wenn der relevante Marktanteil der Kartellpartner
auf mehr als 30 vH anwächst. Ausnahme bzw. Freistellung von dem Vereinba-
rungsverbot müssen von den Partnern beim Wettbewerbsamt beantragt werden,
wobei die Beweislast bei den Antragstellern liegt.
Das Wettbewerbsgesetz verbietet des weiteren den Mißbrauch wirtschaft-
licher Macht, der sich insbesondere in folgenden Tatbeständen zeigen soll: ein-
seitige Vertragsgestaltung, ungerechtfertigte Vertragsverweigerung, erzwunge-
ner Verzicht auf Vertragsansprüche, Marktzutrittshindernisse, Beeinträchtigung
des technischen Fortschritts und Schaffung unbegründeter Wettbewerbsnachteile
für den Konkurrenten oder die Beeinflussung seiner Entscheidungen, um unbe-
gründete Vorteile zu erlangen.
9
7 Dem Gesetz zufolge liegt wirtschaftliche Macht
dann vor, wenn Angebots- oder Nachfragemacht besteht, der Marktanteil 30 vH
übersteigt, kein Wettbewerb auf dem relevanten Markt stattfindet und höchstens
drei Unternehmen einen Marktanteil von mehr als 50 vH auf sich vereinigen.
Den Schutz des Wettbewerbs soll das Wettbewerbsamt auch dadurch ge-
währleisten, daß es eine Fusionskontrolle ausübt. Das Gesetz sieht ein Geneh-
migungsverfahren vor, wenn im letzten Kalenderjahr der relevante Marktanteil
der Teilnehmer 30 vH überstieg oder ihre Gesamteinnahmen mehr als 10 Mill.
Forint betrugen. Allerdings entfällt das Genehmigungsverfahren, falls die orga-
nisatorische Vereinigung durch einen „Staatsverwaltungsbeschluß" verordnet
wird, zu dem das Wettbewerbsamt nur vorab Stellung nimmt. Eine Genehmi-
gung ist generell zu verweigern, wenn die Vereinigung den gegenwärtigen oder
zukünftigen Wettbewerb beeinträchtigen würde. Hingegen erfolgt eine Geneh-
migung, wenn die wettbewerblichen Vorteile die Nachteile übertreffen, der
Wettbewerb den größeren Teil des Marktvolumens nicht ausschließt oder die
Exportfähigkeit gefördert wird. Diese Regeln gelten auch für den Fall, daß über
eine Beteiligung ein entscheidender Einfluß auf ein Unternehmen erlangt wird,
dessen Marktanteil 30 vH übersteigt. Der Einfluß wird als entscheidend angese-
hen, wenn der Beteiligungsumfang größer als 50 vH ist bzw. de jure oder de
facto die Geschäftspolitik mitgestaltet wird.
In der Praxis scheint das Wettbewerbsamt entschieden gegen Wettbewerbs-
verstöße vorzugehen. So konnte das Amt in Fällen des Mißbrauchs wirtschaft-
licher Macht erfolgreich intervenieren, wobei vielfach staatliche Unternehmen
9
7 Ein unbegründeter, einseitiger Vorteil wird vom Gesetz dann angenommen, wenn
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versucht hatten, ihre Macht mißbräuchlich zu nutzen.
9
8 Auf diese Weise wurden
alte, noch aus Zeiten der Zentralverwaltungswirtschaft stammende Verhaltens-
muster durchbrochen und durch Wettbewerbsverstöße Benachteiligte ermutigt,
die Hilfe des Wettbewerbsamts in Anspruch zu nehmen (Vida 1994: 194 ff;
OECD 1995: 254 ff.).
Der ungarische Ansatz zur Sicherung der Wettbewerbsfreiheit vermittelt da-
her im Vergleich der Reformländer den besten Eindruck. Zwar unterscheiden
sich die Inhalte des ungarischen Wettbewerbsgesetzes nicht wesentlich von de-
nen der entsprechenden Rechtsvorschriften in den anderen drei Ländern. Auch in
Ungarn sind Ausnahmen vom Verbot wettbewerbsbeschränkender Vereinbarun-
gen möglich, zudem eröffnet die Fusionskontrolle gestalterischen Spielraum, der
nicht unbedingt zugunsten der Wettbewerbsfreiheit genutzt werden muß. Jedoch
weist das ungarische Wettbewerbsgesetz mit dem unabhängigen Status der
Wettbewerbsbehörde einen entscheidenden Vorzug auf: Das „Amt für Wirt-
schaftswettbewerb" ist weitgehend der politischen Einflußnahme entzogen und
hat eine umfassende Zuständigkeit für wettbewerbsrelevante Fragen. Es ist nur
dem Gesetz verpflichtet, das, bei entsprechender Nutzung des Ermessensspiel-
raums, die Sicherung der Wettbewerbsfreiheit ermöglicht. Seine relative Unab-
hängigkeit legt nahe, daß diese gesetzlichen Möglichkeiten zum Schutz des
Wettbewerbs auch wahrgenommen werden. Die wettbewerbspolitische Praxis
scheint zudem dafür zu sprechen, daß das Amt seine Kompetenzen im Sinne des
Konzepts der Wettbewerbsfreiheit nutzt. Ein Manko in der ungarischen Wettbe-
werbsgesetzgebung kann darin gesehen werden, daß Fusionen durch „Staatsver-
waltungsbeschluß" am Amt vorbei möglich sind, wodurch die wettbewerbspoli-
tische Kompetenz des Amts untergraben wird.
In allen untersuchten Ländern gibt es mittlerweile eine Wettbewerbsgesetz-
gebung und damit formal eine institutionalisierte Kontrolle von wettbewerbs-
beschränkenden Absprachen und wirtschaftlicher Macht. Fraglich ist jedoch die
Wirksamkeit dieser Kontrolle, gemessen an der Verwirklichung des Ziels der
Wettbewerbsfreiheit. Denn die Wettbewerbsgesetze bieten ohne Ausnahme die
Möglichkeit zur Beschränkung des Wettbewerbs, so daß das Verbot von Wett-
bewerbsbeschränkungen teilweise wie ein „Muster ohne Wert" wirkt. Die Wahr-
scheinlichkeit, daß der vorhandene Ermessensspielraum im Sinne der Wettbe-
werbsfreiheit genutzt wird, ist dann am größten, wenn die Wettbewerbsbehörde
politisch unabhängig, der Wettbewerbsfreiheit verpflichtet und allein zuständig
für Fragen der Wettbewerbspolitik ist. Dieses Leitbild zur Sicherung der Wett-
9
8 So waren etwa die ungarische Post, ein staatliches Elektrizitätswerk, eine staatliche
Mühle und ein Kommunalunternehmen von Maßnahmen des Wettbewerbsamts be-
troffen (Vida 1993: 255 f.; Vida 1994: 194 f.; Institute of Economics 1994: 6).104 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
bewerbsfreiheit scheint in Ungarn am ehesten verwirklicht zu sein, während in
den drei anderen Ländern die Möglichkeiten zur politischen Einflußnahme auf
die Wettbewerbsbehörden unverkennbar sind. Allerdings muß für alle Länder
die Kritik gelten, daß bei der Gestaltung der Wettbewerbsgesetze weniger das
Konzept der Wettbewerbsfreiheit Pate gestanden hat, sondern die Harmonisie-
rung mit europäischem Recht ausschlaggebend war. Dabei ist offensichtlich, daß
das EU-Wettbewerbsrecht nicht unbedingt dem Leitbild der Freiheit des Wett-
bewerbs folgt, sondern Spielraum für eine staatliche Strukturpolitik läßt.
c. Die Freiheit des Marktzutritts
Bis zum Beginn des Reformprozesses in den Zentralverwaltungswirtschaften
Mittel- und Osteuropas bestanden für private Unternehmer in der Regel prohibi-
tive Genehmigungsvorschriften. Privates Unternehmertum war in dem sozialisti-
schen Entwurf einer Wirtschaftsordnung prinzipiell nicht vorgesehen. Die Vor-
schriften ermöglichten nur ausnahmsweise eine private unternehmerische Betäti-
gung. Sie definierten lediglich die Nischenplätze für private Unternehmer inner-
halb der alles überragenden staatswirtschaftlichen Strukturen. Dabei galten äu-
ßerst restriktive Regulierungen etwa hinsichtlich der Zahl der abhängig Beschäf-
tigten oder beim Zugang zu Produktionsmitteln. Den Marktzutritt in größerem
Umfang ermöglichen erst die seit Ende der 80er Jahre eingeführten Gewerbeord-
nungen, die in den Reformländern prinzipiell die Gewerbefreiheit für natürliche
und juristische Personen begründeten. Doch stellt sich zum einen die Frage, in
welchem Umfang die Freiheit des Marktzutritts hergestellt wurde. Zum anderen
ist zu fragen, ob ein Anreiz zum Marktzutritt durch den Schutz geistigen Eigen-
tums geschaffen wurde.
Die Regulierung des Marktzutritts
In Polen wurde der entscheidende Schritt zur Gewerbefreiheit mit dem „Gesetz
über die Wirtschaftstätigkeit" bereits im Dezember 1988 vollzogen." Diese Re-
form signalisierte unverkennbar den rapiden Verfall der zentralverwaltungswirt-
schaftlichen Ordnung. Nach diesem Gesetz steht es jedermann frei, eine Wirt-
schaftstätigkeit aufzunehmen, sei es eine Produktions-, Bau-, Handels- oder
Dienstleistungstätigkeit. Erforderlich ist im Regelfall lediglich eine Anzeige zum
Wirtschaftstätigkeitsregister, und es muß gewährleistet sein, daß Schutzvor-
schriften eingehalten werden. Ausgenommen von der Genehmigungsfreiheit sind
eine Reihe ausdrücklich genannter Wirtschaftstätigkeiten, die eine Konzession
Nachfolgend wird auf das Gesetz i.d.F. vom Oktober 1994 in der Übersetzung von
Gralla und Mohlek (Kuss und Mohlek 1995) Bezug genommen.///. Die Ordnung der Märkte und des Wettbewerbs 105
erfordern. Diese Konzessionsbereiche wurden offensichtlich unter dem Gesichts-
punkt ausgewählt, daß eine Wirtschaftstätigkeit in diesen Bereichen die öffentli-
che Sicherheit und andere als schutzwürdig angesehene öffentliche Interessen
berührt.
10
0 Die daraus resultierenden Einschränkungen der Gewerbefreiheit
dürften solange gering sein, wie die Zahl der Konzessionsbereiche nicht ausge-
weitet und die Konzessionsvergabe nicht an prohibitive Bedingungen geknüpft
wird. Weiterhin gibt es in Polen seit 1989 eine neue Handwerksordnung, die al-
lerdings ein reines Organisationsgesetz ist, da ausschließlich die Regelungen des
Gewerbegesetzes für die Aufnahme einer Handwerkstätigkeit relevant sind
(Kuss und Mohlek 1993: 9 f.; Herrnfeld 1995: 43 f.).
10
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Hingegen regeln spezielle Vorschriften die Aufnahme und Ausübung von Tä-
tigkeiten im Bank-, Börsen- und Versicherungswesen: Das im Januar 1989 ver-
abschiedete und seitdem mehrfach novellierte Bankgesetz setzt für die Gründung
einer Geschäftsbank eine Genehmigung voraus, die der Zentralbankpräsident in
Abstimmung mit dem Finanzminister erteilt. Die Zulassungsvoraussetzungen be-
stehen u.a. in einer angemessenen Eigenkapitalausstattung, einem Nachweis der
Qualifikation von Führungskräften und einem Geschäftsplan, der die Einla-
gensicherheit garantieren soll. Ebenfalls können Geschäftsbanken mit ausländi-
scher Kapitalbeteiligung bzw. -mehrheit gegründet werden, auch ist eine auslän-
dische (Mehrheits-) Beteiligung an bestehenden polnischen Geschäftsbanken
möglich. Zudem besteht prinzipiell die Möglichkeit der Gründung von rechtlich
unselbständigen Filialen ausländischer Banken. Die notwendige Genehmigung
wurde bislang jedoch nur selten erteilt, so daß vor allem Repräsentanzen einge-
richtet wurden. Ansonsten ist die Ausübung von Geschäftsbanktätigkeiten inso-
fern reguliert, als bestimmte Deckungsvorschriften einzuhalten sind, Berichter-
stattungspflichten bestehen und Obergrenzen für Deviseneinlagen fixiert werden




Eine Reihe von Gesetzen wurde des weiteren verabschiedet, um die rechtli-
chen Voraussetzungen für das Entstehen eines funktionstüchtigen Kapitalmark-
10
0 Zu den in Art. 11 des Gewerbegesetzes aufgezählten Konzessionsbereichen zählen
etwa die Herstellung und der Vertrieb von Sprengstoffen und Pharmazeutika, die
Ausbeutung von Bodenschätzen sowie See- und Lufttransportdienstleistungen.
10
1 Die Handwerksordnung regelt Status, Rechte, Pflichten und Selbstverwaltung der
Handwerker, nicht aber die Voraussetzungen für die Aufnahme einer Handwerkstä-
tigkeit.
0
2 Seit dem Beginn der 90er Jahre hat sich ein Geschäftsbankensektor entwickelt, der
sich aus einer Vielzahl neuer Privatbanken und zumeist größeren staatlichen Ge-
schäftsbanken, die nur schrittweise privatisiert werden, zusammensetzt (EBRD 1995:
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tes zu schaffen; so das „Gesetz über Obligationen" vom September 1988 und das
„Gesetz über den öffentlichen Verkehr mit Wertpapieren und Investmentfonds"
vom März 1991. Letzteres regelt die Zulassung und den Handel von Wertpapie-
ren sowie die Tätigkeit des Börsenmaklers. Die Maklertätigkeit setzt einen Qua-
lifikationsnachweis und eine Genehmigung durch die Wertpapierkommission
voraus. Auch ausländischen Wirtschaftssubjekten steht eine Maklertätigkeit of-
fen, die einer speziellen Genehmigungspflicht unterliegt. Mit der Novellierung
des Gesetzes Ende 1993 wurde diesbezüglich weitgehend EU-Standards ent-
sprochen (Kuss und Mohlek 1993: 43 f.; Herrnfeld 1995: 47 f.).
Schließlich unterliegt auch der Versicherungsmarkt einer besonderen Regulie-
rung: Das Versicherungsgesetz aus dem Jahr 1992 regelt die Zulassung und die
Tätigkeit von Versicherungsunternehmen. Es sieht vor, daß auch ausländische
Beteiligungen an inländischen Unternehmen und die Gründung ausländischer
Tochtergesellschaften genehmigt werden können (Herrnfeld 1995: 49).
10
3
Die Analyse der polnischen Marktzutrittsregulierungen zeigt, daß seit dem
Beginn des Reformprozesses der Marktzutritt in erheblichem Umfang von Be-
schränkungen befreit worden ist. Die Aufnahme einer Wirtschaftstätigkeit stößt
in der Regel auf keine größeren Hindernisse, die über formale Anforderungen,
wie die Registrierungspflicht, hinausgehen. Auch die polnische Handwerksord-
nung begründet als Organisationsrahmen keinen geschlossenen Klub, wie es
etwa bei der deutschen Handwerksordnung der Fall ist. Hinzu kommt, daß durch
die einsetzende Liberalisierung auf den Faktormärkten und den damit erleich-
terten Zugang zu Vorprodukten schon zu Beginn des Reformprozesses die Ge-
werbefreiheit auch genutzt werden konnte.
Dieses liberale Bild wird durch relativ wenige Ausnahmen getrübt: Weniger
gravierend ist noch die geringe Zahl der Konzessionsbereiche, wo eine Geneh-
migungspflicht besteht. Der Schutz der Allgemeinheit kann in Bereichen wie der
Sprengstoffproduktion eine Zugangsregulierung rechtfertigen. Dieses Regulie-
rungsargument verliert allerdings entscheidend an Gewicht, wenn es darum geht,
Tätigkeiten in Bank-, Börsen- und Versicherungswesen unter einen Genehmi-
gungsvorbehalt zu stellen. Im Bankwesen, wo schon ein dauerhaftes staatliches
Engagement vorgesehen ist, dient die Genehmigungspflicht offensichtlich dazu,
den Zustrom ausländischer Wettbewerber möglichst zu begrenzen. Im Börsen-
und Versicherungswesen besteht diese Möglichkeit ebenfalls. Allerdings ist po-
sitiv hervorzuheben, daß der Marktzutritt ausländischer Wettbewerber zumindest
10
3 Rechtlich unselbständige Filialen ausländischer Unternehmen sind noch nicht zuge-
lassen, der Abschluß von Verträgen mit in Polen nicht zugelassenen Unternehmen ist
nur ausnahmsweise erlaubt. — Es hat sich ein Versicherungsmarkt herausgebildet,
auf dem bis Mitte 1995: 40 Gesellschaften, davon 11 mit ausländischer Mehrheitsbe-
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prinzipiell möglich ist. Doch fügen sich diese Marktzutrittsregulierungen als ein
weiterer Baustein in die Schutzmauer ein, die der polnische Staat um den als
„strategisch" angesehenen Bereich der Finanzdienstleistungen gebildet hat.
In den Nachfolgestaaten der Tschechoslowakei wurde das ursprünglich tsche-
choslowakische Gewerbegesetz vom Oktober 1991 übernommen, das die in der
Verfassung geforderte Gewerbefreiheit inhaltlich ausfüllt.
10
4 Es orientiert sich
an den entsprechenden deutschen und österreichischen Vorschriften (Herrnfeld
1995: 66) und ist damit vergleichsweise restriktiv: Zum einen sind eine Reihe
von Wirtschaftstätigkeiten vom Gewerbebegriff ausgenommen, darunter die
freien Berufe, das Bank- und Versicherungswesen sowie Tätigkeiten im Bereich
der Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur. Diese unterliegen der Geneh-
migungspflicht, wie sie jeweils durch ein besonderes Gesetz spezifiziert wird.
Zum anderen wird zwischen anmeldebedürftigen und konzessionierten Gewer-
ben unterschieden. Anmeldebedürftige Gewerbe sind: erstens die im Gesetz ge-
nannten handwerklichen Gewerbe, die einen fachlichen Befähigungsnachweis
erfordern; zweitens eine Liste gebundener Gewerbe (u.a. Motoren- und Geräte-
bau, Chemieproduktion, Metallverarbeitung), die ebenfalls eine fachliche Befä-
higung voraussetzen; drittens freie Gewerbe, zu denen die nicht in den Anlagen
des Gesetzes aufgeführten Gewerbe zählen und für deren Ausübung kein Befä-
higungsnachweis notwendig ist. Das Gesetz enthält zudem eine Aufstellung von
konzessionierten Gewerben, für deren Ausübung spezifische Fachkenntnisse und
Zuverlässigkeitsnachweise vorausgesetzt werden. In diese Kategorie fallen vor
allem Gewerbe, von denen Gefahren für die öffentliche Sicherheit und die all-
gemeine Gesundheit ausgehen könnten. Schließlich definiert das Gesetz auch
noch den Umfang der Gewerbeberechtigung für die einzelnen Gewerbearten.
Diese „eingeschränkte Gewerbefreiheit" gilt prinzipiell auch für ausländische
natürliche und juristische Personen, sofern ein im Inland ansässiger „verantwort-
licher Vertreter" bestellt wird und sich aus anderen Gesetzen, wie z.B. dem
Bankgesetz, keine speziellen Genehmigungsvorbehalte ergeben.
Der Zugang zum Bankenmarkt wird in beiden Ländern durch Bankgesetze
reguliert, die im wesentlichen dem gemeinsamen Bankgesetz aus dem Jahr 1992
entsprechen.
10
5 Für die Aufnahme einer Geschäftsbanktätigkeit bedarf es einer
Lizenz, die von der Zentralbank in Abstimmung mit dem Finanzministerium er-
teilt wird. Lizenzvoraussetzungen sind u.a. eine vorgegebene Eigenkapitalaus-
stattung, Qualifikationsnachweise der leitenden Angestellten und organisato-
risch-technische Kompetenz. Diese Lizenzbedingungen gelten ebenso für die Er-
'°
4 Die Ausführungen beziehen sich auf die Übersetzung von Lunger (Schmid 1992).
10
5 Es wird im weiteren auf das tschechische Bankgesetz in der englischen Übersetzung
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richtung von Filialen ausländischer Banken. Des weiteren sind Kapitalbeteili-
gungen und -transfers genehmigungspflichtig.
10
6 Die wesentlichen Rechtsvor-
schriften für die Betätigung auf den Finanz- und Kapitalmärkten wurden eben-
falls im Jahr 1992 verabschiedet: Die Wertpapiergesetze bestimmen die zulässi-
gen Wertpapierarten und Transaktionen, regeln den Anlegerschutz und be-
schränken Insidergeschäfte. Die Gesetze über Investmentgesellschaften und
-fonds enthalten Vorschriften über die Zulassung von Kapitalanlagegesellschaf-
ten und deren staatliche Aufsicht sowie über den Anlegerschutz; der Anteils-
erwerb durch ausländische Investoren wird nicht beschränkt. Schließlich wurden
gesetzliche Rahmenbedingungen für die Errichtung von Wertpapierbörsen fest-
gelegt, die sich am EU-Recht orientieren. Ausländern steht danach die Betei-
ligung am Börsenhandel offen (Herrnfeld 1995: 68 f.; EBRD 1995: 40, 58).
10
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Die Zulassung von Unternehmen zum Versicherungsmarkt und Fragen der
staatlichen Aufsicht regeln Versicherungsgesetze, die auf der tschechoslowa-
kischen Vorschrift aus dem Jahr 1991 basieren. Sofern ausländische Unterneh-
men über gebietsansässige Tochtergesellschaften tätig sind, ergeben sich für die-
se keine Beschränkungen. Rechtlich nicht selbständige Filialen erhalten aller-
dings nur selten die erforderliche Lizenz (Herrnfeld 1995: 69 f.).
10
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Die tschechischen und slowakischen Marktzutrittsregulierungen vermitteln
den Eindruck, daß die Hürden für die Aufnahme einer Wirtschaftstätigkeit, etwa
im Vergleich zu Polen, relativ hoch sind. Die Befähigungs-, Sachkunde- und
Zuverlässigkeitsnachweise für die Aufnahme einer Vielzahl von Gewerben las-
sen sich nicht mit der Verfolgung von Gemeinwohlinteressen begründen. Eher
spiegelt sich in diesen Regulierungen die Wiederbelebung des alten Zunftwesens
wider. In dieses Bild fügt sich die Definition des Umfangs der Gewerbebe-
rechtigung ein, die den Begriff der Gewerbefreiheit ad absurdum zu führen
droht. Hingegen mag die Konzessionspflicht für ausgewählte Gewerbe noch im
öffentlichen Interesse sein. Dieses Argument für eine Marktzutrittsregulierung
greift allerdings kaum bei den Genehmigungspflichten im Dienstleistungsbe-
10
6 In der Tschechischen Republik existierten bis März 1996: 55 Geschäftsbanken, von
denen die größeren staatliche Minderheitsbeteiligungen aufweisen. Nur 4 Banken be-
finden sich in ausschließlich tschechischem Eigentum (EBRD 1996: 147). Im Jahr
1996 arbeiteten in der Slowakischen Republik 31 Geschäftsbanken, von denen sich
sechs in vollständig slowakischem Eigentum befinden. An den drei größten Banken
ist der slowakische Staat maßgeblich beteiligt (EBRD 1996:173).
10
7 Die Prager Börse und die Wertpapierbörse in Bratislava konnten während des
1. Halbjahrs 1993 ihre Tätigkeit wieder aufnehmen (EBRD 1995: 40, 57 f.).
10
8 Bis März 1996 waren 55 Versicherungs- und Krankenversicherungsgesellschaften in
der Tschechischen Republik tätig, darunter einige von ausländischen Investoren
(EBRD 1996: 148).///. Die Ordnung der Märkte und des Wettbewerbs 109
reich, besonders im Bereich der Finanzdienstleistungen, wo spezielle Genehmi-
gungsvorbehalte den Marktzutritt erschweren. Positiv ist in diesem Zusammen-
hang zu vermerken, daß in diesem „strategischen" Bereich die ausländischen
Anbieter ihren inländischen Konkurrenten zumindest weitgehend gleichgestellt sind.
In Ungarn wurde auf die Einfuhrung eines umfassenden Gewerbegesetzes
verzichtet und statt dessen durch das „Gesetz über die Einzelunternehmung"
vom Januar 1990 die von der Verfassung geforderte Gewerbefreiheit einge-
führt.
10
9 Damit wurde auch die traditionelle Unterscheidung zwischen Hand-
werkern und Einzelhändlern aufgehoben. Jedoch ist das Gesetz auf die einzel-
unternehmerische Tätigkeit von natürlichen Personen beschränkt, die zudem
Deviseninländer sein müssen; d.h., daß ein Ausländer einen ungarischen Wohn-
sitz haben müßte, um die Rechte eines Einzelunternehmers in Anspruch nehmen
zu können. Einzelunternehmern steht prinzipiell jede Erwerbstätigkeit offen, le-
diglich eine Anmeldung und die damit verbundene Ausstellung eines Unterneh-
merausweises ist erforderlich, was allenfalls aus straf- oder haftungsrechtlichen
Gründen verweigert werden kann. Allerdings steht diese sehr weitgehende Form
der Gewerbefreiheit unter dem Vorbehalt, daß Gesetze und Rechtsverordnungen
Ausnahmen zulassen können. So kann für die Ausübung bestimmter Tätigkeiten
ein Befähigungsnachweis erforderlich sein, den der Unternehmer oder zumindest
ein Angestellter erbringen muß. Sonderregelungen bestehen in der Regel für die
freien Berufe, die zur Einschränkung der Gewerbefreiheit führen (Brunner
1996a: 19; Herrnfeld 1995: 83 f.). Andere Tätigkeiten sind wiederum dem öf-
fentlichen Bereich vorbehalten, sie können aber aufgrund eines Konzessions-
vertrages privaten natürlichen und juristischen Personen überlassen werden.
Rechtsgrundlage ist das aus dem Mai 1991 stammende „Gesetz über Konzes-
sionen"
110. Betroffen sind vor allem Verkehrs- und Kommunikationsdienstlei-
stungen sowie der Bergbau. Die Konzessionen werden im Rahmen von wettbe-
werblichen Ausschreibungen an die „günstigsten" Anbieter vergeben. Inländer
und im Inland ansässige Ausländer sind zu gleichen Bedingungen teilnahmebe-
rechtigt.
Weiterhin ist wie in den anderen Reformländern das Finanz- und Versi-
cherungswesen durch besondere Vorschriften reguliert: Das fortlaufend novel-
lierte „Gesetz über die Geldinstitute und die Banktätigkeit" vom November 1991
sieht eine unmittelbar der Regierung unterstellte staatliche Bankenaufsicht
vor.''' Diese Behörde entscheidet einvernehmlich mit der Zentralbank über die
" Zugrundegelegt ist die Übersetzung von Brunner (1994).
11
0 Bezug genommen wird auf die Übersetzung in Brunner (1996b).
1'' Die Ausführungen basieren auf der Übersetzung von Eckhardt-Letzelter (Brunner
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Genehmigung für die Errichtung einer Geschäftsbank. Die Erteilung der Ge-
nehmigung hängt von der Kapitalausstattung, dem Nachweis der fachlichen
Befähigung der leitenden Angestellten sowie der sachlichen Ausstattung ab. Im
Fall ausländischer Bankgründungen oder Beteiligungen, die einen Kapitalanteil
von 10 vH übersteigen, ist unmittelbar die Zustimmung der Regierung im Ein-
vernehmen mit dem Zentralbankpräsidenten erforderlich. Nur die Errichtung ei-
ner Repräsentanz, die keine eigenen Bankgeschäfte durchfuhren darf, unterliegt
lediglich der Anzeigepflicht gegenüber der Bankenaufsicht (Brunner 1996a:
60 ff.).
11
2 Wichtige Regulierungen der Finanz- und Kapitalmärkte enthält das
Börsengesetz vom Februar 1990, das die Genehmigungsvoraussetzungen für die
Errichtung einer Börse festlegt, Fragen der Börsenorganisation und -aufsieht und
des Anlegerschutzes sowie der Zulassung von Wertpapieren regelt.
11
3 Ein ein-
heitliches Wertpapiergesetz fehlt hingegen (Brunner 1996a: 62; Herrnfeld 1995:
86 f.).
Schließlich wurde das Versicherungswesen bis 1995 durch Rechtsvorschriften
aus den 70er und 80er Jahren reguliert, die allerdings marktwirtschaftlichen An-
forderungen nicht genügen. Abhilfe wurde mit dem im Januar 1996 in Kraft ge-
tretenen neuen Versicherungsgesetz geschaffen, das u.a. die Einrichtung einer
unabhängigen Aufsichtsbehörde vorsieht. Das Gesetz orientiert sich an entspre-
chenden Vorschriften der Europäischen Union. Es besteht eine Zulassungs-
pflicht, wobei auch Versicherungsgesellschaften mit ausländischer Beteiligung




Die Analyse der Marktzutrittsregulierungen in Ungarn macht deutlich, daß
insgesamt ein relativ hoher Grad an Gewerbefreiheit erreicht wurde. Die Regi-
strierungspflicht für Einzelunternehmer ist sicherlich kein Marktzutrittshin-
dernis. Doch hat auch diese liberal anmutende Gestaltung der Gewerbefreiheit
ihre Schönheitsfehler: So müssen ausländische Anbieter im Lande ansässig sein,
was allerdings dadurch gemildert wird, daß sie als Deviseninländer nicht länger
diskriminiert werden. Zudem wurde auch in Ungarn nicht darauf verzichtet, den
11
2 In Ungarn konnte sich im Zuge der Reformen ein Geschäftsbankensektor entwickeln,
der eine Vielzahl kleinerer Privatbanken, häufig mit ausländischer Beteiligung auf-
weist. Bis Ende 1997 ist vorgesehen, die Staatsanteile an Geschäftsbanken jeweils auf
unter 25 vH zu reduzieren, so daß auch bei den fünf größten Banken in absehbarer
Zeit private Anteilseigner die Mehrheit halten werden (EBRD 1996: 155).
11
3 Die Budapester Wertpapierbörse konnte im Juni 1990 ihre Arbeit wieder aufnehmen
(EBRD 1995: 45).
11
4 Auf dem ungarischen Versicherungsmarkt ist die Privatisierung der Staatsunterneh-
men bereits abgeschlossen, und auch ausländische Anbieter wurden zugelassen
(EBRD 1996: 155).///. Die Ordnung der Märkte und des Wettbewerbs 111
Infrastrukturbereich und die Finanzdienstleistungen gesondert zu regulieren. Es
ist positiv hervorzuheben, daß in den Konzessionsbereichen privates Engage-
ment von In- und Ausländern im Rahmen wettbewerblicher Ausschreibungsver-
fahren möglich ist und auch im Finanzwesen ausländischen Investoren Beteili-
gungsmöglichkeiten eingeräumt werden. Letzteres wird durch die Privatisierung
des Versicherungswesens und den rückläufigen Staatsanteil an den großen Ge-
schäftsbanken erleichtert.
Die Regulierungen des Marktzutritts vermitteln in allen vier Ländern den
Eindruck, daß die Freiheit des Marktzutritts mehr oder weniger in einem Aus-
maß besteht, das auch für westliche Marktwirtschaften typisch ist. So zeichnen
sich vor allem Polen, aber auch Ungarn durch ein vergleichsweise hohes Maß an
Gewerbefreiheit aus. Hingegen bestehen in der Tschechischen und in der Slowa-
kischen Republik eine Vielzahl von Restriktionen, die ihre Herkunft aus dem
deutschsprachigen Rechtsraum nicht verleugnen können. Allerdings unterschei-
den sich die vier Reformländer kaum bei den Regulierungen im Finanz- und
Versicherungswesen sowie im Infrastrukturbereich, wo staatliche Machtinteres-
sen bestehen. Was den Marktzutritt von Ausländern betrifft, existieren keine
prohibitiven Beschränkungen. Dennoch wird Ausländern die Ausübung einer
Wirtschaftstätigkeit spürbar erleichtert, wenn sie den Status von Deviseninlän-
dern erlangen.
So muß es insgesamt als ein Erfolg angesehen werden, daß der Hand-
lungsspielraum für private Unternehmer im Vergleich zu den Zeiten der Zentral-
verwaltungswirtschaft entscheidend vergrößert wurde. Jedoch orientiert sich die
Marktöffnungspolitik nicht an dem Leitbild einer freien Marktwirtschaft, in der
Zutrittsregulierungen lediglich dem Allgemeinwohl oder dem Schutz von „Pio-
niermonopolen" dienen sollen. Als Leitbild dienen vielmehr die Regulierungen
westlicher, besonders westeuropäischer Marktwirtschaften, mit denen der Markt-
zutritt über ein marktkonformes Maß hinaus beschränkt wird.
Der Schutz geistigen Eigentums
In den Zentralverwaltungswirtschaften Mittel- und Osteuropas kannte man kei-
nen Schutz des geistigen Eigentums, da dem sozialistischen Staat grundsätzlich
die Verfügungs- und Nutzungsrechte aus Erfindungen zuerkannt wurden. Den
Erfindern blieben nur geringe Prämienzahlungen. Diese Vorgehensweise folgte
dem Grundgedanken des unteilbaren kollektiven Eigentums an Produktionsmit-
teln. Ein echter Patentschutz, der exklusive Eigentumsrechte verlieh, wurde nur
in den Fällen gewährt, in denen internationale Abkommen dies erforderten, und
auch dann nur in einem Mindestmaß. Entsprechend profitierten fast ausschließ-
lich ausländische Patentinhaber von diesem rudimentären Patentrecht (Herrnfeld
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So bestand auch in Polen schon in den Zeiten der kommunistischen Herr-
schaft ein eingeschränktes Patentrecht. Bestimmte Erfindungen waren gänzlich
vom Patentschutz ausgeschlossen, darunter Arznei- und Lebensmittel sowie
Chemikalien, der Patentschutz betrug höchstens 15 Jahre, und es konnte die
Vergabe von Zwangslizenzen angeordnet werden. Im Zuge der Etablierung ex-
klusiver privater Verfügungs- und Nutzungsrechte auch an Produktionsmitteln
wurden diese Restriktionen durch ein neues Patentrecht im Jahr 1992 weitge-
hend aufgehoben und der Patentschutz auf 20 Jahre ausgedehnt. Zudem wurden
im Jahr 1994 die Urheberrechte, besonders für Computerprogramme neu gere-
gelt, so daß der Schutz geistigen Eigentums nunmehr internationalen Standards
entspricht (Herrnfeld 1995: 36 ff).
Die Patentrechtsnovellen haben damit zu dem notwendigen Schutz geistigen
Eigentums geführt. Von einer staatlichen Verwendungsregulierung patentierba-
ren Wissens kann nicht länger die Rede sein. Vielmehr wird die private Aneig-
nungsfähigkeit geistigen Eigentums sichergestellt. Auf diese Weise werden die
notwendigen Anreize zum Marktzutritt und damit zu vorstoßendem Wettbewerb
geschaffen. Dabei ist diese Absicherung temporärer Natur, so daß die Möglich-
keit zu nachstoßendem Wettbewerb gewahrt ist.
Auch in der Tschechoslowakei wurde im Zuge des Reformprozesses ein Pa-
tent- und Urheberrecht entwickelt, das der temporären Absicherung geistigen
Eigentums dient. Wie in Polen orientieren sich diese Vorschriften, die in das
tschechische und das slowakische Recht übernommen wurden, an internationa-
len Standards (Herrnfeld 1995: 61 ff). Daher können die Marktzutrittsbeschrän-
kungen zum Schutz des geistigen Eigentums wie im Falle Polens als ordnungs-
politisch zweckmäßig gelten.
In Ungarn entsprachen die Patentgesetzgebung und das Urheberrecht bereits
seit 1969 zum großen Teil formal internationalen Standards. Offensichtlich wur-
den in Ungarn schon relativ früh zumindest in begrenztem Umfang Anreize für
Erfinder gesetzt. Schließlich wurde im Jahr 1994 auch der Patentschutz für Le-
bensmittel, Chemikalien und pharmazeutische Produkte eingeführt. Einen Urhe-
berrechtsschutz für Computerprogramme gab es bereits seit den 80er Jahren, so
daß, anders als in den übrigen Reformländern, nur ein relativ begrenzter Re-
formbedarf bestand (Herrnfeld 1995: 79 ff). So befindet sich Ungarn auf dem
gleichen Stand des Schutzes geistigen Eigentums wie die anderen Reformländer,
hat jedoch den Vorteil, schon früher Erfahrungen mit „echtem" Patentschutz ge-
sammelt zu haben.
Es kann die Schlußfolgerung gezogen werden, daß mittlerweile in allen vier
Ländern das geistige Eigentum in einem Ausmaß geschützt wird, wie es der Pra-
xis im (west-)europäischen Rechtsraum allgemein entspricht. Das Patentrecht
kann jetzt im Prinzip seine marktkonforme Funktion wahrnehmen, nämlich An-für VV,.-•Vv^rH<;f
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reize für den vorstoßenden Wettbewerb zu schaffen, ohne aber den nachstoßen-
den Wettbewerb auf Dauer zu verhindern.
d. Regulierungen des Marktaustritts
Ebenso wie der Marktzutritt konnte in den Zentralverwaltungswirtschaften Mit-
tel- und Osteuropas auch der Marktaustritt nicht entsprechend den Marktsignalen
erfolgen: Der Sanktionsmechanismus des Marktes war ausgeschaltet. Die Selek-
tion und der Marktausschluß leistungsschwacher Anbieter unterblieben. Statt
dessen waren die Unternehmen auf die Erfüllung des zentralen Plans verpflich-
tet, den die staatliche Planbehörde mit mehr oder weniger großem Erfolg durch-
zusetzen versuchte. Sanktionen richteten sich gegen Abweichungen vom Plan-
Soll, unabhängig davon, ob die jeweilige Produktion wirtschaftlich rentabel war.
Daher mußte es Teil des marktwirtschaftlichen Reformprozesses in den vier Län-
dern sein, daß der Marktaustritt leistungsschwacher Anbieter sichergestellt wur-
de. Es ist zu prüfen, ob ein Insolvenzrecht etabliert wurde, das den Realloka-
tionsprozeß im marktwirtschaftlichen Sinne erleichtert.
In Polen bildet die Rechtsverordnung des Präsidenten der Republik aus dem
Jahr 1934, die im Februar 1990 durch ein Änderungsgesetz reaktiviert und no-
velliert wurde, die gesetzliche Grundlage für den Marktaustritt nicht wettbe-
werbsfähiger Unternehmen.
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5 Konkursfähig sind Wirtschaftssubjekte, die sich
in den unterschiedlichen Rechtsformen wirtschaftlich betätigen. Dazu zählen
prinzipiell auch staatliche Unternehmen. Allerdings sind solche staatlichen Un-
ternehmen vom Konkurs ausgeschlossen, die dem Bereich „öffentlicher Dienste"
zugerechnet werden, z.B. Bahn, Post und Flughäfen. Voraussetzung für die Kon-
kurseröffnung durch ein Gericht sind ein Antrag des Schuldners, eines Gläubi-
gers oder anderer gesetzlich Berechtigter sowie einer der in der Konkursordnung
genannten Konkursgründe.
11
6 Als Konkursgrund gilt zum einen die dauerhafte
Zahlungsunfähigkeit des Schuldners, zum anderen eine Überschuldung, bei der
die Schulden nicht länger durch das Vermögen gedeckt sind. Mit der Konkurs-
eröffnung verliert der Schuldner die Verfügungs- und Nutzungsgewalt über sein
Vermögen. Dennoch besteht nach Vorlage des Forderungsverzeichnisses durch
den Konkursrichter die Möglichkeit, daß der Schuldner einen Zwangsvergleich
mit den Gläubigern schließt, um sein Unternehmen zu reorganisieren. Dies setzt
1'
5 Für den Konkurs oder die Reorganisation von Banken und Versicherungen existieren
zusätzliche Verfahrensvorschriften.
'° Der Schuldner ist verpflichtet, innerhalb von zwei Wochen nach Zahlungseinstellung
einen Konkursantrag zu stellen, falls er nicht bereits einen Vergleich beantragt hat.114 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
allerdings unter anderem voraus, daß die Gläubigerversammlung mit der gesetz-
lich vorgeschriebenen Mehrheit dem vom Schuldner vorgelegten Vergleichsvor-
schlag zustimmt und die Ansprüche privilegierter Gläubiger nicht beeinträchtigt
werden.
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7 Nur dann kann der Schuldner der Liquidation entgehen. Darüber
hinaus kann ein Schuldner schon dann ein Reorganisations- bzw. Vergleichsver-
fahren beantragen, wenn er unverschuldet seinen Verbindlichkeiten nicht länger
nachkommen kann oder dies in nächster Zukunft zu erwarten ist (Moskwa 1991:
303 ff.; Tigges und Lechmann-Becker 1994: 126 ff.; Szlezak 1994: 109 ff.).
Was die Wirksamkeit des polnischen Konkursrechts in der Praxis betrifft, ist
nach der Reaktivierung der alten Konkursordnung im Jahr 1990 zumindest die
Zahl der Konkursanträge stetig angestiegen. Allerdings verhindern mangelhafte
Personalausstattung und Verfahrensorganisation der Konkursgerichte eine zügi-
ge Abwicklung der Prozesse (Tigges und Leckmann-Becker 1994: 126; Szlezak
1994: 129). Auch staatliche Subventionen und „weiche" Kredite durch staatliche
Banken haben oftmals zur Konkursvermeidung bzw. -Verzögerung beigetragen.
Doch im Verlauf der 90er Jahre wurden diese Erhaltungsmaßnahmen sukzessive
abgebaut, wohl vor allem als Konsequenz aus den staatlichen Haushalts-
problemen (EBRD 1996: 165).
Insgesamt zeigt sich, daß die polnische Konkursordnung im Prinzip sicher-
stellen kann, daß nicht wettbewerbsfähige Anbieter den Markt verlassen müssen
und auf diese Weise eine Reallokation der nicht länger effizient verwendeten
Faktoren möglich ist. Auch die Option eines Reorganisationsverfahrens dürfte
die notwendige Reallokation kaum verzögern: Den Gläubigern steht es frei, Re-
organisationsplänen des Schuldners mit qualifizierter Mehrheit zuzustimmen
oder diese abzulehnen. Ob das Risiko eines weiteren Vermögensschadens einge-
gangen werden soll, liegt in der Entscheidung der Gläubiger. Eine gesetzliche
Privilegierung bestimmter Gläubiger ist ebenfalls solange als unbedenklich an-
zusehen, wie diese transparent wird: Die Privilegierung kann die Finanzierungs-
kosten der Unternehmen erhöhen, wenn diese den nicht privilegierten Gläubi-
gern eine Prämie für das erhöhte Ausfallrisiko zahlen müßten. Ein ernstes Pro-
blem stellen hingegen die Verzögerungen beim Ablauf der Konkursverfahren
dar, die Folge von administrativen Unzulänglichkeiten sind. Dadurch wird die
notwendige Reallokation hinausgeschoben und die Gläubiger werden der Gefahr
weiterer Vermögensschäden ausgesetzt. Solange diese Mängel nicht beseitigt
sind, ist die Wirksamkeit der Konkursordnung generell in Frage gestellt.
Zu den privilegierten Forderungen zählen Verfahrenskosten, Steuern, Sozialversi-
cherungsabgaben, Löhne und Gehälter der Beschäftigten, Renten- und Unterhaltsfor-
derungen sowie Forderungen aus Bankkrediten; letztere haben Vorrang vor pfand-
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In der Tschechischen Republik wird der Marktaustritt von Unternehmen auf
der Grundlage des tschechoslowakischen Konkurs- und Vergleichsgesetzes vom
Juni 1991 geregelt, das vom tschechischen Gesetzgeber in den Jahren 1993 und
1994 mehrfach novelliert wurde.
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8 Dem Gesetz zufolge ist die Konkurseröff-
nung gegen jeden Schuldner in Gestalt einer natürlichen oder juristischen Person
möglich, sofern er seinen Zahlungsverpflichtungen nicht länger nachkommen
kann. Jedoch wird vorausgesetzt, daß die Verpflichtungen über einen längeren
Zeitraum gegenüber mehr als einem Gläubiger bestehen. Die Überschuldung na-
türlicher Personen, die ein Unternehmen führen, und von juristischen Personen
wird als weiterer Konkursgrund angeführt. Nicht konkursfahig sind lediglich öf-
fentliche Körperschaften, deren Bestand staatlich garantiert ist. Den Konkursan-
trag kann der Schuldner, ein Gläubiger oder ein anderer Berechtigter bei dem zu-
ständigen Gericht stellen. Vor der Gesetzesnovelle von 1993 war es externen
Gläubigern de facto unmöglich, ein Konkursverfahren einzuleiten. Ein Konkurs
aufgrund der Zahlungsunfähigkeit eines Schuldners ist ebenfalls erst seit April
1993 möglich — bis dahin waren die entsprechenden Konkursbestimmun-
gen ausgesetzt, um Massenzusammenbrüche staatlicher Unternehmen zu verhin-
dern (Verny 1993a: 223 f.). Auf diese Weise wurde den Konkurskandidaten eine
Schonfrist verschafft, die sie zur Wiederherstellung ihrer Zahlungsfähigkeit nut-
zen sollten.
Gleichzeitig wurde mit der Gesetzesnovelle eine „Schutzfrist" eingeführt, die
vom Schuldner innerhalb von 15 Tagen nach einem Konkursantrag bei Gericht
beantragt werden kann. Diese Schutzfrist beträgt zunächst drei Monate und wird
vom Gericht bewilligt, wenn bestimmte Formalia erfüllt sind. Es wird dabei
nicht geprüft, ob ein Konkurs durch Reorganisationsmaßnahmen überhaupt ver-
meidbar ist. Erst eine Verlängerung der Schutzfrist um weitere drei Monate ist
an die Zustimmung der Gläubiger gebunden.
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9 Während der Schutzfrist darf
der Schuldner keine Handlungen vornehmen, die sich gegen Gläubigerinteressen
richten könnten, und er ist gehalten, eine einvernehmliche Lösung mit den Gläu-
bigern zu finden, um den Konkurs abzuwenden. Allerdings verschärfte eine Ge-
setzesnovelle im Oktober 1995 die Voraussetzungen für die Gewährung einer
Schutzfrist und erleichterte es den Gläubigern, ihre Forderungen durchzusetzen.
1'
8 Nachfolgend wird auf die Gesetzestextübersetzung nach Trade Links (1995b: 81 ff.)
Bezug genommen.
'"Bei einem noch nicht abgeschlossenen Privatisierungsverfahren kann das Privatisie-
rungsministerium auch gegen den Willen der Gläubiger eine Verlängerung der
Schutzfrist beantragen. Diese Befristung auf höchstens sechs Monate gilt nicht, wenn
mehr als 50 vH der Anteile eines Schuldnerunternehmens in die Voucher-Privatisie-
rung eingehen. In diesem Fall kann erst zwei Monate nach Übertragung der Anteile
auf private Investoren ein Konkursantrag gestellt werden.116 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses




Die Praxis zeigt, daß die Schutzfristregelungen einen schnellen Konkurs bzw.
die Eröffnung eines Konkursverfahrens verhindern. Die Schuldner haben die ge-
setzlichen Gnadenfristen genutzt, um sich solange wie möglich dem Zugriff der
Gläubiger zu entziehen. Die Schutzfristregelungen wurden von den Unterneh-
men im Regelfall nicht dazu genutzt, Umstrukturierungsmaßnahmen zur Erhö-
hung ihrer Wettbewerbsfähigkeit einzuleiten. Zusätzliche Probleme ergeben sich
aus dem Umstand, daß viele Unternehmen häufig gegenseitige Forderungen und
Verbindlichkeiten haben, wodurch im Einzelfall der Gläubiger- bzw. Schuld-
nerstatus schwer zu bestimmen ist (Humlovä-Ueltzhöffer und Ziebe 1993:
308 f.). Ein Jahr nach Inkrafttreten des Konkursgesetzes konnte beobachtet wer-
den, daß Konkursanträge vornehmlich von Klein- und Mittelbetrieben gestellt
wurden. Größere Verlustunternehmen konnten den Konkursantrag oftmals da-
durch vermeiden, daß sie „Clearing"- bzw. Stillhalteabkommen miteinander ab-
schlössen oder ein Großgläubiger, häufig eine der staatlich kontrollierten Ban-
ken, eine Sanierung befürwortete. Auf diese Weise konnte sich der marode Kern
der alten Staatsindustrie erst einmal das Überleben sichern und den überfälligen
Marktaustritt vermeiden. Die gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrtsverluste auf-
grund dieser aufgeschobenen Reallokation wurden in Kauf genommen. Schließ-
lich führten die begrenzten Kapazitäten der Gerichte und deren fehlende Verfah-
rensroutine zu Verzögerungen bei der Konkursabwicklung (OECD 1994b:
105 f.; Ostwirtschaftsreport vom 18. Februar 1994).
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1 Doch war bis 1996 zu-
mindest ein stetiger Anstieg der Konkursverfahren zu verzeichnen, was sicher-
lich auf die gesetzlichen Erleichterungen des Marktaustritts zurückzuführen ist
(EBRD 1996: 147).
Die zahlreichen Novellierungen des alten tschechoslowakischen Konkursge-
setzes machen deutlich, daß in der Tschechischen Republik die Schwächen der
bisherigen Regulierung des Marktaustritts zum Teil erkannt wurden. Die Suche
nach einer geeigneten rechtlichen Regelung zur Erleichterung des Marktaustritts
maroder Unternehmen ist unübersehbar. Es ist positiv zu bewerten, daß dieser
12
0 Eine weitere Möglichkeit, den Konkurs zu vermeiden, bietet ein Zwangsvergleich,
der nach Eröffnung des Verfahrens vom Schuldner bei Gericht beantragt werden
kann. Dem Vergleichsvorschlag muß eine ausreichende Mehrheit der Gläubiger zu-
stimmen.
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1 Zwischen Oktober 1991 und Dezember 1993 wurden 1448 Konkursanträge gestellt;
davon wurden 541 Anträge bis Dezember 1993 erledigt, nur in 66 Fällen kam es zum
Konkurs (Lidovenoviny vom 13. Januar 1994). Erst nach der Verabschiedung der Ge-
setzesnovelle im Jahr 1993 stieg die Zahl der Konkurse ständig an. So gab es allein
im 1. Halbjahr 1995: 393 Konkursfälle (EBRD 1996: 147).///. Die Ordnung der Märkte und des Wettbewerbs 117
Suchprozeß die Rechte der Gläubiger gestärkt und die Gewährung von Schutz-
fristen stärker konditioniert hat. Jedoch wirken die bestehenden Schutzfristen
nach wie vor konkursverschleppend und werden nicht zur Restrukturierung der
Unternehmen genutzt. Sinn eines Konkursverfahrens kann es nicht sein, die
Konkursmasse vor dem Zugriff der Gläubiger zu schützen. Dies widerspricht
der Zielsetzung einer marktkonformen Regulierung, den einzelwirtschaftlichen
Schaden zu minimieren und die gebundenen Produktionsfaktoren möglichst
rasch einer neuen Verwendung zuzuführen. Es müßte auch in der Tschechischen
Republik alleine den Gläubigern überlassen bleiben, dem Schuldner Reorganisa-
tionsmöglichkeiten einzuräumen oder aber eine zügige Abwicklung des Konkur-
ses durchzusetzen. Einschränkend gilt, daß eine marktkonforme Konkursregulie-
rung keine isolierte Reformmaßnahme sein darf. Ohne eine Liberalisierung der
Kapitalmärkte und des Kapitalverkehrs, wodurch ausländischen Investoren der
freie Marktzutritt ermöglicht wird, fehlt das notwendige Kapital zur Restruktu-
rierung der Unternehmen. Zudem bedarf es einer harten Budgetrestriktion für die
maroden Unternehmen, die anderenfalls mit staatlichen Beihilfen und Krediten
ihre „Galgenfrist" immer wieder verlängern könnten.
Insgesamt scheint die Bereitschaft gewachsen zu sein, den Sanktionsme-
chanismus des Marktes wirken zu lassen: Die Aussetzung des Konkursrechts und
der Schutz größerer Staatsunternehmen vor dem Konkurs scheinen auf die Zeit
unmittelbar nach Auflösung der Tschechoslowakei beschränkt gewesen zu sein.
Nach wie vor sind jedoch die administrativen Engpässe zu beseitigen, die einer
zügigen Konkursabwicklung im Wege stehen. Der Eindruck verbleibt, daß der
politische Widerstand gegen den Marktaustritt nicht wettbewerbsfähiger Anbie-
ter erst allmählich schwächer geworden ist. Maßnahmen wie die Aussetzung des
Konkursgesetzes oder der Schutz von Großunternehmen werfen aber die Frage
auf, ob der Sanktionsmechanismus des Marktes auch dann wirken darf, wenn es
politisch „schmerzhaft" erscheint. Eine solche Nagelprobe steht noch aus.
In der Slowakischen Republik basiert das Konkursrecht wie in der Tschechi-
schen Republik auf dem föderalen Konkursgesetz von 1991, das ebenfalls bis
zum April 1993 ausgesetzt war und dann in novellierter Form wieder in Kraft
trat.
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2 Wie in der Tschechischen Republik gelten als Konkursgründe die Nicht-
erfüllung von Zahlungsverpflichtungen gegenüber mehreren Gläubigern über ei-
nen längeren Zeitraum und die Überschuldung. Statt einer „Schutzfrist" wie in
der Tschechischen Republik wurde eine obligatorische „Einigung" vor Konkurs-
eröffnung eingeführt. Die Einigung zielt darauf ab, den Bankrott des Schuldners
abzuwenden und die Forderungen der Gläubiger zu befriedigen. Innerhalb von
Die Ausfuhrungen basieren auf der Fassung des Gesetzes vom Juni 1994, übersetzt
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30 Tagen nach Einleitung des Einigungsverfahrens muß eine Gläubigerver-
sammlung einberufen werden, die wiederum innerhalb von 30 Tagen nach der
Einberufung zusammentreten muß. Die Gläubiger wählen einen Gläubigerrat,
der ihre Interessen wahrnehmen soll und auf unternehmerische Entscheidungen
Einfluß nehmen kann. Schuldner und Gläubigerrat müssen innerhalb von 60 Ta-
gen nach Berufung des Gläubigerrats einen Sanierungsvorschlag bei Gericht
vorlegen. Im Fall von Staatsunternehmen sind die verantwortlichen staatlichen
Institutionen an der Ausarbeitung des Sanierungsvorschlags zu beteiligen. Die
Einigungsphase "endet, wenn die genannten Fristen nicht eingehalten werden
oder innerhalb von drei Monaten nach Beginn der Sanierungsvorschlag erfüllt ist
— falls die Gläubiger keine Fristverlängerung beantragen — oder die Gläubiger
die Nichterfüllung des Sanierungsvorschlags bekanntgeben. Wird eine Einigung
verfehlt, kann letztendlich der Konkurs eröffnet werden, sofern nicht ein Ver-




Wie sich zeigt, kam es auch nach der Verabschiedung der Novelle des Kon-
kursgesetzes nicht zu einer nennenswerten Anzahl von Konkursen. So gab es
etwa im Jahr 1995 nur ein einziges abgeschlossenes Konkursverfahren, das mit
dem Marktaustritt eines Unternehmens endete. Dafür sind mehrere Gründe zu
nennen: Zum einen gibt das Gesetz aufgrund seiner Präferenz für Sanierungs-
maßnahmen externen Gläubigern kaum die Möglichkeit, einen Konkurs durch-
zusetzen. Zum anderen waren die Übergangsbestimmungen, die zum Teil heute
noch gelten, konkursverhindernd. Dazu zählen die Beschränkung von Konkurs-
eröffnungen auf Fälle von Überschuldung im ersten Jahr nach Inkrafttreten des
Gesetzes, die fehlende Konkursfähigkeit von landwirtschaftlichen Betrieben bis
September 1994 und der generelle Ausschluß strategisch bedeutsamer Schuldner
vom Konkursverfahren, wozu etwa Unternehmen aus den Bereichen Verkehr
und Telekommunikation zählen. Schließlich verhinderten staatliche Beihilfen-
und Entschuldungsprogramme vielfach den drohenden Konkurs (EBRD 1996:
173; OECD 1994b: 143 ff.; Hospodäfske noviny vom 16. September 1994).
Die Frage, ob die slowakische Konkursgesetzgebung den Marktaustritt nicht
wettbewerbsfähiger Anbieter sicherstellt, kann verneint werden. Vielmehr ent-
steht der Eindruck, daß der Konkursvermeidung Priorität eingeräumt wird. Das
Konkursgesetz ignoriert weitgehend die wohlfahrtssteigeraden Wirkungen eines
marktwirtschaftlichen Reallokationsprozesses und die Vermögensinteressen der
Gläubiger. Statt dessen steht das Interesse der Schuldner an einer Sanierung im
Vordergrund, was für die Gläubiger einem enteignungsgleichen Eingriff nahe-
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3 Die Verteilung der Konkürsmasse erfolgt in der Reihenfolge, die das tschechische
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kommt. Durch das formale Reorganisationsverfahren im slowakischen Konkurs-
recht wird nicht der Forderung nach einer zügigen Abwicklung des Marktaus-
tritts entsprochen, sondern vielmehr die Konkursverschleppung gefördert. In die-
ses Bild paßt zudem die temporäre bzw. dauerhafte Konkursunfähigkeit von
Unternehmen ausgewählter Bereiche sowie die auf Konkursverhinderung zielen-
den Erhaltungsmaßnahmen des Staates. Auf diese Weise wird versucht, zu ho-
hen volkswirtschaftlichen Kosten den Sanktionsmechanismus des Marktes außer
Kraft zu setzen: Ein Strukturwandel, der eine positive Wirtschaftsentwicklung
einleiten könnte, wird durch diese Regulierungen erschwert. Allerdings gilt auch
hier, daß die Reformen auch in anderen Bereichen, wie der Privatisierung oder
der Öffnung der Märkte, greifen müssen, damit alternative Verwendungsmög-
lichkeiten für die freigegebenen Faktoren entstehen. Eine marktkonforme, aber
isolierte Regulierung des Marktaustritts wäre kontraproduktiv.
In Ungarn wird der Marktaustritt von Unternehmen durch das „Gesetz IL
über das Konkursverfahren, das Liquidationsverfahren und die Endabrechnung"
geregelt, das im Januar 1992 in Kraft trat und im September 1993 umfassend
novelliert wurde.
12
4 Danach sind privat und genossenschaftlich organisierte
Unternehmen sowie im allgemeinen Staatsunternehmen konkursfähig. Voraus-
setzung für die Konkurseröffnung sind ein entsprechender Antrag an das zustän-
dige Gericht und die gerichtlich bestätigte Zahlungsunfähigkeit eines Unterneh-
mens.
12
5 Ein gescheiterter Vergleich zieht hingegen seit der Novelle aus dem
Jahr 1993 nicht mehr automatisch ein Konkursverfahren nach sich. Die Kon-
kurseröffnung bedeutet nicht, daß ein Unternehmen unweigerlich aus dem Markt
scheiden muß, da im Verlauf des Konkursverfahrens der Schuldner einen
Zwangsvergleich vorschlagen kann. Der Schuldner muß ein Programm zur Wie-
derherstellung seiner Zahlungsfähigkeit und einen Vergleichsvorschlag vorle-
gen: Das heißt, daß das Ziel des Verfahrens vor allem der Erhalt und die Reorga-
nisation des Schuldnerunternehmens ist. Allerdings ist die Durchführung des
Vergleichsvorschlags an die Zustimmung der Gläubiger entsprechend den ge-
setzlich fixierten Mehrheiten gebunden: In den einzelnen Gläubigergruppen muß
mindestens die Hälfte der Mitglieder zustimmen, und die Summe der Forderun-
12
4 Die ungarischen Rechtsbegriffe stimmen nicht mit den deutschen überein. So ent-
spricht der ungarische „Konkurs" dem deutschen „Vergleich", die „Liquidation" dem
„Konkurs" und die „Endabrechnung" der „Liquidation" (Török und Riel 1994: 409).
Nachfolgend wird die deutsche Terminologie verwendet.
12
5 Antragsberechtigt sind Schuldner, Gläubiger und Liquidator bzw. ein Gericht; Zah-
lungsunfähigkeit liegt vor, wenn der Schuldner seine „unbestrittenen" Schulden nicht
innerhalb von 60 Tagen nach Fälligkeit zurückzahlen konnte, eine Zwangsvollstrek-
kung ergebnislos verlief oder Zahlungsverpflichtungen aus einem Vergleich nicht
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gen der zustimmenden Gläubiger muß mindestens zwei Drittel der Gesamtfor-
derungen betragen. Erst dann kann ein Gericht den Zwangsvergleich genehmi-
gen und das Konkursverfahren aufheben. Das normale Vergleichsverfahren soll
ebenfalls der Reorganisation eines Schuldnerunternehmens dienen: Der Schuld-
ner kann angesichts einer absehbaren Zahlungsunfähigkeit den Vergleich bean-
tragen, der zu einem dreimonatigen Zahlungsmoratorium führt, das ihm die not-
wendige Zeit zur Reorganisation und Wiederherstellung der Zahlungsfähigkeit
geben soll. Auch hier muß eine gesetzlich vorgeschriebene Gläubigermehrheit
dem Moratorium zustimmen. Während des Moratoriums darf der Schuldner nur
in einem engen gesetzlichen Rahmen Zahlungen leisten, etwa für Lohn und be-




Das im Januar 1992 in Kraft getretene Konkursgesetz erwies sich umgehend
als wirkungsvolles Instrument zur Marktbereinigung. Die Zahl der Vergleichs-
und Konkursverfahren stieg in den Jahren 1992 und 1993 sprunghaft an. Jedoch
sank die Zahl dieser Verfahren nach der Gesetzesnovelle von 1993 wieder er-
heblich.
12
7 Die Verlangsamung des Marktbereinigungsprozesses ist außer auf
die Gesetzesnovellierung auch auf andere Faktoren zurückzuführen. So haben
die zuständigen Gerichte zu geringe Kapazitäten, als daß sie die Verfahren frist-
gerecht durchführen könnten. Zudem hat die ungarische Regierung nach der er-
sten Konkurswelle Anstrengungen unternommen, in Schwierigkeiten geratene
Unternehmen durch Sanierungsprogramme, zu denen auch eine Entschuldung
gehörte, vor dem Konkurs zu bewahren.
12
8 Allerdings stoßen solche Maß-
nahmen an ihre (Haushalts-) Grenzen: Aufgrund der angespannten Situation des
ungarischen Staatshaushalts hat die Regierung nicht die finanziellen Möglichkei-
ten, in großem Stil Konkursvermeidung zu betreiben (EBRD 1996: 154; Nach-
richten für Außenhandel vom 27. Mai 1993, 15. Februar 1994, 17. November
1994).
Somit spiegelt die Entwicklung der ungarischen Konkursgesetzgebung kein
einheitliches Bild wider. Vor der Novelle im Jahr 1993 vermittelte das Konkurs-
12
6 Im Konkursfall werden die Forderungen in folgender Reihenfolge befriedigt: Verfah-
renskosten und Lohnforderungen, pfandrechtlich gesicherte Forderungen, Sozialko-
sten, öffentliche Forderungen sowie sonstige.
12
7 So wurden allein im Verlauf des Jahres 1992 etwa 2300 Vergleichsverfahren einge-
leitet. Nach der Gesetzesnovellierung im Jahr 1993 kamen bis Ende 1993 allerdings
nur noch knapp 800, bis Ende 1994 lediglich 70 weitere Verfahren hinzu (Központi
Statisztikai Hivatal 1995a). Eine ähnliche Entwicklung ist bei den Konkursverfahren
zu beobachten: Während es allein im Jahr 1993 zu 7242 Konkursfällen kam, betrug
deren Zahl von Januar 1994 bis März 1996: 12575 (EBRD 1996: 154).
12
8 Unter diesen Unternehmen befanden sich auch die 13 größten Industriebetriebe des
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gesetz den Eindruck, daß der Marktaustritt nicht wettbewerbsfähiger Anbieter
durch die schnelle Eröffnung eines Konkursverfahrens sichergestellt war. Dieser
Eindruck wurde auch von der Praxis mit einer relativ hohen Zahl an Vergleichs-
und Konkursverfahren bestätigt. Dies veranlaßte die politischen Entscheidungs-
träger, die „Notbremse" zu ziehen, indem in der Gesetzesnovelle die Hürden für
den Marktaustritt wieder erhöht wurden. Seitdem steht ein Reorganisations-
verfahren im Vordergrund, das der Verhinderung des Marktaustritts dient. Zwar
sind diese „Rettungsversuche" an die Zustimmung der Gläubiger gebunden, je-
doch scheint der ungarische Gesetzgeber nicht daran gedacht zu haben, daß die
Gläubiger auch ohne ein formelles Verfahren die Marktfähigkeit eines insolven-
ten Unternehmens erkennen könnten. Eine Sanierung wäre dann in ihrem Ei-
geninteresse und ein Reorganisationsverfahren würde sich erübrigen. So scheint
zwar nach wie vor ein Marktaustritt nicht wettbewerbsfähiger Anbieter möglich
zu sein, wie die noch immer relativ imposanten Vergleichs- und Konkurszahlen
zeigen. Allerdings hat der Gedanke an eine Konkursvermeidung wieder an Ge-
wicht gewonnen.
Die Frage, ob der Marktaustritt nicht wettbewerbsfähiger Anbieter sicherge-
stellt worden ist, läßt sich für die vier Länder nicht einheitlich beantworten:
Zwar wurde in allen Ländern zu Beginn des Reformprozesses ein Insolvenzrecht
eingeführt, jedoch stellt es in unterschiedlichem Maß den Marktaustritt nicht
wettbewerbsfähiger Anbieter sicher. Im Vergleich dieser Regulierungen erweist
sich die slowakische als am wenigsten geeignet, den marktwirtschaftlichen Re-
allokationsprozeß zu unterstützen. Das slowakische Konkursrecht scheint viel-
mehr der Konkursvermeidung zu dienen, indem es den Gläubigern die Einlei-
tung eines Konkursverfahrens erschwert. Konkursverschleppend wirken eben-
falls die Schutzfristen und die Reorganisationsoption in der Tschechischen Re-
publik, ohne jedoch prohibitiv für den Marktaustritt zu wirken. In Polen und
Ungarn sind zwar ebenfalls Reorganisationsverfahren vorgesehen, allerdings ha-
ben die Gläubiger trotzdem die Möglichkeit, ihre Interessen durchzusetzen.
Doch macht die Novellierung des ungarischen Konkursgesetzes deutlich, daß
auch die ungarischen Reformer auf dem Weg zu einer marktkonformen Deregu-
lierung des Marktaustritts der Mut verlassen hat. Lediglich in Polen, wo sich die
Liquidation von Staatsunternehmen als Privatisierungsmethode bewährt, scheint
die Zerschlagung nicht wettbewerbsfähiger Unternehmen als Chance für eine
wohlfahrtssteigernde Reallokation erkannt worden zu sein.
So scheint, außer in Polen, Mißtrauen gegenüber den Gläubigern und ihren
Fähigkeiten zu herrschen, die bislang gebundenen Faktoren in effiziente Ver-
wendungen zu lenken. Die zumeist mißlungenen staatlichen Versuche, die
Marktfähigkeit maroder Unternehmen zu hohen Kosten und ohne großen Erfolg
wiederherzustellen, komplettieren dieses Bild mangelnden Vertrauens in die
Marktkräfte. Unter diesem Aspekt wirkt die staatliche Finanzknappheit geradezu122 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
wohlfahrtssteigernd, da sie letztendlich eine Strukturkonservierung in größerem
Umfang verhindert. Schließlich besteht die gemeinsame Schwäche der Markt-
austrittsregulierungen in der nur schleppenden Verfahrensabwicklung durch Ge-
richte und Verwaltungen. Auch hier nutzen selbst marktkonforme Regeln wenig,
wenn die Mittel zu ihrer raschen Durchsetzung nicht vorhanden sind.
Doch verfehlen marktkonforme Konkursregeln auch dann ihren Zweck, der in
der Freigabe von Produktionsfaktoren für neue rentablere Verwendungen be-
steht, wenn diese Regeln nicht Teil eines konsistenten Reformpaketes sind. Denn
erst durch konsequente Reformen bei den anderen Elementen der Wirtschafts-
ordnung werden neue Verwendungsmöglichkeiten eröffnet. Eine isolierte Re-
form des Marktaustritts würde zwar Faktoren freisetzen, für die aber, etwa man-
gels funktionstüchtiger Arbeits- und Kapitalmärkte oder einer fehlenden Öff-
nung der Märkte nach innen und außen, kaum neue Verwendungsmöglichkeiten
zu finden wären. Die Alternative zu raschen und umfassenden Reformen sollte
aber nicht in einer staatlichen Erhaltungspolitik gesucht werden, da erfahrungs-
gemäß nur hohe volkswirtschaftliche Kosten aus der Strukturkonservierung re-
sultieren. Es geht vielmehr darum, die marktwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen so zu gestalten, daß die Marktkräfte über den Erhalt von Faktorkombinatio-
nen entscheiden. Vor diesem Hintergrund muß es positiv erscheinen, daß auf-
grund der angespannten Situation der Staatsfinanzen in den Reformländern
selbst die Option staatlicher „Überbrückungshilfen" nicht bestehen dürfte.
e. Die Außenwirtschaftsordnung
Die im „Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe" (RGW) zusammengeschlossenen
Zentralverwaltungswirtschaften Mittel- und Osteuropas verzichteten weitgehend
auf eine Teilnahme an der internationalen Arbeitsteilung. Ihre internationalen
Austauschbeziehungen beschränkten sich zum großen Teil auf den sozialisti-
schen Handel im Rahmen des RGW. Dieser Intra-RGW-Handel folgte nicht den
Signalen des Marktes, sondern war der erfolglose Versuch, zentrale Pläne zwi-
schen den Mitgliedsstaaten zu koordinieren. Der RGW erscheint daher als eine
große geschlossene Volkswirtschaft, die nicht an den Gewinnen der internatio-
nalen Arbeitsteilung partizipierte und die Betriebe nicht dem Druck des interna-
tionalen Wettbewerbs aussetzte. Demzufolge besteht ein unverzichtbares Ele-
ment einer marktwirtschaftlichen Reformpolitik in der Öffnung der Reformlän-
der nach außen. Es muß eine Außenwirtschaftsordnung geschaffen werden, die
eine Teilnahme dieser Länder am Außenhandel auf der Basis komparativer Ko-
stenvorteile und damit Wohlfahrtsgewinne aus der Spezialisierung ermöglicht.
Zugleich kommt ihr für die Intensivierung des Wettbewerbs im Inneren eine
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stitutionalisierte Kontrolle des Wettbewerbs, indem sie die Anbieter den Anpas-
sungszwängen des internationalen Wettbewerbs unterwirft. So ist konkret zu
fragen, ob zum einen das Währungsregime den internationalen Preiszusammen-
hang wirksam werden läßt, also ob die Konvertibilität der Währung und die freie
Wechselkursbildung gewährleistet sind. Zum anderen ist der Frage nachzugehen,
ob die internationalen Austauschbeziehungen frei von Hemmnissen sind, also ob
Freihandel und Freiheit für ausländische Direktinvestoren bestehen.
Die Konvertibilität der Währung
Die Einbindung der Reformländer in die internationale Arbeitsteilung setzt die
Austauschbarkeit der Landeswährungen voraus. Daher ist zu prüfen, inwieweit
Leistungsbilanz- und Kapitalbilanzkonvertibilität für Inländer und Ausländer
hergestellt worden sind.
In Polen wurde mit dem neuen „Gesetz über das Devisenrecht" vom Dezem-
ber 1994, welches die noch aus dem Jahr 1985 stammende Regelung ersetzte,
ein Schritt zur Konvertibilität des Zloty getan.
12
9 So entfielen die Einschränkun-
gen bei der Ein- und Ausfuhr polnischer Währung sowie bei Zahlungen im
Rahmen von Inlandsgeschäften zwischen in- und ausländischen Personen (Gralla
1995: 100). Davon unberührt blieb die „Fremdwährungsklausel", derzufolge In-
länder ihre Zahlungen für im Ausland bezogene Güter und Dienstleistungen in
konvertibler Fremdwährung zu begleichen haben. Die Zahlungen können jedoch
in polnischer Währung erfolgen, wenn der ausländische Partner über ein „freies
Auslandskonto" verfügt. Über dieses Konto kann der ausländische Inhaber Zah-
lungen in in- und ausländischer Währung empfangen, inländische in ausländi-
sche Währung tauschen und genehmigungsfrei Devisen ins Ausland transferie-
ren. Inländer dürfen sogenannte „Vorbehaltskonten" führen, über die unter be-
stimmten Vorbehalten Devisen genehmigungsfrei ein- und ausgeführt werden
dürfen. Die Möglichkeit von Devisentransfers ins Ausland gehört zu den Aus-
nahmen von den prinzipiell genehmigungspflichtigen Devisenverkehrsgeschäf-
ten. Denn ausgenommen von der Genehmigungspflicht sind u.a. der Devisener-
werb und -transfer für die Bezahlung der im Ausland erworbenen Güter und
Dienstleistungen; das heißt, daß die polnische Währung für sämtliche Leistungs-
bilanztransaktionen konvertierbar geworden ist.
13
0 Auch sind Handelskredite,
die bei ausländischen Personen aufgenommen werden, unter bestimmten Bedin-
gungen genehmigungsfrei.
12
9 Nachfolgend wird auf das Gesetz in der Übersetzung von Gralla (1995) Bezug ge-
nommen.
-"* Der Transfer von Barmitteln in in- oder ausländischer Währung ins Ausland ist wei-
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Dennoch sind trotz der Novellierung des Devisengesetzes eine Reihe wichti-
ger Beschränkungen der Konvertibilität bestehen geblieben: (1) Kapitalmarkt-
transaktionen sind bis auf wenige Ausnahmen einzelgenehmigungspflichtig;
(2) inländische Personen sind verpflichtet, ihre im Ausland erworbenen und be-
findlichen Devisenwerte ins Inland zu transferieren (Herbeischaffungspflicht);
(3) inländische Personen müssen ausländische Valuten und Devisen über lizen-
sierte Banken in pohlische Währung umtauschen, sofern keine Ausnahmerege-
lungen beansprucht werden können (Andienungs- und Umtauschpflicht);
(4) Devisentransaktionen und der internationale Zahlungsverkehr dürfen nur
über lizensierte Geschäftsbanken abgewickelt werden,
13
1 die aus dem Zwangs-
verkauf erworbene ausländische Zahlungsmittel an die Zentralbank weiter ver-
äußern müssen.
Diese Beschränkungen machen deutlich, daß der Zloty trotz der Liberalisie-
rungsschritte keineswegs voll konvertibel ist; lediglich die Leistungsbilanzkon-
vertibilität gemäß Art. 8 der IMF-Statuten wurde hergestellt.
13
2 Zudem trägt ei-
ne Vielzahl von Genehmigungsvorbehalten, Ausnahmeregelungen und Ermes-
sensspielräumen wenig zur Rechtssicherheit bei.
13
3 Daher bedarf es weiterer Li-
beralisierungsschritte, um die Leistungsbilanzkonvertibilität abzusichern und die
Kapitalbilanzkonvertibilität herzustellen.
Diese Notwendigkeit einer weitergehenden Liberalisierung scheint sich in der
im Oktober 1995 vom polnischen Parlament beschlossenen erneuten Novelle des
Devisengesetzes widerzuspiegeln: Den Unternehmen wird de facto freigestellt,
ob sie in Zloty oder ausländischer Währung wirtschaften wollen, wodurch die
restriktive Genehmigungspraxis von Devisenkonten entfällt. Des weiteren wird
der Zwangsverkauf von Deviseneinkünften aufgehoben (Gralla 1996a: 72 f.).
Darüber hinaus wird der Kapitalverkehr insoweit liberalisiert, daß Ausländer
zum Zwecke von Direktinvestitionen unter Beachtung von Mindestlaufzeiten
und Höchstgrenzen Kredite in Polen aufnehmen dürfen. Umgekehrt dürfen pol-
nische Direktinvestoren die notwendigen Devisen in OECD-Länder ausführen
bzw. dort unter bestimmten Bedingungen Kredite aufnehmen (Gralla 1996b:
13
1 Im August 1995 verfugten 32 polnische Geschäftsbanken bzw. Tochtergesellschaften
ausländischer Geschäftsbanken über eine solche Devisenlizenz {Handelsblatt vom
14. August 1995).
13
2 Art. 8 der IMF-Statuten besagt, daß internationale Zahlungsvorgänge keinen Devisen-
restriktionen unterliegen dürfen und kein Land durch Währungsabkommen diskrimi-
niert werden darf (IMF Survey vom 31. Juli 1995). Die Leistungsbilanzkonvertibilität
des Zloty hat der IMF im Juni 1995 anerkannt.
13
3 So wurden etwa Anträge in- und ausländischer Unternehmen auf die Einrichtung von
Devisenkonten nur sehr restriktiv bewilligt oder ohne genauere Begründung abge-
lehnt; Anfang November 1995 verfügten nur 30-40 Unternehmen über Devisenkon-
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148). Es bleiben allerdings Beschränkungen bestehen, wenn den Transaktionen
Portfolioinvestitionen zugrunde liegen.
Die Frage nach der vollen Konvertibilität der polnischen Währung muß dem-
nach auch nach der letzten Liberalisierung des Devisenrechts verneint werden.
Doch wurde eine relativ weitgehende Teilkonvertibilität des Zloty verwirklicht,
die vornehmlich Leistungsbilanztransaktionen betrifft. Positiv ist in diesem Zu-
sammenhang zu bewerten, daß jetzt die Einrichtung von Devisenkonten relativ
frei erfolgen kann und der Zwangsverkauf von Deviseneinkünften endlich ent-
fallen ist. Negativ fällt ins Gewicht, daß die Verfügungsgewalt über Devisenein-
künfte weiterhin durch die Herbeischafflingspflicht und die Beschränkung des
Ankaufs ausländischer Zahlungsmittel auf ausgewählte Banken beeinträchtigt
wird. Dies schränkt die Konvertibilität allerdings nicht im Kern ein. Die ent-
scheidende Beschränkung der Konvertibilität findet sich vielmehr bei den Kapi-
talbilanztransaktionen. Hier bestehen nach wie vor Kapitalverkehrskontrollen,
die die Funktionsfähigkeit des Zahlungsbilanzmechanismus beeinträchtigen.
Zwar wurde der Kapitalverkehr zum Zwecke von Direktinvestitionen liberali-
siert, durch die Restriktionen bei Portfolioinvestitionen ist Polen jedoch auch
weiterhin nur unvollständig in den internationalen Kapitalverkehr eingebunden.
Dadurch wird auf die kurz- und langfristig stabilisierende Funktion internatio-
naler Kapitalmärkte für die nationale Zahlungsbilanz teilweise verzichtet, das
Kapital kann nicht in die Gebiete mit den größten Entwicklungsmöglichkeiten
fließen. So beeinträchtigen die Kapitalverkehrskontrollen die wirtschaftliche
Entwicklung eines Landes, statt diese zu fördern: Private Auslandskredite an In-
länder sowie inländische Guthaben im Ausland stehen für investive Zwecke im
Inland nicht im notwendigen Umfang zur Verfügung. Vielmehr könnten die Ka-
pitalverkehrskontrollen in einem Land wie Polen den Eindruck erwecken, daß





In der Tschechischen Republik wurde am 26.9.1995 ein neues Devisengesetz
verabschiedet, mit dem ein entscheidender Schritt in Richtung Konvertibilität
der Tschechischen Krone vollzogen wurde.
13
5 So wurden alle Leistungsbilanz-
transaktionen von Konvertibilitätsbeschränkungen prinzipiell befreit und auf
diese Weise die Konvertibilitätskriterien des Art. 8 der IMF-Statuten erfüllt:
Verträge und die Erfüllung von Verträgen zwischen Inländern und Ausländern
13
4 Zu den Zielen und Wirkungen der Devisenbewirtschaftung siehe etwa Meyer und
Willgerodt(1978).
13
5 Die Ausführungen zum neuen Devisengesetz basieren auf der Übersetzung in Spar-
feld (1996), diejenigen zum alten Devisengesetz von 1990 in der bis 1995 aktuali-
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bedürfen nicht länger einer Devisengenehmigung, und die im alten Devisenge-
setz geregelte „innere Konvertibilität" der Krone wurde aufgehoben. Das heißt,
daß Deviseninländer nicht länger gezwungen sind, die von ihnen erworbenen
Devisen einer tschechischen Devisenbank zum Kauf anzubieten sowie Devisen-
verbindlichkeiten gegenüber Devisenausländern durch eine Devisenbank erfül-
len zu lassen. Statt dessen ist es Inländern möglich, ohne Genehmigung in-
ländische Devisenkonten zu unterhalten und bis zu einem Limit Bargeld in in-
oder ausländischer Währung ein- und auszufuhren.
13
6 Ausländer dürfen eben-
falls, soweit kein Gesetzesvorbehalt existiert, in- und ausländische Geldmittel
frei transferieren. Auch die Darlehensgewährung wurde teilweise von der Ge-
nehmigungspflicht befreit: Inländer dürfen genehmigungsfrei ohne Begrenzung
Auslandsdarlehen aufnehmen sowie Ausländern Darlehen gewähren, sofern die-
se bei einer Mindestlaufzeit von 5 Jahren der Finanzierung von Direktinvesti-
tionen dienen oder es sich um Privatdarlehen zwischen natürlichen Personen
handelt (Sparfeld 1996: 22).
Somit vermittelt das tschechische Devisenrecht den Eindruck einer spürbaren
Liberalisierung, nicht nur im Bereich der Leistungsbilanztransaktionen. Aller-
dings finden sich in dem neuen Devisengesetz weitere genehmigungspflichtige
Transaktionen, wodurch vor allem die Kapitalbilanzkonvertibilität der Krone
eingeschränkt wird.
13
7 Hinzu kommt, daß Inländer zwar neuerdings Devisen-
konten im Ausland unterhalten dürfen, wozu es jedoch einer Genehmigung be-
darf. Des weiteren ist die Herbeischaffungspflicht für Inländer geblieben, wenn
ihr auch nicht mehr unverzüglich nachzukommen ist, so doch innerhalb von
30 Tagen nach Erwerb der Devisen. Schließlich besteht nach wie vor eine An-
zeigepflicht für Inländer und ausländische Geschäftsbanken, die Auslandsforde-
rungen und -Verbindlichkeiten, internationale Finanztransaktionen und Aus-
landskonten betrifft.
Demnach ist die Tschechische Republik auf dem Weg zur Konvertibilität der
Krone trotz aller Fortschritte auf der polnischen Wegmarke stehengeblieben.
Zwar wurden auch hier die Beschränkungen der Konvertibilität für Leistungs-
13
6 Gegenwärtig ist kein Limit festgesetzt, es existiert nur die gesetzliche Option, ein sol-
ches per Verwaltungsverordnung festzulegen. Es besteht allerdings eine Deklarations-
pflicht für mitgeführte Zahlungsmittel ab 200 000 Kronen, für Geldsendungen auf
dem Postweg ab 10 000 Kronen {Nachrichten für Außenhandel vom 15. November
1995).
13
7 Folgende Geschäfte unterliegen Kapitalverkehrskontrollen, soweit nicht schon ge-
nannt: Geschäfte mit Devisenwerten, An- und Verkauf von Geldmitteln in fremder
Währung und von Gold, Operationen mit ausländischen Wertpapieren und Finanzde-
rivaten, Abtretung von Darlehensverbindlichkeiten gegenüber einem Deviseninländer
an einen Devisenausländer sowie die Gewährung von Sicherheiten (Sparfeld 1996:
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bilanztransaktionen größtenteils aufgehoben, auch wenn unerfreuliche Regulie-
rungen wie die Herbeischaffungspflicht beibehalten wurden. Hingegen bestehen
nach wie vor Kapitalverkehrskontrollen, insbesondere bei Transaktionen, denen
Portfolioinvestitionen zugrunde liegen. Daher fehlt auch weiterhin die Kapital-
bilanzkonvertibilität der tschechischen Währung und damit ein wichtiger Bau-
stein zur vollen Konvertibilität. Zwar ist es, wie auch in anderen Ländern, auf-
grund der Leistungsbilanzkonvertibilität möglich, die Kapitalverkehrskontrollen
zu umgehen. Doch verursachen solche Umgehungsmanöver hohe Kosten.
In der Slowakischen Republik zeigt sich ein ähnliches Bild: Seit Oktober 1995
ist ein neues Devisengesetz in Kraft, mit dem die Konvertibilitätsanforderungen
des IMF-Statuts für Leistungsbilanztransaktionen erfüllt werden.
13
8 Devisenin-
länder können seitdem ihre Zahlungsverpflichtungen, die aus dem Bezug aus-
ländischer Güter und Dienstleistungen resultieren, über ihre Kronen-Konten be-
gleichen. Während natürliche Personen erstmals diese Möglichkeit erhalten, be-
deutet diese Regelung für juristische Personen eine Vereinfachung. Nach wie vor
begrenzt sind allerdings der Ankauf ausländischer Valuten
13
9 sowie die Ein- und
Ausfuhr von Barmitteln in slowakischer Währung. Auch sind Deviseninländer
weiterhin gezwungen, ihre im Ausland erworbenen Devisenerlöse unverzüglich
in die Slowakische Republik zu transferieren. Dort besteht für juristische Perso-
nen die Verpflichtung, einer Devisenbank die Devisen zum Kauf gegen Kronen
anzubieten. Für den Fall, daß kein Kaufinteresse besteht, können die Devisen
frei verwendet werden; z.B. kann ein Transfer auf ein Devisenkonto erfolgen.
Die Bestände auf diesem Konto unterliegen keiner Andienungspflicht. Natürli-
che Personen unterliegen ebenfalls der Transfer- und Andienungspflicht, auch
sie dürfen Devisenkonten einrichten. Devisenausländern ist es gestattet, in der
Slowakischen Republik Konten in in- oder ausländischer Währung zu unterhal-
ten und ohne Beschränkung über diese zu verfügen. Lediglich Überweisungen
von Kronen-Konten ins Ausland bedürfen einer Genehmigung durch die Zen-
tralbank.
Von der Liberalisierung weitgehend ausgenommen sind allerdings auch in der
Slowakischen Republik die Kapitalbilanztransaktionen: Auslandskredite, der
Kauf von ausländischen Wertpapieren sowie Direktinvestitionen müssen Devi-
seninländern von der Zentralbank genehmigt werden. Zudem unterliegen Devi-
seninländer gegenüber der Zentralbank einer umfassenden Berichtspflicht, was
Vermögensanlagen im Ausland betrifft.
13
8 Nachfolgend wird auf eine englische Übersetzung des Devisengesetzes i.d.F. von
1993 durch die slowakische Nationalbank und auf die Novellierungen wie berichtet in
Nachrichten'für Außenhandel vom 19. Oktober 1995 und Blick durch die Wirtschaft
vom 23. Oktober 1995 Bezug genommen.
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So erlaubt auch das Devisenrecht der Slowakischen Republik nur eine einge-
schränkte Konvertibilität der Landeswährung. Die Leistungsbilanzkonvertibilität
ist wie in Polen und der Tschechischen Republik weitgehend hergestellt worden,
allerdings mit der Einschränkung, daß zusätzlich für Deviseninländer die Andie-
nungspflicht von Deviseneinnahmen gegenüber einer Devisenbank beibehalten
wurde. Was die Kapitalbilanzkonvertibilität betrifft, sind die Restriktionen eben-
falls strenger: Die in den beiden anderen Ländern erfolgte Liberalisierung bei
Direktinvestitionen wurde nicht nachvollzogen. Somit fehlen in noch größerem
Umfang die Voraussetzungen für eine Integration der slowakischen Volkswirt-
schaft in die internationalen Austauschbeziehungen.
In Ungarn wurde im November 1995 das neue „Gesetz über die Devisen"
verabschiedet, das ebenfalls die Konvertibilitätskriterien des IMF für Leistungs-
bilanztransaktionen erfüllt.
14
0 Danach bestehen keine Restriktionen bei den über
Geschäftsbanken abgewickelten Zahlungsvorgängen, die aus dem Austausch von
Gütern oder Dienstleistungen zwischen Deviseninländern und -ausländern resul-
tieren. Allerdings sind die Deviseninländer prinzipiell verpflichtet, innerhalb von
acht Tagen nach Inbesitznahme von Devisen oder Valuta im Ausland diese auf
ein heimisches Konto zu überweisen. Dieses Konto kann auch ein Devisenkonto
sein. Hingegen ist es Deviseninländern untersagt, im Ausland ein Bankkonto zu
unterhalten, außer es liegt einer der wenigen, im Devisengesetz vorgesehenen
Ausnahmetatbestände vor. Eine Umtauschpflicht in konvertible Währungen be-
steht für Unternehmen nur in gesetzlich fixierten Ausnahmefällen. Zudem gilt
eine (Rück-)Umtauschpflicht für natürliche Personen, wenn diese zuvor gegen
Forint eingetauschte Valuta nicht für den ursprünglich vorgesehenen Zweck ver-
wendet haben.
Was den Kauf konvertibler Währungen betrifft, ist es Unternehmen gestattet,
die für ihren Unternehmenszweck notwendigen Devisen unbegrenzt zu erwer-
ben. Natürliche Personen dürfen im Ausland Forint-Kreditkarten nutzen und seit
Dezember 1995 pro Auslandsreise Devisen im Wert von bis zu 1250 Sonderzie-
hungsrechten im Inland erwerben.
14
1 Da aber die Erfassung im bisherigen „Va-
lutenblatt" entfallen ist und keine Eintragung im Reisepaß vorgenommen wird,
ist ein Mehrfachumtausch möglich. Devisenausländern ist es gestattet, ein Devi-
senkonto oder ein konvertierbares Forintkonto einzurichten, über das der inter-




0 Die weiteren Ausfuhrungen beziehen sich auf die Übersetzung in VERZÄL (1996:
1 ff.) und auf Hegedüs (1996).
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1 Die bis dahin gültige Obergrenze von 800 US-$ pro Jahr wurde durch diese Verord-
nung ersetzt.
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2 Devisenausländer, die natürliche Personen sind, dürfen eingeführte oder im Inland
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Beschränkungen unterliegen jedoch weiterhin Kapitalbilanztransaktionen:
(1) der Erwerb ausländischer Wertpapiere ist nur mit devisenbehördlicher Ge-
nehmigung möglich, sofern es sich nicht um eine Unternehmensbeteiligung han-
delt, die 10 vH des Grund- oder Stammkapitals übersteigt; (2) inländische Un-
ternehmen bedürfen einer Genehmigung, wenn sie einen ausländischen Devi-
senkredit mit einer Laufzeit von weniger als einem Jahr aufnehmen; bei einer
längeren Laufzeit besteht unter bestimmten Bedingungen eine Meldepflicht; na-
türliche Personen dürfen nur mit Genehmigung einen Auslandskredit aufneh-
men; (3) es bedarf ebenfalls einer Genehmigung, wenn Deviseninländer einen
Kredit an Devisenausländer vergeben wollen; (4) der Erwerb ungarischer Anlei-
hen mit einer Laufzeit von weniger als einem Jahr durch Ausländer ist genehmi-
gungspflichtig, selbst wenn diese den Status von Deviseninländern haben.
Allerdings kam es zu einer teilweisen Liberalisierung von Kapitaltrans-
aktionen im Zuge der Bemühungen Ungarns um eine OECD-Mitgliedschaft. So
wurde Mitte 1996 Inländern der Kauf von Wertpapieren aus OECD-Ländern mit
einer Laufzeit von mehr als einem Jahr erlaubt. Auch der Handel mit diesen
Wertpapieren wurde auf dem ungarischen Kapitalmarkt möglich. Umgekehrt
dürfen seitdem Ausländer vergleichbare ungarische Wertpapiere frei handeln
(EBRD 1996: 155).
Damit ist die ungarische Währung in vergleichbarem Maß wie die polnische
und die tschechische Währung konvertibel geworden. Auch hier betreffen die
Einschränkungen der Konvertibilität vornehmlich Kapitalbilanztransaktionen.
Wie die anderen Länder verzichtet auch Ungarn nicht auf die Kontrolle von
Transaktionen, die vornehmlich dem Bereich der Portfolioinvestitionen zuzu-
ordnen sind. Doch haben zumindest die Bemühungen um eine OECD-Mitglied-
schaft auch hier für eine Teilliberalisierung gesorgt.
Die Analyse macht deutlich, daß für alle Länder die Frage nach der vollen
Konvertibilität der Währung verneint werden muß. Durch Gesetzesnovellen
wurde lediglich die Leistungsbilanzkonvertibilität weitgehend hergestellt, wobei
in der Slowakischen Republik die vergleichsweise größten Einschränkungen
fortbestehen. So existieren in allen Ländern weiterhin Restriktionen bei der Ein-
und Ausfuhr von Barmitteln und eine Transferpflicht von Devisenerlösen, die
Deviseninländer im Ausland erzielt haben. Erfreulicherweise wurde die Andie-
nungspflicht bzw. der Zwangsverkauf von Devisen im Inland in fast allen Län-
dern aufgehoben. Die Ausnahme davon bildet die Slowakische Republik, wäh-
rend dieser Eingriff in Ungarn auf wenige Fälle begrenzt ist. Die beibehaltenen
Restriktionen verhindern zwar prinzipiell keine Leistungsbilanztransaktionen, sie
schränken aber die Dispositionsfreiheit für Deviseninländer ein und erhöhen de-
ren Transaktionskosten. Auf diese Weise könnten Leistungsbilanztransaktionen
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Die schwerwiegendste Einschränkung der Konvertibilität rührt allerdings von
den nach wie vor bestehenden Kapitalverkehrskontrollen her. Zwar wurden die
im Rahmen von Direktinvestitionen notwendigen Kapitaltransaktionen vor allem
für Devisenausländer erleichtert, die Beschränkungen bei Portfolioinvestitionen
sind jedoch zum überwiegenden Teil beibehalten worden. Damit sind die wäh-
rungspolitischen Voraussetzungen für die freie Wanderung von Kapital nur un-
vollständig erfüllt. Die staatliche Kontrolle der Kapitalströme verhindert eine
internationale Wanderung des Kapitals entsprechend den Marktsignalen. Hinter
diesen Kontrollen verbirgt sich die Furcht, daß das dringend benötigte Kapital
abwandert und der Strukturwandel in den Reformländern zum Erliegen kommt.
Daher wird auf eine „Mausefallenpolitik" gesetzt, die das Kapital selbst gegen
die Marktsignale binden soll. Auch wird in Kauf genommen, daß aufgrund der
Konvertibilitätsbeschränkungen der internationale Preiszusammenhang nicht
voll wirksam wird, so daß die in den Weltmarktpreisen enthaltenen Informatio-
nen nicht unverzerrt an die Inländer gelangen.
Doch kann dieses marktwirtschaftliche Defizit in den Außenwirtschafts-
ordnungen der Reformländer als Folge weiterer Mängel der ordnungspolitischen
Rahmenbedingungen angesehen werden: Freie Konvertibilität bedeutet, daß sich
ein Land dem internationalen Standortwettbewerb stellt, der die Ordnungspolitik
eines Landes auf den Prüfstand stellt. Beschränkungen der Konvertibilität sind
daher als der untaugliche Versuch anzusehen, Unzulänglichkeiten des ordnungs-
politischen Rahmens zu überdecken und den offenen Wettbewerb zu vermeiden.
So scheinen die Konvertibilitätsbeschränkungen in den Reformländern auf die
Furcht vor einer möglichen Kapitalflucht zurückzuführen zu sein. Doch statt die
Ursachen für mögliche Abwanderungsbestrebungen des Kapitals entschieden zu
beseitigen, wird auf die staatliche Kontrolle des Kapitalverkehrs vertraut, wie
vor allem das Beispiel der Slowakischen Republik zeigt. Hier schimmert offen-
sichtlich die alte sozialistische Politik der Devisenverwaltung durch, die staatli-
chen Institutionen die Kompetenz unterstellte, über eine „sinnvolle" Verwen-
dung der knappen Devisen entscheiden zu können. Die Überlegenheit des
Marktmechanismus bei der Lenkung von Kapital in möglichst gewinnbringende
Verwendungen scheint demnach noch nicht akzeptiert zu sein. Eine Rechtferti-
gung für Kapitalverkehrskontrollen könnte nur darin bestehen, daß die Reform-
länder erst eine gute Reputation als Schuldner auf den internationalen Kapital-
märkten erwerben müssen und daher in einer Übergangszeit die Abwanderung
von Kapital durch Kontrollen verhindern sollten. Doch ist zu bedenken, daß ge-
rade eine konsequente Reformpolitik, die auf Offenheit setzt, entscheidend zu
einer guten Reputation beiträgt. Eine solche Politik würde schon in einer Über-
gangszeit, in der noch nicht alle Reformen greifen, mit einem Vertrauens-
vorschuß belohnt, während Schließungsmaßnahmen eher den Mißtrauensvorbe-
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Das Wechselkursregime
Wie alle anderen Preise folgten auch die Wechselkurse in den Zentralver-
waltungswirtschaften Mittel- und Osteuropas nicht den Signalen des Marktes.
Ein System gespaltener Wechselkurse diente der Erfüllung unterschiedlicher
Planvorgaben im Rahmen der Austauschbeziehungen mit anderen sozialistischen
Ländern und den nichtsozialistischen Handelspartnern. Daher stellt sich die Fra-
ge, ob ergänzend zur Konvertibilität der Währungen die freie Bildung der Wech-
selkurse in den Reformländern ermöglicht worden ist.
In Polen kann der Zlotykurs seit der „Teilliberalisierung" im Mai 1995 um
eine zentrale Parität nach oben und unten um jeweils 7 vH floaten. Die zentrale
Parität des Zloty ist an einen Währungskorb gebunden, an dem fünf westliche
Währungen folgende Anteile haben: US-Dollar 45 vH, Deutsche Mark 35 vH,
britisches Pfund 10 vH, französischer Franc 5 vH und Schweizer Franken 5 vH.
Bis zum 8. Januar 1996 wurde die zentrale Parität monatlich um 1,2 vH, danach
um 1 vH gegenüber dem Währungskorb abgewertet, um Inflationsdifferenzen zu
den wichtigsten Exportländern zu kompensieren.
14
3 Innerhalb des Wechselkurs-
bandes kann die polnische Zentralbank durch Käufe und Verkäufe intervenieren,
um interne Wechselkursziele zu realisieren {Nachrichten für Außenhandel vom
10. Januar 1996; EBRD 1996: 166). So strebte die polnische Zentralbank im er-
sten Halbjahr 1997 einen Wechselkurs innerhalb eines Schwankungsintervalls
von ± 2,5 bis ± 3 vH um die zentrale Parität an (PlanEcon 1997).
In der Tschechischen Republik war die Währung wie schon in Polen seit län-
gerem an einen Währungskorb gebunden. Der Währungskorb setzte sich zu
65 vH aus Deutscher Mark und zu 35 vH aus US-Dollar zusammen. Da das In-
terventionsband mit ± 0,5 vH gegenüber diesem Währungskorb sehr eng war,
bestand ein quasi fixer Kronenkurs. Doch aufgrund des zunehmenden Drucks
auf den Fixkurs dehnte die tschechische Zentralbank im Februar 1996 das Kurs-
band auf ± 7,5 vH aus. An eine Freigabe des Wechselkurses war zu diesem Zeit-
punkt jedoch nicht gedacht {Hospodärske noviny vom 7. Juni 1995 und 9. Juni
1995; EBRD 1996: 147). Im ersten Halbjahr 1997 konnte die Zentralbank dem
Abwertungsdruck infolge der Inflationsdifferenzen zu den Hartwährungsländern,
der defizitären Leistungsbilanz und spekulativer Kapitalabwanderungen jedoch
nicht länger standhalten. Daher erfolgte im Mai 1997 die Freigabe des Wechsel-
kurses, und es verblieb lediglich ein „gesteuertes Floating", das nach der Ab-
wertung eine Stabilisierung des Kronenkurses gegenüber der Deutschen Mark
ermöglichen soll {Nachrichten für Außenhandel vom 5. Juni 1997).
Die Unterbewertung des Zloty erforderte im Dezember 1995 eine Anhebung der zen-
tralen Parität um 6 vH sowie im Januar 1996 eine Senkung von Abwertungssatz und
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In der Slowakischen Republik ist die Währung nach wie vor an einen Hart-
währungskorb gebunden, der zu zwei Dritteln aus Deutscher Mark und zu einem
Drittel aus US-Dollar besteht. Bis Ende 1995 durfte der Kronenkurs wie in der
Tschechischen Republik mit einem Satz von ± 0,5 vH gegenüber diesem Korb
schwanken. Doch ebenfalls wie in der Tschechischen Republik entstand ein
Druck auf diesen Quasi-Fixkurs, dem mit einer Erweiterung des Kursbandes be-
gegnet wurde: Im Jahr 1996 wurde die Bandbreite erst auf ± 3 vH erweitert, im
weiteren Jahresverlauf dann auf ± 5 vH (EBRD 1996: 173). Schließlich erfolgte
die Ausdehnung des Kursbandes auf das tschechische Niveau von ± 7,5 vH. Al-
lerdings hat auch in der Slowakischen Republik bis zum Sommer 1997 der Ab-
wertungsdruck nicht nachgelassen {Nachrichten für Außenhandel vom 12. Juni
1997), so daß wiederum dem tschechischen Beispiel folgend eine Freigabe des
Wechselkurses der nächste Schritt wäre. Eine Freigabe erfolgte jedoch erst An-
fang Oktober 1998, nachdem die Zentralbank vergeblich versucht hatte, dem
Abwertungsdruck standzuhalten (Neue Zürcher Zeitung vom 2. Oktober 1998).
In Ungarn ist der Wechselkurs an einen Währungskorb gebunden, der sich bis
Ende 1995 zu 30 vH aus US-Dollar und zu 70 vH aus ECU zusammensetzte. Die
ECU-Komponente wurde zum 1. Januar 1997 durch die Deutsche Mark ersetzt.
Der Forintkurs darf innnerhalb eines Kursbandes von + 2,25 vH um die zentrale
Parität schwanken. Seit März 1995 wird der Forint zudem monatlich mit einem
festen Satz abgewertet. Dieser Abwertungssatz wurde schrittweise von 1,9 vH
auf 1,1 vH im April 1997 reduziert. Auch in Ungarn wird diese Maßnahme mit
einem notwendigen Inflationsausgleich gegenüber den führenden westlichen
Handelspartnern sowie mit dem Bemühen um eine größere Wettbewerbsfähig-
keit ungarischer Exportprodukte begründet (Napi Gazdasäg vom 24. März 1995;
EBRD 1996: 155; Nachrichten für Außenhandelvom 13. März 1997).
Für alle vier Länder mußte die Frage, ob sich die Wechselkurse frei bilden
können, bis vor kurzem verneint werden. In allen Ländern hatte man sich für ein
System fester Wechselkurse mit gewissen Bandbreiten entschieden, wobei die
Landeswährung an jeweils einen Währungskorb gebunden wurde, der sich aus
den Währungen westlicher Industrieländer zusammensetzt. Das heißt, daß durch
die Anbindung an einen Stabilitätsanker versucht wird, Vertrauen in die eigene
Währung zu schaffen und die gesamtwirtschaftliche Stabilität zu erhöhen. Doch
die Entwicklungen in den vier Ländern bestätigen die Zweifel an den Vorzügen
eines solchen Systems fester Wechselkurse: Statt der angestrebten Stabilität der
Wechselkurse sind aufgrund der makroökonomischen Entwicklung und des
Strukturwandels ständige Anpassungsinterventionen erforderlich, die mit einer
gewissen Verspätung die Marktentwicklungen nachvollziehen.
Diese Interventionen zielen darauf ab, gegenläufige Einflüsse auf die Wech-
selkursentwicklung zu kompensieren. Zum einen sind die Inflationsraten in den
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geworden sind, geringer als in den vier untersuchten Ländern. Den daraus resul-
tierenden Abwertungsdruck versuchen Polen und Ungarn mit einem monatlichen
Abwertungssatz zu begegnen. Eine solche gleitende Anpassung der Parität ist je-
doch nur eine Bekämpfung von Symptomen und nicht der Ursache des Pro-
blems: Die Problemursache ist in der unzureichenden monetären Stabilität der
beiden Länder zu finden, so daß eine stabilitätsorientierte Geldpolitik Abhilfe
schaffen könnte.
Hinzu kommt, daß durch Kapitalbewegungen die Währungen der Reformlän-
der zeitweilig auch unter einen Aufwertungsdruck geraten. Entsprechend wird
mit einer Verbreiterung der Kursbänder, einer Verringerung der festen Abwer-
tungssätze, Wechselkursinterventionen der Zentralbank und Konvertibilitätsbe-
schränkungen reagiert. Trotz oder gerade wegen dieses vielfältigen Steuerungs-
instrumentariums und dessen regen Gebrauchs hat sich die Bindung der Wäh-
rungen an sogenannte „Stabilitätsanker" selbst als eine Quelle der Unsicherheit
erwiesen. Es zeigt sich, daß die staatliche Wechselkurspolitik gegen die Markt-
kräfte keinen festen Wechselkurs verteidigen kann und nur die Marktentwick-
lungen nachvollziehen muß. Diesem Druck der Marktkräfte konnte sich zuletzt
die tschechische Zentralbank nicht länger entziehen und mußte den Kurs freige-
ben. Eine vergleichbare Entwicklung zeichnete sich zudem seit Sommer 1997 in
der Slowakischen Republik ab. Das tschechische Beispiel zeigt, daß ein „Float-
ing" nicht zu einem freien Fall der Währung führen muß, sondern eine Stabili-
sierung des Wechselkurses auf einem marktgerechten Niveau ermöglichen kann.
Eine Freigabe der Wechselkurse wäre daher auch in den anderen Reformlän-
dern nur konsequent und würde disziplinierend auf die Geld- und Finanzpolitik
wirken. Eine stabilitätsorientierte Geld- und Finanzpolitik und die Verwirkli-
chung der anderen marktwirtschaftlichen Ordnungselemente würden einen „Sta-
bilitätsanker" überflüssig machen. Da eine Freigabe der Wechselkurse mit der
Aufhebung der Konvertibilitätsbeschränkungen einhergehen müßte, würden so
die währungspolitischen Voraussetzungen für eine Integration in die internatio-
nale Arbeitsteilung geschaffen. Der internationale Wettbewerb könnte den not-
wendigen Strukturwandel vorantreiben und damit die Wettbewerbsfähigkeit der
Produktionen in den Reformländern verbessern. Eine Abwertungspolitik zur An-
hebung der Wettbewerbsfähigkeit kann hingegen kein Substitut für realwirt-
schaftliche Anpassungsprozesse sein.
Die Regulierung des Außenhandels und der ausländischen Direktinvestitionen
Zu Zeiten der Zentralverwaltungswirtschaft war die Regulierung des Außenhan-
dels in die zentrale Planung der Wirtschaft eingebettet. Der Einfluß der staatli-
chen Planer auf die internationalen Austauschbeziehungen war vor allem durch
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lierungen sichergestellt. Damit lag die Teilnahme in- und ausländischer Anbieter
am Außenhandel im Belieben der staatlichen Planer. Daher ist zu prüfen, ob in
den Reformländern mittlerweile die freie Teilnahme am Außenhandel möglich
ist, also ob die Märkte nach innen und außen geöffnet wurden (siehe Über-
sicht 7). Die gleiche Frage stellt sich auch für die Aktivitäten ausländischer Di-
rektinvestoren, die in der Vergangenheit auf ausgesuchte Projekte beschränkt
waren.
Wie auch in allen anderen Reformländern besteht in Polen ein Importschutz,
während auf substantielle Exportrestriktionen verzichtet wird. Positiv ist zu ver-
merken, daß im Bereich tarifärer Handelshemmnisse ein Abbau der durch-
schnittlichen Importzollsätze und der Einfuhrsteuer zu beobachten ist. Doch
bleibt trotz dieser Absenkungstendenz die strukturpolitisch motivierte Gestaltung
der Importzölle unverändert: Dieses Erhaltungsmotiv wird durch die überdurch-
schnittliche Belastung der Agrarimporte deutlich.
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4 Die noch bestehenden Im-
portkontingente verstärken zudem diesen Außenschutz. Darüber hinaus wird mit
neuen nichttarifären Hemmnissen (Prüfungszertifikate) versucht, den Import von
gewerblichen Produkten zu erschweren.
Ein vergleichsweise liberales Außenhandelsregime weisen die beiden Nach-
folgestaaten der Tschechoslowakei auf. Sowohl in der Tschechischen als auch in
der Slowakischen Republik sind die bestehenden Importzollsätze bei sinkender
Tendenz relativ niedrig, die nichttarifären Beschränkungen stellen keine ernst-
haften Handelshemmnisse dar. Doch auch in diesen beiden Ländern sind Rück-
fälle in die Zeit staatlicher Außenhandelslenkung nicht auszuschließen, wie die
Entwicklung des Jahres 1997 zeigt: Angesichts eines drückenden Handelsbilanz-
defizits führte die tschechische Regierung im April 1997 ein Einfuhrdepositum
ein, mit dem besonders der Import von Konsumgütern verteuert werden sollte.
Schon im August wurde dieses Depositum wieder abgeschafft, da infolge der
Wechselkursfreigabe das Handelsbilanzdefizit wieder im Sinken begriffen war.
Die slowakische Regierung kopierte aufgrund der gleichen Problemlage den er-
sten Schritt der tschechischen Regierung — die Einführung des Depositums.
Doch statt auch den zweiten Schritt nachzuvollziehen — die Wechselkurs-
freigabe —, entschied man sich dafür, das Depositum durch eine befristete Ein-
fuhrsonderabgabe von 7 vH auf die meisten Importe zu ersetzen.
Trotz des in den letzten Jahren erfolgten Abbaus der mengenmäßigen Import-
restriktionen ist der Außenschutz in Ungarn relativ hoch geblieben. Dieser be-
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4 Auch die Importzölle für Industrieerzeugnisse liegen bei einigen Produkten wie Tex-
tilien und Bekleidung, Eisen und Stahl oder Kraftfahrzeugen weit über dem Durch-
schnitt, wobei allerdings die GATT-Regeln eingehalten werden (Nachrichten für Au-
ßenhandel vom 26. Mai 1995).///. Die Ordnung der Märkte und des Wettbewerbs 135
Übersicht 7 — Die Außenhandelsregulierungen in Polen, der Tschechischen
Republik, der Slowakischen Republik und Ungarn
Tarifäre Hemmnisse
Der durchschnittliche Importzoll-
salz beträgt 5,8 vH (-)• Dabei liegt
der Durchschnittssatz für Agrarer-
zeugnisse bei 14,1 vH(-). Anfang
1997 wurde eine Importabgabe
von 10 vH (+) auf Futtergetreide
eingeführt. Eine Einfuhrsteüer in
Höhe von 3 vH (-) wurde bei allen
Gütern bis Ende 1996 auf die
Summe von Zollwert plus Zoll er-
hoben. Exportzölle werden nicht
erhoben.
Der durchschnittliche Importzoll-
satz beträgt 3,2 vH (-). Es existie-
ren keine Exportzölle. Von April
bis August 1997 bestand ein
„Einfuhrdepositum": Jeder Im-
porteur mußte bei der Einfuhr be-
stimmter Güterkategorien 20 vH
des Warenwertes für 180 Tage
zinslos bei einer tschechischen
Bank hinterlegen.
Die Importzölle betragen durch-
schnittlich 5 vH (-). Von Mai bis
Juli 1997 bestand ein Einfuhrde-
positum nach tschechischem Vor-
bild. Im Juli 1997 wurde das De-
positum durch eine neue Einfuhr-
sonderabgabe in Höhe von 7 vH
(+) ersetzt, die 80 vH aller Im-
porte betrifft. Anfang 1999 soll
diese Abgabe wieder entfallen.
Exportzölle werden nicht erhoben.
Nichttarifäre Hemmnisse
Polen
Kontingente bestehen für einige
Güterarten, insbesondere Agrarer-
zeugnisse. Die Quoten für Agrar-
erzeugnisse sind relativ niedrig
angesetzt (je Zolltarifposition bis
zu 3 vH des Inlandsverbrauchs);
die über der Quote liegende Men-
ge wird mit einem wesentlich hö-
heren Zollsatz belegt, so daß die
Durchschnittszölle über dem ge-
nannten Wert liegen dürften. Für
etwa 1400 gewerbliche Produkte
werden Prüfungszertifikate ver-
langt. Die Zertifizieningsvor-
schriften werden aber bis Ende
1996 nicht angewendet. Bei aus-
gesuchten Gutem sind Importge-
nehmigungen erforderlich, in we-
nigen Fällen bestehen Import-
verbote (ältere Kfz, Spirituosen)
und Exportverbote.
Tschechische Republik
Es bestehen Importquoten für
Agrarerzeugnisse sowie obligato-
rische Hygieneprüfungen für Nah-
rungsmittel und Kosmetika. Für





Für den Import ausgewählter stra-
tegischer Güter sind Importlizen-
zen erforderlich, Qualitätsbe-
scheinigungen werden für ver-
schiedene Güter verlangt.
Privilegien
Zollfreiheit besteht für importierte
Anlageguter, die von Joint Ven-
tures genutzt werden (sofern sie
innerhalb der ersten drei Jahre
nicht weiterveräußert werden) und
in Zollfreizonen.
Investitionsgüter dürfen zollfrei
für die Dauer von zwei Jahren von
Auslandsinvestoren eingeführt
werden.
Bis Ende 1995 konnten Investi-
tionsgüter im Rahmen ausländi-
scher Direktinvestitionen zollfrei




betrug im Jahr 1996 noch 15 vH
(-), soll aber bis zum Jahr 2000
kontinuierlich sinken; es bestehen
überdurchschnittliche Zölle auf
Agrarimporte. Seit März 1995
wurde ein Zusatzzoll von 8 vH (-)
erhoben, von dem nur Primärener-
gieträger und Investitionsgüter be-
freit waren. Dieser Zoll wurde bis
Juni 1997 völlig abgebaut. Die
beim Import anfallenden Zollbe-
arbeirungs- und Statistikgebühren
von 3 vH (-) wurden aufgehoben.





eine Reihe von Konsumgütern,
u.a. für Kfz, Bekleidung sowie für








(+) = steigend; (-) = sinkend; (0) =
Privilegien
Die Zollfreiheit für den Import
von Sacheinlagen ausländischer
Unternehmen wurde Ende 1995
aufgehoben; allerdings ist die Auf-
hebung bis Ende 1996 fürs erste
„ausgesetzt". Es bestehen Zollfrei-
zonen.
unverändert.
Quelle: FAZ-Informationsdienste et al. (1995:26), FAZ-Informationsdienste
(1996a: 25; 1997a: 20; 1997b: 10, 18), Nachrichten für Außenhandel
vom 25. Januar 1995, 2. März 1995, 6. April 1995, 20. Juli 1995, 30.
November 1995, 22. Februar 1996, 16. Dezember 1996, 4. Februar
1997, 29. Juli 1997; Handelsblatt vom 14. Dezember 1995, 10. April
1996; Neue Zürcher Zeitung vom 21. August 1997; Hospodäfske noviny
vom 14. April 1995; Ostwirtschaftsreport vom 15. Dezember 1995;
BfAI (1995b); EBRD (1995: 39; 1996: 166); eigene Zusammenstellung.
trifft vor allem den Import von Agrarerzeugnissen, aber auch teilweise von Indu-
strieprodukten (z.B. Textilien), die mit vergleichsweise hohen Zöllen belastet
werden. Zu diesen protektionistischen Maßnahmen kam ein fiskalisch motivier-
ter Importzuschlag, der im Rahmen des ungarischen Austeritätsprogramms be-
schlossen wurde (Nachrichten für Außenhandel vom 6. Mai 1995). Diese zu-
sätzliche Handelsbarriere wurde allerdings bis Juni 1997 wieder abgebaut. Auch
ist der Trend zur Senkung von Importzöllen unübersehbar.
Die Außenhandelsregulierungen in den vier Ländern machen deutlich, daß
ein völlig freier Marktzutritt für ausländische Anbieter nicht erreicht wurde. Je-
doch ist die Entwicklung der Außenhandelsregulierungen in diesen Ländern
maßgeblich von ihrer zunehmenden Einbindung in die internationale Arbeitstei-
lung bestimmt, die die Übernahme internationaler Spielregeln bedingt. Dazu
zählen vor allem die im Rahmen der WTO-Mitgliedschaft übernommenen Ver-///. Die Ordnung der Märkte und des Wettbewerbs 137
pflichtungen, aber auch die mit der EU abgeschlossenen bilateralen Assoziie-
rungsverträge, die den Weg für eine Integration dieser Länder in den Europäi-
schen Binnenmarkt ebnen sollen.
14
5 Auf diese Weise wurde der Außenhandel
der Reformländer zwar nicht vollständig liberalisiert, jedoch wurden die Außen-
handelsvorschriften um die für eine Zentralverwaltungswirtschaft typischen Re-
geln bereinigt. So kann von einer staatlichen Lenkung des Außenhandels nicht
mehr die Rede sein.
Dennoch zeigen sich Unterschiede: Die größten Liberalisierungsfortschritte
sind in den Nachfolgestaaten der Tschechoslowakei festzustellen, wenn auch die
jüngsten Entwicklungen zeigen, daß diese Tendenz zur Deregulierung des Au-
ßenhandels bei Auftreten von Handelsbilanzproblemen nicht unumkehrbar ist.
Das Beispiel der Tschechischen Republik zeigt aber auch die Überlegenheit
marktkonformer Problemlösungen, in diesem Fall der Wechselkursfreigabe, zu
der sich die Slowakische Republik bislang nicht durchringen konnte. Hingegen
versucht man besonders in Ungarn und Polen, wenig leistungsstarke Sektoren
dem internationalen Wettbewerb über einen Importschutz zu entziehen. Aller-
dings ist dieser Schutz eher rückläufig, genauso wie die eher fiskalisch motivier-
ten allgemeinen Importabgaben, die mit Ausnahme der Tschechischen Republik
in allen Ländern eingeführt wurden. Letztendlich führt hier zum einen der politi-
sche Druck internationaler Organisationen wie der Welthandelsorganisation zu
einem Abbau bzw. einer Aufhebung solcher Handelshemmnisse. Zum anderen
erfordert die Teilhabe an der internationalen Arbeitsteilung die Entwicklung
wettbewerbsfähiger Strukturen, die dem Druck der Märkte standhalten können.
Eine protektionistische Außenhandelspolitik würde diesen Integrationsprozeß
behindern und den Wert der Reformen insgesamt in Frage stellen.
Was die gesetzlichen Rahmenbedingungen für ausländische Direktinvesti-
tionen betrifft, so gibt es in keinem der vier Länder prohibitive Investitions-
hemmnisse (siehe Übersicht 8).
Zulassungsbeschränkungen existieren vornehmlich in Bereichen, in denen
im allgemeinen Externalitäten der Produktion vermutet werden (Infrastruktur,
Rüstung). Doch selbst hier besteht nur in Ausnahmefällen ein Betätigungsverbot
für ausländische Investoren. Auch die besondere Regulierung des Finanzsektors
läuft zumindest auf kein generelles Betätigungsverbot hinaus. Nur in Polen ist
die Produktion einer größeren Zahl privater Güter und Dienstleistungen geneh-
migungspflichtig. Der in allen Ländern mehr oder weniger weit fortgeschrittene
Abbau steuerlicher Sonderbedingungen für ausländische Investoren kann eben-
falls nicht als ein Investitionshemmnis angesehen werden. Auf diese Weise wer-
Siehe zu den Assoziierungverträgen etwa Langhammer (1992).138 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
den Verzerrungen abgebaut, die sich aus der Diskriminierung der inländischen
Investoren ergeben.
Schließlich hat auch die Regulierung des Grunderwerbs als „traditionelles"
Investitionshemmnis an Bedeutung verloren: In der Tschechischen Republik, der
Slowakischen Republik und Ungarn bedarf es lediglich der Gründung einer Ge-
sellschaft nach inländischem Recht, damit der ausländische Investor den Inlän-
dern, soweit es sich um den Grunderwerb für gewerbliche Zwecke handelt,
gleichgestellt ist. Nur in Polen besteht noch eine restriktivere Genehmigungs-
praxis für Gesellschaften im überwiegend ausländischen Eigentum.
Es wird deutlich, daß in allen Ländern prinzipiell die rechtlichen Voraus-
setzungen für die Betätigung ausländischer Investoren gegeben sind. Eine Aus-
nahme bilden in diesem Zusammenhang die in Polen nach wie vor bestehenden
Probleme beim Grunderwerb durch ausländische Investoren. Allerdings hängt
der Wert des formalen Investitionsrechts entscheidend davon ab, wie es in der
Praxis umgesetzt wird. Die Rechtswirklichkeit in allen vier Ländern zeichnet ein
weniger positives, wenn auch einheitliches Bild: Im allgemeinen können die
Staatsverwaltungen und Gerichte ihre gesetzlichen Aufgaben, wie bereits darge-
stellt, nur bedingt erfüllen. Zudem hängt die Qualität eines Standorts nicht nur
von Investitionsgesetzen, sondern vor allem von den ordnungspolitischen Rah-
menbedingungen insgesamt ab. Diese müssen das notwendige Vertrauen der In-
vestoren in den Standort schaffen. Unter diesem Gesichtspunkt deutet die bishe-
rige Entwicklung der ausländischen Direktinvestitionen in den Reformländern
Übersicht 8 — Die gesetzlichen Rahmenbedingungen für ausländische Direkt-
investitionen in Polen, der Tschechischen Republik / Slowaki-
schen Republik und Ungarn
Polen Ungarn
(1) Zulassungs- und Registrierungsbestimmungen
Genehmigungspflichtig sind Gründungen in
den Bereichen Verkehrsinfrastruktur, Im-
mobilien, Rüstung, Großhandel mit impor-
tierten Konsumgütern und juristische
Dienstleistungen sowie (Teil-)Erwerb oder
Übernahme bestehender Gesellschaften in
den genannten Bereichen. Ferner bedarf es
einer Erlaubnis, wenn staatliche juristische
Personen als Vertragspartner involviert sind
und wenn besondere Vorschriften (z.B.
Umwelt, Arbeitsschutz) eine Konzession
oder Erlaubnis erfordern.
Für die Gründung einer Gesellschaft mit
ausländischer Beteiligung oder den Erwerb
eines Anteils an einer aktiven Gesellschaft
wird keine behördliche Genehmigung be-
nötigt. Es besteht eine Lizenzpflicht für we-
nige Produktionen.///. Die Ordnung der Märkte und des Wettbewerbs 139
noch Übersicht 8
Polen Ungarn
(2) Mehrheits- und Tätigkeitsbeschränkungen
Reine Auslandsunternehmen sind gestattet. Der Auslandsanteil ist nicht begrenzt.
(3) Besteuerung (Tarifrecht)
Es gibt generell keine steuerliche Sonderbe-
handlung ausländischer Investoren (zu den
einzelnen Steuern vgl. Übersicht 10).
Ausländische Investoren unterliegen der




Investitionen sind möglich: bis zu 25 vH
des zu versteuernden Einkommens im Nor-
malfall, unter bestimmten Voraussetzungen
bis zu 50 vH. Besondere Regelungen gelten
in Sonderwirtschaftszonen und für Investi-
tionen, die vor 1993 getätigt wurden.
Die bis Ende 1994 nach altem Recht ge-
währten Vergünstigungen behalten ihre
Gültigkeit. Investitionen in Prioritätsberei-
chen werden weiterhin steuerlich begün-
stigt: je nach Investitionsvolumen und Tä-
tigkeitsmerkmalen betragen die Steuerver-
günstigungen 60-100 vH in den ersten fünf
Jahren. In Zollfreigebieten können die Ver-
günstigungen bis 85 vH betragen.
(5) Gewinnrepatriierung
Transfer von Gewinnen nach Steuern in
konvertibler Währung ist unbeschränkt.
Ausländer dürfen in der Einlagewährung ih-
re Gewinne nach Steuern frei transferieren.
(6) Investitionsschutz
Ausländische Investitionen sind gesetzlich
geschützt, zusätzlich bestehen Investitions-
schutzabkommen mit mehreren Ländern. Im
Enteignungsfall wird eine entsprechende
Kompensation des Schadens geleistet.
Die Einlagen von Ausländern genießen ge-
setzlichen Schutz. Bei Enteignungen soll
eine unverzügliche Entschädigung zum tat-
sächlichen Wert erfolgen. Mit einer Reihe
von Ländern bestehen Investitionsschutzab-
kommen.
(7) Grunderwerb
Nur mit Genehmigung des Innenministers
dürfen ausländische juristische und natürli-
che Personen sowie eine Gesellschaft mit
einem Auslandsanteil von mehr als 50 vH
Grund und Boden erwerben oder auf
99 Jahre mit Verlängerungsmöglichkeit
pachten; bringt ein polnisches Staatsunter-
nehmen Immobilien in ein Joint Venture
ein, ist die Erlaubnis des Privatisierungs-
ministers erforderlich; nur „ewige Pacht"
bei staatlichen Immobilien.
Für rechtsfähige ungarische Gesellschaften
im Auslandsbesitz gelten keine Restriktio-
nen. Ausländische juristische oder natürli-
che Personen bedürfen der Genehmigung
des Finanzministeriums. Ihnen ist der Er-
werb von „Produktivböden" untersagt.140 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
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Tschechische Republik Slowakische Republik
(1) Zulassungs- und Registrierungsbestimmungen
Nur für ausgewählte Bereiche (Banken,
Versicherungen, Rüstung) besteht eine Ge-
nehmigungspflicht. Die Betätigung in eini-
gen Infrastrukturbereichen ist untersagt.
Ansonsten ist eine Eintragung ins Unter-
nehmensregister erforderlich.
Siehe Tschechische Republik.
(2) Mehrheits- und Tätigkeitsbeschränkungen




Unternehmen mit Auslandsbeteiligung un-
terliegen der allgemeinen Besteuerung (vgl.
Übersicht 10).
Es gibt kein besonderes Tarifrecht für aus-
ländische Unternehmen (vgl. Übersicht 10).
(4) Anreize (Sonderbedingungen)
Unternehmen mit ausländischer Beteiligung
werden generell gegenüber Unternehmen in
inländischem Eigentum steuerlich nicht be-
günstigt. In Ausnahmefällen können Ver-
günstigungen ausgehandelt werden.
Der freie Gewinntransfer ist seit dem
01.01.1993 uneingeschränkt auch durch de-
visenrechtliche Bestimmungen garantiert.
Nach dem 01.01.93 gegründete Unterneh-
men sind zunächst für das erste Jahr der
Gewinnerwirtschaftung von der Körper-
schaftssteuer befreit; wenn die ausländische
Beteiligung 30 vH übersteigt oder mehr als
1 Mill. DM beträgt, wird die Körperschafts-
steuer auf 30 vH für die beiden Jahre, die
dem ersten (steuerbefreiten) Jahr der Ge-
winnerwirtschaftung folgen, reduziert.
Weitere Steuerbefreiungen und -ermäßigun-
gen sind bei Investitionen in strukturschwa-
chen Regionen, in Schlüsselbranchen (z.B.
Energie, Rüstung, Infrastruktur) und für
Neugründungen im Bankgewerbe
(Steuerbefreiungen von bis zu 10 Jahren)
vorgesehen. Diese Steuerprivilegien sind
allerdings konditioniert; so sollen etwa die
Steuerersparnis und 80 vH des Gewinns
reinvestiert werden.
(5) Gewinnrepatriierung
Siehe Tschechische Republik.///. Die Ordnung der Märkte und des Wettbewerbs 141
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Tschechische Republik Slowakische Republik
(6) Investitionsschutz
Privates Eigentum ist gesetzlich gesichert
und darf nur gegen Entschädigung enteignet
werden. Mit einer Reihe von Ländern be-
stehen Investitionsschutzabkommen, die
noch von der CSFR geschlossen wurden




Gesellschaften mit ausländischer Betei-
ligung mit Sitz in der Tschechischen Repu-
blik gelten als Deviseninländer, denen der
Immobilienerwerb gestattet ist; ein Bewer-
tungsgutachten muß dem Finanzministeri-
um vorgelegt werden.
Wie in der Tschechischen Republik, außer
daß das Finanzministerium zusätzlich den
Kaufpreis genehmigen muß.
Quelle: EBRD (1994: 126 f.); Reith und Wizner (1994: 73 ff.); Gesetz über Ge-
sellschaften mit ausländischer Beteiligung v. 14.06.91 (Polen) mit Än-
derungen nach Kuss und Mohlek (1997); PAIZ (1995: 25 ff.); Gesetz
Nr. XXIV /1988 über die Investitionen von Ausländern in Ungarn mit
Änderungen nach Brunner (1996b); ECE (1994: 8 ff); Hungarian
Chamber of Commerce (1993:45 f.); FAZ-Informationsdienste
(1996a: 26 f.); Preslmayr & Partner (1993); Nachrichten für Außenhan-
del vom 23. Juni 1994; eigene Zusammenstellung.
auf Vertrauensdefizite hin. Zwar sind die Direktinvestitionen in den Jahren 1995
und 1996 spürbar gestiegen, von einem „Boom" kann jedoch noch nicht die Re-
de sein. Der Vergleich zeigt allerdings, daß Ungarn von dem Vertrauensbonus
profitiert, den die ausländischen Investoren dem „Pionier" unter den mittel- und
osteuropäischen Reformländern nach wie vor einräumen. Hingegen spiegelt die
Entwicklung in der Slowakischen Republik eher Vorbehalte wider (siehe Tabelle 2).
/ Eine vergleichende Bewertung der Ordnungen der Märkte
und des Wettbewerbs
Auf dem Weg zur Freiheit der Märkte und des Wettbewerbs haben die vier Län-
der merkliche Fortschritte erzielt. Der Bruch mit der zentralen Administrierung
der Märkte wurde vollzogen, und es wurde damit begonnen, Rahmenbedingun-142 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
Tabelle 2 — Die Entwicklung der ausländischen Direktinvestitionen in Polen,
der Tschechischen Republik, der Slowakischen Republik und


































Quelle: ECE (1996:6); PlanEcon (1995/96, 1996/97); eigene Zusammenstel-
lung und Berechnungen.
gen für freie und wettbewerbliche Austauschbeziehungen herzustellen. Leitbild
dieser Liberalisierungsschritte war aber offensichtlich nicht das Ausmaß an Frei-
heit, wie es eine liberal verfaßte Marktwirtschaft kennzeichnet, sondern die rela-
tive Freiheit der interventionistischen westlichen Marktwirtschaften.
Dies zeigt sich bereits bei der Freiheit der Preisbildung: Auf den Märkten für
Güter und Dienstleistungen unterliegt die Preisbildung nach wie vor staatlichen
Regulierungen, mit denen Allokations- und Verteilungsziele des Staates verfolgt
werden. Der Staatseinfluß auf die Preisbildung korrespondiert zum einen mit
dem Umfang der staatlichen Beteiligungen in den „strategischen" Bereichen, die
von der Privatisierung zum Teil ausgenommen sind. Hier zeigt sich eine prakti-
sche Konsequenz des dauerhaften staatlichen Engagements in Gestalt von Preis-
verzerrungen. Zum anderen erfolgt keine klare Trennung zwischen der Vertei-
lung und der Entstehung des Marktergebnisses. Statt über Transfers soziale Min-
deststandards abzusichern, wird unter Inkaufnahme von Allokationsverzerrun-
gen in die Preisgestaltung eingegriffen. Auch bei den Faktorpreisen ähneln sich
die staatlichen Eingriffe: In Polen, der Slowakischen Republik und Ungarn wur-
de nicht auf Gremien verzichtet, in die neben Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
verbänden auch die Regierung eingebunden ist und die versuchen, Einfluß auf
die Lohnfindung zu nehmen. Auf den Finanz- und Kapitalmärkten wurde der
Staatseinfluß wiederum durch staatliche Beteiligungen an den großen Finanz-
dienstleistern sichergestellt. Somit ist die Freiheit der Preisbildung in allen vier
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stration alten Typs fortgeführt wurde. Die Einschränkungen sind vielmehr von
der Art, wie sie auch in westlichen Marktwirtschaften vorzufinden sind.
Nicht viel anders sieht es hinsichtlich der erreichten Freiheit des Marktzutritts
aus. Auch hier scheinen die Rahmenbedingungen westlicher Marktwirtschaften
Pate gestanden zu haben. Doch zeigen sich hier deutlichere Unterschiede im
Ausmaß der Regulierung: Während in Polen und Ungarn ein relativ hohes Maß
an Gewerbefreiheit erreicht wurde, erinnern die Restriktionen in der Tschechi-
schen und in der Slowakischen Republik an das Zunftwesen des deutschsprachi-
gen Rechtsraums. Wie ein roter Faden zieht sich auch hier in allen Ländern die
besondere Regulierung der „strategischen" Bereiche durch. Für Ausländer gelten
überall die gleichen Marktzutrittsbedingungen, sofern sie den Status von Devi-
seninländern innehaben. Die Beschränkungen des Marktzutritts zum Schutz gei-
stigen Eigentums entsprechen ebenfalls den Standards in westlichen Marktwirt-
schaften, die in diesem Fall aber weitgehend marktkonform sind.
Die Regulierungen des Marktaustritts spiegeln wiederum in der Mehrzahl der
Länder das Mißtrauen der Regierenden gegenüber der Möglichkeit eines Neu-
aufbaus wider, die sich aus der „schöpferischen Zerstörung" im Schumpeter-
schen Sinne ergibt. Zwar ist in Polen die Bereitschaft, eine Reallokation über den
Markt zuzulassen, durchaus erkennbar. Aber schon im Falle Ungarns zeigt sich
die nachlassende Bereitschaft, den Sanktionsmechanismus des Marktes wirken
zu lassen. In der Tschechischen Republik sind die Hürden für den Marktaustritt
nochmals höher, während in der Slowakischen Republik sogar die Konkursver-
hinderung primäres Ziel des Insolvenzrechts zu sein scheint.
Mittlerweile gibt es in allen Ländern eine institutionalisierte Kontrolle des
Wettbewerbs, jedoch kommt nur die ungarische Gesetzgebung dem Leitbild ei-
ner unabhängigen, auf das Ziel der Wettbewerbsfreiheit verpflichteten Wettbe-
werbsaufsicht nahe. Bei der Konzeption des Wettbewerbsrechts dienten erneut
die Regelungen in westlichen Marktwirtschaften, besonders der Europäischen
Union, als Leitbild, die weniger dem Primat der Wettbewerbsfreiheit folgen.
Vielmehr wird Wettbewerbspolitik auch als staatliche Strukturpolitik verstanden,
die lenkend in wettbewerbliche Prozesse eingreifen soll.
Aufgrund der Defizite bei der Wettbewerbsgesetzgebung kommt der außen-
wirtschaftlichen Öffnung eine besondere Bedeutung zu, um wenigstens von au-
ßen den Wettbewerbsdruck auf den Märkten der Reformländer zu erhöhen. Zwar
sind die Zeiten der kommunistischen Autarkiebestrebungen vorbei, doch sind die
notwendigen Bedingungen für die Einbindung in die internationalen Austausch-
beziehungen nur teilweise erfüllt: Volle Konvertibilität wurde aufgrund von Be-
schränkungen bei Kapitalbilanztransaktionen in keinem Land hergestellt, da of-
fensichtlich das Vertrauen in die eigene Reformpolitik nicht groß genug ist, eine
Kapitalflucht auszuschließen. Dies sollte allerdings ein Ansporn sein, durch eine
Beseitigung von Reformdefiziten die notwendige Vertrauensbasis herzustellen.144 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
Denn der Verzicht auf eine vollständige Integration in die Weltkapitalmärkte ist
mit Kosten verbunden. Hingegen wurde zumindest weitgehend Leistungsbilanz-
konvertibilität eingeführt, wenn auch in der Slowakischen Republik noch die
vergleichsweise größten Einschränkungen bestehen.
In keinem der Länder fiel anfanglich die Entscheidung zugunsten eines Sy-
stems freier Wechselkurse. Doch die bisherigen Erfahrungen zeigen, daß die er-
folgte Anbindung an Hartwährungskörbe ständige Anpassungen erfordert, die
den eigentlich gewünschten Stabilitätsanker in Frage stellen. Die Einführung ei-
nes „gesteuerten Floatings" des Wechselkurses in der Tschechischen Republik
ist daher nur ein notwendiger Schritt, der aufgrund des Marktdrucks auf den
Festkurs nicht mehr zu vermeiden war.
Was die Regulierung des Außenhandels betrifft, wurde in keinem Land ein
Freihandelsregime gewählt. Es kann der Eindruck entstehen, daß die Reformlän-
der sich vielmehr Wohlstandsgewinne aus Erziehungszöllen versprechen. Dabei
sprechen die schlechten Erfahrungen vieler Länder, die ebenfalls einen Aufhol-
prozeß vor sich hatten, gegen eine solche Politik: Zum einen fällt es schwer,
schützenswerte Industrien zu finden, die von Skalenerträgen oder Lerneffekten
profitieren könnten. Zum anderen wehren sich einmal geschützte Industrien ge-
gen eine Beendigung dieses Schutzes. Schließlich führt dieser Importschutz zu
höheren Kosten bei der Exportproduktion, da sich Importe verteuern und die
Nachfrage der geschützten Industrien knappe Ressourcen verteuert.
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6 Darüber
hinaus sind einer solchen Politik enge Grenzen gesetzt, da die Einbindung in in-
ternationale Handelsverträge marktöffnend wirkt, so daß eine Abschottung nac#h
außen nicht mehr möglich ist. Dennoch sollte nicht übersehen werden, daß die
vorhandenen Beschränkungen des Außenhandels Wohlstandsverluste zur Folge
haben: Das verfügbare Produktionspotential wird nur bedingt entsprechend den
komparativen Kostenvorteilen eingesetzt und ausgeschöpft. Zudem verlangsamt
eine Milderung des internationalen Wettbewerbsdrucks die Entstehung wettbe-
werbsfähiger Strukturen.
Schließlich treffen ausländische Direktinvestoren auf keine prohibitiven Inve-
stitionshemmnisse, auch wenn in Polen die Frage des Grunderwerbs nach wie
vor problematisch ist. Allerdings besteht das generelle Problem der Rechtsum-
setzung und -durchsetzung aufgrund der noch mangelhaften Infrastruktur bei
Verwaltung und Rechtspflege.
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IV. Geldordnung und Finanzordnung
1. Das Referenzsystem
In den ehemaligen Zentralverwaltungswirtschaften Mittel- und Osteuropas sollte
die makroökonomische Stabilität über die Erfüllung der zentralen Planvorgaben
erreicht werden. Hingegen bedarf es in einer Marktwirtschaft mit autonomen
Akteuren an den Märkten einer geeigneten Geld- und Finanzordnung, um die
makroökonomische Stabilität sicherzustellen. Daher muß die makroökonomische
Stabilisierung in den mittel- und osteuropäischen Reformländern über die Ver-
wirklichung bislang systemfremder Elemente erfolgen, was durch folgende Fra-
gen zu prüfen ist:
- Besteht eine Verpflichtung der Zentralbank zur Sicherung der Geld-
wertstabilität?
- Inwieweit besteht eine funktionelle, personelle, instrumenteile und finanzielle
Unabhängigkeit der Zentralbank, und ist diese verfassungsmäßig abgesi-
chert?
- Besteht eine effiziente Arbeitsteilung zwischen den staatlichen Ebenen?
- Ist eine marktkonforme Finanzierung der Staatsausgaben sichergestellt?
- Gibt es Beschränkungen für das Ausmaß der Staatsverschuldung?
a. Geldordnung
Die Sicherung der Geldwertstabilität
Zentrales Element einer Marktwirtschaft ist eine Geldordnung, die die Stabilität
des Geldwertes sichert. Die Bedeutung der Geldwertstabilität ergibt sich aus der
Koordinationsfunktion des Preismechanismus in einer Marktwirtschaft und der
Rolle des Geldes unter anderem als Transaktionsmedium. Die Preise können ihre
Lenkungsfunktion nur solange störungsfrei erfüllen, wie der Geldwert stabil ist.
Denn bei Preisänderungen kann nicht eindeutig unterschieden werden, ob sie
aufgrund veränderter Knappheiten zustande kommen oder ganz oder teilweise
Folge von Geldwertänderungen sind (Eucken 1952: 256 f.). Eine geeignete in-
stitutionelle Ausgestaltung der Geldordnung muß am Zentralbankregime anset-
zen, um die gewünschten Stabilitätseffekte zu erzielen. Dieses Regime spezifi-
ziert Status und Zielsetzung der Zentralbank.
Die Wahrscheinlichkeit, daß eine abhängige Zentralbank eine stabilitäts-
orientierte Geldpolitik verfolgt, dürfte relativ gering sein. Abhängigkeit bedeu-146 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
tet, daß die Zentralbank ein Teil der Regierung oder zumindest deren Erfüllungs-
gehilfe ist. Unter diesen Umständen kann die Geldpolitik genutzt werden, um
kurzfristige Beschäftigungseffekte zu erzeugen oder über eine Überraschungs-
inflation zusätzliche Staatseinnahmen zu erzielen („Inflationssteuer") (Barro und
Gordon 1983: 102 ff.; Fischer 1995a: 201). Diesem Nutzen einer Inflationspo-
litik müssen jedoch die Kosten gegenübergestellt werden, die vor allem aus den
Schwankungen der Inflationsraten resultieren. Überraschende Schwankungen
überdecken die Preissignale und führen zu erhöhten Inflationserwartungen, die
wiederum Kosten in Gestalt von Risikoprämien zur Folge haben (Clausen und
Willms 1993: 605 f.).
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Eine Zentralbank, die an eine feste Geldmengen- oder Preisniveauregel ge-
bunden ist, erscheint im Hinblick auf die Sicherung der Geldwertstabilität glaub-
würdiger. Denn die Wirtschaftssubjekte können dann auf die Einhaltung der Re-
gel vertrauen und demzufolge auch Geldwertstabilität erwarten (Barro und Gor-
don 1983: 106 f.). Doch weist auch die regelgebundene Geldpolitik einen ent-
scheidenden Makel auf: Die an die Regel gebundene Zentralbank kann nicht oh-
ne Glaubwürdigkeitsverlust auf plötzliche Störungen (exogene Schocks) reagie-
ren, was Einkommens- und Beschäftigungsverluste zur Folge haben kann (Clau-
sen und Willms 1993: 607).
Eine überlegene Alternative zu den genannten Zentralbankmodellen kann in
einer unabhängigen Zentralbank gesehen werden, die der Geldwertstabilisierung
Vorrang einräumt. Es läßt sich modellhaft zeigen, daß eine unabhängige Zen-
tralbank im Gegensatz zu den Modellen der abhängigen bzw. der regelgebunde-
nen Zentralbank Inflationskosten und Stabilitätsverluste reduziert; der Gesamt-
verlust wird im Vergleich zu den alternativen Zentralbankmodellen minimiert
(Rogoff 1985). Die Funktionsfähigkeit einer unabhängigen Zentralbank wird
daran geknüpft, daß sie für ihre geldpolitischen Entscheidungen politisch nicht




'Eine abhängige Zentralbank könnte das Ziel der Geldwertstabilität nur dann glaub-
würdig vermitteln, wenn die Zeitpräferenzrate von Zentralbank bzw. Regierung rela-
tiv niedrig ist und zukünftige Verluste einer inflationären Geldpolitik nur in geringem
Ausmaß abdiskontiert werden müssen. Doch dürfte aufgrund kurzer Wahlperioden
die Zeitpräferenz tatsächlich relativ hoch sein.
14!* Auch empirische Untersuchungen zeigen überwiegend, daß Länder mit einer unab-
hängigen Zentralbank eine niedrigere Inflationsrate aufweisen als Länder, in denen
Politiker die Politik der Zentralbank steuern können (Eijffinger und de Haan 1995;
Alesina und Summers 1993; Schaling 1995: 109 ff.; Solveen 1995). Neben der Un-
abhängigkeit der Zentralbank bedarf es jedoch eines gesellschaftlichen Grundkonsen-
ses, um eine rigide Anti-Inflationspolitik betreiben zu können (Eijffinger und de Haan
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Elemente einer rechtlichen Absicherung der Zentralbankunabhängigkeit
Unter der Maßgabe, daß die Unabhängigkeit der Zentralbank kein Selbstzweck,
sondern Mittel zur Erhaltung der Geldwertstabilität ist, sollte die Zentralbank auf
das Ziel der Geldwertstabilität festgelegt sein, ohne daß konkrete Inflationsziele
von außen vorgegeben werden. Ihr muß die Kontrolle über sämtliche Instru-
mente der Geldpolitik und die Freiheit des Instrumenteneinsatzes eingeräumt
werden (Fischer 1995a: 202; Fischer 1995b: 41, 52). Es bedarf folgender Ele-
mente, um ihre „Zielerreichungsunabhängigkeit" rechtlich abzusichern:
Erstens sollte die funktionelle Unabhängigkeit der Zentralbank gesichert sein.
Das bedeutet, daß die Zentralbank für die Geldpolitik und die Sicherung der
Geldwertstabilität alleine verantwortlich ist. Sie müßte demzufolge von Regie-
rung und Parlament weisungsunabhängig sein (Neumann 1991: 100 f.; Willms
1990: 552 f.; Woll 1989: 283 ff.).
Zweitens ist die personelle Unabhängigkeit der Zentralbank zu gewährleisten.
Das heißt, daß die Mitglieder des Leitungsgremiums der Zentralbank vor Ein-
flüssen von außen geschützt sein müssen, damit die funktioneile Unabhängigkeit
der Zentralbank nicht unterlaufen werden kann (Woll 1989: 285). Daher ist si-
cherzustellen, daß die Leitungsmitglieder fachlich qualifiziert und politisch un-
abhängig sind sowie politischem Druck widerstehen können (Woll 1989: 285 f.;
Neumann 1991: 102 ff; Willms 1990: 553).
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Drittens sollte eine instrumenteile Unabhängigkeit der Zentralbank in dem
Sinne gegeben sein, daß die Zentralbank die Kontrolle über alle Instrumente
ausübt, die das Geldangebot beeinflussen. Das bedeutet zum einen, daß die Zen-
tralbank nicht verpflichtet sein sollte, in direkter oder indirekter Form die Defi-
zite öffentlicher Haushalte zu finanzieren (Willms 1990: 553; Neumann 1991:
99 f.; Fischer 1995a: 203). Zum anderen ist die instrumentelle Unabhängigkeit
der Zentralbank nur dann gesichert, wenn sie die alleinige Kompetenz für wäh-
rungspolitische Maßnahmen hat. Anderenfalls könnte die Durchsetzung politisch
gewünschter Wechselkursziele die stabilitätsorientierte Geldpolitik der Zentral-
bank unterlaufen (Neumann 1991: 101 f.; Fischer 1995b: 54; Willms 1989:
553 f.).
Viertens wäre die finanzielle Unabhängigkeit der Zentralbank zu sichern.
Dies kann dadurch erreicht werden, daß die Zentralbank über eigene Einnahmen
und einen eigenen Haushalt verfügt, der außerhalb des Staatshaushalts bilanziert
14
9 Zu diesem Zweck sollte das Vorschlags- und Besetzungsrecht bei mehreren öffentli-
chen Gremien liegen, um politische Gegengewichte zu schaffen; eine politisch moti-
vierte Abberufung sollte ausgeschlossen sein; die Amtszeit sollte angemessen lang
(länger als eine Wahlperiode) und nicht verlängerbar sein; die Gehälter sollten sich an
privaten Strukturen orientieren; zentralbankinterne Wahlen könnten den politischen
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und durch eine unabhängige Institution geprüft wird. Über die Höhe und Ver-
teilung des Zentralbankgewinns darf nicht politisch entschieden werden (Willms
1990: 554).
Doch selbst wenn ein Zentralbankgesetz die notwendigen Elemente zur Si-
cherung der Unabhängigkeit enthält, bleibt die Frage nach dem Bestand dieses
Gesetzes. Er wäre gegenüber Parlament und Regierung besser gesichert, wenn
das Zentralbankgesetz nur mit qualifizierter Mehrheit (z.B. zwei Drittel oder vier
Fünftel) geändert werden könnte (Neumann 1991: 105).
Schließlich ist zu überlegen, wie eine unabhängige Zentralbank kontrolliert
werden kann. Eine Kontrollmöglichkeit setzt voraus, daß ein Zielerreichungs-
grad gemessen und bewertet werden kann, etwa durch die Vorgabe eines Geld-
mengenziels (Willms 1990: 555). Die Glaubwürdigkeit der Zentralbank hängt
davon ab, inwieweit sie ihre Ziele erreicht. Unterliegt sie einer öffentlichen Kon-
trolle, führt die Ankündigung von geldpolitischen Zielen zu einem Rechtferti-
gungszwang der Zentralbank (Fischer 1995b: 41 f; Persson und Tabellini 1993).
Darüber hinaus wäre zu überlegen, ob die Führungskräfte der Zentralbank nicht
persönlich in einer angemessenen Form für die Zielerreichung verantwortlich
gemacht werden sollten — sei es durch finanzielle Sanktionen oder durch den
Verlust der Leitungsposition (Vaubel 1990; Persson und Tabellini 1993; Walsh
1995; Fischer 1995b: 42).
b. Finanzordnung
Damit der Staat seine Aufgaben erfüllen kann, ist zum einen eine effiziente Ar-
beitsteilung zwischen den staatlichen Ebenen und Institutionen sicherzustellen.
Zum anderen benötigt der Staat ein adäquates Finanzierungssystem, um seinen
Zahlungsverpflichtungen nachkommen zu können. Dazu bedarf es geeigneter In-
strumente, die einerseits die notwendige Finanzierung sicherstellen und anderer-
seits zu möglichst geringen Allokationsverzerrungen und damit einhergehenden
Wohlfahrtsverlusten führen.
Arbeitsteilung innerhalb des Gesamtstaates
Eine effiziente Erfüllung der staatlichen Aufgaben ist wenig wahrscheinlich,
wenn ausschließlich eine zentrale Staatsebene damit betraut ist. Die Theorie des
fiskalischen Föderalismus legt vielmehr nahe, daß Staatsaufgaben dezentral in




0 Siehe zu den Grundlagen der Theorie des Fiskalföderalismus besonders Buchanan
(1950), Tiebout (1956) und Oates (1972) sowie zu deren Anwendung etwa Laaser
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Diesen Überlegungen liegt sowohl das Subsidiaritätsprinzip als auch das Prinzip
der fiskalischen Äquivalenz zugrunde: Nach dem Subsidiaritätsprinzip, wie es
die Theorie des Fiskalföderalismus versteht, entspricht es dem Gebot der Effi-
zienz, die jeweils unterste staatliche Ebene mit einer Aufgabe zu betrauen, um
die Präferenzen der Bürger besser zu berücksichtigen und auf diese Weise Wohl-
fahrtsverluste durch uniforme zentrale Lösungen zu vermeiden. Angemessen er-
scheint daher die Untergliederung des Staatswesens in lokale und regionale Ebe-
nen sowie in eine zentrale Ebene staatlicher Tätigkeit. Nur wenn die Effizienz-
gewinne der Leistungserstellung auf höherer Ebene die zentralisierungsbeding-
ten Wohlfahrtsverluste mehr als kompensieren, sollte die jeweils höhere Ebene
die Aufgabe wahrnehmen.
Ergänzend fordert das Prinzip der fiskalischen Äquivalenz einen Verbund von
Zahlern, Nutzern und Entscheidungsträgern. Im Zusammenwirken mit dem Sub-
sidiaritätsprinzip bedeutet dies, daß neben den Aufgaben- und Ausgabenkompe-
tenzen auch die Einnahmekompetenzen möglichst dezentral anzusiedeln sind.
Finanzierungsinstrumente
Gebühren und Beiträge zeichnen sich dadurch aus, daß ihnen spezielle Gegen-
leistungen gegenüberstehen. Sie können zur Finanzierung von Staatsleistungen
herangezogen werden, wenn diese individuell zurechenbar sind (Andel 1983:
35).
15
1 Jedoch wird in diesen Fällen der Staat als Anbieter kollektiver Güter und
Dienstleistungen tätig, die auch privat angeboten werden könnten, und demzu-
folge sollte ein staatliches Angebot nur subsidiär bzw. komplementär erfol-
gen.'52
Im Gegensatz zu Gebühren und Beiträgen zeichnen sich Steuern dadurch aus,
daß sie Zwangsabgaben sind, die im Regelfall keinen Anspruch auf unmittelbare
Gegenleistungen begründen (Andel 1983: 35). Die Hauptfunktion der Besteue-
rung in einer Marktwirtschaft besteht traditionell darin, die Finanzierung der
Staatsausgaben auf allen staatlichen Ebenen sicherzustellen. Zusätzlich kann die
Besteuerung weitere Funktionen haben: Allokations-, Umverteilungs- und Poli-
tikinformationsfunktionen (Rose und Wiswesser 1995: 2 f.). Von diesen Zusatz-
funktionen ist die der Politikinformation am wenigsten problematisch. Denn die
Bürger erfahren über die Höhe der individuellen Steuerbelastung die Kosten der
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1 Aus ökonomischer Sicht kann gefordert werden, daß Gebühren nach der Grenzko-
sten-Preis-Regel erhoben werden; das heißt, daß sie in Höhe der Grenzkosten der
Nutzung einer Einrichtung anfallen, während Beiträge die Vorhaltekosten bzw. Fix-
kosten der Betriebsbereitschaft abdecken sollten (Grossekettler 1994: 380).
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2 Diese Überlegungen sind zum Beispiel für den Bereich der Verkehrsinfrastruktur re-
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Regierungspolitik und erhalten auf diese Weise eine Entscheidungshilfe bei der
politischen Willensbildung. Hingegen stellt sich bei der Allokationsfunktion —
hier geht es vornehmlich um die Internalisierung negativer externer Effekte —
das Problem der unvollständigen Information der politischen Entscheidungsträ-
ger. Zusätzliche Allokationsverzerrungen könnten die Folge von Internali-
sierungsversuchen sein.
15
3 Ebenfalls würde eine exzessive Einkommensumver-
teilung über die Besteuerung lähmend auf die Marktkräfte wirken. Der Einsatz
der Besteuerung als Umverteilungsinstrument sollte daher nur subsidiär zu fami-
liären oder gewerblichen Versicherungslösungen erfolgen.
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Allerdings ist bei der Ausgestaltung der Besteuerung darauf zu achten, daß
unerwünschte Nebeneffekte vermieden werden. So sollte die Besteuerung gemäß
der Bedingung des Neutralitätspostulats der „Edinburgher Regel" möglichst
nichts an der relativen ökonomisch-finanziellen Lage der Steuerpflichtigen än-
dern (Ricardo 1923; Neumark 1970: 33; Pohmer 1993: 581). Da eine vollkom-
mene Wirkungsneutralität der Besteuerung nicht realisierbar ist, sollte sich ein
Steuersystem zumindest an der „Edinburgher Regel" orientieren.
Des weiteren ist sicherzustellen, daß die Besteuerung ihre Funktionen auch er-
füllen kann. Das bedeutet zum einen, daß das Steuerrecht weitgehend von Aus-
nahmetatbeständen und Sonderfällen frei sein sollte, um die Steuerwirkungen
kontrollieren zu können. Zum anderen sollte die Steuerverwaltung in der Lage
sein, die Steuern zu möglichst geringen Kosten zu erheben. Dies setzt neben ei-
ner effizienten Behördenorganisation wiederum ein System überschaubar kon-
struierter Steuern voraus. Schließlich sollte das Steuersystem ausreichend trans-
parent sein, damit die Wirtschaftssubjekte problemlos ihre Steuerbelastung er-
kennen können. Dies fördert letztendlich die Akzeptanz des Steuersystems (Rose
und Wiswesser 1995: 6).
Für die Reformländer ergibt sich vor diesem Hintergrund die Aufgabe, ihre
Steuersysteme so zu gestalten, daß sie den fiskalischen Erfordernissen genügen,
gleichzeitig aber unerwünschte Nebeneffekte vermieden werden. Es erscheint
daher sinnvoll, daß das Steuersystem einen hohen Allgemeinheitsgrad, also breite
Bemessungsgrundlagen aufweist. Auf diese Weise kann das notwendige Steuer-
aufkommen mit niedrigen Sätzen realisiert werden. Zudem mindern niedri-
ge Steuersätze die Substitutionsanreize, und eine breite Bemessungsgrundlage
5
3 Das Informationsproblem stellt sich auch bei einer Feinsteuerung der Konjunktur,
was ebenfalls einen Verzicht nahelegt (siehe hierzu etwa Pohmer 1993: 582 ff).
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4 Siehe hierzu Pohmer (1993:581) und Grossekettler (1994:391). Prinzipiell wären
Einkommens- und Vermögenstransfers auch im Interesse der Leistungsträger, wenn
dadurch der institutionelle Rahmen für die Einkommenserzielung abgesichert würde.
Zudem hätte dies den Vorteil, daß Allokations- und Distributionspolitik eindeutig
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fuhrt zu einer Verringerung der Substitutionsmöglichkeiten (Grossekettler 1994:
389 f.).
Demnach sollte in den Reformländern vor allem der Besteuerung des Kon-
sums Vorrang eingeräumt werden. Hingegen sollten Anreizverzerrungen vermie-
den werden, die aus der Besteuerung von Arbeits- und Kapitaleinkommen resul-
tieren. Etwa wäre die Progression beim Einkommensteuertarif zu begrenzen.
15-'
Des weiteren würde die Reform des Steuersystems an Glaubwürdigkeit gewin-
nen, wenn klare Zielvorgaben beständen, die konsequent eingehalten würden;
ständige Änderungen hätten nur Verunsicherungen zur Folge. Schließlich bedarf
es einer Reorganisation der Steuerverwaltung, damit diese das neue Steuersy-
stem auch zu handhaben lernt. Schon allein aus diesem Grund verbietet sich die
Übernahme des hochkomplizierten Steuerrechts westlicher Industrieländer (Rose
und Wiswesser 1995: 8 f.).
Ein weiteres Finanzierungsinstrument sind staatliche Kredite, die im allge-
meinen der Überbrückung kurzfristiger Liquiditätsengpässe, der intertemporalen




Eine begrenzte Überbrückungsfunktion dürfte kaum zu Störungen des Markt-
mechanismus führen. Hingegen besteht bei der intertemporalen Lastenverteilung
die Gefahr einer Überwälzung der Finanzierung des Gegenwartskonsums auf
zukünftige Generationen sowie von Investitionsentscheidungen, die nicht die
Präferenzen zukünftiger Generationen berücksichtigen (Gandenberger 1981:
28 ff.; Alesina und Perotti 1995: 10 ff). Die Marktkonformität der Stabilisie-
rungsfunktion wird durch die fehlende Funktionstüchtigkeit einer antizyklischen
Fiskalpolitik in Frage gestellt. Neben dem Informationsproblem wird als Argu-
ment gegen eine solche Politik angeführt, daß Politiker in einer demokratischen
Ordnung dazu neigen, die Spielregeln der antizyklischen Fiskalpolitik zu miß-
achten (Buchanan und Wagner 1977: 94 ff).
Daher erscheint eine „Balanced Budget Rule" sinnvoll, wie sie von Buchanan
und Wagner (1977: 175 ff.) vorgeschlagen wird: Sie verpflichtet zu einem jähr-
lich ausgeglichenen Staatshaushalt, wobei die Kreditfinanzierung der Staatsaus-
gaben ausgeschlossen ist.
15
7 Eine solche Regel würde das offensichtliche Gefah-
15
5 Anreizverzerrungen, der erhöhte Steuerwiderstand und der hohe Verwaltungsaufwand
legen eine Begrenzung des Gewichts der Einkommensteuer nahe, so daß ein geringer
Progressionsgrad und niedrige Grenzsteuersätze wünschenswert sind (Pohmer
1993: 583; Hansmeyer und Schmölders 1980: 105; Grossekettler 1994: 390).
15
6 Siehe hierzu etwa Gandenberger (1981: 16 ff), zur Stabilisierungsfunktion insbeson-
dere Alesina und Perotti (1995: 5 ff.).
15
7 Zur Diskussion der „Balanced Budget Rule" siehe Barro (1978: 570), Tobin (1978:
622), Gandenberger (1981: 49), Grossekettler (1994: 395), Alesina und Perotti (1995:
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renpotential der Staatsverschuldung begrenzen, wenn auch streng konditionierte
Ausnahmen ein Mindestmaß an Flexibilität erlauben könnten. Die Staatsver-
schuldung wäre lediglich als ultima ratio zur Finanzierung von Staatsausgaben
anzusehen, um die von ihr ausgehenden Stabilitätsgefahren möglichst gering zu
halten.
2. Die Analyse des ordnungspolitischen Status quo
a. Die Stabilitätswirkungen der Geldordnung
Im Rahmen des einstufigen Bankensystems in den Zentralverwaltungswirt-
schaften Mittel- und Osteuropas waren die Zentralbanken auf die Rolle eines
monetären Erfüllungsgehilfen reduziert. Sie sollten keinen eigenständigen Bei-
trag für die monetäre Stabilität leisten, sondern vielmehr die Planvorgaben mo-
netär alimentieren. Damit waren sie keine Träger der Geldpolitik, sondern Insti-
tutionen zur Abwicklung von Zahlungsverkehrsströmen. Es stellt sich die Frage,
ob es in den Reformländern gelungen ist, diese auf technische Aufgaben be-
schränkten „Zahlstellen" in unabhängige geldpolitische Entscheidungsträger zu
verwandeln, die dem Ziel der Geldwertstabilität verpflichtet sind (siehe Über-
sicht 9).
Das Ziel der Geldwertstabilität
Eine Geldordnung, die die Stabilität des Geldwerts sichert, legt die Zentralbank
auf das Ziel der Geldwertstabilität fest, gewährt ihr aber Unabhängigkeit, wie sie
dieses Ziel erreicht. Diese Festlegung ist in der Tschechischen und der Slowaki-
schen Republik eindeutig erfolgt. In Ungarn und besonders in Polen ist das Ziel
der Geldwertstabilität nicht mit der notwendigen Klarheit vorgegeben: Der
„Schutz der Kaufkraft" bzw. die „Stärkung der Währung" sind Zielvorgaben, die
einen größeren Interpretationsspielraum zulassen als die explizite Festlegung auf
den Erhalt der Geld- bzw. Währungsstabilität. Zudem wird in diesen beiden
Ländern der Wert der Stabilitätsverpflichtung dadurch gemindert, daß diese nur
ein Teil der vorrangigen Aufgaben ist. Denn die Verpflichtung zur Unterstüt-
zung der staatlichen Wirtschaftspolitik wird anders als in der Tschechischen und
der Slowakischen Republik gleichrangig behandelt.
Die Unabhängigkeit der Zentralbank
Wenn die Zentralbank auf die Bewahrung der Geldwertstabilität verpflichtet ist,
muß sie bei der Wahl der Mittel zum Erreichen des Ziels weitgehend frei sein,
damit sie ihrer Verpflichtung auch nachkommen kann.IV. Geldordnung und Finanzordnung 153





















































Die NBP wird von einem
Präsidenten geleitet, der vom
Parlament auf Vorschlag des
Staatspräsidenten ernannt und
abberufen wird. Seine Amts-
zeit beläuft sich auf 6 Jahre.




ten auf Vorschlag des NBP-
Präsidenten, die weiteren
Mitglieder des NBP-Vor-
stands werden vom NBP-
Präsidenten ernannt bzw. ab-
berufen. Amtsdauer und Zahl
der Vorstandsmitglieder sind





Der Bankvorstand der Tsche-
chischen Nationalbank
(CNB) hat sieben Mitglieder:
Den Gouverneur und seine
zwei Stellvertreter sowie vier
Direktoren der CNB. Der
Staatspräsident ernennt und
entläßt die Vorstandsmitglie-
der, deren Amtszeit sechs
Jahre beträgt. Unvereinbar
mit einer Mitgliedschalt ist
die Zugehörigkeit zu Regie-
rung, Parlament oder anderen
Banken. Ein Mitglied kann
nur entlassen werden, wenn
es gegen diese Unvereinbar-
keit verstößt, Straftaten be-
geht, die Amtsgeschäfte nicht
länger ausüben kann oder
selbst den Wunsch äußert.
Verhältnis zu
Parlament und Regierung
Die NBP hat eine regelmäßige Be-
richterstattungspfticht bzgl. ihrer
Aufgabenerfüllung und der monetä-
ren Entwicklung gegenüber Parla-
ment und Ministerrat. Der NBP-
Präsident nimmt an Sitzungen von
Parlament und Ministerrat teil. Die
NBP kooperiert mit den zuständigen
Staatsorganen bei der Entwicklung
und Umsetzung der staatlichen Wirt-
schaftspolitik. Die geldpolitische
Planung der NBP wird dem Parla-
ment gleichzeitig mit dem Haus-
haltsentwurf der Regierung vorge-
legt; beide Entwürfe werden gemein-
sam verabschiedet. Der Entwurf der
NBP enthält eine Stellungnahme der
Regierung. Mit dem Finanzministe-
rium arbeitet die NBP einen Zah-
lungsbilanzplan aus. Die NBP darf
in jedem Haushaltsjahr staatliche
Wertpapiere nur in einer Höhe bis zu
2 vH der geplanten Staatsausgaben
kaufen. Allerdings kann sie mit der
Bedienung einer Staatsschuld betraut
werden, die aus einer Wertpapier-
emission resultiert.
Dem Parlament muß die CNB min-
destens zweimal jährlich einen Be-
richt über die monetäre Entwicklung
geben. Die CNB ist gegenüber Wei-
sungen der Regierung unabhängig;
ein Regierungsvertreter darf bera-
tend an Sitzungen des CNB-Vor-
standes teilnehmen; der Gouverneur
darf ebenfalls beratend an Kabinetts-
sitzungen teilnehmen. In Höhe von
höchstens 5 vH der Staatseinnahmen
des Vorjahres darf die CNB der Re-





Erhaltung der Durchfuhrung der
Währungssta- Geldpolitik; Ausga-



















Dem Bankvorstand der NBS
gehören acht Mitglieder an:
Der Gouverneur und seine
beiden Stellvertreter, zwei
geschäftsführende Direktoren
und drei weitere Mitglieder.
Der Gouverneur und seine
Stellvertreter werden auf Vor-
schlag der Regierung und in
Obereinstimmung mit dem
Parlament vom Präsidenten
ernannt und abberufen. Die
anderen Mitglieder werden
von der Regierung auf Vor-
schlag des Gouverneurs er-
nannt und abberufen. Die
Amtszeit des Gouverneurs,
seiner Stellvertreter und der
beiden Direktoren beträgt
sechs, die der anderen Mit-
glieder vier Jahre. Un-
vereinbar mit einer Mitglied-
schaft ist die Zugehörigkeit
zu Regierung, Parlament oder
anderen Banken bzw. Unter-
nehmen. Ein Mitglied kann
nur entlassen werden, wenn
es gegen diese Unvereinbar-
keit verstößt, Straftaten be-
geht, die Amtsgeschäfte nicht
länger ausüben kann oder
selbst den Wunsch äußert.
Die laufenden Geschäfte wer-




Die NBS muß dem Parlament halb-
jährlich über die monetäre Entwick-
lung berichten. Die NBS soll unab-
hängig von Weisungen der Regie-
rung ihre vorrangige Aufgabe erfül-
len, jedoch auch die Wirtschaftspoli-
tik der Regierung unterstützen. Die
NBS erstellt für die Regierung Ge-
setzentwürfe. Ein Regierungsmit-
glied darf beratend an Sitzungen des
NBS-Vorstandes teilnehmen. Umge-
kehrt soll die NBS die Regierung in
Fragen von Geld- und Bankenpolitik
beraten, der Gouverneur oder ein
Stellvertreter sollen an Kabinettssit-
zungen teilnehmen. Die NBS darf
der Regierung kurzfristige Kredite
gewähren, die jederzeit nicht mehr
als 5 vH der Staatseinnahmen des
vorhergehenden Jahres betragen dür-
































rung legt in Abstim-






An der Spitze der NBH steht
der Zentralbankrat. Vorsit-




ten und nach Anhörung durch
das Parlament auf sechs Jahre
ernannt wird; er kann vom
Staatspräsidenten entlassen
werden, wenn er sein Amt
nicht länger ausüben kann
oder sich als „unwürdig" er-
wiesen hat. Dem Rat gehören
auch die maximal fünf Vize-
präsidenten, die vom Staats-
präsidenten auf Vorschlag
des Ministerpräsidenten für
drei Jahre bestellt werden,
sowie in gleicher Zahl und
nach gleichem Verfahren be-
stellte weitere Mitglieder an.
Entscheidungen des Rates
werden mit einfacher Mehr-
heit getroffen und vom Präsi-
denten umgesetzt, wobei ihn
ein Direktorium unterstützt.
Die NBH wird von einer
Kommission beaufsichtigt,
deren Mitglieder von Parla-
ment und Finanzminister be-
stimmt werden. Die Füh-
rungskräfte der NBH dürfen
weder ein Parteiamt inneha-




Gegenüber dem Parlament und der
Regierung besteht für die NBH eine
Informationspflicht über ihre Aktivi-
täten. Die NBH wirkt an der Wirt-
schaftspolitik der Regierung mit.
NBH und Finanzministerium ver-
gleichen gegenseitig ihre Vorschläge
zur Geldpolitik, den Budgetzielen
und zur Defizitfinanzierung. Die
Regierung nimmt Stellung zu den
jährlichen Richtlinien der Geldpoli-
tik, ehe die NBH diese im Parlament
vorstellt. Die Regierung darf der
NBH keine Anweisungen geben, die
die durch das Zentralbankgesetz de-
finierten Aufgaben der NBH berüh-
ren würden; die NBH ist bei Ent-
wicklung und Umsetzung ihrer
Geldpolitik autonom im Rahmen des
Gesetzes. Ein Regierungsmitglied
nimmt beratend an Sitzungen des
Zentralbankrates teil; der NBH-Prä-
sident wird zu Kabinettssitzungen
eingeladen, sofem NBH-Aufgaben
berührt werden. Die NBH gewährt
Haushaltskredite, die zu keiner Zeit
3 vH der geplanten Ausgaben im
laufenden Haushaltsjahr übersteigen
dürfen; Übergangsbestimmungen
haben bis 1994 eine höhere Kredit-
gewährung ermöglicht.
Quelle: Act of 3 Ist January, 1989 on the Narodowy Bank Polski (National Bank
of Poland) i.d.F.v. 19.12.92; National Bank of Slovakia Act v. 18.11.92;
Czech National Bank Act No. 6/1993 ergänzt durch No. 60/1993,
96/1993; Czech National Bank (1993: 3 f.); Act on the National Bank of
Hungary of October21st, 1991; eigene Zusammenstellung.
In Polen ist die Unabhängigkeit der Zentralbank trotz Novellierung des Zen-
tralbankgesetzes nach wie vor schwach ausgeprägt. Die bestehenden Möglich-
keiten der politischen Einflußnahme stellen besonders die funktioneile und in-156 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
strumentelle Unabhängigkeit der Zentralbank in Frage. Parlament und Regierung
müssen der Geldpolitik der Zentralbank zustimmen und die Regierung nimmt
maßgeblich Einfluß auf die Ausgestaltung der Wechselkurspolitik. Bei einem
System fester Wechselkurse, wie es in Polen besteht, muß die Zentralbank damit
eine Wechselkurspolitik unterstützen, die zu Lasten der Geldwertstabilität gehen
kann. Zudem kann die Verpflichtung zur Unterstützung der staatlichen Wirt-
schaftspolitik eine stabilitätsorientierte Geldpolitik der Zentralbank unterlaufen.
In diesem Zusammenhang erscheint auch die relativ variable Verschuldungs-
möglichkeit des Staates bei der Zentralbank besonders bedenklich. Hingegen ist
ein relativ hoher Grad an personeller Unabhängigkeit gewährleistet. Bemer-
kenswert ist, daß die Leitungsmitglieder nicht aus politischen Gründen abberu-
fen werden können und zumindest die Amtszeit des Zentralbankpräsidenten eine
Wahlperiode übersteigt. Auch die finanzielle Unabhängigkeit stellt keinen
Schwachpunkt des polnischen Zentralbankregimes dar. Die fehlende verfas-
sungsmäßige Absicherung des Zentralbankstatuts kann schließlich solange nicht
als Mangel angesehen werden, wie die Einschränkungen der funktionellen und
instrumenteilen Unabhängigkeit der polnischen Zentralbank nicht aufgehoben
sind.
In der Tschechischen Republik ist der im Vergleich der vier Länder höchste
Unabhängigkeitsgrad der Zentralbank verwirklicht worden, wobei die funktio-
neile und instrumentelle Unabhängigkeit hervorzuheben sind. Nur die ausdrück-
lich eingeräumte Möglichkeit des Staates, Zentralbankkredite bis zu einer vorge-
gebenen Grenze aufzunehmen, stellt einen „Schönheitsfehler" dar. Doch verleiht
das ansonsten hohe Maß an funktioneller und instrumenteller Unabhängigkeit
der Zentralbank ausreichend Gewicht, eventuellen Begehrlichkeiten der Regie-
rung zu widerstehen. Auch die personelle Unabhängigkeit wird nicht dadurch
eingeschränkt, daß alleine der Staatspräsident den Zentralbankvorstand be-
stimmt. Da er eher repräsentative Funktionen wahrnimmt, dürfte das politische
Eigeninteresse fehlen, die Geldpolitik durch personelle Entscheidungen zu be-
einflussen. Des weiteren ist die finanzielle Unabhängigkeit zwar durch das Feh-
len einer völlig unabhängigen Haushaltskontrolle beeinträchtigt, doch hat der zu-
ständige Parlamentsausschuß über sein Prüfrecht hinaus keinen Einfluß auf die
Zentralbankpolitik. Schließlich ist die Unabhängigkeit der Zentralbank zumin-
dest teilweise verfassungsmäßig abgesichert: Auch wenn das Zentralbankgesetz
keinen Verfassungsrang hat, so ist doch positiv zu bewerten, daß die Stabili-
tätssicherung als Hauptziel der Tschechischen Nationalbank in der Verfassung
(Art. 98) genannt ist. Die Wichtigkeit dieses Ziels wird so deutlich hervorgeho-
ben.
Die Zentralbank der Slowakischen Republik weist nach der tschechischen
Zentralbank den höchsten Unabhängigkeitsgrad auf. Jedoch bestehen im direk-
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abhängigkeit. Die funktionelle Unabhängigkeit wird durch die Verpflichtung zur
Unterstützung der staatlichen Wirtschaftspolitik in Frage gestellt, während bei
der personellen Unabhängigkeit vergleichbare Einschränkungen wie für Polen
gelten. Die relativ kurze Amtszeit der neben der dreiköpfigen Führungsspitze
weiteren Mitglieder des Zentralbankvorstands begünstigt eine politisch ge-
wünschte Fluktuation, um opportune Mehrheiten herzustellen. Die Einschrän-
kungen der instrumentellen und finanziellen Unabhängigkeit entsprechen wie-
derum dem tschechischen Zentralbankstatut. Abweichend von der tschechischen
Verfassung bleiben in der slowakischen Verfassung Status und Zielsetzung der
Zentralbank unerwähnt, so daß eine verfassungsmäßige Absicherung fehlt.
Größere Abstriche bei der Unabhängigkeit der Zentralbank sind wiederum in
Ungarn zu machen, wenn auch ein höherer Unabhängigkeitsgrad als in Polen er-
reicht wird. Neben der fast obligatorischen Einschränkung der funktioneilen Un-
abhängigkeit — in Gestalt der Unterstützung der staatlichen Wirtschaftspolitik
— wird die personelle Unabhängigkeit nennenswert eingeschränkt. So stehen die
Mitglieder des Zentralbankvorstandes, abgesehen vom Präsidenten, aufgrund ih-
rer kurzen Amtszeit und ihrer alleinigen Ernennung durch die Exekutive zur Dis-
position der Regierung. Des weiteren ist die Zentralbank bei der Wechselkurs-
politik lediglich in die Entscheidungsprozesse der Regierung einbezogen, wo-
durch, wie schon im Falle Polens, ein Konflikt zwischen einem politisch vorge-
gebenen Wechselkursziel und der Bewahrung der Geldwertstabilität auftreten
kann. Im gleichen Maß wie in den drei anderen Ländern ist wiederum die finan-
zielle Unabhängigkeit der ungarischen Zentralbank begrenzt. Schließlich hat
auch das ungarische Zentralbankgesetz keinen Verfassungsrang. Doch wird zu-
mindest der Schutz der Währungsstabilität als Aufgabe der Zentralbank in der
ungarischen Verfassung (Art. 32) genannt.
Die Analyse der Zentralbankgesetzgebung in den vier Ländern zeigt, daß un-
geachtet aller Unterschiede Zentralbanken errichtet wurden, die nicht länger als
monetäre Erfüllungsgehilfen der staatlichen Wirtschaftspolitik anzusehen sind.
Jedoch ist keiner der Zentralbanken in den Reformländern die volle Unabhän-
gigkeit zugestanden worden (siehe Tabelle 3). Idealtypische Elemente, etwa in
Gestalt einer langen Amtsperiode von ZB-Vorstandsmitgliedern ohne Wiederer-
nennungsmöglichkeit, einer internen Wahl der ZB-Führungsspitze, eines Verbots
von Zentralbankkrediten an den Staat oder einer starken verfassungsmäßigen
Absicherung der Zentralbankunabhängigkeit, wurden nicht umgesetzt.
Vielmehr blieben auf dem Weg zu einer unabhängigen Zentralbank Hin-
dernisse bestehen, die sich in der Mehrzahl der vier Länder wiederfinden. So ist
die funktioneile Unabhängigkeit der Zentralbank außer in der Tschechischen
Republik durch die Verpflichtung zur Unterstützung der Wirtschaftspolitik der
Regierung eingeschränkt. Damit besteht zumindest in der Slowakischen Repu-
blik und in Ungarn ein potentieller Konflikt zum Ziel der Geldwertstabilität. Nur158 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
Tabelle 3 — Der Unabhängigkeitsgrad der Zentralbanken in den Reformlän-








(1) Index der funktioneilen Unabhängigkeit
Zustimmung von Exekutive bzw. Legislati-
ve zur Geldpolitik ist nicht erforderlich
Keine Verpflichtung der Zentralbank (ZB)
zur Unterstützung der Wirtschaftspolitik der
Regierung
(2) Index der personellen Unabhängigkeit
Exekutive bzw. Legislative entscheiden
nicht alleine über die Ernennung des ZB-
Leiters
Exekutive bzw. Legislative entscheiden
nicht alleine über die Ernennung des weite-
ren ZB-Vorstands
Keine Abberufung des ZB-Vorstands aus
politischen Gründen




Amtsperiode des ZB-Leiters ist länger als
die Legislaturperiode
Amtsperiode der ZB-Vorstandsmitglieder ist
länger als die Legislaturperiode
Keine Wiederernennung von ZB-Vorstands-
mitgliedern
ZB-Vorstand wählt intern die Führungs-
spitze
25 12,5 12,5







(3) Index der instrumenteilen Unabhängigkeit
ZB kontrolliert alleine die geldpolitischen
Instrumente
ZB determiniert die Wechselkurspolitik
Keine direkten ZB-Kredite an den Staat oder
Ankauf öffentlicher Schuldtitel durch ZB
(4) Index der finanziellen Unabhängigkeit
Eigener ZB-Haushalt
Unabhängige Haushaltskontrolle
Fester Verteilungsschlüssel für ZB-Gewinn
Gesamtindex
16,7 16,7 8,3
16,7 16,7 16,7 16,7
30,6 75,1 59,8 48,6
a Die angewandte Methodik basiert auf Grilli et al. (1991: 366 ff.) und Sergi (1994);
die einzelnen Kriterien basieren auf dem vorgegebenen Referenzsystem. Die einzelnen,
gleichgewichteten Indexwerte ergeben sich wie folgt: /; = S P( I 2 Kj • 25, mit P = po-
sitive Antworten, K = Kriterien, i = Anzahl der Indizes; der Gesamtindexwert ergibt
sich als Summe der Indexwerte /;•; je höher der Indexwert, desto höher der Grad an Un-
abhängigkeit der Zentralbank.
Quelle: Siehe Übersicht 9 sowie eigene Zusammenstellung und Berechnungen.
aufgrund der weichen Stabilitätsverpflichtung dürfte in Polen ein solcher Ziel-
konflikt nicht herrschen. Darüber hinaus fehlt den Zentralbanken in Polen und
Ungarn die alleinige Zuständigkeit für die Wechselkurspolitik, was angesichts
der Festkursregime in diesen Ländern und der Verpflichtung zur Verteidigung
der Wechselkurse destabilisierend wirkt.
Die Beschränkungen der personellen Unabhängigkeit sind in allen Ländern
weitgehend ähnlich. Bei der Ernennung von weiteren Vorstandsmitgliedern ne-
ben dem Leiter der Zentralbank bestehen diverse politische Einflußmöglichkei-
ten: die relativ kurze Amtszeit, die fehlenden fachlichen Qualifikationsanforde-
rungen sowie die mögliche Wiederernennung von Vorstandsmitgliedern eröff-
nen Möglichkeiten zu einer politisch gewünschten Strukturierung der Führungs-160 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
spitze der Zentralbank. Des weiteren ist trotz der Einführung von Verschul-
dungsdeckeln die Tür zur Notenbankfinanzierung von staatlichen Haushaltsdefi-
ziten nicht gänzlich geschlossen worden. Schließlich fehlt in allen Ländern eine
unabhängige Kontrolle des Zentralbankhaushalts, was allerdings in keinem Land
die finanzielle Unabhängigkeit der Zentralbank in Frage stellt.
So verdeutlicht der Vergleich der Zentralbankgesetze, daß in der Tsche-
chischen Republik die größten Fortschritte auf dem Weg zu einer unabhängigen
Zentralbank gemacht wurden. Es folgt auf diesem Weg die Slowakische Repu-
blik, während Ungarn und Polen schon einen größeren Abstand halten. Ein kor-
respondierendes Bild zeigt sich bei der Entwicklung der Geldwertstabilität:
Während die tschechische und die slowakische Währung zunehmend an Stabili-
tät gewinnen, sind Ungarn und Polen mit zweistelligen Inflationsraten noch weit
vom Ziel der Geldwertstabilität entfernt.
15
8 Demzufolge weisen die Länder mit
der am stärksten stabilitätsorientierten Geldordnung auch die größten Erfolge bei
der monetären Stabilisierung auf.
b. Die Stabilitätswirkungen der Finanzordnung
Die Aufgabenstellung der Finanzordnung in den Zentralverwaltungswirtschaften
Mittel- und Osteuropas unterschied sich wesentlich von ihrer Funktion in einer
Marktwirtschaft: Über Steuern und Subventionen sollten die Preise in einer Wei-
se gestaltet werden, daß die vom zentralen Plan vorgegebenen Produktionsstruk-
turen abgesichert werden konnten. Das Finanzsystem war damit auf die Rolle ei-
nes Plandurchsetzungsinstruments beschränkt. Die unterschiedlichen Staatsebe-
nen waren Teile einer Befehlskette, die den Vollzug des zentralen Plans sicher-
stellen sollte. Eine effiziente Erfüllung originärer Staatsausgaben durch eine ge-
eignete innerstaatliche Arbeitsteilung gemäß dem Subsidiaritäts- und Verbund-
prinzip sowie die Wirkungsneutralität der Finanzierungsinstrumente wären unter
diesen Umständen systemfremde Elemente gewesen. Daher ist die Neugestal-
tung der Finanzordnung ein wesentlicher Bestandteil des Reformprozesses. So
ist zu fragen, wie weit dieser Umbau fortgeschritten ist.
Zur Entwicklung der innerstaatlichen Arbeitsteilung
Auch zu Zeiten der kommunistischen Herrschaft gab es eine Dreiteilung der
staatlichen Ebene in den vier mittel- und osteuropäischen Ländern: Neben der
zentralen Ebene bestanden regionale und lokale Verwaltungsstrukturen. Jedoch
konnte von einer effizienten Arbeitsteilung zwischen den Gebietskörperschaften
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keine Rede sein, da die Dreiteilung der Durchsetzung zentraler Vorgaben diente.
Vor allem die regionale Ebene hatte Kontrollfunktionen gegenüber der lokalen
Verwaltung, wobei über die Parteiorganisation diese Kontrolle ergänzt wurde.
Daher ist zu fragen, ob in den Reformländern aus den hierarchischen Befehls-
strukturen eine effiziente innerstaatliche Arbeitsteilung zwischen eigenständigen
Gebietskörperschaften, die über Regelungskompetenzen verfügen, hervorge-
gangen ist.
In Polen wurden 1990 die staatlichen Verwaltungsstrukturen reformiert, al-
lerdings änderte sich wenig am hierarchischen Charakter der Staatsverwaltung.
Die Wojewoden, die staatliche Mittelebene, erhielten zwar neue Zuständigkei-
ten, doch hatte diese Reform vor allem eine Straffung der zentralen Kontrolle
auf der Provinzebene zum Ziel. Die Wojewoden sind nach wie vor keine Sub-
jekte einer eigenständigen regionalen Politik, sondern von der Regierung er-
nannte Erfüllungsgehilfen der zentralstaatlichen Politik. Auch die größere orga-
nisatorische Eigenständigkeit hat den Wojewoden kaum Möglichkeiten zur Poli-
tikgestaltung gegeben. Hingegen sind die Zuständigkeiten der Gemeinden weiter
gewachsen. Neben der Bereitstellung typischer kommunaler Dienstleistungen
wurden zusätzliche Aufgaben im Rahmen der staatlichen Auftragsverwaltung
übertragen. Die entscheidende Neuerung besteht allerdings nicht in der Auf-
gabenmehrung, sondern in dem größeren Maß an Autonomie bei der Aufga-
benerfüllung. Dazu trägt das seit 1991 bestehende neue Finanzierungssystem
entscheidend bei: die Gemeinden können sich u.a. über einen Anteil an der Ein-
kommensteuer, lokale Steuern mit vorgegebenen Höchstsätzen sowie über Steu-
ern, die von der Regierung festgesetzt werden, finanzieren. Hinzu kommen Ge-
bühren und Beiträge im Rahmen der kommunalen Leistungserstellung. Dennoch
ist zu beobachten, daß mit dem Aufgabenzuwachs nicht die notwendige Erhö-
hung des finanziellen Gestaltungsspielraums einherging (Hesse 1993:23 f., 29 f.;
Czachör 1995: 120; Bingen et al. 1996: 123).
Trotz der Ansätze für eine dezentrale Wahrnehmung staatlicher Aufgaben ist
jedoch unverkennbar, daß im Kern die Dominanz der zentralen Staatsebene in
Polen fortbesteht. Denn nach wie vor fehlt eine eigenständige regionale Ent-
scheidungsebene und damit ein wichtiges Glied für die subsidiäre Wahrnehmung
staatlicher Aufgaben. Es entspricht zudem nicht den Vorstellungen der Theorie
des fiskalischen Föderalismus, den Gemeinden einen Gestaltungsspielraum bei
der Aufgabenerfüllung einzuräumen, aber die Einnahmekompetenzen nicht im
gleichen Maß zu dezentralisieren. Dieser Zusammenhang zwischen Subsidiari-
tätsprinzip und dem Prinzip der fiskalischen Äquivalenz wird in Polen nicht hin-
reichend beachtet.
Auch in der Tschechoslowakei kam es im Jahr 1990 zu einer Veränderung der
staatlichen Strukturen, die bis heute für die Tschechische und die Slowakische
Republik Gültigkeit hat. In den beiden Republiken wurden die Regionen als162 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
Ebene der Staatsverwaltung aufgelöst und die Gemeinden aus der Staatsverwal-
tung ausgegliedert. So blieben als nachgeordnete Ebene der Staatsverwaltung die
Kreise bestehen, die in der Slowakischen Republik jeweils in zwei bis vier weite-
re Untereinheiten aufgeteilt wurden (Hesse 1993: 27). Auf diese Weise fand eine
Dezentralisierung der Staatsaufgaben insofern statt, als die Gemeinden selbstän-
dige Subjekte wurden und in eigener Regie die auf kommunaler Ebene angesie-
delten Staatsaufgaben wahrnehmen dürfen. Zur Finanzierung dieser Aufgaben
wurden den Gemeinden die Einnahmen aus der Lohnsteuer zugewiesen, darüber
hinaus sind Gebühren und Beiträge sowie Transfers aus dem Staatshaushalt von
Gewicht (Statisticky Ürad Slovenskej Republiky 1995c: 83; Cesky Statisticky
Üfad 1996a: 159).
Trotz dieser Reformen wurde in beiden Ländern der Zentralismus bislang
nicht überwunden. In der Tschechischen Republik sind allerdings Bemühungen
zu beobachten, selbständige regionale Einheiten zu schaffen, so daß eine föde-
rale Struktur entstehen könnte (Handl et al. 1995: 225). Anders in der Slowaki-
schen Republik: Hier gibt es Bestrebungen, die lokale Staatsverwaltung auf Ko-
sten der kommunalen Selbstverwaltung zu stärken. Statt an eine weitergehende
Dezentralisierung scheint an eine erneute Stärkung des Zentralismus gedacht zu
sein (Lukas und Szomolänyi 1996: 173).
Damit zeigen die bisherigen Entwicklungen in den beiden Nachfolgestaaten
der Tschechoslowakei, daß ansatzweise eine Dezentralisierung staatlicher Auf-
gaben stattgefunden hat. In beiden Ländern mangelt es noch an einer innerstaat-
lichen Arbeitsteilung, bei der die öffentlichen Aufgaben nach den komparativen
Vorteilen der staatlichen Ebenen verteilt sind. Die Gemeinden scheinen zwar ei-
ne Form von Auftragsverwaltung selbständig wahrnehmen zu dürfen, jedoch
sind der eigene Gestaltungsspielraum und die finanziellen Mittel begrenzt. Auch
fehlt eine eigenständige regionale Ebene, die mit eigenen Kompetenzen versehen
als Bindeglied zwischen zentraler Staatsverwaltung und Kommunen fungieren
könnte. Offensichtlich besteht nur in der Tschechischen Republik der politische
Wille, die Reform der Staatsstrukturen in diesem Sinn weiterzuführen. Hingegen
scheint sich in der Slowakischen Republik ein eher restaurativ-zentralistischer
Kurs durchzusetzen.
Schließlich wurden auch in Ungarn die staatlichen Verwaltungsstrukturen
grundlegenden Veränderungen unterzogen. So wurden auf der Mittelebene die
Kreise aufgelöst und die Kompetenzen der vormals mächtigen Bezirke so stark
beschnitten, daß diese nur noch marginale Dienstleistungsfunktionen versehen.
Damit wurden die alten Strukturen zerschlagen, die der Durchsetzung zentral-
staatlicher Vorgaben auf der lokalen Ebene dienten. An deren Stelle traten acht
Regierungsbeauftragte, die große Teile der Bezirksverwaltungen übernahmen,
und Fachbehörden, die mit Zweigstellen auf der regionalen Ebene vertreten sind.
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genüber den Lokalverwaltungen wahrzunehmen und die Aktivitäten der Fachbe-
hörden in ihrer Region zu koordinieren. Da sie nur im Auftrag der Regierung
handeln, findet eine eigenständige Aufgabenerfüllung auf der mittleren Ebene
ebensowenig statt wie die politische Gestaltung von Staatsaufgaben (Hesse
1993: 25 f.).
An Autonomie haben hingegen die kommunalen Selbstverwaltungen gewon-
nen, die nur noch in geringem Umfang durch die Zentralregierung kontrolliert
werden. Auf diese Weise ist allerdings auch die Kommunikation zwischen zen-
traler Ebene" und den Kommunen ernsthaft gestört, da eine Koordination durch
die mittlere Ebene weitgehend fehlt. So werden die Interessen der Kommunen
auf zentraler Ebene kaum mehr vertreten, auch findet keine Hilfestellung bei der
Wahrnehmung der wachsenden Aufgaben statt. Der Regierung fehlen umgekehrt
die Ansprechpartner auf der fast atomisierten kommunalen Ebene. Es wird deut-
lich, daß viele der zusätzlichen Aufgaben aufgrund der begrenzten Verwaltungs-
kapazitäten der Kommunen lediglich eingeschränkt wahrgenommen werden
können (Hesse 1993: 30 ff).
Die ungarischen Verwaltungsreformen vermitteln den Eindruck, daß bei der
Dezentralisierung von Staatsaufgaben das destruktive Element überwiegt. Nach
der Zerschlagung der alten zentralstaatlichen Strukturen wurde versäumt, eine
sinnvolle Arbeitsteilung gemäß dem Subsidiaritätsprinzip auf den staatlichen
Ebenen zu etablieren. Das bedeutet, daß systematisch geprüft werden müßte,
welche Aufgaben aufgrund zentralisierungsbedingter Wohlfahrtsverluste auf den
regionalen und kommunalen Ebenen angesiedelt werden sollten und in welchem
Umfang die Einnahmekompetenzen zu dezentralisieren sind. Entsprechend soll-
ten die staatlichen Aufgaben mit den notwendigen Einnahmekompetenzen auf
die Kommunen, Bezirksverwaltungen und die Zentralregierung verteilt werden.
Unter diesen Bedingungen wären die einzelnen staatlichen Ebenen nach Effi-
zienzgesichtspunkten miteinander verzahnt. So aber hat die Reform zwei Teile
einer Staatsverwaltung hervorgebracht, die nicht recht zusammenpassen.
Ohne Zweifel sind in allen vier Ländern Dezentralisierungstendenzen zu be-
obachten. Allerdings ist der Bruch mit den alten zentralistischen Staatsstrukturen
nicht gleichbedeutend mit dem Aufbau einer effizienten innerstaatlichen Ar-
beitsteilung, wie sie im Subsidiaritätsprinzip bzw. im Prinzip der fiskalischen
Äquivalenz zum Ausdruck kommt. In allen Ländern fehlt eine mittlere, föderale
Ebene, die als eigenständiges Subjekt in die Arbeitsteilung integriert wäre. So
gibt es nur ein „oben" und „unten", die zentrale Regierungsebene und die kom-
munalen Selbstverwaltungen, zwischen denen nur die nachgeordnete Staatsver-
waltung oder aber, wie in Ungarn, ein Vakuum besteht. Vor allem der ungari-
sche Fall zeigt, daß eine Dezentralisierung von Aufgaben nicht immer den ge-
wünschten Effizienzgewinn erbringen muß, sondern eine staatliche Ebene auch
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Es ist festzuhalten, daß der Bedarf an einer effizienzgerechten Dezentra-
lisierung, die dem Subsidiaritätsprinzip und dem Prinzip der fiskalischen Äqui-
valenz entspricht, in allen Ländern nach wie vor besteht. Den nachgeordneten
Gebietskörperschaften fehlt es an autonomen Entscheidungskompetenzen und
einem politischen Gestaltungsspielraum. Daher erweckt die Dezentralisierung in
allen Ländern den Eindruck einer Verwaltungsreform, nicht aber einer Neuglie-
derung des Staatswesens entsprechend fiskalföderalistischer Prinzipien. Eine er-
neute Zentralisierung staatlicher Aufgaben, wie sie in der Slowakischen Repu-
blik ansatzweise zu beobachten ist, führt von einer sinnvollen Aufgabenteilung
innerhalb des Staatswesens, beider zentralisierungsbedingte Wohlfahrtsverluste
möglichst vermieden werden, noch weiter weg.
Die Wirkungsneutralität und Effektivität des Steuersystems
In den Zentralverwaltungswirtschaften Mittel- und Osteuropas waren Umfang
und Finanzierung der Staatsaufgaben Teil des zentralen Plans. Dabei spielte die
Wirkungsneutralität der Finanzierung ebensowenig eine Rolle wie Fragen der
Effektivität des Steuersystems. Die Deckung der Staatsausgaben erfolgte viel-
mehr im Rahmen eines Zuweisungssystems, das sich an den Planvorgaben orien-
tierte. Vor diesem Hintergrund ist der Frage nachzugehen, ob es in den Reform-
ländern gelungen ist, ein Steuersystem aufzubauen, das diesen ehemals „system-
fremden" Anforderungen genügt (siehe nachfolgend auch Übersicht 10 und Ta-
belle 4).
In Polen fand in den Jahren 1989-1993 ein grundlegender Umbau des Steuer-
systems statt. Es wurden wesentliche Elemente eines „modernen" Steuersystems
westlicher Prägung eingeführt, so daß prinzipiell die Deckungsbasis für die steuer-
lich zu finanzierenden Staatsausgaben geschaffen wurde. Damit erinnert das pol-
nische Steuersystem zwar nicht länger an ein Instrument zur Durchsetzung eines
zentralen Plans, doch ist von Interesse, inwieweit die Wirkungsneutralität und
Effektivität des Steuersystems sichergestellt wurden.
Vor dem Hintergrund dieser beiden Kriterien weist das polnische Steuer-
system besonders bei den beiden wichtigsten Steuerarten nach wie vor Mängel
auf. So ist die Einkommensteuer durch einen relativ hohen Grenzsteuersatz ge-
kennzeichnet, zumal bis 1994 die Sätze für die einzelnen Progressionsstufen
weiter erhöht wurden. Erst 1997 erfolgte eine Absenkung der Grenzsteuersätze,
jedoch nur um einen Prozentpunkt in jeder Progressionsstufe. Zudem besteht die
latente Gefahr, daß, wie in der Vergangenheit bereits geschehen, keine infla-
tionsgerechte Anpassung der Eingangsbeträge der einzelnen Progressionsstufen
durchgeführt wird. Die Folge sind zusätzliche Belastungen aufgrund einer „kal-
ten" Progression: Die nominelle Steuerschuld wächst schneller als das nominelle
Einkommen, das sich mit der Inflation entwickelt. Auf diese Weise steigt die
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Übersicht 10 — Die wichtigsten Steuerarten Polens, der Tschechischen Repu-
blik, der Slowakischen Republik und Ungarns
Polen
Stufenweise progressiv
20, 32, 44 vH des per-
sönlichen Einkommens
mit Grundfreibetrag.
38 vH des Gewinns.
22 vH allgemein; 7 vH































39 vH des Gewinns. 40 vH des Gewinns.
Mehrwertsteuer
22 vH allgemein;































18 vH des thesaurier-
ten Gewinns (errech-




















Quelle: EBRD (1996: 148, 155, 166, 174); Reith und Wizner (1994: 53); FAZ-
Informationsdienste etal. (1995:24); FAZ-Informationsdienste (1997a:
20; 1996a, 1996b, 1996c); Nachrichten für Außenhandel vom 4. Januar
1996; BfAI (1995b); Ministry of Finance (1995); Rzeczpospolita vom 7.
November 1994; PAIZ (1995: 29 ff.); Trade Links (1995c); Preslmayr
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Tabelle 4 — Die Struktur der Staatseinnahmen in Polen, der Tschechischen































a In vH der gesamten Staatseinnahmen ohne Sozialversicherungsbeiträge













Quelle: Cesky Statisticky Üfad (1996a: 157); Statisticky Ürad Slovenskej Repu-
bliky (1996: 86 f.); Központi Statisztikai Hivatal (1996a: 320); Glöwny
Urzad Statystyczny (1996a: 290); eigene Zusammenstellung und Be-
rechnungen.
ne Indexierung des Einkommensteuertarifs, die einen steuerbedingten realen
Einkommensverlust verhindern könnte, wurde in Polen bislang verzichtet (Rose
1997).
15
9 Hinzu kommen Steuerausnahmetatbestände, die zu einer Komplizie-
rung des Systems und zu weiteren Verzerrungen führen. Auf diese Weise wird
kaum dem Gebot der Wirkungsneutralität der Besteuerung genügt, die notwen-
dige Transparenz fehlt, und die häufigen Veränderungen führen zu Unsicherheit.
Dadurch wird auch die Akzeptanz der Besteuerung bei der Bevölkerung vermin-
dert, und der Steuerverwaltung wird die Handhabung der Steuer erschwert. Da
Rose (1997: 27 f.) schlägt eine Inflationsbereinigung durch die gesetzliche Fixierung
eines Grundfreibetrags vor. Im Einkommensteuergesetz wäre genau vorzuschreiben,
wie und wann der Grundfreibetrag aufgrund einer abgelaufenen Geldentwertung zu
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sich die polnische Steuerverwaltung im Umbruch befindet, wären einfachere
Regelungen geeigneter, um Aufkommensverluste zu vermeiden.
Die allgemeine Mehrwertsteuer, wie sie als Allphasensteuer etwa in den EU-
Ländern verbreitet ist, hat den Vorzug, ertragsstark und wirkungsneutral zu-
gleich zu sein.
16
0 So ist es positiv zu bewerten, daß auch in Polen 1993 eine All-
phasen-Mehrwertsteuer eingeführt wurde, die die alte kumulierende Umsatz-
steuer ersetzte. Sie wird effektiv durchgesetzt und trägt daher neben der Ein-
kommensteuer maßgeblich zu den Steuereinnahmen bei. Allerdings wird die
Wirkungsneutralität der Mehrwertsteuer durch die differenzierten Steuersätze
beeinträchtigt, die offensichtlich sozial- bzw. strukturpolitischen Zwecken die-
nen sollen. Verstärkt wird diese Allokationsverzerrung zudem durch eine nen-
nenswerte Anzahl spezifischer Verbrauchssteuern.
Eine ähnliche Neustrukturierung des Steuersystems fand auch in der Tsche-
chischen und der Slowakischen Republik statt. Noch zu Zeiten der Tschechoslo-
wakei wurde eine grundlegende Reform vorbereitet, die in beiden Ländern An-
fang 1993 in Kraft trat. Die Mehrwertsteuer wurde eingeführt, Einkommensteuer
und Körperschaftsteuer wurden überarbeitet, während die Sozialabgaben aus der
allgemeinen Besteuerung ausgegliedert wurden. Hinsichtlich Effektivität und
Wirkungsneutralität von Mehrwertsteuer und Einkommensteuer gelten für beide
Länder die gleichen Einschränkungen wie im Falle Polens.
16
1 Dennoch gibt es
Unterschiede in der Steuerpolitik. So wurde in der Tschechischen Republik bei
der Einkommensteuer, der Körperschaftsteuer und der Mehrwertsteuer eine suk-
zessive Senkung der Steuersätze eingeleitet.
16
2 Allerdings bleibt abzuwarten, ob
weitere Steuersenkungen erfolgen, die zu einem deutlich niedrigeren Steuer-
niveau als in der Slowakischen Republik führen.
Bereits Ende der 80er Jahre wurden in Ungarn mit der Einführung von
Mehrwertsteuer und Einkommensteuer wesentliche Elemente der Steuerreform
verwirklicht. Allerdings verzichtete man auch hier nicht auf die Einführung ge-
spaltener Mehrwertsteuersätze. Im Zuge der Reformen verlagerte sich das Ge-
wicht des Steueraufkommens von der Körperschaftsteuer auf die Einkommen-
und die Mehrwertsteuer. Zusammen mit den spezifischen Verbrauchsteuern so-
wie den Zöllen und Einfuhrabgaben entfallen etwa drei Viertel der Staatsein-
nahmen auf diese Steuern. Allerdings war die Einkommensteuer seit ihrer Ein-
16
0 Siehe dazu ausführlich etwa Rose und Wiswesser (1997: 19 ff.).
16
1 Das Gewicht der Einkommensteuer scheint in beiden Ländern relativ gering zu sein
(siehe Tabelle 4). Doch wird das Aufkommen der auf Staatsebene erhobenen Lohn-
steuer in voller Höhe auf die nachgeordneten Gebietskörperschaften umgelegt.
16
2 Einkommensteuer: Absenkung des Spitzensatzes von 47 auf 41 vH; Körperschaft-
steuer: von 45 auf 39 vH; Mehrwertsteuer: Standardsatz von 23 auf 22 vH.168 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
führung ständigen Änderungen unterworfen: Bis zum Jahr 1992 wurde der hohe
Spitzensteuersatz sukzessive gesenkt und der Progressionsverlauf abgeflacht,
während seit dem Jahr 1994 wiederum ein gegenläufiger Trend zu beobachten
ist. Daher sind im Vergleich der vier Länder die Steuersätze in Ungarn relativ
hoch geblieben.
Eine Besonderheit des ungarischen Steuersystems bilden Struktur und Ausge-
staltung der Körperschaftsteuer, die Gegenstand einer gewissen Experimentier-
freude zu sein scheint. Ihr Gewicht ist relativ gering, da sich der Schwerpunkt
der wirtschaftlichen Aktivität von den großen Staatsunternehmen zunehmend auf
kleinere Privatunternehmen verlagert hat. Die Gewinne dieser Unternehmen las-
sen sich wesentlich schwerer erfassen, zumal die ungarische Steuerverwaltung
nach wie vor die Steuern nur mangelhaft erhebt und die finanzielle Privatsphäre
in Ungarn traditionell als geschützter Bereich gilt. Auf der Suche nach einer ge-
eigneteren Körperschaftsteuer wurden zum einen branchen- und tätigkeitsbezo-
gene Steuervergünstigungen abgebaut, zum anderen wurde die Tarifstruktur ver-
ändert. So wurde der Steuersatz Anfang 1995 für den thesaurierten Gewinn hal-
biert, während der ausgeschüttete Gewinn einer Zusatzsteuer unterworfen wurde.
Diese Reformen deuten weniger auf ein Streben nach Wirkungsneutralität, son-
dern auf den Versuch hin, die Körperschaftsteuer als Instrument der Investitions-
förderung zu benutzen. Daher sind Allokationsstörungen durch die steuerlich
begünstigte Gewinnthesaurierung unvermeidlich, wenn Wirtschaftlichkeitsgrün-
de für eine alternative Verwendung des Gewinns sprechen würden. Jedoch ist es
positiv zu bewerten, daß im Zuge der Körperschaftsteuerreform spezifische
Steuervergünstigungen beseitigt wurden. Darüber hinaus ist zu bedenken, daß in
der Umbruchsituation, in der sich Ungarn wie alle anderen Reformländer befin-
det, auch steuerliche Anreize notwendig sind, um das vor allem für den industri-
ellen Neuaufbau benötigte private Kapital zu mobilisieren.
Ohne Zweifel dient das Steuersystem in allen vier Ländern nicht länger als
Lenkungsinstrument einer staatlichen Wirtschaftsplanung. Der Vergleich der
Steuersysteme macht jedoch deutlich, daß in keinem der Länder ein System ein-
geführt wurde, das konsequent auf einen hohen Grad an Wirkungsneutralität ab-
zielt, für die Steuerverwaltung einfach zu handhaben und transparent ist. Statt
dessen wurden Steuersysteme westlicher Industrieländer kopiert, die hohe An-
forderungen an die Steuerverwaltungen stellen und ein hohes Maß an Steuerehr-
lichkeit erfordern, wenn sie fiskalisch ergiebig sein sollen.
Allerdings haben die vergleichsweise wirkungsneutralen und einfach zu erhe-
benden indirekten Steuern den größten Anteil an den Staatseinnahmen, was auf
relativ hohe Steuersätze und die wenig effektive Erhebung von direkten Steuern
zurückzuführen ist. Die Wirkungsneutralität der indirekten Steuern wird aber
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Verbrauchsteuern eingeschränkt. Bei den direkten Steuern, besonders bei der
Einkommensteuer, wurde in keinem Land ein einfaches, von Steuerausnahmetat-
beständen freies Tarifsystem konzipiert. Auch wirken die Steuersätze und Pro-
gressionsverläufe kaum der Steuervermeidung bzw. -hinterziehung entgegen.
Zudem erscheint die Besteuerung in den vier Ländern im internationalen Ver-
gleich keineswegs als ein Standortvorteil, eher gilt das Gegenteil: Herausragende
steuerliche Investitionsanreize für in- und ausländische Investoren fehlen weit-
gehend. Nur in Ungarn werden in größerem Umfang über die steuerliche Förde-
rung der Gewinnthesaurierung private Investitionen angeregt. Das bedeutet, daß
in der Mehrzahl der Reformländer der Finanzierung staatlicher Ausgabenwün-
sche ein großes Gewicht gegenüber der privaten Kapitalbildung eingeräumt
wird. Sofern es sich bei den Staatsausgaben nicht um notwendige Infrastruktur-
investitionen handelt, ist die steuerliche Belastung der privaten Kapitalbildung
mit Wohlfahrtsverlusten verbunden, die aufgrund der strukturellen Anpassungs-
erfordernisse besonders schwer wiegen.
Die Begrenzung der Staatsverschuldung
Im Rahmen der zentralverwaltungswirtschaftlichen Ordnung war die interne
Verschuldung des Staates nicht mehr als ein im zentralen Plan vorgesehener Bu-
chungsvorgang, der das Ergebnis von Planberatungen war. Unmittelbare Stabi-
litätsgefahren gingen lediglich von der Aufnahme von Auslandskrediten aus.
Hier wirkten allerdings die internationalen Finanz- und Kapitalmärkte diszipli-
nierend, da die Auslandskredite bedient werden mußten. Im Zuge des Reform-
prozesses ergeben sich zusätzliche Stabilitätsgefahren: Der Staat muß jetzt als
Nachfrager auf den entstehenden inländischen Finanz- und Kapitalmärkten auf-
treten. Die Schuldenaufhahme kann nicht länger auf dem Weisungsweg erfol-
gen, sondern es werden Zahlungsversprechen abgegeben. Um zu verhindern, daß
diese Zahlungsversprechen gebrochen werden und die Verschuldung zum Stan-
dardinstrument der staatlichen Haushaltsfinanzierung wird, werden Disziplinie-
rungsmechanismen für die interne Staatsverschuldung benötigt.
Beim Finanzierungsinstrument „Staatsverschuldung" wurde in keinem der
vier Länder eine marktwirtschaftlich „ehrgeizige" Regelung gewählt: Es fehlen
verfassungsmäßig fixierte Verschuldungsobergrenzen oder gar Verschuldungs-
verbote. Die jeweilige politische Mehrheit im Parlament kann im Rahmen der
Haushaltsplanung bzw. des Haushaltsrechts entscheiden, in welchem Umfang sie
Selbstdisziplin bei der Staatsverschuldung zu üben gewillt ist. Allerdings wurde
in allen Ländern den Politikern der Zugang zu Zentralbankkrediten mehr oder
weniger erschwert. Die Verschuldungsdeckel wurden knapp genug bemessen, so
daß eine Finanzierung der Staatshaushalte über die Notenpresse ausgeschlossen170 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
ist. Jedoch konnte man sich in keinem der Reformländer zu einem konsequenten
Verbot der Haushaltsfinanzierung über Zentralbankkredite durchringen. In Polen
scheint darüber hinaus die Gefahr zu bestehen, daß der Schuldendeckel dadurch
zu unterlaufen ist, daß die Zentralbank zur Bedienung einer staatlichen Wertpa-
pieremission veranlaßt werden kann.
16
3
Es verbleibt somit der Eindruck, daß der gesetzliche bzw. verfassungsmäßige
Zwang zur Haushaltsdisziplin schwach ausgeprägt ist. Disziplinierend wirkt sich
allenfalls zum einen die Risikobewertung eines Landes durch die internationalen
Kapitalmärkte aus, die eine unsolide Finanzpolitik mit höheren Kreditkosten
bzw. mit einer restriktiven Kreditvergabe sanktionieren. Hinzu kommt, daß
durch die staatliche Inanspruchnahme nationaler Ersparnisse private Investitio-
nen verdrängt werden, woraus letztendlich wiederum Belastungen für den
Staatshaushalt resultieren. Zum anderen versucht der Internationale Währungs-
fonds (IWF) als wichtigster Kreditgeber vieler Reformländer einen disziplinie-
renden Einfluß auszuüben, was sich besonders in der Vorgabe von Verschul-
dungshöchstgrenzen für einzelne Länder zeigt.
16
4 Doch auch der IWF kann
nicht das Entstehen von Finanzkrisen verhindern, sondern nur bei der Krisenbe-
wältigung helfen, wie vor allem die Beispiele Ungarns und Polens zeigen, wo
die Vergabe weiterer Kredite u.a. an einen Defizitabbau geknüpft wurde.
16
5
Hingegen war der mäßigende Einfluß des IWF in der Slowakischen Republik
nur vorübergehend wirksam: Seit 1996 wird erneut eine expansive Fiskalpolitik
betrieben, die bereits zu einer Verdreifachung des Budgetdefizits im Vergleich
zu 1995 geführt hat. Lediglich im Fall der Tschechischen Republik besteht ein
hohes Maß an Haushaltsstabilität, das auf eine strikte finanzpolitische Selbstdis-
ziplin zurückgeführt werden kann (siehe Tabellen 5 und 6).
Daher legen vor allem die Erfahrungen Ungarns und Polens, aber auch der
Slowakischen Republik eine gesetzliche bzw. verfassungsmäßige Defizitbegren-
zung nahe. Eine stabilitätsorientierte Haushaltspolitik, wie sie in der Tschechi-
schen Republik gegenwärtig verfolgt wird, könnte ebenfalls durch eine gesetzli-
che „Verschuldungsbremse" jenseits der Tagespolitik zusätzliches Vertrauen ge-
winnen. So sind die vier Reformländer auf dem Weg zu einer gesetzlichen Be-
schränkung der Staatsverschuldung noch nicht weit vorangekommen.
16
3 Siehe dazu Übersicht 9.
16
4 Die Verschuldungshöchstgrenze wird in der Regel als vH-Satz des staatlichen Haus-
haltsdefizits zum Bruttoinlandsprodukt ausgedrückt.
16
5 Siehe hierzu etwa FAZ-Informationsdienste (1996a: 12 f.; 1996b: 24 f.; 1996c: 13 f.).IV. Geldordnung und Finanzordnung 171
Tabelle 5 — Die Entwicklung der zentralen Staatshaushalte 1990-1996


















































Quelle: OECD (1996a); PlanEcon (1993/94, 1995/96, 1996/97); FAZ-
Informationsdienste (1997a, 1997b, 1997c); Glowny Urzad Statystyczny
(1994, 1995a); Cesky Statisticky Üfad (1995a); Statisticky Ürad
Slovenskej Republiky (1995a); National Bank of Hungary (1995);
Központi Statisztikai Hivatal (1996b); eigene Berechnungen und Zu-
sammenstellung.
Tabelle 6 — Die Entwicklung der Bruttoauslandsverschuldung in konvertib-







































Quelle: OECD (1996a); PlanEcon (1995/96, 1996/97); National Bank of Hun-
gary (1995); Närodnä Banka Slovenska (1994); Economist Intelligence
Unit (1994); Glowny Urzad Statystyczny (1995a); Statisticky Ürad
Slovenskej Republiky (1993); Központi Statisztikai Hivatal (1995a);
Narodowy Bank Polski (1994); Cesky Statisticky Üfad (1996a: 195); ei-
gene Berechnungen und Zusammenstellung.172 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
c. Eine vergleichende Bewertung der Geldordnungen und
Finanzordnungen
Die Analyse der Geldordnungen sowie der Finanzordnungen in den Reformlän-
dern macht deutlich, daß in keinem Land „ehrgeizige" marktwirtschaftliche Lö-
sungen gewählt worden sind. Als Referenzmaßstäbe dienten offensichtlich be-
stehende Ordnungen westlicher Marktwirtschaften, die ihrerseits mängelbehaftet
sind. Die aufgrund des Systemwechsels entstandenen Möglichkeiten, neue Wege
zu gehen, die näher an das marktwirtschaftliche Leitbild heranführen, wurden
nicht wahrgenommen. Dennoch haben sich die vier Länder in unterschiedlichem
Ausmaß einer marktwirtschaftlichen Geldordnung und Finanzordnung angenä-
hert.
Was die Verpflichtung der Zentralbank zur Sicherung der Geldwertstabilität
betrifft, erfolgte diese nur in der Tschechischen und in der Slowakischen Repu-
blik mit der wünschenswerten Klarheit. Eine vergleichbare Festlegung fehlt in
den Geldordnungen Polens und Ungarns. Diese stehen daher von vornherein
unter einem Stabilitätsvorbehalt. In dieses Bild fügt sich auch der erreichte Grad
an Unabhängigkeit der Zentralbank in den vier Ländern ein. Während vor allem
die Tschechische Republik, aber auch die Slowakische Republik, ihren Zentral-
banken einen relativ hohen Grad an Unabhängigkeit eingeräumt haben, sind Po-
len und Ungarn auf diesem Weg weniger weit fortgeschritten. Hier besteht nach
wie vor ein substantieller politischer Einfluß auf die Zentralbank. So kann es
nicht verwundern, daß die Tschechische und die Slowakische Republik mit ihren
am stärksten stabilitätsorientierten Geldordnungen die größten Erfolge bei der
monetären Stabilisierung erzielt haben.
Die Neugestaltung der Finanzordnung führte zwar in allen Ländern zu einer
Dezentralisierung der Staatsaufgaben, wobei die alten vertikalen Kommando-
strukturen von Staat und Partei ersetzt wurden. Jedoch folgt die Dezentralisie-
rung weniger fiskalfÖderalistischen Prinzipien als vielmehr dem Wunsch der Re-
gierungen, Verwaltungsaufgaben auf die kommunale Ebene zu verlagern, ohne
die kommunalen Gestaltungs- und Finanzierungsspielräume entsprechend zu er-
weitern. Ebenso fehlen eigenständige regionale Entscheidungsebenen, auf denen
Aufgaben von regionaler Bedeutung wahrgenommen und gestaltet werden
könnten. Föderale Strukturen, die Effizienzgewinne erwarten ließen, sind daher
in den vier Ländern im Verlauf des bisherigen Umstrukturierungsprozesses nicht
entstanden, in der Slowakischen Republik kann sogar eine Restauration alter
Strukturen nicht ausgeschlossen werden.
Bei der Reform der Finanzierung von Staatsausgaben haben sich die vier Län-
der an den Finanzierungssystemen westlicher Marktwirtschaften orientiert, wäh-
rend auf „ehrgeizige" Reformen, die der Umbruchsituation angemessen wären,
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fache Steuersysteme einzuführen, wurden die komplizierten Steuersysteme west-
licher Marktwirtschaften mehr oder weniger kopiert. Damit wurden die nur be-
grenzten Möglichkeiten der Steuerverwaltungen kaum berücksichtigt, so daß die
Steuererhebung wenig effektiv ist und die Schattenwirtschaft gefördert wird.
Hinzu kommt, daß in allen Ländern ein relativ hohes Steuerniveau herrscht, das
kaum die notwendigen Leistungs- und Investitionsanreize bietet — spürbare
steuerliche Entlastungen für private Investitionen fehlen außer in Ungarn weit-
gehend. Daher ist der weitere Reformbedarf schon vorprogrammiert: Änderun-
gen in der Steuerstruktur zum Abbau von steuerbedingten Allokationsverzerrun-
gen, eine Steuervereinfachung zur Erhöhung der Effektivität der Steuerverwal-
tung und steuerliche Investitionsanreize müßten auf der Reform-Agenda stehen.
Es bleibt der Eindruck, daß die vier Länder mit den Steuersystemen etablierter
Marktwirtschaften auch deren Probleme übernommen haben. In dieses Bild fügt
sich auch der Verzicht auf eine wirksame institutionelle Begrenzung der Staats-
verschuldung ein, die auch in der Mehrzahl westlicher Marktwirtschaften fehlt.
Lediglich der Druck internationaler Kreditgeber wirkt derzeit als Verschuldungs-
bremse.
So entsprechen die neuen Finanzordnungen der Reformländer bei weitem
noch nicht dem marktwirtschaftlichen Leitbild. Auch wenn in allen vier Ländern
vergleichbare Mängel zu beobachten sind, lassen sich doch Unterschiede bei der
Entwicklung der fiskalischen Stabilität beobachten. So hinterläßt die Tschechi-
sche Republik den Eindruck relativer Stabilität: Sowohl der in den letzten Jahren
nahezu ausgeglichene Staatshaushalt als auch die moderate Entwicklung der
Auslandsverschuldung deuten auf stabile Staatsfinanzen hin. Hingegen kämpft
vor allem Ungarn mit einem bemerkenswerten Haushaltsdefizit und einer relativ
hohen Auslandsverschuldung, wodurch die Mängel der Finanzordnung offenge-
legt werden. Während sich in Ungarn, aber auch in Polen Stabilisierungserfolge
einstellen, geriet in der Slowakischen Republik der Staatshaushalt 1996 erneut in
ein Ungleichgewicht.
Die Analyse der neuen Geld- und Finanzordnungen in den vier Reform-
ländern zeigt, daß die makroökonomische Stabilität institutionell nur unzu-
reichend abgesichert ist. Die Fortschritte beim Aufbau einer Stabilitätsordnung
beschränken sich vornehmlich auf die institutionelle Sicherung der Geldwertsta-
bilität. Währenddessen beruhen die Erfolge bei der fiskalischen Stabilisierung
auf der Selbstdisziplin der Regierenden oder auf dem disziplinierenden Einfluß
internationaler Kreditgeber wie dem IWF. Jedoch macht die Entwicklung der
Staatshaushalte in den vier Ländern deutlich, daß dies nur ein unsicherer Ersatz
für den heilsamen Zwang sein kann, der von institutionellen Regeln ausgeht.174 Kapitel ß. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
V. Wechselwirkungen in einem marktwirtschaftlichen
Ordnungssystem
1. Ein Gedankenexperiment
Die Darstellung der Elemente einer marktwirtschaftlichen Ordnung hat bereits
gezeigt, daß jedes einzelne Element für den Aufbau funktionstüchtiger markt-
wirtschaftlicher Ordnungssysteme in den mittel- und osteuropäischen Reform-
ländern notwendig ist. Anknüpfend an die Euckensche Vorstellung einer Wett-
bewerbsordnung (Eucken 1952: 304 ff.) kann angenommen werden, daß sich
diese Elemente einander ergänzen, also komplementär sind. Die Funktionsfähig-
keit des Gesamtsystems wäre beeinträchtigt, wenn die Ordnungspolitik nur einen
Teil der wesentlichen Ordnungselemente durchsetzen würde.
16
6 Diese Wechsel-
wirkungen zwischen den einzelnen Elementen lassen sich in ihren Grundzügen
mit Hilfe eines Gedankenexperiments veranschaulichen: Es wird unterstellt, daß
jeweils eines dieser Ordnungselemente unvollständig verwirklicht ist.
Das Fehlen eines Rechtsstaats bedeutet, daß es keine demokratische Grund-
ordnung mit einer Gewaltenteilung gibt, die individuellen Grundrechte verfas-
sungsmäßig nicht garantiert sind und der Rechtsweg zur Durchsetzung individu-
eller Ansprüche gegen die öffentliche Gewalt oder Private nicht offen ist.
16
7 Un-
ter dieser Bedingung fehlt die Bestandskraft der Rechtsvorschriften, die unter die
anderen Ordnungselemente zu subsumieren sind. Dies fuhrt dazu, daß eine sol-
che Marktwirtschaft unter einem ständigen Revisionsvorbehalt steht und alle
Markttransaktionen mit einem prohibitiven Erfullungsrisiko behaftet sind.
Wenn in einer Volkswirtschaft die Dominanz des Privateigentums fehlt, kann
dies auf staatliche Restriktionen bei der Bildung privaten Eigentums, fehlende
Eigentumsgarantien, einen weitreichenden Enteignungsvorbehalt und auf einen
hohen Anteil der staatlichen Produktion von Gütern und Dienstleistungen zu-
rückgeführt werden. Unter diesen Umständen fehlen den Wirtschaftssubjekten
die notwendigen Anreize und Möglichkeiten, die verfügbaren Ressourcen effi-
zient zu nutzen. Die private Vertragsfreiheit wird ebensowenig ausgenutzt wie
16
6 Eucken (1952: 305) zieht in diesem Zusammenhang die Parallele zwischen der
Schlagkraft und den Erfolgschancen von Wirtschaftpolitik und Armee: Eine Armee
wird nur dann erfolgreich sein, wenn die einzelnen Truppenteile ineinandergreifen
und einen sinnvollen Aufmarsch zustande bringen; gleiches gilt für die Prinzipien der
Wirtschaftspolitik.
16
7 Damit ist kein Hobbesscher Naturzustand gemeint, in dem Anarchie herrscht und
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die unternehmerische Entscheidungs- und Handlungsfreiheit. In dieser Situation
dominieren staatliche Monopolstrukturen, die durch Allokationsineffizienzen,
Kostenüberwälzungsmentalität und Risikoaversion gekennzeichnet sind.
Ohne freie Preisbildung bzw. bei Beschränkung des Marktzutritts und -aus-
tritts fehlen die Voraussetzungen für eine effiziente Steuerung und Koordination
des Wirtschaftsprozesses sowie für die notwendige Stimulierung der Leistungs-
bereitschaft. Darunter leidet die private Vertragsfreiheit; der Wettbewerb auf den
Güter- und Dienstleistungsmärkten unterbleibt; die Volkswirtschaft ist nur un-
vollkommen in die internationale Arbeitsteilung eingebunden.
Das Fehlen einer institutionellen Sicherung des Wettbewerbs kann dazu füh-
ren, daß wettbewerbsbeschränkende Absprachen bzw. monopolistisches Verhal-
ten privater oder staatlicher Anbieter die Entscheidungs- und Handlungsfreiheit
in- und ausländischer Konkurrenten begrenzen. Auch diese privaten Schlie-
ßungsmaßnahmen schränken sowohl Nachfrager als auch potentielle in- und aus-
ländische Anbieter in der Ausübung ihrer Vertragsfreiheit stark ein. Die Mög-
lichkeiten der Nutzung privaten Eigentums verringern sich und über die formal
freie Preisbildung werden die tatsächlichen Güter- und Faktorknappheiten kaum
noch widergespiegelt.
Eine Abschottung der Märkte nach außen vermindert die Wettbewerbsin-
tensität auf den Güter- und Dienstleistungsmärkten, so daß der Aufbau wirt-
schaftlicher Machtstellungen auf den Inlandsmärkten erleichtert und ein Macht-
mißbrauch wahrscheinlicher wird. Dem System der relativen Preise fehlen durch
die Abkopplung von den Weltmarktpreisen entscheidende Informationen. Das
notwendige Finanz-, Sach- und Humankapital bleibt aus, wenn der internationale
Kapitalverkehr begrenzt wird.
Schließlich kommt es zu makroökonomischer Instabilität, wenn es den staat-
lichen Institutionen an Haushaltsdisziplin fehlt. Dann besteht zum einen die Ge-
fahr, daß der Staatshaushalt über die Notenpresse der Zentralbank finanziert
wird. Die Folge sind Geldwertschwankungen, die die Lenkungsfunktion der
Preise beeinträchtigen, da nicht länger zwischen knappheits- und inflationsbe-
dingten Preisänderungen unterschieden werden kann. Zum anderen können hö-
here Steuern oder eine höhere Staatsverschuldung Allokationsstörungen hervor-
rufen und den privaten Anteil an Wertschöpfung und Produktivvermögen in
größerem Umfang zurückdrängen, als es mit der Wahrnehmung originärer
Staatsaufgaben begründbar ist.
Dieses Gedankenexperiment zeigt, daß die Funktionstüchtigkeit einer markt-
wirtschaftlichen Ordnung ausnahmslos die Umsetzung jedes einzelnen der hier
dargestellten Ordnungselemente erfordert. Die Verwirklichung nur ausgesuchter
Elemente ist jedoch aufgrund der bestehenden Interdependenzen für eine funk-
tionierende Marktwirtschaft nicht hinreichend. Die hinreichende Bedingung be-
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Gesamtsystem wirken können. Wenn hingegen eines dieser marktwirtschaftli-
chen Grundprinzipien substantiell verletzt wird, treten zwangsläufig Störungen
des Marktmechanismus auf. Im Fall unbefriedigender Marktergebnisse wäre es
daher die Aufgabe der Wirtschaftspolitik, Mängel im Ordnungsrahmen der Wirt-
schaft zu identifizieren und zu beseitigen, statt ein Marktversagen zu vermuten
und Korrekturen unmittelbar am Marktergebnis vorzunehmen. Das bedeutet für
die Reformpolitik in den mittel- und osteuropäischen Volkswirtschaften, daß nur
dann ein erfolgreicher Übergang zu einer marktwirtschaftlichen Ordnung erwar-
tet werden kann, wenn nicht nur einzelne Ordnungselemente, sondern das
marktwirtschaftliche System als Ganzes Gegenstand der Reformen ist. Wenn es
aufgrund technischer Zwänge zu einem „de facto sequencing" kommt, kann die
Schlußfolgerung für das politische Handeln nur lauten, die Anstrengungen auf
die Beseitigung der verbliebenen Reformdefizite zu konzentrieren. Ein bewußter
Verzicht auf die Verwirklichung einzelner Ordnungselemente, und sei er nur
temporär, kann nichts anderes als ein Verzicht auf eine funktionstüchtige
Marktwirtschaft sein.
2. Der Status quo der Ordnungssysteme in den Reformländern
Die Interdependenz der marktwirtschaftlichen Ordnungselemente wirft die Frage
auf, ob und inwieweit es in den vier Reformländern gelungen ist, funktionstüch-
tige marktwirtschaftliche Gesamtsysteme aufzubauen, oder ob die bisherigen Re-
formen nur Stückwerk geblieben sind. Daher ist abschließend über die Betrach-
tung der einzelnen Ordnungselemente hinaus zu fragen, von welchen ordnungs-
politischen Defiziten Systemstörungen ausgehen. Auf diese Weise sollen auch
die unterschiedlichen Fortschritte der vier Länder auf ihrem Weg zur Marktwirt-
schaft deutlich werden.
Die Rechtsordnung
Ohne Zweifel wurde in den vier Reformländern schon zu Beginn des Reform-
prozesses der Bruch mit der totalitären Ordnung vollzogen und der Weg zu ei-
nem demokratischen Rechtsstaat eingeschlagen. Es wurden die Gewaltenteilung
eingeführt, individuelle Grundrechte garantiert und der Rechtsweg für die
Durchsetzung von Ansprüchen gegenüber dem Staat und Privaten geschaffen.
Mängel zeigen sich vor allem bei der Gewaltenteilung in der Slowakischen Re-
publik: Dort kann die Verfassung nicht verhindern, daß die verfassungsmäßigen
Rechte des Staatspräsidenten und der parlamentarischen Opposition durch Re-
gierung und Parlamentsmehrheit unterhöhlt werden. Auch in Polen existierten
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sung die Kompetenzen der Gewalten nur unzulänglich abgrenzte, so daß die Ge-
fahr einer gegenseitigen Blockade bestand. Erst die 1997 verabschiedete neue
Verfassung hat zu einer Klärung geführt. Am Beispiel dieser beiden Reformlän-
der wird jedenfalls deutlich, daß ohne einen allgemeinen Verfassungskonsens
die demokratische Grundordnung und der Rechtsstaat unter einem permanenten
Bestandsvorbehalt stehen.
Ein entscheidendes Defizit der neuen Rechtsordnung besteht zudem in allen
Ländern bei der Durchsetzbarkeit von Rechtsansprüchen, die aufgrund der qua-
litativen und quantitativen Mängel der Rechtspflegeinstitutionen nicht garantiert
werden kann. Daher liegt die Vermutung nahe, daß der Rechtsstaat zu großen
Teilen nur auf dem Papier besteht. Jedenfalls wird deutlich, daß der System-
wechsel bei der Rechtspflege zu einem Vakuum geführt hat, das nur schrittweise
mit rechtsstaatlichen Inhalten aufgefüllt wird. Zwar trat in keinem der vier Re-
formländer eine anarchieähnliche Situation wie in der Russischen Föderation
ein, jedoch taten sich rechtsfreie Räume auf, die von mafiosen Strukturen ge-
nutzt werden konnten. Die Herstellung der uneingeschränkten Durchsetzbarkeit
von Rechtsansprüchen ist folglich eine der dringlichsten Aufgaben der Reform-
politik, da sonst die Wirtschaftsordnung in ihrer Gesamtheit in Frage gestellt ist.
Die Eigentumsordnung
In allen vier Ländern wurde die Dominanz des Kollektiveigentums gebrochen
und der Weg zu einer Privateigentumsordnung eingeschlagen. Die rechtlichen
Voraussetzungen für die Bildung von Privateigentum, vor allem an Produkti-
onsmitteln, wurden ebenso geschaffen wie ein rechtlicher Bestandsschutz für
privates Eigentum. Allerdings sind auf dem Weg zu einer Privateigentums-
ordnung noch zwei größere Klippen zu umschiffen: Der Abschluß der Privatisie-
rung und der Rückzug des Staates aus der Produktion privater Güter und
Dienstleistungen.
Der Privatisierungsprozeß hat sich in allen Ländern als eine nur schwer zu
überwindende Reformhürde erwiesen: Die Bilanz der ansonsten erfolgreichen
Kleinen Privatisierung wird dadurch getrübt, daß oftmals kein privates Eigentum
an Immobilien geschaffen wurde und die Beteiligungsmöglichkeiten durch die
Präferenz für Inländer oder „Insider" eingeschränkt waren. In Ungarn kommt als
weiteres Defizit der relativ geringe Privatisierungsumfang hinzu. Allerdings lie-
gen die schwerwiegenderen Probleme bei der Großen Privatisierung, die bislang
in keinem Land abgeschlossen ist. Zum einen läßt die Geschwindigkeit des Pro-
zesses vor allem in Polen und Ungarn und seit der Unabhängigkeit auch in der
Slowakischen Republik zu wünschen übrig. Zum anderen besteht das Problem,
kompetente und kapitalstarke Investoren zu finden: Die Massenprivatisierungs-
programme in Polen und der Tschechischen Republik müssen daher durch den
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bliebener Staatsanteile ergänzt werden. Nach Abschluß der Voucherprivatisie-
rung wurden diese notwendigen Schritte in der Tschechischen Republik einge-
leitet, während in Polen noch nicht einmal die eigentliche Massenprivatisierung
abgeschlossen ist. Unter diesem Gesichtspunkt weist die, wenn auch langsame
Einzelprivatisierung in Ungarn Vorzüge auf. Jedoch zeigt das Beispiel der Slo-
wakischen Republik, daß die Einzelprivatisierung nicht per se leistungsstarke
private Unternehmen hervorbringt, wenn wie dort die Selektion der neuen Ei-
gentümer nach (partei-)politischen Kriterien erfolgt.
Positiv ist zu vermerken, daß in allen Ländern — mit Ausnahme der Slo-
wakischen Republik — die Bereitschaft gewachsen ist, die Große Privatisierung
für ausländische Investoren zu öffnen, die in den Großunternehmen die Rolle
„strategischer" Investoren übernehmen könnten. Negativ fällt ins Gewicht, daß
die Offenheit nach außen immer noch an politische Grenzen stößt, wenn es sich
um den Erwerb von Grund und Boden handelt.
Ein langfristiges Problem auf dem Weg in eine Privateigentumsordnung be-
steht darüber hinaus in der zumindest teilweisen Ausklammerung „strategischer"
Bereiche aus dem Privatisierungsprozeß. Die dauerhafte Staatsbeteiligung vor
allem bei der Infrastruktur und den Finanzdienstleistungen kann nicht mit der
notwendigen Produktion privater Güter und Dienstleistungen begründet werden.
Hier geht es um die Absicherung staatlicher Einflußmöglichkeiten, die Basis für
eine Industrie- und Strukturpolitik sein können. Die Ähnlichkeiten mit staats-
wirtschaftlichen Strukturen in westlichen Marktwirtschaften sind unverkennbar,
wo ebenfalls die Illusion vom überlegenen Lenkungswissen des Staates nicht
völlig aufgegeben wurde. Ein Umdenken, wie in der Tschechischen Republik
und in Ungarn vollzogen sowie in Polen zumindest diskutiert, scheint nur auf-
grund des Drucks knapper öffentlicher Kassen möglich zu sein.
Die Ordnung der Märkte und des Wettbewerbs
Bei der Ordnung der Märkte und des Wettbewerbs haben die vier Reformländer
einen marktwirtschaftlichen Weg eingeschlagen. Doch wird hier besonders
deutlich, daß nicht eine idealtypische marktwirtschaftliche Ordnung als Leitbild
diente, sondern die davon abweichenden Ordnungen existierender westlicher
Marktwirtschaften. Damit führten die Reformen nicht zu einer weiten Öffnung
der Märkte nach innen und außen und in der Mehrzahl der Länder auch nicht zur
Errichtung einer unabhängigen institutionellen Wettbewerbskontrolle, die das
Konzept der Wettbewerbsfreiheit durchzusetzen versucht.
So wurde zwar die staatliche Administration der Preise aufgegeben, doch
wird die Preisbildung durch sozial motivierte Preissetzungen und durch die
staatliche Produktion privater Güter und Dienstleistungen weiterhin beschränkt.
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teiligungen in den „strategischen" Bereichen entgegen, die weniger der Erstel-
lung öffentlicher Güter, sondern der Bewahrung des Einflusses der Regierenden
auf das Wirtschaftsgeschehen dienen. Gleiches gilt für den Arbeitsmarkt, wo zu-
dem, mit Ausnahme der Tschechischen Republik, langfristig eine kollektive
Lohnfindung unter Einbeziehung der Regierung droht. Die Staatsbeteiligungen
im Geschäftsbankenbereich lassen ebenfalls eine völlig freie Preisbildung auf
den Finanz- und Kapitalmärkten zweifelhaft erscheinen.
In den „strategischen" Wirtschaftsbereichen bestehen folgerichtig in allen
Ländern als Teil einer Interventionskette spezielle Marktzutrittsregulierungen.
Allerdings gibt es Unterschiede im Niveau der Gewerbefreiheit, das in Polen und
Ungarn relativ hoch ist, während in den beiden Nachfolgestaaten der Tschecho-
slowakei eine größere Zahl von Genehmigungsvorbehalten den Marktzutritt er-
schweren. Entsprechende Unterschiede sind auch bei der Regulierung des
Marktaustritts festzustellen, auch wenn in allen Ländern ein zumindest latentes
Mißtrauen gegenüber einer Reallokation über die Märkte erkennbar ist: In Polen
und mit Einschränkungen in Ungarn sind die Vorteile einer marktwirtschaftli-
chen Selektion offensichtlich im Prinzip erkannt worden, während in der Tsche-
chischen und der Slowakischen Republik die Marktaustrittsschranken relativ
hoch angesetzt wurden. Allerdings zeichnet sich in der Tschechischen Republik
ein Abbau dieser Hindernisse ab.
Auch die institutionelle Sicherung des Wettbewerbs folgt in den Reform-
ländern weniger dem Leitbild der Wettbewerbsfreiheit als vielmehr den Vor-
stellungen einer interventionistischen Wettbewerbspolitik, wie sie in westlichen
Marktwirtschaften praktiziert wird. Lediglich in Ungarn, wo eine vergleichswei-
se unabhängige Wettbewerbsaufsicht etabliert wurde, ist eine Orientierung an
dem idealtypischen Leitbild erkennbar. Daher hängt die Herstellung von Wett-
bewerb in den anderen Ländern besonders von der Öffnung der Märkte nach au-
ßen ab.
Das Leitbild freier internationaler Austauschbeziehungen scheint in den vier
Reformländern nur eine grobe Orientierung gewesen zu sein, wie die verblie-
benen Defizite deutlich machen: Kapitalverkehrskontrollen beschränken die
Konvertibilität der Währungen und damit die Mobilität des Kapitals; statt eine
freie Wechselkursbildung zu erlauben, wurden die Währungen an „Stabilitäts-
anker" gebunden, die jedoch durch ständigen Anpassungszwang in Frage gestellt
werden; nur in der Tschechischen Republik wurde daraus die Konsequenz gezo-
gen, die Wechselkurse weitgehend freizugeben. Freihandel wurde in dem Maß
hergestellt, wie es internationale Handelsabkommen erfordern, wobei sich die
Tschechische und die Slowakische Republik allerdings durch einen weitgehen-
den Verzicht auf eine sektorale Protektion positiv hervorheben. Was die gesetzli-
chen Rahmenbedingungen für ausländische Direktinvestitionen betrifft, gibt es
keine prohibitiven Investitionshemmnisse, von den allgemeinen administrativen180 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
Unzulänglichkeiten in allen Ländern und dem Problem des Grunderwerbs in
Polen einmal abgesehen. Jedoch fällt auf, daß außergewöhnliche Investitionsan-
reize, die den Reformländern einen Vorteil im internationalen Standortwettbe-
werb verschaffen könnten, fehlen. So bestünden marktkonforme Investitionsan-
reize, die der Staat setzen könnte, in einem besonders hohen Grad an Offenheit
und Freizügigkeit gegenüber in- und ausländischen Investoren. Doch scheinen in
den vier Ländern einerseits irrationale Ängste vor einer Überfremdung und ande-
rerseits die Furcht vor einer Kapitalflucht zu überwiegen. Hier kommt offen-
sichtlich Mißtrauen gegenüber den eigenen Reformen zum Ausdruck, woraus
allerdings der Ehrgeiz resultieren sollte, die bestehenden Reformdefizite zu be-
seitigen.
Geldordnung und Finanzordnung
Schließlich wurden in den vier Ländern Geld- und Finanzordnungen geschaffen,
die ebenfalls vornehmlich den Leitbildern westlicher Marktwirtschaften folgen
und sich daher nur im gleichen begrenzten Umfang einer idealtypischen Stabili-
tätsordnung annähern. Das heißt, daß eindeutige institutionelle Stabilitätsver-
pflichtungen die Ausnahme sind und die Sicherung der makroökonomischen
Stabilität in einem hohen Maß von der Selbstdisziplin der politischen Entschei-
dungsträger abhängt.
So stellen in Polen und Ungarn die wenig klare Stabilitätsverpflichtung und
die relativ beschränkte Unabhängigkeit der Zentralbanken die dortigen Geldord-
nungen unter einen Stabilitätsvorbehalt. Ein abweichendes Bild zeigt sich in der
Tschechischen Republik und weniger deutlich auch in der Slowakischen Repu-
blik, wo sich eine stärkere institutionelle Stabilitätsverpflichtung in einer höhe-
ren monetären Stabilität niederschlägt. Ohne Zweifel werden in keinem der vier
Länder gegenwärtig die Staatsausgaben über die Notenpresse finanziert, doch
um diese Möglichkeit auszuschließen, müßten vor allem in Polen und Ungarn
die institutionellen Stabilitätsdefizite beseitigt werden — es sei denn, die Hin-
tertür zu einer „weichen" Geldpolitik soll bewußt offen bleiben.
Wenig innovativ mutet in allen Ländern auch die Neugestaltung der Finanz-
ordnungen an, da der große Wurf zu einer dauerhaften Sicherung der fiskali-
schen Stabilität nicht einmal versucht wurde: Die erfolgte Dezentralisierung von
Staatsaufgaben war mehr eine Verwaltungsreform als der Durchbruch zur Um-
setzung fiskalföderaler Prinzipien, so daß größere Effizienzgewinne nicht zu er-
warten sind. In der Slowakischen Republik kann es sogar schon als Erfolg ange-
sehen werden, daß alte Kommandostrukturen bisher noch nicht wiederhergestellt
worden sind. Zudem wurden weitgehend Elemente aus Steuersystemen westli-
cher Marktwirtschaften übernommen, ohne daß die fehlenden administrativen
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hohe Wirkungsneutralität des Steuersystems schien ebenfalls nicht Teil der Ziel-
funktion der Reformer gewesen zu sein. Daß die Kontrolle der Staatsverschul-
dung durch internationale Kreditgeber und nicht durch institutionelle „Schulden-
bremsen", etwa in Gestalt einer „balanced budget rule", erfolgen muß, fügt sich
in dieses Bild mangelnden Reformeifers ein. Erfolge bei der fiskalischen Stabili-
sierung wie in der Tschechischen Republik hängen daher vom guten Willen der
Regierenden ab.
Das Gesamtsystem
Die synoptische Darstellung der Marktwirtschaftlichkeit der Ordnungssysteme in
den vier Reformländern macht deutlich, daß zwar der Bruch mit der alten zen-
tralverwaltungswirtschaftlichen Ordnung vollzogen wurde, jedoch nach wie vor
Reformdefizite bestehen (siehe Tabelle 7). Dabei kann sicherlich zwischen den
Ländern differenziert werden: Der Vergleich zeigt, daß die Tschechische Repu-
blik die relativ größten Reformfortschritte gemacht hat, in geringem Abstand
Ungarn folgt, während der Abstand der Slowakischen Republik und Polens
schon größer erscheint. Doch angesichts der Interdependenz der einzelnen Ord-
nungselemente ist der Aussagewert einer solchen Rangfolge begrenzt: Die
Funktionstüchtigkeit des Ordnungssystems ist solange eingeschränkt, wie bei je-
dem einzelnen Element Defizite bestehen. Und die Analyse unterstreicht, daß in
keinem der Reformländer eines der vier Ordnungselemente in allen seinen Kom-
ponenten dem marktwirtschaftlichen Leitbild entspricht.
Es mag müßig sein, die Verwirklichung einer makellosen marktwirt-
schaftlichen Ordnung in der realen Welt zu fordern. Doch um zumindest eine
„zweitbeste Lösung" zu realisieren, sollte versucht werden, sich an dem markt-
wirtschaftlichen Leitbild zu orientieren und sich diesem sukzessive anzunähern.
Hingegen scheinen sich die Reformländer an den Ordnungssystemen westeuro-
päischer Industrieländer zu orientieren, die selbst große marktwirtschaftliche De-
fizite aufweisen.
16
8 Zu den neuen Leitbildern der Reformländern gehört auch
der „acquis communautaire" der Europäischen Union, der vor allem im Wettbe-
werbs- und Steuerrecht, bei der Liberalisierung der Preise und des Außenhandels
sowie beim Abbau staatlicher Beihilfen seine Spuren hinterlassen hat. Zwar ist
dieses Regelwerk der EU in vielen Teilen ordnungspolitisch fragwürdig, und die
Umsetzung von EU-Regeln und -Normen ist mit hohen Kosten verbunden. Doch
kann argumentiert werden, daß durch die Aussicht auf eine EU-Vollmitglied-
16
8 So besteht in einer westlichen Marktwirtschaft wie Deutschland trotz Deregulie-
rungsbemühungen nach wie vor ein erheblicher Reformbedarf, um den Marktmecha-
nismus funktionstüchtig zu machen (siehe dazu Boss et al. 1996).182 Kapitel B. Die ordnungspolitische Analyse des Reformprozesses
























- Konvertibilität und Wechselkursregime
- Außenhandelsregulierung
- Ausländische Direktinvestitionen
(4) Geldordnung und Finanzordnung
Verpflichtung zur Geldwertstabilität
Unabhängigkeit der Zentralbank
Effizienz der innerstaatlichen Arbeitsteilung
Wirkungsneutralität des Steuersystems
Institutionelle Staatsschuldenbegrenzung
a Klammern weisen auf Einschränkungen bei der positiven bzw. negativen Bewertung hin.
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schaft der Reformeifer beflügelt wird: Es entsteht wenigstens der Anreiz, das be-




Allerdings erscheint fraglich, ob auf diese Weise die ordnungspolitischen
Rahmenbedingungen für einen Strukturwandel geschaffen werden, der in einem
überschaubaren Zeitraum zu international wettbewerbsfähigen Wirtschaftsstruk-
turen führt. Da aufgrund des internationalen Standortwettbewerbs auch die west-
lichen Industrieländer verstärkt einem Reformdruck ausgesetzt sind, kann das
begrenzte Leitbild der Reformländer nur ein Umweg zu einer funktionstüchtigen
Marktwirtschaft sein. Dieser Umweg müßte allerdings mit dem Verzicht auf
Wettbewerbsvorteile und einem verlangsamten Strukturwandel bezahlt werden,
was aufgrund des im Vergleich zu den westlichen Industrieländern geringen
Entwicklungsniveaus um so schwerer wiegt: Den vier Reformländern fehlt die
wirtschaftliche Basis, um sich „ordnungspolitische Sünden" leisten zu können.
Zudem zeigt sich, daß das Umsteuern auf einen neuen ordnungspolitischen Pfad
in den westlichen Marktwirtschaften mit hohen Akzeptanzkosten verbunden ist.
In dieser Beziehung verfügen die Reformländer über einen Vorteil, der nur ge-
nutzt werden muß: Solange die neu entstandenen politischen Strukturen noch
nicht verkrustet sind, dürfte eine Ausrichtung an den Eckpfeilern einer markt-
wirtschaftlichen Ordnung leichter fallen.
16
9 Siehe zu der Bedeutung des europäischen Rechts für die Reformen in Mittel- und
Osteuropa etwa Hare (1997).C. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung
I. Ein strukturelles Referenzsystem
Seit ihrem Bestehen zeichneten sich die Zentralverwaltungswirtschaften in Mit-
tel- und Osteuropa im Vergleich zu den westlichen Marktwirtschaften zuneh-
mend durch Wachstumsschwächen aus, deren Ursachen systembedingt waren.
Zu ihnen zählten vor allem die verzerrten Preise und Anreizstrukturen, die man-
gelnde Flexibilität angesichts neuer Situationen, die Defizite bei der nationalen
und internationalen Arbeitsteilung sowie eine systemimmanente Innovations-
feindlichkeit. Die unter diesen Bedingungen entstandenen sektoralen Wirt-
schaftsstrukturen erwiesen sich nach dem Zusammenbruch der zentralverwal-
tungswirtschaftlichen Systeme und mit dem Beginn der Systemtransformation
als nicht wettbewerbsfähig. Daher ist mit dem Übergang zu einem marktwirt-
schaftlichen Ordnungssystem und der damit verbundenen Integration in die in-
ternationale Arbeitsteilung auch ein tiefgreifender Wandel der Wirtschaftsstruk-
turen unvermeidbar. Angesichts dieses tiefen Einschnitts stellt sich die Frage,
welchen Verlauf die wirtschaftliche Entwicklung nehmen und welcher Gestalt
der Strukturwandel sein kann, der aus der Neubewertung der bestehenden Struk-
turen durch die Weltmärkte resultiert. Um entsprechende Antworten geben zu
können, bedarf es eines geeigneten strukturellen Referenzsystems. Das heißt,
daß Referenzländer gefunden werden müssen, deren marktwirtschaftliche Ent-
wicklung als Orientierung für die strukturellen Veränderungen in den Reform-
ländern dienen kann.
1. Alternative methodische Ansätze
Die Bildung struktureller Referenzsysteme kann mit Hilfe von Regressionsana-
lysen erfolgen, in die Gruppen westlicher Marktwirtschaften und ehemaliger
Zentralverwaltungswirtschaften einbezogen werden. Aus den Daten zur wirt-
schaftlichen Entwicklung „westlicher Marktwirtschaften" werden Schätzfunk-
tionen für das Wirtschaftswachstum und Entwicklungsmuster des sektoralen
Strukturwandels abgeleitet. Ausgehend vom Entwicklungsniveau der Zentralver-
waltungswirtschaften vor dem Systemwechsel werden auf Basis dieser Funktio-
nen das Wirtschaftswachstum und der mit diesem einhergehende Strukturwandel
in den Reformländern für einen Zeitraum nach erfolgtem Systemwechsel pro-/. Ein strukturelles Referenzsystem 185
gnostiziert.
17
0 Alternativ werden solche „Normalmuster" für den Strukturwandel
unter marktwirtschaftlichen Bedingungen im Rahmen von Input-Output-Analy-
sen abgeleitet, die dann ebenfalls der Prognose des Strukturwandels in den Re-
formländern dienen.
17
1 Diese Ansätze zur Erklärung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung und des Strukturwandels in den mittel- und osteuropäischen Reform-
ländern unter marktwirtschaftlichen Bedingungen zeichnen sich vor allem durch
folgende Mängel aus:
Erstens erscheint die Auswahl der Referenzländer problematisch: Als allge-
meines Auswahlkriterium für die Referenzländer sollte das Ausmaß der Annähe-
rung an eine marktwirtschaftliche Ordnung dienen. Hier kommen vor allem
westliche Industrieländer in Frage, deren Wirtschaftsordnungen zwar kaum dem
marktwirtschaftlichen Ideal entsprechen dürften, jedoch diesem vergleichsweise
nahe kommen. Wenn in diese Untersuchungen, wie es häufig geschieht, Ent-
wicklungs- und Schwellenländer einbezogen werden, dürfte dieses Kriterium für
die Mehrzahl der Entwicklungsländer nicht erfüllt sein. Sicherlich mag sich in
vielen Schwellenländern — zu denken ist etwa an die aufstrebenden Volkswirt-
schaften Südostasiens— der Marktmechanismus schon relativ frei entfalten.
Doch ist zu bedenken, daß sich ihr Entwicklungspfad merklich von dem der
ehemaligen Zentralverwaltungswirtschaften Mittel- und Osteuropas unterschei-
det. Hier würden gerade erst industrialisierte Länder mit altindustriellen Volks-
wirtschaften verglichen. Hinzu kommt, daß die meisten Entwicklungs- und
Schwellenländer aufgrund ihrer im Vergleich zu den mittel- und osteuropäischen
Ländern sehr unterschiedlichen sozio-kulturellen Rahmenbedingungen als Refe-
renzmaßstab wenig geeignet sind.
Zweitens läßt die Qualität und die Verfügbarkeit relevanter Daten zu wün-
schen übrig: Datenprobleme ergeben sich vornehmlich dann, wenn zur Bestim-
mung des Ausgangspunkts der Analyse auf statistische Materialien aus den mit-
tel- und osteuropäischen Ländern zurückgegriffen werden muß, die noch aus
Zeiten der Zentralverwaltungswirtschaft stammen. Versuche, durch entsprechen-
de Korrekturmaßnahmen die mittel- und osteuropäischen Statistiken mit denen
westlicher Marktwirtschaften vergleichbar zu machen, waren nur eingeschränkt
erfolgreich.
17
2 Deshalb dürfte der Aussagegehalt von Untersuchungsergebnissen
um so geringer sein, je höher die methodisch bedingten Qualitätsanforderungen
an die mittel- und osteuropäischen Daten sind. Verfahren wie die Input-Output-
Analyse wären von derartigen Datenproblemen in besonderem Maße betroffen.
17
0 Siehe hierzu etwa die Arbeiten von Heitger (1990), Heitger et al. (1992) und Döhrn
und Heilemann (1991).
17
1 Eine solche Vorgehensweise findet sich etwa in Cohen et al. (1993: 32 ff.).
17
2 Derartige Korrekturen wurden insbesondere von Kravis et al. (1975), Summers und
Heston (1988), Alton (1989) sowie der CIA (lfd. Jgg.) vorgenommen.186 C. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung
Es kann festgehalten werden, daß die hier dargestellten Ansätze zur Un-
tersuchung der wirtschaftlichen Entwicklung-bzw. des transformationsbedingten
Strukturwandels in den mittel- und osteuropäischen Reformländern aufgrund der
Probleme bei der Auswahl von Referenzgruppen und der mangelhaften Qualität
mittel- und osteuropäischer Statistiken nur bedingt geeignet erscheinen. Hinzu
kommen Probleme allgemeiner Natur, die mit der Spezifizierung von Schätz-
funktionen im Rahmen der Regressionsanalyse und mit der Abbildung von Ver-
flechtungsstrukturen bei der Input-Output-Analyse verbunden sind.
2. Der historische Ansatz
Die Probleme der Zusammenstellung geeigneter Referenzgruppen scheinen noch
am geringsten zu sein, wenn ein sogenannter historischer Ansatz gewählt wird.
Dieser kann die wirtschaftliche Situation der mittel- und osteuropäischen Länder
zum Ende der Zwischenkriegszeit (1919-1939) als Ausgangspunkt haben. Zu
dieser Zeit hatten die mittel- und osteuropäischen Länder ebenso wie die anderen
europäischen Volkswirtschaften in der Zwischenkriegszeit — mit Ausnahme der
Sowjetunion — marktwirtschaftliche Ordnungen, auch wenn diese vielfach stark
obrigkeitsstaatliche Elemente enthielten (Heitger etal. 1992: 127 ff.). Die Wirt-
schaftsordnungen der europäischen Volkswirtschaften waren demnach bis Ende
der 30er Jahre prinzipiell vergleichbar.
17
3 Erst nach dem Zweiten Weltkrieg er-
folgte die Trennung in westeuropäische Marktwirtschaften sowie mittel- und
osteuropäische Zentralverwaltungswirtschaften. Daher ist es möglich, Gruppen
west- und osteuropäischer Länder zu bilden, die Ende der 30er Jahre über ein
vergleichbares wirtschaftliches Potential verfügten, also vergleichbare Entwick-
lungsniveaus und Wirtschaftsstrukturen hatten. Nach dem Zweiten Weltkrieg
konnten die westlichen Länder dieser Gruppen ihre Potentiale unter marktwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen über mehr als 40 Jahre weiterentwickeln, was
den bis dahin vergleichbaren Volkswirtschaften Mittel- und Osteuropas verwehrt
blieb. Auf diese Weise wird es möglich, die westlichen Länder als Referenzlän-
der für eine marktwirtschaftliche Entwicklung heranzuziehen, die bei einer
marktwirtschaftlichen Ordnung auch in Mittel- und Osteuropa möglich gewesen
wäre. Aufgrund der Zugehörigkeit zum gleichen geographischen und sozio-
kulturellen Raum dürften länderspezifische Determinanten der wirtschaftlichen
Vergleichbarkeit bedeutet allerdings weder ausgeprägte Marktwirtschaftlichkeit noch
die Existenz freier internationaler Austauschbeziehungen. An Stelle letzterer herrsch-
ten im Europa der 30er Jahre Bilateralismus und staatliche Devisenbewirtschaftung
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Entwicklung die Vergleichbarkeit der Länder nur wenig beeinträchtigen, anders
als etwa bei einem Vergleich mit südostasiatischen Schwellenländern. Art und
Weise der Wirtschaftsentwicklung und des damit verbundenen Strukturwandels
in den westlichen Referenzländern können Hinweise darauf geben, welcher
strukturelle Anpassungsbedarf in den Reformländern besteht und welche Ent-
wicklungsniveaus im Zeitablauf erreichbar scheinen.
Um Referenzgruppen bilden zu können, werden in einem ersten Schritt die
Entwicklungsniveaus der europäischen Volkswirtschaften zum Ende der Zwi-
schenkriegszeit betrachtet. Als Indikator dienen dabei die Pro-Kopf-Einkommen
in den Jahren 1937 bzw. 1938 in vergleichbarer Währung und vergleichbaren
Preisen. Es erfolgt eine Klassifizierung der europäischen Staaten dieser Zeit in
drei Einkommenskategorien: „überdurchschnittlich", „leicht unterdurchschnitt-
lich" und „stark unterdurchschnittlich";
17
4 für diese Klassifizierung werden drei
unterschiedliche Schätzungen der europäischen Pro-Kopf-Einkommen herange-
zogen, um die Bildung der Referenzgruppen abzusichern. Denn aufgrund unter-
schiedlicher Sozialproduktsabgrenzungen, Preise und Wechselkurse sind um-
fangreiche Anpassungsmaßnahmen erforderlich, um zu vergleichbaren Größen
zu gelangen — ein gewisser Grad an Unsicherheit bleibt allerdings bestehen
(vgl. etwa Bairoch 1976: 315 ff.; UN 1948: 17 ff). So liegt es nahe, alternative
Schätzungen darauf hin zu vergleichen, ob sich ein konsistentes Bild bei der
Klassifizierung der europäischen Staaten nach Pro-Kopf-Einkommen ergibt. Die
drei ausgewählten Schätzungen stammen von Bairoch (1976) und ECE (1949)
für das Jahr 1938 sowie von Ehrlich (1985) für das Jahr 1937 (Tabelle 8).
Es zeigt sich, daß die hier untersuchten Länder Polen, die damals noch verei-
nigte Tschechoslowakei und Ungarn Ende der 30er Jahre ein nur unterdurch-
schnittliches Pro-Kopf-Einkommen aufwiesen. Während die Tschechoslowakei
in die Kategorie „leicht unterdurchschnittlich" eingeordnet werden kann, sind
Polen und Ungarn der Kategorie „stark unterdurchschnittlich" zuzuordnen.
17
5
Nach der vorgenommenen Klassifizierung wären Italien und Österreich die
marktwirtschaftlichen Referenzländer für die Tschechoslowakei, da diese Länder
nach Bairoch und Ehrlich in der Kategorie „überdurchschnittlich" befand, wenn
auch an deren unterem Rand. Dennoch soll Finnland in der Referenzgruppe be-
rücksichtigt werden. Die Gruppe für Polen und Ungarn könnte folgende markt-
wirtschaftliche Referenzländer umfassen: Portugal und Spanien, die nach allen
17
4 Die Einteilung nach „leicht" oder „stark" unterdurchschnittlich wird mit Hilfe des
arithmetischen Mittels der unterdurchschnittlichen Werte vorgenommen.
17
5 Ungarn ist lediglich nach Ehrlich (1985) der Kategorie „leicht unterdurchschnittlich"
zuzuordnen, wo es sich aber am unteren Rand befindet. Daher erscheint die Einord-
nung als „stark unterdurchschnittlich" gerechtfertigt zu sein.188 C. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung
Tabelle 8 — Die Pro-Kopf-Einkommen in den Staaten Europas 1937 und
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noch Tabelle 8
Bairoch































a Die Werte in Klammern bei den Pro-Kopf-Einkommen-Schätzungen von Bairoch unterliegen einem
höheren Unsicherheitsgrad. — Die United Nations fassen Jugoslawien, Portugal, Rumänien, Spanien
und die Türkei in der Ländergruppe „Andere süd- und südosteuropäische Länder" zusammen; das Pro-
Kopf-Einkommen dieser Gruppe ist mit 72 US-Dollar stark unterdurchschnittlich.
Quelle: Bairoch (1976: 297); ECE (1949: 235); Ehrlich (1985: 372); eigene Zu-
sammenstellung und Klassifizierung.
drei Schätzungen der Gruppe jener Länder mit „stark unterdurchschnittlichem"
Pro-Kopf-Einkommen zugeordnet werden können, sowie Griechenland, das
nach den Schätzungen der United Nations und Ehrlichs relativ eindeutig als
„stark unterdurchschnittlich" zu klassifizieren ist.
17
6
Der Pro-Kopf-Einkommen-Vergleich für die europäischen Staaten Ende der
30er Jahre ermöglicht, daß Referenzgruppen bestehend aus Ländern vergleich-
barer Entwicklungsniveaus gebildet werden. Ein Vergleich der Wirtschaftsstruk-
turen der ausgewählten Länder kann allerdings weitere Hinweise geben, ob die
Mitglieder der Referenzgruppen über vergleichbare wirtschaftliche Potentiale
verfügen und nicht länderspezifische Faktoren ihre Entwicklung dominieren. Zu
diesem Zweck sollen die sektoralen Strukturen der Wertschöpfung und der Be-
schäftigung jeweils für die Länder einer Referenzgruppe miteinander verglichen
werden. Dieser Vergleich muß jedoch unter dem Vorbehalt erfolgen, daß die




Bairoch muß Griechenland zwar als „leicht unterdurchschnittlich" eingestuft
werden, jedoch kennzeichnet Bairoch den griechischen Wert als relativ unsicher, so
daß eine Klassifizierung gemäß der beiden alternativen Schätzungen vertretbar ist.
17
7 Diese Informationsdefizite betreffen zwar sämtliche mittel- und osteuropäischen Län-
der (vgl. Lethbridge 1985: 535 f.), aber auch die westeuropäischen Statistiken, insbe-190 C. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung
Der Strukturvergleich für die Länder mit „leicht unterdurchschnittlichem"
Pro-Kopf-Einkommen kommt zu folgendem -Ergebnis: Hinsichtlich der sektora-
len Struktur des Sozialprodukts scheinen sich Österreich und die Tschechoslo-
wakei am ähnlichsten zu sein. Beide Länder zeichneten sich Ende der 30er Jahre
durch einen relativ geringen Anteil der Landwirtschaft aus, während der Sekun-
därsektor (Industrie und Baugewerbe) bereits eindeutig dominierte. In Finnland
und Italien hatte hingegen die Landwirtschaft noch eine größere Bedeutung. So-
mit sind in dieser Ländergruppe sowohl stärker industriell als auch stärker agra-
risch geprägte Länder vertreten. Dieses Ergebnis wird auch durch den Vergleich
der sektoralen Beschäftigungsstrukturen bestätigt. So geht sowohl die marktwirt-
schaftliche Entwicklung eines „engen" Referenzlandes — nämlich Österreichs
— als auch die „weiter" Referenzländer — also Finnlands und Italiens — in die
Analyse ein. Auf diese Weise kann ein breiteres Spektrum marktwirtschaftlicher
Referenzmuster für die Tschechoslowakei genutzt werden.
17
8
Hingegen ergibt der Strukturvergleich für die Länder mit „stark unter-
durchschnittlichem" Pro-Kopf-Einkommen ein relativ homogenes Bild: Die
sektorale Struktur des Sozialprodukts weist auf eine Dominanz der Land-
wirtschaft hin; nur in Ungarn war der Anteil des Sekundärsektors geringfügig
höher als der des Primärsektors, während Griechenland von allen Ländern dieser
Einkommensgruppe am stärksten agrarisch geprägt war. Die Beschäftigungssta-
tistik bestätigt den Eindruck einer dominierenden Rolle der Landwirtschaft in
diesen Ländern sehr eindeutig: Sie zeigt, daß in dieser Einkommensgruppe Indu-
strie und Baugewerbe im Durchschnitt von geringerer Bedeutung waren als bei
den Ländern mit „leicht unterdurchschnittlichem" Pro-Kopf-Einkommen. Somit
lassen sich für Polen und Ungarn marktwirtschaftliche Entwicklungsmuster ab-
leiten, die auf eher agrarisch geprägten Strukturen der Zwischenkriegszeit basie-
ren. Allerdings handelt es sich dabei nicht um reine Agrarländer, sondern um
Länder, die schon über eine industrielle Basis verfügten.
17
9
Es kann festgehalten werden, daß als Ergebnis dieser historischen Analyse
zwei Gruppen von Ländern gebildet werden können, die sich jeweils aus mittel-
und osteuropäischen Reformländern und westeuropäischen Referenzländern zu-
sammensetzen. Während die beiden Gruppen ein unterschiedliches Entwick-
lungsniveau aufweisen, verfügten die Gruppenmitglieder über ein vergleichbares
wirtschaftliches Potential zum Ende der Zwischenkriegszeit. Folgende Ein-
gruppierung wird vorgenommen:
sondere diejenigen der weniger entwickelten Länder, weisen entsprechende Mängel
auf (vgl. ECE 1949: 229 ff).
17° Siehe dazu Tabellen AI und A2 im Anhang.
17
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Länder mit leicht unterdurchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen: Tsche-
choslowakei mit der Referenzgruppe 1: Italien, Österreich und (mit Ein-
schränkungen) Finnland.
Länder mit stark unterdurchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommen: Polen und
Ungarn mit der Referenzgruppe 2: Griechenland, Portugal und Spanien.™
II. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung
Ende der 80er und zu Beginn der 90er Jahre begannen die vier mittel- und ost-
europäischen Reformländer den Übergang von einem zentralverwaltungswirt-
schaftlichen zu einem marktwirtschaftlichen Ordnungssystem. Wie die ord-
nungspolitische Analyse zeigt, wurden die Ordnungselemente in keinem der
Länder idealtypisch ausgestaltet, so daß die Funktionstüchtigkeit des Marktme-
chanismus auch weiterhin eingeschränkt ist. Es stellt sich daher die Frage, inwie-
weit die bisherigen ordnungspolitischen Weichenstellungen ausreichend waren,
eine marktwirtschaftliche Entwicklung in den Reformländern einzuleiten. Als
Beurteilungsmaßstab sollen soweit möglich die beiden Gruppen von Referenz-
ländern dienen, die im vorherigen Abschnitt zusammengestellt wurden.
18
1
1. Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung
Die Betrachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in den Reformländern
zeigt, daß im Verlauf der 90er Jahre ein Zugewinn an makroökonomischer Sta-
bilität zu verzeichnen war (siehe Tabelle 9). Die starke Schrumpfung der Sozial-
produkte und die relativ hohen Inflationsraten in den Jahren 1990 bzw. 1991
Eine tendenziell vergleichbare Zusammensetzung von Referenzgruppen findet sich
auch in anderen Untersuchungen wieder, die einen historischen Ansatz verfolgen.
Siehe dazu Butschek (1992), Beenstock (1991), Marin (1994) sowie Collins und
Rodrik(1991).
Die nachfolgende statistische Analyse muß unter dem Vorbehalt stehen, daß aufgrund
qualitativer Unzulänglichkeiten und methodischer Differenzen die Statistiken der
Untersuchungsländer nur bedingt mit entsprechenden Statistiken von OECD-Ländern
vergleichbar sind. Ein großes Problem stellt in diesem Zusammenhang die nur un-
vollständige Erfassung der privaten Wirtschaftsaktivitäten dar (OECD 1996b: 11 f.).192 C. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung














































































































































































Quelle: OECD (1994b, 1996a, 1997); PlanEcon (1994/95, 1995/96, 1996/97);
FAZ-Informationsdienste (1997a, 1997b, 1997c); ECE (1995); Naro-
dowy Bank Polski (1994, 1995); Glowny Urzad Statysryczny (1994,
1995a, 1995/96, 1997/98); National Bank of Hungary (1993, 1994,
1995, 1996); Czech National Bank (1995); Närodnä Banka Slovenska
(1994); National Bank of Slovakia (1995); Statisticky Ürad Slovenskej
Republiky (1994); Központi Statisztikai Hivatal (1995a, 1995b); eigene
Zusammenstellung und Berechnungen.
können als unmittelbare Folgen des Systemwechsels angesehen werden. Dies
war die Zeit, in der nach dem Zusammenbruch der zentralverwaltungswirt-
schaftlichen Systeme das dadurch entstandene ordnungspolitische Vakuum mit
marktwirtschaftlichen Inhalten erst aufgefüllt werden mußte. Die grundlegenden
ordnungspolitischen Weichenstellungen in der ersten Hälfte der 90er Jahre dürf-
ten sich allerdings in den makroökonomischen Indikatoren allmählich nieder-
schlagen. So spiegelt sich in der Entwicklung der Geldwertstabilität die unter-
schiedlich ausgeprägte Stabilitätsorientierung der Geldordnungen wider: Die
deutliche Stabilitätsverpflichtung der relativ unabhängigen Zentralbanken in der
Tschechischen und der Slowakischen Republik zeigt sich in einstelligen Infla-
tionsraten, während in Polen und Ungarn die nach wie vor hohen Inflationsraten
auf die Defizite der Geldordnungen hindeuten.194 C. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung
Die statistische Abbildung des realen Wirtschaftswachstums läßt derartige
Rückschlüsse auf die Ordnungspolitik der R-eformländer jedoch nicht so ohne
weiteres zu: So zeigt das Beispiel der Slowakischen Republik, daß sich der
Wechsel der Preisbasis bei der Messung des Bruttosozialprodukts zu konstanten
Preisen deutlich bemerkbar macht; ein Verzicht auf derartige Anpassungen
kann allerdings zu einer Unterschätzung der Sozialproduktsgröße führen. Glei-
ches resultiert aus der Nichterfassung der Schattenwirtschaft, deren Wertschöp-
fung recht unsicheren Schätzungen zufolge zwischen 10 und 15 vH des „offi-
ziellen" Sozialprodukts betragen soll (PlanEcon 1996/97). Aufgrund dieser Un-
sicherheiten sollte auf tiefergehende Interpretationen der Sozialproduktsstatisti-
ken verzichtet werden.
Es kann aber festgehalten werden, daß der Schrumpfungsprozeß ein Ende ge-
funden hat und alle Länder die Talsohle überwunden haben, was als Ausdruck
für den mehr oder weniger deutlich eingeschlagenen Weg zu einer marktwirt-
schaftlichen Ordnung interpretiert werden kann. Zudem hat es keine nennens-
werten sozialen Unruhen im Zuge des Schrumpfungsprozesses gegeben, was auf
Wohlstandsverluste hindeutet, die nicht das Existenzminimum der Bevölke-
rungsmehrheit berühren. Ungeachtet dessen ist allerdings eine Einkommensdif-
ferenzierung zu beobachten, die Teile der Bevölkerung an den Rand des Exi-
stenzminimums geführt hat, ohne jedoch eine für die Politik „kritische Masse"
zu überschreiten.
Auch die zweistellige Arbeitslosenquote in fast allen Ländern ist als Folge des
Systemwechsels anzusehen.
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2 Die gestiegene Arbeitslosenquote kann als ein
Indikator dafür dienen, daß aufgrund der sich allmählich entfaltenden Markt-
kräfte eine Neubewertung der noch aus sozialistischen Zeiten stammenden
Faktorverwendungen stattfindet. Auf diese Weise wird die versteckte Arbeitslo-
sigkeit aus sozialistischen Zeiten allmählich aufgedeckt. Eine vergleichsweise
niedrige Arbeitslosenquote weist hingegen die Tschechische Republik auf. Diese
wird vornehmlich mit Lohnzurückhaltung und mangelnden Anreizen für den
Verbleib in der Arbeitslosigkeit erklärt (Raiser 1994). Dennoch deutet auch hier
eine seit dem Beginn des Reformprozesses zu beobachtende Arbeitskräftefluk-
tuation auf einen Strukturwandel hin (DIW et al. 1995: 15). Getrübt wird dieses
Bild nur durch direkte oder indirekte Versuche der tschechischen Regierung,
größere Konkurse zu verhindern, die zu einem Anstieg der Arbeitslosigkeit ge-
führt hätten (PlanEcon 1996/97).
Es ist zu vermuten, daß die tatsächliche Zahl der Arbeitslosen höher als die der offizi-
ell registrierten Arbeitslosen sein könnte. Dies wird damit erklärt, daß in einer Reihe
von Fällen die Anreize oder die Rechtsgrundlage für die Registrierung fehlen, eine
vorzeitige Verrentung erfolgte oder eine Beschäftigung in der steuerfreien Schatten-
wirtschaft gewählt wurde (PlanEcon 1996/97).//. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung 195
Was die außenwirtschaftliche Entwicklung betrifft, hat sich der allgemeine
Schrumpfungsprozeß des Außenhandelsvolumens der frühen 90er Jahre wieder
umgekehrt (OECD 1996a). Dies kann als Anzeichen dafür gewertet werden, daß
nach dem Zusammenbruch der sozialistischen Arbeitsteilung eine Integration in
die Weltmärkte eingeleitet wurde. Unterschiede ergeben sich allerdings bei der
Entwicklung der Leistungsbilanz: in Polen tragen die Defizite in der Handelsbi-
lanz und bei den Zinszahlungen zu einem negativen Leistungsbilanzsaldo bei; in
der Tschechischen Republik konnte über einen begrenzten Zeitraum ein positi-
ver Saldo in der Dienstleistungsbilanz ein Leistungsbilanzdefizit vermeiden hel-
fen, was aber offensichtlich schon im Jahr 1995 nicht mehr gelang; in der Slo-
wakischen Republik verhalf bis zum Jahr 1995 ein größerer Dienstleistungsbi-
lanzüberschuß zu einem positiven Leistungsbilanzsaldo, der allerdings im Jahr
1996 aufgrund einer stark negativen Handelsbilanz in ein deutliches Leistungs-
bilanzdefizit umkippte; in Ungarn determiniert auch weiterhin ein relativ großes
Handelsbilanzdefizit das negative Leistungsbilanzergebnis, wenn auch ein deut-
licher Abbau des Leistungsbilanzdefizits eingesetzt hat (PlanEcon 1996/97).
Doch in allen vier Ländern konnten Defizite in der Leistungsbilanz bislang
durch Kapitalimporte finanziert werden.
Damit zeigt die Analyse, daß die makroökonomische Instabilität, die die un-
mittelbare Phase des Systemwechsels prägte, vorerst überwunden worden ist und
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung einen zunehmend positiven Verlauf
nimmt. Dieser Erfolg wird allerdings dadurch relativiert, daß das reale Wirt-
schaftswachstum im Zeitraum von 1990 bis 1996 noch keine ausreichende Basis
für ein deutliches Aufholen der Reformländer darstellt: Die Entwicklung der re-
lativen Pro-Kopf-Einkommen der vier Reformländer zeigt auf der Basis laufen-
der Wechselkurse nur einen bescheidenen Anstieg. Da jedoch die Wechselkurse
in keiner Weise die Kaufkraftparitäten widerspiegeln, liegt eine gesonderte Be-
rechnung der relativen Pro-Kopf-Einkommen auf der Basis von Kaufkraftpari-
täten nahe. Die so berechneten relativen Pro-Kopf-Einkommen der vier Länder
bewegen sich nach einem Einbruch zu Beginn des Transformationsprozesses erst
allmählich wieder auf ihren Ausgangswert zu (siehe Tabelle 10). Dabei ist die
Einkommenshierarchie, wie sie schon in der Zwischenkriegszeit und wohl auch
zu sozialistischen Zeiten bestand — Tschechoslowakei vor Ungarn und Polen
—, weitgehend erhalten geblieben.
18
3 Allerdings sollte auch den Pro-Kopf-Ein-
kommenswerten auf Kaufkraftparitätenbasis mit Vorsicht begegnet werden, da
die Berechnung der Kaufkraftparitäten genauso wie die der Sozialprodukte für
die Reformländer nicht frei von Willkür ist. So liefern die Statistiken nur grobe
'°
3 Siehe zum relativen Pro-Kopf-Einkommen der Reformländer zu sozialistischen Zei-
ten Heitger et al. (1992: 21 ff).196 C. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung
Orientierungspunkte. Dies gilt auch für den Vergleich der relativen Pro-Kopf-
Einkommen der Reformländer und der westlichen Referenzländer, sei es auf Ba-
sis von laufenden Wechselkursen oder Kaufkraftparitäten. Doch wird deutlich,
daß der eigentliche Aufholprozeß erst noch bevorsteht. Das Land mit dem höch-
sten Pro-Kopf-Einkommen im Vergleich der Reformländer, die Tschechische
Republik, erreichte 1995 nicht einmal das relative Einkommensniveau der weni-
ger entwickelten Referenzländer zu Beginn der 60er Jahre (siehe Tabelle 10).
2. Die sektorale Entwicklung
Nach den Beobachtungen von Fourastie (1949) und C. Clark (1957) wird im
Verlauf des Wachstumsprozesses der primäre Sektor zunächst zugunsten des se-
kundären Sektors Produktions- und Beschäftigungsanteile verlieren. Mit weiter
Tabelle 10 — Relatives Pro-Kopf-Einkommen in den vier Reformländern
1990-1995 (Einkommen pro Einwohner in vH des durch-


































Nachrichtl. ' 1960-64 1970-74 1990-94 1960-64 1970-74 1990-94
Referenzgruppe 1 [62;86] [71;93] [99;116] n.v. [89;95] [91;106]
Referenzgruppe 2 [23;38] [33;5O] [43;68] n.v. [52;71] [59;75]
a Gemessen als Anteil am OECD-Durchschnitt: (BIP
RI P
R)/(BIP°/P°)\00, mit BIP = Brut-
toinlandsprodukt zu laufenden Preisen, P = Bevölkerung, R - Reformländer, O = OECD-Durch-
schnitt. — Werte für die Referenzgruppen als Intervall vom niedrigsten bis zum höchsten Wert
innerhalb einer Referenzgruppe; siehe dazu Anhang A5.
Quelle: OECD (1996a, 1997); OECD, National Accounts (lfd. Jgg.); PlanEcon
(1994/95, 1996/97); Anhangtabelle A5; eigene Zusammenstellung und
Berechnungen.//. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung 197
steigendem Einkommensniveau erfolgt wiederum eine Gewichtsverlagerung zu-
gunsten des tertiären Sektors. Diese „Drei-Sektoren-Hypothese" beschreibt da-
mit ein Normalmuster des Strukturwandels im Zuge des Wachstumsprozesses:
Ausgehend von einer agrarisch geprägten bzw. rohstoffabhängigen Produktions-
struktur wird zunächst ein Industrialisierungsprozeß durchlaufen; die vorwie-




Dieses Normalmuster ist auch bei der Entwicklung der Beschäftigungsstruk-
turen in den beiden Gruppen westlicher Referenzländer erkennbar.
18
5 Vor dem
Hintergrund dieser beiden Referenzmuster wird deutlich, daß zu sozialistischen
Zeiten in den Reformländern der sekundäre und der tertiäre Sektor gemessen am
Einkommensniveau ein zu großes Gewicht hatten. Der Systemwechsel hatte zur
Folge, daß aufgrund der Neubewertung der bestehenden Strukturen ein Struktur-
bruch stattfand, der zu einem Rückgang der Beschäftigung führte.
18
6
Kennzeichnend für diesen Strukturbruch ist einerseits ein überproportionaler
Abbau der Beschäftigung in der Industrie. Allerdings blieb im Verlauf des
Schrumpfungsprozesses der vergleichsweise hohe Industrialisierungsgrad in den
tschechoslowakischen Nachfolgestaaten erhalten, was mit der traditionellen Rol-
le der Industrie in der Tschechoslowakei erklärt werden kann. Andererseits wur-
de das große Gewicht des Dienstleistungssektors durch die bisherigen Struktur-
verschiebungen nicht abgebaut, im Gegenteil: In allen Reformländern hat der
Dienstleistungssektor im Zuge des Schrumpfungsprozesses an relativer Bedeu-
tung gewonnen, was in keiner Weise mit der relativen Einkommensentwicklung
korrespondiert.
18
7 Hingegen ist der Anteil des primären Sektors in den Reform-
ländern weiter zurückgegangen: weniger stark in Polen, was auf die historische
Bedeutung und Struktur der polnischen Landwirtschaft zurückgeführt werden
18
4 Diese Hypothese ist in empirischen Untersuchungen häufig bestätigt worden (vgl. et-
wa Donges et al. 1982: 47 ff.). Doch sollte berücksichtigt werden, daß sektoraler
Strukturwandel aus Veränderungen bei der Faktorausstattung und den sich daraus er-
gebenden Spezialisierungsmustern resultiert.
18
5 Nachfolgend wird ausschließlich die Entwicklung der Beschäftigungsstrukturen be-
trachtet, da die statistischen Informationen über die sektoralen Wertschöpfungs-
strukturen in den Untersuchungsländern mit einem noch höheren Grad an Unsicher-
heit behaftet sind.
186 poigen(je Beschäftigungsrückgänge waren im Zeitraum 1989-1995 zu verzeichnen: Polen: -13 vH; Tschechische Republik: -7 vH; Slowakische Republik: -14 vH; Un-
garn: -30 vH (siehe Tabelle 11).
18
7 Dies wird deutlich, wenn der Dienstleistungsanteil der Referenzgruppe 1 als Maßstab
genommen wird: Ungarn und die Slowakische Republik wären auf dem Niveau von
1990, die Tschechische Republik wäre auf dem von 1980, und Polen wäre auf dem
von 1970. Tabelle 10 zeigt aber, daß die Untersuchungsländer ein wesentlich niedri-
geres Einkommensniveau als die Referenzländer im Vergleichszeitraum aufweisen.198 C. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung
kann, allerdings besonders ausgeprägt in Ungarn (siehe Tabelle 11). Für den Be-
reich der Landwirtschaft können ähnliche Entwicklungshemmnisse genannt wer-
den: Die noch vorhandenen Defizite bei Privatisierung und Restitution, Restrik-
tionen bei der Bodengesetzgebung, aber auch fehlende Anreize, die aus den in-
ternationalen Rahmenbedingungen resultieren. Zu denken ist in diesem Zusam-
menhang an den Agrarprotektionismus der Europäischen Union, der zur Schlie-
ßung der europäischen Agrarmärkte führt. Das Agrarland Polen ist davon in be-
sonderer Weise betroffen.
Insgesamt stellen sich die gegenwärtigen sektoralen Beschäftigungsstrukturen
der Reformländer als das Ergebnis eines Strukturbruchs dar, dem eine Anpas-
sung, die sich an den Signalen der Märkte orientiert, erst noch folgen muß. Die
Referenzmuster können dabei nur den Verlauf des ursprünglich gemeinsamen
Entwicklungspfads von Reform- und Referenzländern aufzeigen. Denn mehr als
40 Jahre sozialistisches Wirtschaften und das veränderte institutionelle Umfeld
der Weltwirtschaft haben Bedingungen geschaffen, die einen strukturellen „Nach-
holprozeß" nach dem Muster der Referenzländer unrealistisch erscheinen lassen.







































































































































































a 1 = Land- und Forstwirtschaft, 2 = Industrie (verarbeitendes Gewerbe + Bergbau + Energie- u. Was-
serversorgung), 3 = Baugewerbe, 4 = Industrie + Baugewerbe, 5 = Handel und Reparaturdienstleistun-
gen, 6 = Transport und Telekommunikation, 7 = Finanzdienstleistungen, 8 = sonstige Dienstleistun-
gen, 9 = Dienstleistungen insgesamt. — " Werte für die Tschechoslowakei. —
 c Werte für die Refe-
renzgruppen als Intervall vom niedrigsten bis zum höchsten Wert innerhalb einer Referenzgruppe;
siehe dazu Anhangtabelle A6.
Quelle: European Commission (1995: 33 ff); WIIW (1991, 1995, 1996);
Központi Statisztikai Hivatal (1991, 1996a); Statisticky Ürad Slovenskej
Republiky (1996); Anhangtabelle A6; eigene Zusammenstellung und
Berechnungen.
Hier kann es allenfalls um die Rückkehr auf den alten Entwicklungspfad gehen,
an welcher Stelle dies auch immer geschehen mag. Es ist ein Strukturwandel
notwendig, der ein Spezialisierungsmuster hervorbringt, das der Faktoraus-
stattung der Reformländer entspricht und Wohlfahrtsgewinne ermöglicht.
Dabei ist der Strukturwandel in der auch für die zukünftige Entwicklung be-
deutsamen Industrie von besonderen Interesse. Es ist zu fragen, inwieweit über
die reine Schrumpfung hinaus bereits ein Strukturwandel begonnen hat, der zu
Industriestrukturen führen kann, die dem Entwicklungsniveau der Reformländer
entsprechen. Eine Antwort kann mit Hilfe der Beobachtung versucht werden,
daß sich die relative Bedeutung bestimmter Gruppen von Industriezweigen im
Verlauf des Entwicklungsprozesses ändert. In Anlehnung an Donges et al.
(1982: 55 ff.) können vier Gruppen unterschieden werden: (1) arbeitsintensive
Industriezweige, die nur in der ersten Phase der wirtschaftlichen Entwicklung200 C. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung
das industrielle Wachstum tragen; (2) vornehmlich arbeitsintensive Konsum-
güterindustrien, deren Produkte eine höhere- Einkommenselastizität der Nach-
frage aufweisen und die bei einem mittleren Einkommensniveau dominieren;
(3) relativ sach- und humankapitalintensive Industrien, die Produkte mit den
höchsten Einkommenselastizitäten erzeugen; sie überwiegen bei einem Entwick-
lungsniveau, bei dem der Anteil der Industrie bereits wieder zugunsten des
Dienstleistungssektors sinkt; (4) Industriezweige, die relativ unabhängig vom




Die Entwicklung der industriellen Beschäftigung auf der Basis der dar-
gestellten Eingruppierung zeigt, daß auch hier eine Neubewertung der vor-
handenen Strukturen durch die Märkte erfolgt (siehe Tabelle 12). So sinken die
Tabelle 12 — Die Entwicklung der industriellen Beschäftigung in den Re-
formländern nach Industriegruppen











































































a Zur Definition der Gruppen
Tschechoslowakei. —
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siehe Übersicht AI im
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 b Werte für die
als Intervall vom niedrigsten
siehe dazu Anhangtabelle A7.
Quelle: UNIDO (1996); Glowny Urzad Statystyczny (1995a, 1996c); Cesky
Statisticky Üfad (1995a, 1996a); Statisticky Ürad Slovenskej Republiky
(1995b, 1996); Központi Statisztikai Hivatal (1991, 1993a, 1994a,
1995a, 1996a); Anhangtabelle A7; eigene Zusammenstellung und Be-
rechnungen.
Anteile der Industrien, die kennzeichnend für ein höheres Einkommensniveau
sind (Gruppe 3), während die in der Gruppe 2 zusammengefaßten Industrien ten-
denziell an Gewicht gewinnen. Damit bilden sich Strukturen heraus, die dem tat-
sächlichen Einkommensniveau der Reformländer eher entsprechen und auch
durch die Entwicklung in den Referenzländern signalisiert werden.
Dieser Strukturwandel ist in den Reformländern jedoch mehr oder weniger
stark ausgeprägt. Der nach wie vor relativ hohe Anteil der Gruppe-3-Industrien
in der Tschechischen und der Slowakischen Republik deutet erneut auf die Indu-
strietradition und das relativ hohe Entwicklungsniveau der früheren Tschecho-
slowakei hin. Jedoch wird dieser Anteil vor allem in der Slowakischen Republik
kaum dem gegenwärtigen Entwicklungsniveau gerecht, zumal in der früheren
slowakischen Teilrepublik die Bedeutung der Industrie traditionell geringer als
im tschechischen Landesteil war. Hier macht sich das sozialistische Erbe einer
Industrialisierungspolitik bemerkbar, die sich kaum an den Spezialisierungsvor-202 C. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung
teilen des slowakischen Landesteils orientierte. Demnach deutet die bisherige
Entwicklung in der Slowakischen Republik" auf noch bestehenden Bedarf an
Strukturwandel hin, dem offensichtlich der schleppende Privatisierungsverlauf
bzw. die fragwürdige Praxis der „Klientel-Privatisierung" vor allem bei Indu-
striebetrieben entgegenstehen.
Hingegen wird in den traditionell mehr agrarisch geprägten Reformländern
Polen und Ungarn ein Strukturwandel deutlicher sichtbar: Gleichzeitig mit einem
Bedeutungsverlust der Gruppe-3-Industrien haben die Industrien der Gruppe 2,
die dem Entwicklungsniveau dieser Länder eher entsprechen, merklich an Ge-
wicht gewonnen. Die Industrien der Gruppe 1 sind in allen Ländern von relativ
geringer Bedeutung geblieben, was angesichts des relativ hohen Industrialisie-
rungsgrades der Reformländer nicht verwundern kann.
3. Die Entwicklung der Außenhandelsstrukturen und der
internationalen Wettbewerbsfähigkeit
Die vier Reformländer waren bis zum Beginn des Reformprozesses in die sozia-
listische Arbeitsteilung des „Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe" (RGW)
eingebunden, die Teil der zentralen Planung war. Daher dominierte auf der Ex-
port- und auf der Importseite der Handel mit den Staatshandelsländern, während
die Einbindung in den internationalen Wettbewerb auf den Weltmärkten weitge-
hend fehlte. Für den Außenhandel der in die internationale Arbeitsteilung inte-
grierten Referenzländer hatte diese Ländergruppe hingegen nur eine marginale
Bedeutung. Im Zuge des Systemwechsels und des mit diesem einhergehenden
Zusammenbruchs der sozialistischen Arbeitsteilung kam es jedoch schon zu Be-
ginn der 90er Jahre zu einer Ausrichtung der Arbeitsteilung auf die Märkte
westlicher Marktwirtschaften. Bei wieder steigendem Außenhandelsvolumen
(siehe Schaubild 1) haben sich die regionalen Export- und Importstrukturen der
Reformländer denen der westlichen Referenzländer angenähert. Es dominierte
mittlerweile der Handel mit Ländern der Europäischen Union. Der im Vergleich
zu den Referenzländern nach wie vor bedeutsame Handel mit den ehemaligen
Staatshandelsländern scheint auf ein Volumen geschrumpft zu sein, wie es unter
Marktbedingungen angemessen ist (siehe Tabellen 13 und 14).
18
9 Damit dürfte
Aufgrund der engen Verflechtung der Tschechischen und der Slowakischen Republik
als Nachfolgestaaten der Tschechoslowakei sind die vormals binnenwirtschaftlichen
Austauschbeziehungen von großem Gewicht. Um die Vergleichbarkeit mit den ande-
ren Untersuchungsländern sicherzustellen, wird in den Tabellen 13 und 14 eine Be-
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1992 1993 '1994 1995
I l Tschechische Republik
Slowak. Republik ^^H Ungarn
a Indexwerte auf der Basis des Außenhandelswertes zu laufenden US-Dollar mit
1992=100.
Quelle: PlanEcon (1994/95, 1995/96, 1996/97); eigene Darstellung.204 C. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung
die Anpassung der regionalen Außenhandelsstrukturen in den Reformländern
weitgehend erfolgt sein. Aufgrund des Zusammenbruchs der geplanten Arbeits-
teilung innerhalb des RGWs blieb den Reformländern auch keine andere Alter-
native, als sich dem internationalen Wettbewerb zu stellen.
Doch ist offen, ob im Zuge dieses Wandels der regionalen Außenwirtschafts-
strukturen ein Spezialisierungsmuster entsteht, das dem Entwicklungsniveau der
Reformländer entspricht. Aufschluß kann die Analyse der Güterstruktur des Au-
ßenhandels auf der Basis einer faktorspezifischen Klassifikation der Güter ge-
ben. Diese Klassifikation wird aus der Produktzyklushypothese abgeleitet. Sie
besagt, daß hochentwickelte Länder komparative Vorteile bei forschungsintensi-
ven Gütern („Schumpeter-Güter") haben, während sich weniger entwickelte
Länder auf die Produktion von rohstoffintensiven Gütern („Ricardo-Güter") und


















































































































a 1988 und 1990 Werte für die Tschechoslowakei. —
 b Ab 1992 korrigiert um die
Exporte in die Slowakische Republik. —
 c Ab 1992 korrigiert um die Exporte in die
Tschechische Republik. — ^ Werte für die Referenzgruppen als Intervall vom niedrig-
sten bis zum höchsten Wert innerhalb einer Referenzgruppe; siehe dazu Anhangtabelle
A8.
Quelle: Glowny Urzad Statystyczny (1995b, 1997/98); Foreign Trade Research
Institute (1991, 1994); PlanEcon (1991/92, 1992/93, 1994/95, 1995/96,
1996/97, 1997); Central Statistical Office (1994); Központi Statisztikai
Hivatal (1993b, 1994b, 1995c, 1996a); Cesky Statisticky Üfad (1993,
1995a, 1995b, 1996b); Anhangtabelle A8; eigene Zusammenstellung und
Berechnungen.



























































































































a 1988 und 1990 Werte für die Tschechoslowakei. —
 b Ab 1992 korrigiert
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Quelle: Glowny Urzad Statystyczny (1995b, 1997/98); Foreign Trade Research
Institute (1991, 1994); PlanEcon (1991/92, 1992/93, 1994/95, 1995/96,
1996/97, 1997); Central Statistical Office (1994); Központi Statisztikai
Hivatal (1993b, 1994b, 1995c, 1996a); Cesky Statisticky Üfad (1993,
1995a, 1995 b, 1996b); Anhangtabelle A9; eigene Zusammenstellung und
Berechnungen.//. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung 207
von arbeits- und kapitalintensiven Gütern („Heckscher-Ohlin-Güter") speziali-
sieren.
19
0 Bei den „Schumpeter-Gütern" kann zudem nach mobilen und immobi-
len Gütern differenziert werden: Selektionskriterium ist der räumliche Zusam-
menhang zwischen Forschung und Produktion. Eine Trennung von Forschung
und Produktion ist bei den mobilen Gütern möglich, während diese bei den im-
mobilen Gütern aufgrund des Ausmaßes der Komplementaritäten nur schwer
durchführbar ist. Das bedeutet, daß der Wissenstransfer bei den mobilen „Schum-
peter-Gütern" relativ leicht ist, diese also auch leichter zu imitieren sind, was bei
den immobilen „Schumpeter-Gütern" schwerer fällt (Klodt et al. 1989: 27 ff.;
Heitgeretal. 1992: 43 ff).
Die auf diese Weise klassifizierten Exportstrukturen der Reformländer zeigen,
daß die arbeits- und kapitalintensiven Güter in allen Ländern dominieren (siehe
Tabelle 15). In den zumindest traditionell stärker agrarisch geprägten Ländern
Polen und Ungarn sind zudem die Exporte rohstoffintensiver Güter relativ be-
deutsam. Hingegen haben die Exporte forschungsintensiver Güter in der tradi-
tionell höher industrialisierten Tschechoslowakei (und ihren Nachfolgestaaten)
ein relativ großes Gewicht. Bei einer differenzierten Betrachtung wird aber auch
das höhere Entwicklungsniveau der Tschechischen Republik gegenüber der Slo-
wakischen Republik deutlich: Das Gewicht mobiler und immobiler Schumpeter-
Güter ist in der Tschechischen Republik wesentlich höher als in der Slowaki-
schen Republik. Auch Ungarn weist einen vergleichsweise hohen Anteil for-
schungsintensiver Güter auf, jedoch dominieren anders als in der ehemaligen
Tschechoslowakei Güter mobiler Schumpeter-Industrien. Doch ist angesichts des
relativ geringen Entwicklungsniveaus Ungarns dieser hohe Anteil forschungs-
intensiver Güter bemerkenswert. So vermittelt die Exportstruktur der Reform-
länder den Eindruck, daß die Systemtransformation noch zu größeren Verände-
rungen der Spezialisierungsmuster führen wird.
Eine Präzisierung dieses noch unscharfen Bildes kann eine Analyse der Ent-
wicklung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der Reformländer bringen.
Aus den Export- und Importstrukturen (Tabellen 15 und 16) lassen sich Aussa-
gen über die Entwicklung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit in den ein-
zelnen Gütergruppen mit Hilfe einer RCA-Analyse ableiten.
19
1 Dem RCA-Kon-
zept liegt die Vorstellung zugrunde, daß sich ein Land auf die Produktion der
Güter spezialisieren wird, für die es aufgrund seiner Faktorausstattung über kom-
parative Vorteile verfügt. Wenn eine Gütergruppe einen positiven RCA-Wert
19
0 Siehe hierzu Vernon (1966) und Hirsch (1974).
19
1 Das Meßkonzept der „Revealed Comparative Advantages" (RCA) basiert auf einem
Ansatz von Balassa (1965).208 C. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung














































































































Exporte in die OECD-Länder
17,16 10,02
21,19 11,60











































































a Die Summe der Anteile in den einzelnen Jahren ist <100
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. Obersicht A2 im Anhang. —
 b 1987 und
die Tschechoslowakei. —
 c Vorläufige Werte. —
 d Werte für „I
sind aufgrund fehlender Außenhandelsstatistiken nach SITC
renzgruppen als Intervall vom
siehe dazu Anhangtabelle A10.
nicht verfügbar. —
e
Exporte in die Welt"
Werte für die Refe-
niedrigsten bis zum höchsten Wert innerhalb einer Referenzgruppe;
Quelle: OECD, Trade by Commodities (lfd. Jgg.); OECD, Commodity Trade
Statistics (lfd. Jgg.); OECD, Foreign Trade Statistics by Commodities
(lfd. Jgg.); Központi Statisztikai Hivatal (1993b, 1994b, 1995c, 1996c);
Centrum Vnejäich Ekonomickych Vztahu (1995); Cesky Statisticky
Üfad (1996b); Glowny Urzad Statystyczny (1995b, 1996b); Anhangta-
belle AI 0; eigene Zusammenstellung und Berechnungen.
aufweist, so steht dieser für einen sektoralen Exportüberschuß bzw. bei einer
stark defizitären Handelsbilanz für einen unterdurchschnittlichen Importüber-
schuß.
Die RCA-Analyse für die Reformländer zeigt, daß im Handel mit westlichen
Marktwirtschaften, die durch die OECD-Länder repräsentiert werden, kompara-
tive Vorteile bei rohstoffintensiven sowie zumeist bei arbeits- und kapitalinten-
siven Gütern bestehen. Dieses Bild ändert sich, wenn der gesamte Außenhandel

















































































































































































a Die Summe der Anteile in den
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Übersicht A2 im Anhang. —
 b 1987 und
1990: Werte für die Tschechoslowakei. —
 c Vorläufige Werte. —
 d Werte für,
sind aufgrund fehlender Außenhandelsstatistiken nach SITC
renzgruppen als Intervall vom niedrigsten
siehe dazu Anhangtabelle AI 1.
nicht verfügbar. -
bis zum höchsten Wert innerhalb
Importe aus der Welt"
-
 e Werte für die Refe-
einer Referenzgruppe;
Quelle: Siehe Tabelle 15; Anhangtabelle All; eigene Zusammenstellung und
Berechnungen.
Heren an Wettbewerbsfähigkeit bei rohstoffintensiven Gütern, während sie bei
forschungsintensiven Gütern, insbesondere immobilen „Schumpeter-Gütern",
dazugewinnen. In Polen ist dieser Kontrast hingegen nur in abgeschwächter
Form zu beobachten. Damit wird deutlich, daß die Reformländer Wettbewerbs-
defizite bei Gütern haben, auf die sich typischerweise hochentwickelte Volks-
wirtschaften spezialisieren — was sich vor allem im Handel mit westlichen
Marktwirtschaften zeigt. Diese Wettbewerbssituation spiegelt allerdings nur den
Entwicklungsstand der Reformländer wider und bestätigt zudem die bereits er
mittelte Entwicklungshierarchie zwischen den Reformländern: Während sich die
Tschechische Republik und Ungarn im Vergleich am oberen Rand der Entwick-
lungsskala befinden, bildet Polen das Schlußlicht. Generell scheint sich in allen
Reformländern ein Prozeß abzuzeichnen, wie ihn vor allem die entwickelteren
Referenzländer der Gruppe 1 durchlaufen haben: Mit steigendem Einkommens-212 C. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung
niveau nahmen die komparativen Vorteile bei den rohstoffintensiven Gütern ab,
während sich die Wettbewerbsdefizite bei den Gütern am anderen Ende der
Entwicklungsskala tendenziell verringerten. Allerdings entstanden keine ausge-
prägten Wettbwerbsvorteile bei forschungsintensiven Gütern (siehe Tabelle 17).
Doch deutet die bisherige Analyse der sektoralen Wirtschafts- und Außen-
handelsstrukturen an, daß die Reformländer, die gegenwärtig nicht einmal das
Einkommensniveau der Länder in der Referenzgruppe 2 erreichen, Strukturen
aufweisen, die Ländern auf wesentlich höherem Einkommensniveau entspre-
chen. Dieser Eindruck wird auch durch die Messung des intra-industriellen Han-
dels der Reformländer bestätigt. Während der Handel zwischen Ländern auf un-
terschiedlichem Einkommensniveau überwiegend inter-industrieller Natur ist,
dominiert der intra-industrielle Handel zwischen hochentwickelten Ländern, da
Spezialisierungsvorteile an Bedeutung verlieren. Auf höherem Einkommensni-
veau gewinnen konkurrenzbedingte Produktdifferenzierung, Skalenerträge in der
Produktion und einkommensabhängige Unterschiede bei den Präferenzen der
Nachfrager an Bedeutung.
19
2 In den Reformländern überwiegt der intra-indu-
strielle Handel, wobei die ermittelbaren Intra-Handelsanteile der Einkommens-
hierarchie zwischen diesen Ländern nahekommen. Jedoch erscheinen die Intra-
Handelsanteile gemessen am Einkommensniveau der Reformländer relativ hoch,
wenn man den Vergleich zu den Werten der Referenzländer im relevanten Zeit-
raum zu Beginn der 60er Jahre zieht (siehe Tabelle 18).
4. Schlußfolgerungen
Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung in den mittel- und osteuro-
päischen Reformländern zeigt, daß der Systemwechsel zu einem Bruch mit den
zentralverwaltungswirtschaftlichen Strukturen geführt hat. Trotz aller noch vor
handenen Defizite bei den ordnungspolitischen Rahmenbedingungen hat eine
Neubewertung der vorhandenen Wirtschaftsstrukturen durch die Märkte begin-
nen können. Allerdings kann keine Rede davon sein, daß die Reformländer be-
reits einen Zustand gesamtwirtschaftlicher Stabilität erreicht und sich wettbe-
werbsfähige Wirtschaftsstrukturen herausgebildet haben.
So kann zwar die akute makroökonomische Instabilität, die in der unmit-
telbaren Phase des Systemwechsels auftrat, in allen Ländern vorerst als über-
wunden angesehen werden. Jedoch sind die Reformländer von einem Zustand
19
2 Siehe hierzu Donges, Schmidt et al. (1988:199) und Siebert und Rauscher
(1991: 2 ff.).- —eth
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a Die RCA-Werte für i Gütergruppen wurden nach der


























folgenden Formel berechnet: RCA, = In
—
 b 1987 und 1990: Werte für di : Tschechoslowakei.
Werte. —
 d Werte für „Wettbewerbsfähigkeit gegenüber der Welt" sind aufgrund
fehlender Außenhandelsstatistiken nach S1TC nicht verfügbar. —
 e Werte für die Referenzgruppen als
Intervall vom niedrigsten bis zum höchsten Wert innerhalb einer Referenzgruppe;
tabelle A12.
siehe dazu Anhang-
Quelle: Siehe Tabellen 15 und 16; Anhangtabelle A12; eigene Zusammenstel-
lung und Berechnungen.
gesamtwirtschaftlicher Stabilität noch mehr oder weniger weit entfernt: Das rea-
le Wirtschaftswachstum hat noch kein Ausmaß erreicht, das einen deutlichen
Aufholprozeß gegenüber den entwickelten Industrieländern erlaubt. Allerdings
wird eine Einkommenshierarchie sichtbar, die mit den unterschiedlichen Fort-
schritten bei den ordnungspolitischen Reformen weitgehend korrespondiert: Die
Tschechische Republik weist vor Ungarn und der Slowakischen Republik das
höchste Pro-Kopf-Einkommen auf, während Polen mit Abstand folgt. Ein-
schränkend muß hinzugefügt werden, daß diese Hierarchie auch das historische
Entwicklungsgefälle widerspiegelt. Deutlicher zeigt sich der Einfluß der ord-
nungspolitischen Weichenstellungen bei der Geldwertstabilität, der sich die rela-
tiv stabilitätsorientierten Länder Tschechische und Slowakische Republik am
weitesten genähert haben. Auf dem Arbeitsmarkt signalisieren zwar zweistelligeTabelle 18 —
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5-8, 2-Steller-Ebene (siehe Textanhang III im Anhang). Zu lesen als vH-Anteil am
Gesamthandel in den betrachteten Warengruppen. —
b Werte für die Slowakische Re-
publik sind aufgrund fehlender Außenhandelsstatistiken nach SITC nicht verfügbar.
—
 c Werte für die Referenzgruppen als Intervall vom niedrigsten bis zum höchsten
Wert innerhalb einer Referenzgruppe; siehe dazu Anhangtabelle AI3.
Quelle: OECD, Trade by Commodities (lfd. Jgg.); OECD, Commodity Trade
Statistics (lfd. Jgg.); Foreign Trade Statistics by Commodities (ldf.
Jgg.); Központi Statisztikai Hivatal (1993b, 1994b, 1995c, 1996c);
Centrum Vnejäich Ekonomickych Vztahü (1995); Cesky Statisticky
Üfad (1996b); Glowny Urzad Statystyczny (1995b, 1996b); Anhangta-
belle A13; eigene Zusammenstellung und Berechnungen.
Arbeitslosenquoten in der Mehrzahl der Reformländer ein deutliches Ungleich-
gewicht, sie können aber auch als Indikator für den beginnenden Strukturwandel
angesehen werden. Gleiches gilt für das außenwirtschaftliche Gleichgewicht, das
sich im Verlauf des Strukturwandels erst einpendeln muß. Damit dürfte für die
Dauer des notwendigen Strukturwandels ein Stabilitätsdefizit für die mittel- und
osteuropäischen Volkswirtschaften kennzeichnend bleiben.
Doch findet ein Strukturwandel im notwendigen Umfang überhaupt statt? Der
zu beobachtende Strukturwandel hat bislang nicht zu sektoralen Wirtschafts-
strukturen geführt, wie sie dem nach wie vor niedrigen Einkommensniveau die-
ser Länder entsprechen würden. Das gilt vor allem für die zu beobachtende Ex-
pansion des Dienstleistungssektors, die dem wirtschaftlichen Aufholprozeß of-
fenbar vorausgeht. Nach dem Strukturbruch als Folge des Systemwechsels hat216 C. Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung
offenbar ein Suchprozeß nach wettbewerbsfähigen Strukturen eingesetzt, der
noch lange nicht abgeschlossen ist. Eine Entwicklung wettbewerbsfähiger Struk-
turen, die den Marktsignalen folgt, hängt allerdings entscheidend davon ab, daß
die beobachteten Defizite bei den ordnungspolitischen Rahmenbedingungen ab-
gebaut werden.
Die Analyse der Außenhandelsstrukturen deutet an, daß die Wettbewerbs-
vorteile der Reformländer vor allem im Handel mit den entwickelten Industrie-
ländern zunächst mehr bei rohstoff-, arbeits- und kapitalintensiven Gütern zu
finden sind als bei forschungsintensiven Gütern, wo die entwickelten Industrie-
länder komparative Vorteile besitzen. Dies bedeutet jedoch nicht, daß sich in
Ländern wie der Tschechischen Republik und Ungarn nicht auch komparative
Vorteile bei forschungsintensiven Gütern herausbilden könnten, wofür es bereits
Hinweise gibt. Sehr deutlich zeichnet sich hingegen die Überwindung der aus
der sozialistischen Arbeitsteilung hervorgegangenen regionalen Außenhan-
delsstrukturen ab: die Märkte westlicher Marktwirtschaften haben für die Re-
formländer erheblich an Bedeutung gewonnen. Hier dürfte die weitere Entwick-
lung von der Bereitschaft zur Marktöffnung auf westlicher Seite abhängen. Die
relativ weitgehende Öffnung des für die Reformländer wichtigen Europäischen
Binnenmarkts durch den Abschluß von Assoziierungsverträgen kann als ein
wichtiger Schritt in diese Richtung angesehen werden.
Generell sollte aber nicht außer acht gelassen werden, daß die Analysen der
wirtschaftlichen Entwicklung in den Reformländern unter einem großen Vorbe-
halt stehen. Die statistische Basis der Länder weist nach wie vor gravierende
Mängel auf, die keine präzisen Aussagen zur Wirtschaftsentwicklung, sondern
lediglich das Aufzeigen von Entwicklungstendenzen erlauben. So wird vor allem
die nicht unbedeutende „zweite Wirtschaft" oder „Schattenwirtschaft" statistisch
nicht berücksichtigt. Der Umfang dieser im Zuge des Systemwechsels spontan
hervorgegangenen Wirtschaftsaktivitäten ist offensichtlich groß genug, um eine
„soziale Revolution" als Folge der unvermeidbaren Anpassungshärten zu ver-
hindern.D. Anpassungserfordernisse in Mittel- und
Osteuropa
Die Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung in den vier mittel- und osteu-
ropäischen Reformländern — in Polen, der Tschechischen Republik, der Slowa-
kischen Republik und Ungarn — zeigt, daß der Systemwechsel bislang nicht zu
prosperierenden Volkswirtschaften geführt hat. Das post-zentralverwaltungswirt-
schaftliche Wirtschaftswunder ist trotz positiver Entwicklungstendenzen nach
mehr als einem halben Jahrzehnt Reformpolitik ausgeblieben. Zwar konnte nach
dem Systemwechsel ein Zugewinn an makroökonomischer Stabilität erzielt wer-
den, jedoch ist der notwendige Strukturwandel, der die Grundlage für einen wirt-
schaftlichen Aufholprozeß gegenüber den westlichen Industrieländern bildet,
erst ansatzweise zu erkennen. Lediglich die regionalen Außenhandelsstrukturen
haben sich bereits grundlegend gewandelt, wie die Ausrichtung auf die Welt-
märkte deutlich zeigt.
Unter diesen Umständen ist es nicht verwunderlich, daß die Reformländer
vom Einkommensniveau ihrer westlichen Referenzländer nach wie vor weit ent-
fernt sind. So betrug das meßbare Pro-Kopf-Einkommen der Tschechischen Re-
publik im Jahr 1995 weniger als die Hälfte des durchschnittlichen Pro-Kopf-
Einkommens der OECD-Länder, während die Slowakische Republik und Un-
garn jeweils nur auf ein Drittel und Polen sogar nur auf ein Viertel dieses Refe-
renzwerts kamen.
19
2 Selbst wenn die offensichtlich bedeutende „Schattenwirt-
schaft" in den Reformländern berücksichtigt wird, ist bislang ein deutlicher wirt-
schaftlicher Aufholprozeß oder gar ein „Wirtschaftswunder" nicht festzustellen.
Diese Entwicklung könnte Anlaß für die Hypothese sein, daß auch eine
marktwirtschaftliche Ordnung die wirtschaftlichen Probleme der Reformländer
nicht zu lösen vermag und daher die Suche nach einem überlegenen „dritten
Weg" Vorrang haben sollte. Bei näherer Betrachtung zeigt sich indes, daß diese
Hypothese nicht haltbar ist. Zunächst ist dieser Kritik entgegenzuhalten, daß
aufgrund des Umfangs der erforderlichen ordnungspolitischen Veränderungen in
den mittel- und osteuropäischen Reformländern eine Angleichung der Lebens-
verhältnisse an das durchschnittliche Niveau westlicher Marktwirtschaften in-
nerhalb weniger Jahre kaum zu erwarten ist. Denn die Veränderungen in diesen
Ländern beschränken sich nicht auf einen wirtschaftspolitischen Kurswechsel,
sondern umfassen einen grundlegenden Wandel der Staatsphilosophie und der
19
2 Siehe dazu Tabelle 10.218 Kapitel D. Anpassungserfordernisse in Mittel-und Osteuropa
gesellschaftlichen Wertvorstellungen sowie die Abkehr von der Zentralverwal-
tungswirtschaft, die in mehr als vier Jahrzehnten tiefe Spuren in den Wirt-
schaftsstrukturen und nicht zuletzt in den Köpfen der Menschen hinterlassen hat.
Letztlich bedeutet die Systemtransformation, daß sich die Anreizstrukturen in
den Volkswirtschaften der Reformländer vollständig wandern müssen, was
schmerzliche und zeitraubende Lernprozesse erfordert. Vor diesem Hintergrund
ist die Erwartung unrealistisch, die Einführung marktwirtschaftlicher Spielregeln
könne als ein Allheilmittel wirken, das innerhalb kürzester Zeit zur vollständigen
Rekonvaleszenz der „Patienten" führt.
Ohnehin ist es für eine langfristige Gesundung unerläßlich, daß in der unmit-
telbaren Transformationsphase die notwendigen marktwirtschaftlichen Spielre-
geln überhaupt erst eingeführt werden. Die hier durchgeführte Analyse des ord-
nungspolitischen Status quo widerspricht der Vermutung, die marktwirtschaftli-
che Ordnung habe in den mittel- und osteuropäischen Reformländern versagt.
Unterstützung findet vielmehr die konkurrierende Annahme, daß es gerade die
Unzulänglichkeiten der Ordnungspolitik sind, die den Aufholprozeß über Ge-
bühr verlangsamen. Ohne Zweifel wurde in den vier Reformländern der Bruch
mit der zentralverwaltungswirtschaftlichen Ordnung vollzogen und der Weg in
Richtung einer marktwirtschaftlichen Ordnung eingeschlagen. Dabei haben sich
die vier Reformländer in unterschiedlichem Ausmaß einer marktwirtschaftlichen
Ordnung angenähert. Die Tschechische Republik weist vor Ungarn und mit
schon größerem Abstand vor der Slowakischen Republik und Polen die relativ
größten Reformfortschritte auf. Jedoch bestehen in allen vier Ländern bei den
einzelnen Ordnungselementen nach wie vor Defizite, die die Funktionstüchtig-
keit des Ordnungssystems insgesamt einschränken.
Die Defizite bei der Umsetzung bzw. Durchsetzbarkeit des neuen Ord-
nungsrahmens mag man noch mit „natürlichen Restriktionen" rechtfertigen. Eine
funktionstüchtige rechtsstaatliche Ordnung kann realistischerweise nicht inner-
halb weniger Jahre etabliert werden. Denn nach mehr als 40 Jahren Zentralver-
waltungswirtschaft und kommunistischer Herrschaft muß erst eine neue Genera-
tion an Juristen, Verwaltungsfachleuten und auch Ökonomen heranwachsen, die
willens und in der Lage sind, das neue Recht auch zur Geltung zu bringen. Selbst
in der Slowakischen Republik dürfte es nur eine Frage der Zeit sein, daß sich wie
in den Nachbarländern die demokratischen Spielregeln durchsetzen. Von ent-
scheidender Bedeutung ist allerdings die weitere Entwicklung der ordnungspoli-
tischen Rahmenbedingungen selbst.
Bei den Reformen der Eigentumsordnung ist absehbar, daß die Privatisierung
an ihre Grenzen stößt, die von „strategischen" Bereichen markiert werden. Diese
erinnern in ihrer Struktur sehr an die „Reservate" staatlicher Wirtschaftstätigkeit
in westlichen Marktwirtschaften. Der zukünftige Umfang dieser Bereiche dürfte
in den Reformländern unterschiedlich sein: Unter den gegenwärtigen politischenKapitel D. Anpassungserfordernisse in Mittel- und Osteuropa 219
Kräfteverhältnissen sind vor allem in der Tschechischen Republik und in Ungarn
nennenswerte Teilprivatisierungen zu erwarten, während in der Slowakischen
Republik der Fortbestand einer relativ großen Klientelwirtschaft wahrscheinlich
ist. Indes kann durch die anhaltende Knappheit in den öffentlichen Kassen aller
Reformländer ein Privatisierungsdruck entstehen, der diese Staatsbeteiligungen,
sofern sie die Produktion privater Güter und Dienstleistungen betreffen, generell
in Frage stellt — dies wäre eine Entwicklung, wie sie auch in westlichen Indu-
strieländern zu beobachten ist.
Auch die Märkte werden wohl, wie in der Mehrzahl der westlichen Markt-
wirtschaften, nicht völlig liberalisiert. Auf den Güter- und Dienstleistungs-
märkten ist der Fortbestand eines Bodensatzes sozialpolitisch motivierter Preis-
regulierungen absehbar; auf den Arbeitsmärkten dürften sich letztlich kollektive
Formen der Lohnfindung etablieren, wobei offen bleibt, wie stark sich der politi-
sche Einfluß, besonders über „Tripartite"-Gremien, entwickeln wird. Bei den
Marktzutrittsregulierungen zeichnet sich ab, daß Polen und Ungarn ein hohes
Maß an Gewerbefreiheit verwirklichen, während in den tschechoslowakischen
Nachfolgestaaten größere Einschränkungen fortbestehen dürften. Das gleiche
Bild ergibt sich bei der Akzeptanz des Marktaustritts. Die Wettbewerbsfreiheit
dürfte, außer in Ungarn, weniger institutionell gesichert werden als vielmehr
durch den Wettbewerbsdruck, der aus der Integration in die internationale Ar-
beitsteilung resultiert. Verstärkt wird dieser Wettbewerbsdruck durch die fort-
schreitende Globalisierung der Weltwirtschaft. Auch in den Reformländern wird
von den Unternehmen ein verstärktes Maß an Anpassungsflexibiltät verlangt,
während der „sichere Hafen" des Inlandsmarkts endgültig der Vergangenheit
angehören dürfte. Im Zuge dieser Entwicklung werden zudem die Kosten von
Konvertibilitätsbeschränkungen steigen. Was die Festkurssysteme betrifft, dürf-
ten die anderen Reformländer dem tschechischen Beispiel einer Freigabe des
Wechselkurses folgen, wenn die im Vergleich zu den Hartwährungsländern un-
zureichende makroökonomische Stabilität anhält.
Die wenig eindeutige institutionelle Sicherung der makroökonomischen Sta-
bilität dürfte in den meisten Ländern fortbestehen. Die weitgehend stabilitäts-
orientierte Zentralbankverfassung der Tschechischen Republik erscheint als eine
Ausnahme. Auch die besonders ausgeprägte Innovationsunlust bei der Reform
der Finanzordnungen wird wohl anhalten: Die Delegation zentraler Entschei-
dungs- und Einnahmekompetenzen auf regionale und kommunale Entschei-
dungsebenen scheint in fernere Zukunft gerückt zu sein; die Steuerverwaltungen
werden auf Jahre hinaus Probleme bei der Handhabung der neuen Steuersysteme
haben, die sich an etablierten Systemen westlicher Prägung mit all ihren Wider-
sprüchen und kasuistischen Regelungen orientieren; keines der Reformländer
dürfte eine Vorreiterrolle bei der Einführung institutioneller Grenzen der Staats-
verschuldung übernehmen.220 Kapitel D. Anpassungserfordernisse in Mittel- und Osteuropa
Insgesamt macht die Analyse des ordnungspolitischen Status quo deutlich,
daß sich die Reformen nicht am Leitbild einer funktionstüchtigen Marktwirt-
schaft orientieren. Statt dessen haben die Ordnungsrahmen bestehender westli-
cher Marktwirtschaften und zunehmend auch das Recht der Europäischen Union
Vorbildcharakter. Dadurch werden Regulierungen übernommen, die kennzeich-
nend für „reife Marktwirtschaften" sind, die sich unter Inkaufnahme von Wohl-
fahrtsverlusten Abweichungen von einem marktwirtschaftlichen Ordnungsrah-
men eher leisten können als relativ arme Volkswirtschaften. In den relativ rei-
chen Volkswirtschaften ist die Bereitschaft groß, über punktuelle staatliche Ein-
griffe in den Marktmechanismus „gesellschaftlich geäußerte Bedürfhisse" zu be-
friedigen. Diese Vorgehensweise ist Ausdruck eines ordnungspolitischen Den-
kens, das nur noch die Wirkungen von Eingriffen in den Marktmechanismus auf
Teilbereiche, nicht aber auf die anderen Teile der Gesamtordnung betrachtet
(Watrin 1985a: 157 f.).
In den mittel- und osteuropäischen Reformländern ist ein vergleichbarer
Denkstil zu beobachten: Es fehlt die Einsicht, daß nicht Reformerfolge bei ein-
zelnen Ordnungselementen ausschlaggebend für eine funktionstüchtige Markt-
wirtschaft sind, sondern daß aufgrund der Komplementarität der einzelnen Ele-
mente eine konsistente Gesamtordnung verwirklicht werden muß. Die Gelegen-
heit, im Rahmen des Systemwechsels innovative ordnungspolitische Lösungen
zu wählen, wurde nicht genutzt. Die ordnungspolitischen Weichenstellungen ha-
ben vornehmlich auf ausgefahrene Gleise geführt. Daher läßt die ordnungspoliti-
sche Analyse des Reformprozesses in den ausgewählten mittel- und osteuropäi-
schen Reformländern den Schluß zu, daß ein konsequenter Wechsel zu einer
funktionstüchtigen marktwirtschaftlichen Ordnung nicht gelungen ist. Zum einen
macht die Analyse deutlich, daß nach wie vor Mängel bei der formalen Ausge-
staltung der marktwirtschaftlichen Ordnungselemente bestehen. Zum anderen
kann nicht übersehen werden, daß in diesen Ländern Probleme bei der Umset-
zung und der Durchsetzung des formalen Rechts auftreten.
Eine Erklärung für diese Unzulänglichkeiten des Reformprozesses bietet das
Konzept der Verlaufs- oder Pfadabhängigkeit des institutionellen Wandels, das
North (1992: 110 ff.) auf der Grundlage eines technologischen Entwicklungs-
modells ableitet. Aufgrund zunehmender Erträge von Institutionen und Marktun-
vollkommenheiten wird demnach institutioneller Wandel nur in kleinen Schrit-
ten realisiert. Dabei können sowohl produktive als auch unproduktive Pfade ver-
folgt werden. Angewendet auf die mittel- und osteuropäischen Reformländer be-
deutet diese Pfadabhängigkeit, daß kein schneller Systemwechsel möglich ist.
Denn selbst wenn die formalen Regeln dem Leitbild relativ erfolgreicher westli-
cher Marktwirtschaften angepaßt werden, führt das ungleich größere Behar-
rungsvermögen von Verhaltensnormen, sozialen Normen, Durchsetzungsme-
chanismen und -modalitäten sowie kulturellen Grundwerten in jedem Land zuKapitel D. Anpassungserfordernisse in Mittel- und Osteuropa 111
weichenden Ergebnissen im Prozeß des institutionellen Wandels (North 1992:
104 f.; Norm 1995:234).
Doch trägt dieser Erklärungsansatz für den stockenden Systemwechsel in den
mittel- und osteuropäischen Reformländern? Wenn Pfadabhängigkeit bedeutet,
daß die Geschichte eines Landes von Belang ist, so bieten sich in den Reform-
ländern auch positive historische Anknüpfungspunkte für den institutionellen
Wandel. Sicherlich hat die jüngste Geschichte der mehr als 40 Jahre kommuni-
stischer Herrschaft staatliche Strukturen hervorgebracht, die den Aufbau rechts-
staatlicher und marktwirtschaftlicher Ordnungen immer noch behindern. Doch
die vier mittel- und osteuropäischen Reformländer entstammen dem gleichen
Rechts- und Kulturraum wie ihre westeuropäischen Nachbarn und teilen mit die-
sen die historische Erfahrung rechtsstaatlicher und marktwirtschaftlicher Institu-
tionen.
19
3 Insofern würde es sich bei den Jahren der Zentralverwaltungswirt-
schaft um eine temporäre Unterbrechung des historischen Entwicklungsverlaufs
und bei dem jetzt stattfindenden Systemwechsel um die Rückkehr auf den alten
Pfad des institutionellen Wandels handeln. Dies wiederum könnte die Überwin-
dung der in der jüngsten Geschichte entstandenen institutionellen Hindernisse
auf dem Weg zu einer funktionstüchtigen marktwirtschaftlichen Ordnung er-
leichtern und beschleunigen.
Für die Reformländer besteht der Vorteil ihrer historischen Erfahrungen aller-
dings nicht nur in der Imitationsfähigkeit bestehender unvollkommener Ordnun-
gen, sondern in der Möglichkeit zur Adaption funktionsfähiger Ordnungsele-
mente. Die ordnungspolitische Analyse macht deutlich, daß sie den unprodukti-
ven „sozialistischen" Pfad verlassen und damit begonnen haben, den nur zum
Teil produktiven Pfad westlicher Marktwirtschaften zu beschreiten. Insofern
kann man von einem bedingt erfolgreichen Verlauf des Reformprozesses spre-
chen. Doch besteht die Gefahr, daß der institutionelle Wandel in den mittel- und
osteuropäischen Reformländern in die gleichen ordnungspolitischen „Sackgas-
sen" westlicher Marktwirtschaften führt, aus denen sich diese gegen den Wider-
stand zahlreicher Interessengruppen mühsam zu befreien versuchen. Die Re-
formländer haben hingegen in der Umbruchsituation die Chance, nicht diese
Umwege zu einer funktionstüchtigen marktwirtschaftlichen Ordnung gehen zu
müssen, sondern die Lerneffekte westlicher Marktwirtschaften zu nutzen und
sich an dem konsistenten Leitbild einer marktwirtschaftlichen Ordnung zu orien-
tieren. Die Kosten institutioneller Fehlentwicklungen dürften sonst für die wirt-
schaftlich noch schwachen Volkswirtschaften Mittel- und Osteuropas hoch sein.
19
3 Siehe dazu ausführlich Heitger et al. (1992: 124 ff.).Anhang
I. Verfassungsbestimmungen zur demokratischen
Grundordnung und zur Gewaltenteilung
in den Reformländern
a. Die polnischen Verfassungsbestimmungen
Die „Kleine Verfassung" sah formal eine klassische Gewaltenteilung vor: Die
Legislative wurde von den beiden Parlamentskammern, Sejm und Senat, ausge-
übt; die Exekutive lag in den Händen des Staatspräsidenten und des Ministerrats;
die Jurisdiktion wurde von unabhängigen Gerichten wahrgenommen. Die Abge-
ordneten beider Parlamentskammern wurden in demokratischen Wahlen auf vier
Jahre gewählt, wobei die Wahlperiode des Senats immer mit der des Sejms
identisch war. Das Recht, Gesetze in den Sejm einzubringen, hatten die einzel-
nen Sejm-Abgeordneten sowie der Senat als Körperschaft. Ein vom Sejm be-
schlossenes Gesetz mußte dem Senat vorgelegt werden, der dieses ändern oder
zurückweisen konnte; wurden die Änderungsvorschläge oder die Zurückweisung
vom Sejm mit absoluter Mehrheit abgelehnt, galt das Gesetz als verabschie-
det.
19
4 Die Gesetzgebung konnte in Angelegenheiten von besonderer Bedeutung
auch im Rahmen eines Referendums von den Wahlberechtigten direkt ausgeübt
werden, sofern bestimmte Voraussetzungen erfüllt waren.
191
5 Der Sejm konnte
vom Staatspräsidenten vorzeitig aufgelöst werden, wenn er nicht innerhalb von
drei Monaten nach Einreichung das Haushaltsgesetz verabschiedete oder wenn
die Berufung eines Ministerrats nach den verfassungsmäßig vorgesehenen Ver-
fahren scheiterte.
Der Staatspräsident als einer der beiden Träger der exekutiven Gewalt wurde
direkt vom Volk für fünf Jahre gewählt und konnte einmal wiedergewählt wer-
den. Er hatte das Recht zur Gesetzgebungsinitiative und konnte ein vom Sejm
19
4 Änderungen der Verfassung beschließt der Sejm mit 2/3-Mehrheit; diese Mehrheit
wird auch für Vorschläge des Senats zur Verfassungsänderung benötigt, die anson-
sten als abgelehnt gelten (Mohlek 1993: 150 f.).
19
5 Ein Referendum kann nur vom Sejm mit absoluter Mehrheit beschlossen oder vom
Staatspräsidenten mit Zustimmung des Senats angeordnet werden; das Ergebnis eines
Referendums ist nur bindend, wenn mehr als die Hälfte der Stimmberechtigten teil-
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verabschiedetes Gesetz zurückverweisen, so daß eine 2/3-Mehrheit im Sejm zur
erneuten Verabschiedung notwendig wurde. Im Fall der Verabschiedung blieb
ihm ein Antrag an das Verfassungstribunal, die Verfassungsmäßigkeit des Ge-
setzes zu überprüfen, ehe er es unterzeichnen mußte. Der Staatspräsident schuf
eigenes Recht durch den Erlaß von Rechtsverordnungen und Anordnungen, zu
denen er ermächtigt war, um Gesetze durchzuführen und seine gesetzlichen
Kompetenzen auszuüben. Rechtsakte des Staatspräsidenten bedurften allerdings
von Ausnahmen abgesehen der Gegenzeichnung seitens der Regierung. Er war
bestimmend in Angelegenheiten der inneren und äußeren Sicherheit, was auch
seine Funktion als oberster Vorgesetzter der Streitkräfte unterstrich. Schließlich
hatte er das Recht, Sitzungen des Ministerrats einzuberufen und zu leiten.
Der Ministerrat als zweiter Träger der exekutiven Gewalt war für die Durch-
führung von Gesetzen sowie für die eigentliche Staatsverwaltung zuständig. Er
hatte das Recht und — im Fall des Staatshaushaltes — die Pflicht, Gesetze ein-
zubringen. Der Ministerpräsident und die von ihm vorgeschlagenen Minister
wurden zwar vom Staatspräsidenten berufen, sie benötigten jedoch auch ein
Vertrauensvotum des Sejm. Wurde es verweigert, wählte der Sejm eine Regie-
rung, die wiederum anschließend vom Staatspräsidenten berufen werden mußte.
Erfolgte keine Berufung, konnte der Staatspräsident einen zweiten Anlauf unter-
nehmen, der im Falle des Scheiterns einen zweiten Anlauf des Sejms nach sich
zog. Bei einem abermaligen Scheitern konnte der Staatspräsident den Sejm un-
mittelbar oder nach Ablauf einer sechsmonatigen Frist, innerhalb der eine von
ihm berufene Regierung bestätigt werden mußte, auflösen. Auf die Auswahl des
Außen-, des Verteidigungs- und des Innenministers konnte der Präsident beson-
deren Einfluß nehmen. Dem Ministerrat konnte zudem vom Sejm jederzeit das
Mißtrauen ausgesprochen werden; lag kein konstruktives Mißtrauensvotum vor,
konnte der Präsident den Rücktritt der Regierung annehmen oder den Sejm auf-
lösen.
Die rechtsprechende Gewalt lag nach den fortgeltenden Vorschriften der Ver-
fassung von 1952 in den Händen unabhängiger Gerichte. Über die Verfassungs-
mäßigkeit der Rechtsetzungsakte von Staatsorganen entschied das Verfassungs-
tribunal, dessen Mitglieder aus einem Kreis fachlich qualifizierter Personen vom
Sejm auf unbestimmte Zeit gewählt wurden und weisungsunabhängig waren.
Allerdings konnte der Sejm bislang ein Urteil des Verfassungstribunals mit 2/3-
Mehrheit zurückweisen. Des weiteren entschied ein Staatstribunal über Rechts-
verletzungen oberster staatlicher Entscheidungsträger. Seine Mitglieder wurden
vom Sejm für eine Legislaturperiode gewählt und waren nur an die Gesetze ge-
bunden.
In der neuen Verfassung vom Mai 1997 findet sich diese Struktur der Gewal-
tenteilung in ihren Grundzügen wieder, jedoch wurden die Kompetenzen der
Gewalten neu abgegrenzt. Im Vordergrund stand dabei die Regelung der Kom-224 Anhang
petenzen des Staatspräsidenten: der Sejm kann einen Einspruch des Präsidenten
gegen ein Gesetz zukünftig mit einer 3/5- statt einer 2/3-Mehrheit zurückweisen;
sein Einspruchsrecht bei Haushaltsgesetzen entfällt; die Außen- und Verteidi-
gungspolitik wird statt vom Staatspräsidenten vornehmlich vom Ministerrat in-
haltlich und personell gestaltet; die Ernennung von Richtern durch den Staats-
präsidenten erfolgt auf der Grundlage von Kandidatenlisten, die von Richter-
gremien erstellt werden. Aber auch das Parlament erfahrt durch die neue Verfas-
sung Einschränkungen seines Handlungsspielraums: der Sejm kann nicht länger
Urteile des Verfassungstribunals, das künftig auch die Verfassungsbeschwerden
einzelner Bürger behandelt, zurückweisen; der Regierung darf nur noch durch
ein konstruktives Mißtrauensvotum das Vertrauen entzogen werden.
19
6
b. Die tschechischen Verfassungsbestimmungen
Die tschechische Verfassung
19
7 überträgt die legislative Gewalt auf ein Parla-
ment, das sich aus zwei Kammern - dem Abgeordnetenhaus und dem Senat -
zusammensetzt. Die Abgeordneten werden auf vier Jahre, die Senatoren auf
sechs Jahre in demokratischen Wahlen bestimmt.
19
8 Von beiden Kammern kann
die Gesetzesinitiative ausgehen, jedoch bedürfen Gesetzesvorlagen des Senats
der Zustimmung des Abgeordnetenhauses, während im umgekehrten Fall eine
Zustimmung des Senats letztendlich nicht notwendig ist. Selbst bei Auflösung
des Abgeordnetenhauses hat der Senat nur eine begrenzte Gesetzgebungskom-
petenz und die von ihm veranlaßten Gesetzgebungsmaßnahmen können vom
neuen Abgeordnetenhaus aufgehoben werden. Nur bei der Annahme von Ver-
fassungsgesetzen und der Zustimmung zu internationalen Verträgen ist in beiden
Kammern jeweils eine 3/5-Mehrheit erforderlich. Während die Verfassung eine
Auflösung des Senats nicht vorsieht, kann der Staatspräsident das Abgeordne-




6 Zur polnischen Verfassungsreform siehe etwa WiRo (1997: 272 f.) und Frankfurter
Allgemeine Zeitung vom 27. Mai 1997.
19
7 Die Ausführungen zur tschechischen Verfassung basieren auf der Übersetzung in
Slapnicka(1994:45ff.)
19
8 Alle zwei Jahre wird ein Drittel der Senatoren gewählt.
19
9 Die Bedingungen lauten: das Abgeordnetenhaus verweigert einer neu ernannten Re-
gierung das Vertrauen; es faßt innerhalb von drei Monaten keinen Beschluß über eine
Gesetzesvorlage der Regierung, die damit die Vertrauensfrage verknüpft; es kommt
länger als zulässig nicht zu Sitzungen zusammen oder war länger als drei Monate be-
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Die exekutive Gewalt liegt beim Staatspräsidenten und der Regierung. Der
Präsident wird von beiden Kammern des Parlaments auf fünf Jahre gewählt und
kann für eine zweite Amtszeit kandidieren. Er nimmt vornehmlich repräsentative
Aufgaben nach innen und außen wahr. Anders als vormals der tschechoslowaki-
sche Staatspräsident hat er nicht das Recht zur Gesetzesinitiative, er kann gege-
benenfalls ein Gesetz an das Parlament zurückverweisen, was nur aufschiebende
Wirkung hat. Er darf zwar an Sitzungen des Parlaments und der Regierung teil-
nehmen, ohne jedoch deren Tätigkeit entscheidend zu beeinflussen oder zu kon-
trollieren. So erklärt sich auch, warum die Verfassung die Regierung als oberstes
Organ der vollziehenden Gewalt bezeichnet. Der Ministerpräsident und die von
ihm vorgeschlagenen Regierungsmitglieder werden vom Staatspräsidenten er-
nannt. Die neu ernannte Regierung bedarf zusätzlich eines Vertrauensvotums des
Abgeordnetenhauses. Erhält sie dieses nicht, ernennt der Staatspräsident eine
neue Regierung, deren Scheitern die Ernennung eines Ministerpräsidenten auf
Vorschlag des Vorsitzenden des Abgeordnetenhauses nach sich zieht. Dieser
Prozeß kann mit der Auflösung des Abgeordnetenhauses durch den Staatspräsi-
denten enden. Eine amtierende Regierung ist zudem zum Rücktritt gezwungen,
wenn ihr durch ein Votum des Abgeordnetenhauses das Vertrauen verweigert
oder das Mißtrauen ausgesprochen wird. Die Regierung hat des weiteren das
Recht zur Gesetzesinitiative — u.a. der Entwurf des Haushaltsgesetzes kann nur
von ihr eingebracht werden — und kann zur Durchführung von Gesetzen Ver-
ordnungen erlassen.
Die rechtsprechende Gewalt wird nach der Verfassung von unabhängigen Ge-
richten ausgeübt. Die Verfassungsordnung wird durch ein fünfzehnköpfiges Ver-
fassungsgericht geschützt, dessen Mitglieder vom Staatspräsidenten mit Zustim-
mung des Senats auf 10 Jahre berufen werden.
20
0 Das Verfassungsgericht ent-
scheidet u.a. über die Verfassungskonformität von Rechtsnormen, über Verfas-
sungsbeschwerden aufgrund von Eingriffen öffentlicher Institutionen in verfas-
sungsmäßig garantierte Rechte, über die Tätigkeit politischer Parteien sowie bei
Kompetenzstreitigkeiten zwischen Trägern staatlicher Gewalt. Die Aufhebung
eines als verfassungswidrig angesehenen Gesetzes können der Staatspräsident,
eine Gruppe von mindestens 41 Abgeordneten oder eine Gruppe von mindestens
17 Senatoren beantragen. Eine Verfassungsbeschwerde kann von jedem einge-
bracht werden, der sich in seinen verfassungsmäßig garantierten Rechten verletzt
sieht (Slapnicka 1994: 38).
20
0 Die Richter der anderen Gerichte werden vom Staatspräsidenten ohne zeitliche Befri-
stung ernannt.226 Anhang
c. Die slowakischen Verfassungsbestimmungen
In der slowakischen Verfassung
20
1 zeigt sich eine Mischung aus Elementen ei-
ner repräsentativen und einer direkten Demokratie bei der Verteilung der gesetz-
gebenden Gewalt auf das Parlament — den Nationalrat — und auf Volks-
abstimmungen. Anders als in der Tschechischen Republik besteht das slowaki-
sche Parlament aus nur einer Kammer, deren Abgeordneten alle vier Jahre de-
mokratisch gewählt werden. Die Abgeordneten des Nationalrats haben insbeson-
dere das Recht zur Gesetzesinitiative und die Gesetzgebungskompetenz, wobei
Verfassungsgesetze eine 3/5-Mehrheit erfordern. Die Gesetzgebungskompetenz
muß der Nationalrat insofern teilen, da im Rahmen eines Referendums über die
Beteiligung der Slowakischen Republik an einem Staatsverband und zu „wichti-
gen Fragen von öffentlichem Interesse" Entscheidungen gefallt werden können,
die Gesetzeskraft erhalten.
20
2 Aufgrund der unbestimmten Formulierung mögli-
cher Inhalte eines Referendums bleibt offen, wie weit die gesetzgebende Gewalt
direkt auf die Bürger verlagert werden kann. Die Verfassung schließt explizit nur
die Grundrechte und fiskalpolitische Maßnahmen als Gegenstand eines Refe-
rendums aus. Der Nationalrat kann des weiteren vom Staatspräsidenten aufgelöst
werden, wenn der Nationalrat innerhalb von sechs Monaten nach der Wahl
dreimal die programmatische Regierungserklärung ablehnt.
Die exekutive Gewalt obliegt dem Präsidenten der Republik und der Regie-
rung. Der vom Nationalrat auf fünf Jahre gewählte Staatspräsident, der einmal
wiedergewählt werden kann, nimmt vornehmlich repräsentative Aufgaben bzw.
Aufgaben ohne großes eigenes Ermessen wahr. Er kann vom Nationalrat nur in
Fällen von Landesverrat oder Verfassungsbruch mit 3/5-Mehrheit abberufen
werden. Er darf an Sitzungen von Regierung und Nationalrat teilnehmen und hat
die Möglichkeit, den Gesetzgebungsprozeß zu verzögern, ohne ihn aber inhalt-
lich prägen zu können. Daher ist die Regierung eindeutig der gewichtigere Trä-
ger der vollziehenden Gewalt. Der Ministerpräsident und die Minister werden
zwar vom Staatspräsidenten ernannt bzw. abberufen, entscheidend ist jedoch ein
Vertrauensvotum des Nationalrats. Dieser kann der Regierung oder einzelnen
Regierungsmitgliedern auch jederzeit das Mißtrauen aussprechen, was deren
Abberufung zur Folge hat. Die Regierung hat das Recht zur Gesetzesinitiative
20
1 Nachfolgend wird auf die slowakische Verfassung in der Übersetzung nach Slapnicka
(1993: 167 ff.) Bezug genommen.
202 Voraussetzung für ein Referendum ist eine von mindestens 350 000 Bürgern bean-
tragte Petition oder ein Beschluß des Nationalrats; die Ergebnisse eines Referendums
sind bindend, wenn sich die absolute Mehrheit der Wahlberechtigten beteiligt und mit
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und kann die Gesetze mittels Verordnungen durchfuhren, wobei sie ihre Ent-
scheidungen kollektiv trifft.
Die richterliche Gewalt wird vom Verfassungsgericht sowie unabhängigen
und unparteiischen Gerichten ausgeübt. Das Verfassungsgericht setzt sich aus
zehn Richtern zusammen, die vom Staatspräsidenten aus einem Kreis von 20
Kandidaten, für die der Nationalrat das Vorschlagsrecht hat, ausgewählt und auf
sieben Jahre ernannt werden.
20
3 Nur in seltenen Fällen kann ein Verfassungs-
richter vorzeitig abberufen werden. Das Verfassungsgericht entscheidet über die
Vereinbarkeit von Rechtsnormen mit höherrangigem Recht und internationalen
Verträgen, über Kompetenzkonflikte zwischen Staatsorganen und über Verfas-
sungsbeschwerden gegen Entscheidungen der Staatsverwaltung, die Grundrechte
verletzen. Zudem legt es unter anderem Verfassungsgesetze aus und fungiert als
Wahlgericht. Das Verfassungsgericht wird tätig, wenn ein Antrag von 1/5 der
Abgeordneten, des Präsidenten, der Regierung, eines Gerichts, der Prokuratur
oder eines in seinen Grundrechten verletzten Bürgers vorliegt.
Eine Besonderheit der slowakischen Verfassungsordnung besteht in der In-
stitution der Prokuratur, die von einem Generalprokurator geleitet wird, der auf
Vorschlag des Nationalrats vom Staatspräsidenten ernannt und abberufen wird.
Die slowakische Prokuratur, die ihr Vorbild in der alten Sowjetunion findet, hat
die Aufgabe, über die konsequente Durchführung und Einhaltung der geltenden
Rechtsnormen zu wachen. Der Wirkungskreis der Prokuratur schließt die Staats-
organe, Gerichte sowie sonstige natürliche und juristische Personen ein. Diese
Aufgabe nimmt sie sowohl vor Gericht als auch außergerichtlich wahr (Slap-
nicka 1993: 163 f.).
d. Die ungarischen Verfassungsbestimmungen
Die ungarische Verfassung
20
4 bezeichnet das Parlament als oberstes Staatsver-
waltungs- und Volksvertretungsorgan, das Träger der gesetzgebenden Gewalt
ist. Bei den auf vier Jahre gewählten Abgeordneten liegen Gesetzgebungsinitia-
tive und -kompetenz, sie verabschieden Verfassungsgesetze mit 2/3-Mehrheit




3 Im allgemeinen werden Richter auf Vorschlag der Regierung für vier Jahre vom Na-
tionalrat gewählt; anschließend ist eine unbefristete Wiederwahl möglich.
20
4 Den weiteren Ausführungen liegt die Verfassung in der Übersetzung der „Geltenden
Ungarischen Rechtsnormen" (VERZÄL 1990) zugrunde.
20
5 Die Verfassung sieht zusätzliche Volksabstimmungen vor. Diese können zu Gegen-
ständen der Gesetzgebung und der Parlamentsarbeit abgehalten werden, dürfen aller-
dings nicht zu impliziten Verfassungsänderungen fuhren {Jahrbuch für Ostrecht
1994: 128).228 Anhang
Auflösung des Parlaments ist nur aufgrund eines eigenen Beschlusses oder durch
den Staatspräsidenten möglich. Der Staatspräsident kann das Parlament aller-
dings nur dann auflösen, wenn es innerhalb eines Jahres der Regierung in min-
destens vier Fällen das Mißtrauen ausspricht oder bei einer Regierungsneubil-
dung den von ihm vorgeschlagenen Kandidaten nicht innerhalb von 40 Tagen
zum Ministerpräsidenten wählt.
Die exekutive Gewalt teilen sich der Staatspräsident und die Regierung. Der
Staatspräsident wird auf fünf Jahre vom Parlament gewählt und kann höchstens
einmal wiedergewählt werden. Eine vorzeitige Amtsenthebung des Staatspräsi-
denten kann das Verfassungsgericht nur im Fall einer nachgewiesenen Gesetzes-
verletzung verfügen. Der Staatspräsident nimmt zwar repräsentative Aufgaben
wahr, ist aber nicht auf diese beschränkt. So hat er das Recht zur Gesetzes-
initiative, kann Volksabstimmungen initiieren, ist Oberbefehlshaber der Streit-
kräfte und übt in Zeiten des Notstandes maßgeblich die exekutive Gewalt aus.
Ansonsten ist allerdings die Regierung die bestimmende Trägerin der exekutiven
Gewalt. Das Parlament wählt auf Vorschlag des Staatspräsidenten einen Mini-
sterpräsidenten, der wiederum dem Staatspräsidenten die einzelnen Kabinetts-
mitglieder vorschlägt. Die Regierung kann vorzeitig abgelöst werden, wenn ein
konstruktiver Mißtrauensantrag von mindestens 1/5 der Abgeordneten eine
Mehrheit findet oder die Regierung eine von ihr beantragte Vertrauensabstim-
mung verliert. Der Regierung obliegt die Durchführung der Gesetze, was in der
Regel durch Verordnungen erfolgt. Sie hat zudem das Recht der Gesetzgebungs-
initiative.
Die richterliche Gewalt wird in Ungarn von einem Verfassungsgericht sowie
sonstigen Gerichten ausgeübt, deren Richter unabhängig und nur dem Gesetz
untergeordnet sind. Die Überprüfung von Rechtsnormen auf ihre Verfassungs-
konformität wird von dem Verfassungsgericht wahrgenommen, dessen 15 Mit-
glieder vom Parlament mit 2/3-Mehrheit für die Dauer von neun Jahren gewählt
werden. Das Verfassungsgericht wird im Rahmen der Normenkontrolle auf An-
trag des Parlaments, von Abgeordnetengruppen, des Staatspräsidenten oder der
Regierung tätig. Jede Einzelperson kann zudem Verfassungsbeschwerde erhe-
ben, wenn sie in ihren durch die Verfassung garantierten Rechten verletzt ist und
den Rechtsweg ausgeschöpft hat (Majoros 1990: 168).//. Das Gerichtswesen in den Reformländern 229
II. Das Gerichtswesen in den Reformländern
a. Polen
In Polen wurde bis zum Jahr 1990 wieder ein Gerichtssystem aufgebaut, das aus
ordentlichen und besonderen Gerichten besteht. Die ordentliche Gerichtsbarkeit
entscheidet in Straf-, Zivil-, Familien-, Vormundschafts- und Wirtschaftssachen
sowie auf dem Gebiet des Arbeits- und Sozialversicherungsrechts, wobei ein
dreigliedriger Aufbau Revisionsmöglichkeiten sicherstellt.
20
6 Die besondere Ge-
richtsbarkeit setzt sich aus einer Militär- und einer Verwaltungsgerichtsbarkeit
zusammen.
20
7 Für beide Gerichtsbarkeiten dient das Oberste Gericht, neben
Verfassungs- und Staatstribunal das höchste Gerichtsorgan, als Revisionsinstanz.
Es übt zudem die Rechtsprechungsaufsicht über die ordentlichen und besonderen
Gerichte aus, wenn es auch nicht mehr verbindliche Richtlinien der Rechtsausle-
gung und der Gerichtspraxis vorgeben kann. Die Unabhängigkeit der Richter
wurde dadurch gestärkt, daß alleine ein unabhängiger Landesjustizrat über die
Berufung und die — nur ausnahmsweise — Abberufung von Richtern ent-
scheiden kann. Des weiteren wurde die zeitliche Befristung der Amtszeit von
Richtern des Obersten Gerichts auf fünf Jahre aufgehoben. Während die richter-
liche Selbstverwaltung gestärkt wurde, verblieb lediglich die Aufsicht über die
Verwaltungstätigkeit der ordentlichen Gerichte beim Justizminister (Kuss und
Mohlek 1993: 25 f.; Herrnfeld 1995: 49 f.).
b. Tschechische und Slowakische Republik
Noch zu Zeiten der Tschechoslowakei wurde im Jahr 1991 das Gerichtswesen
grundlegend reformiert und von den beiden Nachfolgestaaten, der Tschechi-
schen und der Slowakischen Republik, jeweils in der neuen Struktur übernom-
men. Die dreigliedrig aufgebaute ordentliche Gerichtsbarkeit mit einem Obersten
Gericht an der Spitze ist allgemein zuständig, auch in Verwaltungsrechtsangele-
genheiten. Die Unabhängigkeit der Richter wird dadurch gesichert, daß diese auf
unbestimmte Zeit ernannt werden und nur durch ein Disziplinargericht sanktio-
20° Es handelt sich dabei um Rayon-, Woiwodschafts- und Appelationsgerichte. Der
Rechtsweg besteht aus zwei Instanzen, so daß ein Appelationsgericht Revisionsin-
stanz ist, wenn ein Woiwodschaftsgericht erstinstanzlich entscheidet.
20
7 Ein Hauptverwaltungsgericht mit sechs „instanziell gleichgeordneten Außenstellen"
entscheidet in Verwaltungsrechtssachen (Kuss und Mohlek 1993: 26).230 Anhang
niert werden können. Abweichend müssen die slowakischen Richter eine vier-
jährige Probezeit durchlaufen (Herrnfeld 1995: 70 f.).
c. Ungarn
In Ungarn fanden grundlegende Justizreformen bereits im Jahr 1972 statt, die zu
einer Annäherung an westliche Rechtsstandards führten. Diese Reformen wur-
den nach der Verfassungsrevision im Jahr 1989 fortgesetzt, wobei zum einen die
Struktur des Gerichtswesens reorganisiert wurde. So gibt es seit 1992 eine ein-
heitliche Gerichtsbarkeit in Gestalt der ordentlichen Gerichte, die auch in Ver-
waltungsrechtssachen zuständig sind.
20
8 Die ordentliche Gerichtsbarkeit ist drei-
stufig gegliedert und hat an ihrer Spitze das Oberste Gericht.
20
9 Dieses ist in der
Regel Revisionsinstanz und kann für die anderen Gerichte verbindliche Richtli-
nien erlassen und Grundsatzentscheidungen fällen. Von diesen Möglichkeiten
zur Vereinheitlichung der Rechtsprechung macht es allerdings nur selten Ge-
brauch. Zum anderen wurde die richterliche Unabhängigkeit gestärkt: Berufs-
richter werden auf Lebenszeit ernannt, sie sind unabsetzbar und unversetzbar.
Zudem kann ein Ernennungsvorschlag des Justizministers nur im Einvernehmen
mit dem jeweils zuständigen Richtergremium erfolgen. Diese Gremien nehmen
darüber hinaus gemeinsam mit dem Justizminister die Aufgaben der Justiz-
verwaltung wahr. Abweichend von den üblichen Ernennungsverfahren wird nur
der Präsident des Obersten Gerichts auf sechs Jahre befristet vom Parlament mit
2/3-Mehrheit gewählt (Brunner 1996a: 40a ff; Herrnfeld 1995: 87 f.).
Die Arbeitsgerichte sind auf dem Instanzenweg mit der allgemeinen Gerichtsbarkeit
verbunden.
Die Ortsgerichte und die Komitatsgerichte (einschließlich des Hauptstadtgerichts)
komplettieren den Instanzenweg.///. Die Messung des intra-industriellen Handels 231
III. Die Messung des intra-industriellen Handels
Die Ausgangsbasis für eine geeignete Meßgröße stellt der von Michaely (1962:
88 ff.) entwickelte Koeffizient dar:
100
mit Xj - Exporte in der Warengruppe i
trij = Importe in der Warengruppe i
Mit Hilfe dieses Koeffizienten sollte eigentlich das Ausmaß des inter-
industriellen Handels gemessen werden: Bei einem Wert von null gibt es keinen,
bei einem Wert von zwei ausschließlich inter-industriellen Handel. Grubel und
Lloyd (1975: 27) haben diesen Koeffizienten allerdings so umgeformt, daß statt
dessen der Intra-Handel in dem üblichen Intervall [0, 100] als vH-Anteil gemes-
sen werden kann:
m-, 100.
Dieser modifizierte Michaely-Koeffizient ist identisch mit dem sogenannten
Aquino-Koeffizienten, der jedoch eine andere Ausgangsbasis hat (Aquino 1978:
280 ff.). Alternative Meßverfahren wurden u.a. von Grubel und Lloyd (1971:
494 ff.; 1975: 20 ff.), Balassa (1979) und Bergstrand (1983) entwickelt.232 Anhang
IV. Tabellenanhang
Tabelle A1 — Die sektorale Struktur des Sozialprodukts europäischer Länder
mit leicht unterdurchschnittlichem Pro-Kopf-Einkommen vor











































































































a Darunter fallen zu einem großen Teil diverse Dienstleistungen. —
 b Bruttoinlandsprodukt zu
Faktorkosten. —
 c Explizit werden Land- und Forstwirtschaft, Jagd und Fischerei berücksichtigt.
—
 d Bruttoinlandsprodukt. —
 e Nettonationaleinkommen nach Wirtschaftszweigen in heimi-
scher Währung und zu laufenden Preisen. —
 f Die Position „Industrie" umfaßt Bergbau, Verar-
beitendes Gewerbe und Handwerk. —
 s Brutto-Nationalprodukt nach Wirtschaftszweigen. —
h In dieser Position sind Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe, Handwerk und Baugewerbe enthal-
ten, —' Bruttonationalprodukt (in der Abgrenzung der Vereinten Nationen) der „tschechischen
Inlandsprovinzen".
Quelle: Butschek (1985: 35); Hjerppe (1989: 231 ff); Krejci (1968: 264); Leth-
bridge (1974: 2 f.; 1985: 533 f.); Mitchell (1980: 846 ff); ECE (1949:
230); Zamagni (1993: 38); eigene Zusammenstellung und Berechnungen.IV. Tabellenanhang 233
Tabelle A2 — Die sektorale Struktur der Beschäftigung in europäischen Län-
dern mit leicht unterdurchschnittlichem Pro-Kopf-Einkommen

































































a Darunter fallen zu einem großen Teil diverse Dienstleistungen. —
 b Explizit werden Land- und
Forstwirtschaft ausgewiesen. —
 c Verarbeitendes Gewerbe. —
 d Die Position „Industrie" setzt
sich aus Rohstoffgewinnung und Verarbeitendem Gewerbe zusammen. —
 e Zu dieser Position
zählen Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe, Handwerk und Baugewerbe.
Quelle: Butschek (1978: 123); Clough (1964: 378); Hjerppe (1989: 264 ff.);
Lethbridge (1974: 2 f.; 1985: 533 f.); Mitchell (1980: 161 ff); Zamagni
(1993: 32); eigene Zusammenstellung und Berechnungen.
Tabelle A3 — Die sektorale Struktur des Sozialprodukts europäischer Länder
mit stark unterdurchschnittlichem Pro-Kopf-Einkommen vor















































































































a Bruttonationalprodukt. — Bergbau und Salzproduktion sind in dieser Position auch berück-
sichtigt. —
 c In dieser Position sind Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe, Handwerk und Bauge-
werbe enthalten. —
 d Nettonationaleinkommen nach Wirtschaftszweigen in heimischer Wäh-
rung und zu laufenden Preisen; im Falle Polens sind keine Dienstleistungen, bei Ungarn ist nur
das Wohnungswesen ausgewiesen, so daß für diese Länder eine Art „Materialprodukt" ohne
Dienstleistungen vorliegt, was die Vergleichbarkeit einschränkt. —
 e Diese Position umfaßt
Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Handwerk. —
 f Bruttoinlandsprodukt zu Faktorkosten.
—
 g Diese Position umfaßt auch die Fischerei. —
 h In dieser Position sind Rohstoffgewinnung,
Verarbeitendes Gewerbe und Energiewirtschaft zusammengefaßt. — ' Bruttoinlandsprodukt zu
Faktorkosten. —J Nationalprodukt zu Faktorkosten. —
 k Nettovolkseinkommen. — ' Diese Po-
sition umfaßt Bergbau und Hüttenwesen, Fabrikindustrie sowie Handwerk und Hausindustrie. —
m Bruttoinlandsprodukt.
Quelle: Eckstein (1955: 171); Freris (1986: 107); Instituto de Estudios Fiscales
(1976: 1136 ff.); Lethbridge (1974: 2 f; 1985: 533 f.); Magyar Gazda-
sägkutatö Intezet (MGI) (1942:6); Matolcsy und Varga (1938:43);
Mitchell (1980: 846 ff.); ECE (1949: 230); Valerio (1983: 94); eigene
Zusammenstellung und Berechnungen.IV. Tabellenanhang 235
Tabelle A4 — Die sektorale Struktur der Beschäftigung in europäischen Län-
dern mit stark unterdurchschnittlichem Pro-Kopf-Einkommen























































































































a Darunter fallen zu einem großen Teil diverse Dienstleistungen. —
 b Berücksichtigt werden
Rohstoffgewinnung, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe. —
 c Diese Position schließt
Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe, Handwerk und Baugewerbe ein. —
 d Explizit berücksichtigt
werden Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei. —
 e Darunter fallen Bergbau und Industrie.
—
 f Diese Position umfaßt Rohstoffgewinnung und Verarbeitendes Gewerbe. —
 B In dieser Po-
sition ist auch explizit die Fischerei enthalten. —
 h Rohstoffgewinnung und Verarbeitendes Ge-
werbe werden zusammengefaßt.
Quelle: Constantacopoulos (1962: 62); Eckstein (1955: 182); Instituto de Estu-
dios Fiscales (JEF) (1976:1136 ff); Lethbridge (1974:2 f.; 1985:
533 f.); Mitchell (1980: 161 ff.); Nunes (1991: 716); Zweig (1944: 21);
eigene Zusammenstellung und Berechnungen.236 Anhang
Tabelle A5 — Relatives Pro-Kopf-Einkommen in den westeuropäischen Refe-
















































a Gemessen als Anteil am OECD-Durchschnitt: (B1P
REFI pREFy(BIpO/P°)-\00, mit BIP
= Bruttoinlandsprodukt zu laufenden Preisen, P = Bevölkerung, REF = Referenzländer, O
= OECD-Durchschnitt. — WK = Wechselkurse; KKP = Kaufkraftparitäten.
Quelle: OECD, National Accounts (lfd. Jgg.); eigene Zusammenstellung und
Berechnungen.IV. Tabellenanhang 237
Tabelle A6 — Die sektorale Beschäftigungsstruktur in den westeuropäischen
Referenzländern 1960 - 1990 (vH)





































































































































































Quelle: OECD, Latour Force (lfd. Jgg.); eigene Zusammenstellung und Be-
rechnungen.238 Anhang
Tabelle A7 — Die Entwicklung der industriellen Beschäftigung in den westeu-



























































































































































Definition der Gruppen siehe






































































Quelle: UNIDO (1996); eigene Zusammenstellung und Berechnungen.240 Anhang



















































































































































































































































































Quelle: OECD, Trade by Commodities (lfd. Jgg.); IMF (lfd. Jgg.); OEEC (lfd.
Jgg.); eigene Zusammenstellung und Berechnungen.242 Anhang
























































































































































































































































































































Quelle: Vgl. Tabelle A8.244 Anhang

























































































































































































































































a In vH des Gesamtexports; die Summe der Anteile in den einzelnen .
die Exporte in der Kategorie SITC 9 nicht eingruppiert werden können;

























ahren ist <100, da
zu den Gütergrup-
Quelle: OECD, Trade by Commodities (lfd. Jgg.); OECD, Commodity Trade
Statistics (lfd. Jgg.); OECD, Foreign Trade Statistics by Commodities
(lfd. Jgg.); eigene Zusammenstellung und Berechnungen.246 Anhang

























































































































































































































































a In vH des Gesamtimports; die Summe der Anteile in den einzelnen .
die Importe in der Kategorie SITC 9 nicht eingruppiert werden können;

























Fahren ist <100, da
zu den Gütergrup-
Quelle: Vgl. Tabelle AI0.248 Anhang
Tabelle A12 — Die internationale Wettbewerbsfähigkeit der westeuropäischen

























































































































































































































a Die RCA-Werte fiir / Gütergruppen
















































































der folgenden Formel berechnet: RCAj
zu den GütergruppeiI vgl. Übersicht A2
Quelle: Vgl. Tabelle AI0.250 Anhang
Tabelle AI3 — Die Entwicklung des intra-industriellen Handels in den westeu-







































auf der Basis SITC-Revision 3 Warengruppen 5-8, 2-
III). Zu lesen als vH-Anteil am Gesamthandel in den be-
Quelle: OECD, Trade by Commodities (lfd. Jgg.); eigene Zusammenstellung
und Berechnungen.






Arbeitsintensive Industriezweige, die in der Anfangsphase der industriel-
len Entwicklung dominieren:
Tabakwaren, Textilien, Töpferwaren, Glaswaren und andere nicht-minera-
lische Produkte.
Zu einem großen Teil arbeitsintensive Produktionen, häufig Konsumgüter-
industrien, die für ein mittleres Entwicklungsniveau kennzeichnend sind
und verstärkt dem Konkurrenzdruck von Entwicklungsländern ausgesetzt
sind:
Nahrungs- und Genußmittel, Bekleidung, Lederwaren, Schuhe, Möbel,
Kunststoff- und Gummiprodukte, Metallwaren und andere Konsumerzeug-
nisse.
Relativ human- und sachkapitalintensive Industriezweige, die hohe Ein-
kommenselastizitäten aufweisen und andere Industrien im Entwicklungs-
verlauf verdrängen:
Papierwaren, Druckerzeugnisse, NE-Metalle, Maschinenbau, Elektroer-
zeugnisse, Verkehrsmittel sowie Feinmechanik, Meß- und Regeltechnik.
Ressourcen- und kapitalintensive Industriezweige, die weniger vom Ent-
wicklungsniveau abhängen, sondern standortspezifisch sind:
Eisen und Stahl, chemische und petrochemische Erzeugnisse, Holzpro-
dukte.
Quelle: Donges et al. (1982: 52 ff.); eigene Zusammenstellung.IV. Tabellenanhang 251
Übersicht A2 — Zuordnung von Gütern nach dem internationalen Warenver-

























































































Nahrungsmittel und lebende Tiere
Rohstoffe ohne Nahrungsmittel, minera-
lische Brennstoffe und Spinnstoffe
Mineralische Brennstoffe und Schmier-
mittel ohne elektrischen Strom





Verarbeitete Produkte ohne Kautschuk-
waren, Eisen und Stahl sowie NE-
Metalle
Sonstige verarbeitete Produkte ohne











Organische und anorganische Chemika-
lien




Geräte für Nachrichtentechnik, Bild- und
Tonaufnahmegeräte sowie elektrische
Maschinen, Apparate, Geräte






Meß-, Prüf- und Kontrollinstrumente,
Geräte etc.
Quelle: Klodt (1987); Heitger et al. (1992: 43 ff); eigene Zusammenstellung.Literaturverzeichnis
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